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Aus diesem Heft 
Volkszählung 1987 

Rechtliche Grundlagen und 
Konzept nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Dezember 1983 

Im Hinblick auf das anhaltende offentli-
che Interesse an der Volkszählung 
1987 werden in diesem Beitrag die 
rechtliche und fachliche Diskussion im 
Rahmen der parlamentarischen Bera-
tungen zum Volkszählungsgesetz 
1987 und der Ablauf der Volkszählung 
1987 dargestellt. 
Ausgangspunkt ist dabei die Diskus-
sion um die Verfassungsmäßigkeit des 
Volkszählungsgesetzes 1983, die letzt-
lich zur Aussetzung der geplanten 
Volkszählung 1983 durch das Bundes-
verfassungsgericht führte. Die an-
schließenden eingehenden parlamen-
tarischen Beratungen - insbesonde-
re im Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages - mit dem Ziel, allen 
Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichtsurteils vom 15. Dezember 
1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 
unter datenschutzrechtlichen, fachli-
chen und organisatorischen Aspekten 
beim Volkszählungsgesetz 1987 Rech-
nung zu tragen, sind Schwerpunkt des 
ersten Teils des Beitrags. Er schließt 
mit der Darstellung der wichtigsten 
Neuregelungen im Volkszählungsge-
setz 1987 ab. 

Auf der Grundlage der Regelungen 
des Volkszählungsgesetzes 1987 und 
der Durchführungsverordnungen der 
Länder zum Volkszählungsgesetz 
1987 wird im Anschluß daran ein Über-
blick über die konzeptionellen Vorar-
beiten zur Volkszählung 1987, ihre Um-
setzung in organisatorisch-technische 
Vorgaben unter Berücksichtigung da-
tenschutzrechtlicher Verfahren durch 
die Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder und die Durchführung 
der Zählung vor Ort durch die Erhe-
bungsstellen der Gemeinden gege-
ben. Im Mittelpunkt der Ausführungen 
stehen dabei die Erhebungsvordrucke 
der Volkszählung 1987 sowie die Auf-
gaben der Zähler und der Erhebungs-
stellen. Der Beitrag schließt mit der 
Darstellung der Aufbereitung der 
Volkszählungsdaten und der geplan-
ten Ergebniserstellung in den Statisti-
schen Ämtern des Bundes und der 
Länder. 

In den nächsten Ausgaben von ,,Wirt-
schaft und Statistik" werden das Kon-
zept der Arbeitsstättenzählung und 
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Nutzenaspekte der Volkszählung dar-
gestellt Darüber hinaus sind Beiträge 
über die Maßnahmen zur Öffentllch-
ke1tsarbe1t und über Volkszählungen 
1m 1nternat1onalen Vergleich vorgese-
hen. 

Daten zur Wahl zum 11. Deutschen 
Bundestag am 25. Januar 1987 

Die Wahl zum 11. Deutschen Bundes-
tag findet nach der Anordnung des 
Bundespräsidenten vom 27. Juni 1986 
(BGBI. 1 S. 945) am Sonntag, dem 25. 
Januar 1987, statt. Sie wird auf der 
Grundlage des Bundeswahlgesetzes 
(BWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. September 1975 (BGBI. 1 
S. 2325), zuletzt geändert durch das 
Siebte Gesetz zur Änderung des Bun-
deswahlgesetzes vom 8. März 1985 
(BGBI. 1 S. 521 ), und der Bundeswahl-
ordnung (BWO) vom 28. August 1985 
(BGBl. I S. 1769) durchgeführt. 
Erstmalig sind bei der Bundestags-
wahl 1987 unter bestimmten Voraus-
setzungen Deutsche, die im Ausland 
wohnen und nicht bei einem bundes-
deutschen Einwohnermeldeamt regi-
striert sind, wahlberechtigt. Als weitere 
wesentliche Änderung ist das bisher 
bei allen Bundestagswahlen ange-
wandte Sitzverteilungsverfahren nach 
d'Hondt durch das Verfahren nach Nie-
meyer ersetzt worden. 
Der Aufsatz enthält abschließend 
einen Überblick über die Erst- und 
Zweitstimmen früherer Bundestags-
wahlen, einschließlich der Sitzvertei-
lung für 1983, sowie über die Verteilung 
der Zweitstimmen nach ausgewählten 
Merkmalen. 

Ehescheidungen 1985 

Die Ergebnisse der Scheidungsstati-
stik zeigen für 1985 erstmals seit 1978 
einen Rückgang der Zahl der gerichtli-
chen Ehelösungen. Im Berichtsjahr 
wurden 128124 Ehen geschieden, das 
waren im Vergleich zum Vorjahr 2 620 
oder 2 % Scheidungen weniger. Die 
Scheidungs h ä u f i g k e i t, berech-
net als Summe ehedauerspezifischer 
Scheidungsziffern, hat jedoch im glei-
chen Zeitraum nur um rund 1 % abge-
nommen, so daß von einer Änderung 
im Scheidungsverhalten noch nicht 
gesprochen werden kann. 
Die vorliegende regionale Analyse der 
Daten geht erstmals über die Gliede-
rung nach rein administrativen Ge-
bietseinheiten (Bundesländer, Regie-

rungsbez1rke, Kreise) hinaus, indem 
Ergebnisse fur siedlungsstrukturelle 
Kreistypen dargestellt werden. Dabei 
zeigt sich, daß die Scheidungshäufig-
keit mit dem Grad der Verstädterung 
zunimmt: In Regionen mit großen Ver-
dichtungsräumen liegt die Schei-
dungsziffer mit 23,7 wesentlich über 
der Ziffer in ländlich geprägten Regio-
nen, für die nur 15,3 Ehescheidungen 
je 1 O 000 Einwohner ausgewiesen wer-
den. 
Ein zweiter Schwerpunkt dieses Bei-
trags liegt bei der Darstellung dreidi-
mensionaler Schaubilder, die einen 
Überblick über die Scheidungshäufig-
keit in Abhängigkeit von Ehedauer 
und Kalender- bzw. Eheschließungs-
jahr ermöglichen. 

Mikrozensus und Erwerbstätigkeit 
im Juni 1985 

Der Mikrozensus im Juni 1985 konnte 
erstmals seit 1982 die durch die Aus-
setzung des Mikrozensus 1983 und 
1984 bedingten Informationslücken 
hinsichtlich einer umfassenden Dar-
stellung der Erwerbs- und Unterhalts-
situation der Bevölkerung schließen. 
Der vorliegende Beitrag gibt zunächst 
einige Hinweise auf das Erhebungs-
programm des Mikrozensus 1985 bis 
1990 sowie auf wichtige Neuregelun-
gen des Mikrozensusgesetzes vom 
10. Juni 1985, das den aus dem Volks-
zählungsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 15. Dezember 1983 
resultierenden Anforderungen an stati-
stische Rechtsvorschriften voll Rech-
nung trägt. Anschließend werden erste 
Ergebnisse über die Erwerbstätigkeit 
im Juni 1985, u. a. im Zusammenhang 
mit Ergebnissen der Arbeitskräfte-
stichproben der Europäischen Ge-
meinschaften und der Mikrozensusbe-
fragungen früherer Jahre, erläutert. 
Der Abnahme der Bevölkerung vom 
Juni 1984 zum Juni 1985 steht ein An-
stieg der Erwerbspersonen (Erwerbs-
tätige und Erwerbslose) und ein Rück-
gang der Nichterwerbspersonen ge-
genüber. Der Anteil der Erwerbsperso-
nen an der Gesamtbevölkerung (Er-
werbsquote) hat sich daher in der glei-
chen Zeit erhöht. In den einzelnen Al-
tersgruppen der 15- bis unter 55jähri-
gen ist die Erwerbsquote gestiegen, 
während sie für die 55- bis unter 65jäh-
rigen weiter deutlich gesunken ist. 
Die Dienstleistungsbereiche haben 
ihre Bedeutung in den letzten Jahren 
ausgebaut. In diesem Bereich liegt die 
Zahl der Selbständigen um 200 000 
(rund ein Drittel) und die der abhängig 
Erwerbstätigen (Arbeiter, Angestellte, 
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Beamte) um 1,8 Mill. über dem Niveau 
vom Mai 1975. We1terh1n ist die Tell-
ze1terwerbstat1gke1t bei Frauen von zu-
nehmender Bedeutung. 28,9 % der er-
werbstat1gen Frauen in abhängiger Ta-
tigkeit gehen einer Te1lze1tarbeit nach, 
fast zwei Drittel dieser tellze1tbeschäf-
t1gten Frauen wunschen auch keine 
Vollze1ttat1gke1t 

Für die Bevölkerung insgesamt ist im 
Juni 1985 die Bedeutung des überwie-
genden Lebensunterhalts durch Ange-
hörige deutlich auf 36,5 % zurückge-
gangen. Demgegenüber ist die Er-
werbstätigkeit als überwiegende Un-
terhaltsquelle mit 41,1 % fast unveran-
dert die vorherrschende Einkommens-
quelle. Knapp die Hälfte der Erwerbstä-
tigen verfügte im Mai 1985 über mehr 
als 1 800 DM als monatliches Nettoein-
kommen. 

Zur Verfügbarkeit von Daten der 
Kostenstrukturstatistiken des 
Statistischen Bundesamtes 
Ausgehend von der Entstehungsge-
schichte der Kostenstrukturstatistiken, 
die auf den Anfang der fünfziger Jahre 
zurückgeht, gibt dieser Beitrag einen 
Überblick über die Entwicklung und 
das Datenangebot der Kostenstruktur-
statistiken des Statistischen Bundes-
amtes. Neben dem technischen Erhe-
bungskonzept werden vor allem die 
methodische und inhaltliche Ausge-
staltung der Erhebungen dargelegt. 
Dabei liegt der Schwerpunkt der Dar-
stellung auf der Ableitung der Wert-
schöpfungsgrößen. 
Von ihrer Aufgabenstellung und me-
thodischen Konzeption her sind die 
Kostenstrukturerhebungen so ange-
legt, daß sie in erster Linie Ergebnisse 
für Wirtschaftszweige und für Unter-
nehmensgrößenklassen auf der Ebene 
des Bundes liefern. Regionale Informa-
tionsbedürfnisse, die in jüngster Zeit 
an Bedeutung gewinnen, werden nicht 
bzw. nur unzureichend abgedeckt. Ab-
schließend werden deshalb Moglich-
ke1ten und Grenzen einer besseren 
Berücksichtigung regionaler Datenan-
forderungen diskutiert. 

Allgemeine und berufliche Bildung 
1985 
Dieser Beitrag berichtet Liber die Er-
gebnisse der Schul-, Berufsbildungs-
und Hochschulstatistik 1m Jahr 1985, 
über die seit 1970 eingetretenen Ver-
änderungen sowie die voraussichtli-
che Entwicklung bis zum Jahr 2000. 
Ferner wird ein Überblick über die Teil-
nahme der Bevölkerung an der Weiter-
bildung, die Bildungsausgaben der öf-
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fentl1chen Haushalte sowie die Ausbil-
dungsforderung nachdem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAföG) 
gegeben. 

11,3 Mill. Personen besuchten 1m Jahr 
1985 Schulen und Hochschulen 1m 
Bundesgebiet. Seit 1970 wurde die 
Entwicklung 1m Bildungsbereich ent-
scheidend durch demographische 
Einflüsse geprägt. So durchlief eine 
demographische Welle mit ihren ge-
burtenstarken und anschließend ge-
burtenschwachen Jahrgängen das Bil-
dungssystem. Daneben wirkten sich 
der Trend zu höheren Bildungsab-
schlüssen und die damit verbundene 
gestiegene Bildungsbeteiligung deut-
lich aus. 

Von den 11,3 Mill. Personen, die 1985 
Schulen und Hochschulen im Bundes-
gebiet besuchten, waren 7,2 Mill. Schü-
ler allgemeinbildender Schulen, 2,8 
Mill. Schüler erhielten eine Ausbildung 
an beruflichen Schulen (darunter 1,8 
Mill. Auszubildende, die [Teilze1t-]Be-
rufsschulen besuchten), und an den 
Hochschulen waren 1,3 Mill. Studenten 
eingeschrieben. 

363 500 Personen (73 200 Schüler, 
290 300 Studenten) erhielten im Jah-
resdurchschnitt Leistungen nach dem 
BAföG; Bund und Länder wendeten 
hierfür 2,3 Mrd. DM auf. Insgesamt be-
liefen sich die Bildungsausgaben der 
öffentlichen Haushalte im Jahr 1984 
auf 82,3 Mrd. DM, dies entspricht 1 346 
DM je Einwohner. 

Bruttojahresverdienste in 
Industrie und Handel 1985 
Die Ergebnisse der Jahresverdienst-
erhebung für das Jahr 1985 werden in 
diesem Beitrag dargestellt und nach 
Wirtschaftszweigen aufgegliedert ana-
lysiert. 

Für einen vollbeschäftigten Industrie-
arbeiter lag 1985 der durchschnittliche 
Bruttojahresverdienst einschließlich 
Sonderzahlungen jeder Art mit 40 582 
DM erstmals über 40 000 DM. Eine 
voll beschäftigte Industriearbeiterin 
verdiente 1985 im Durchschnitt rund 
28 000 DM. Der Bruttojahresverdienst 
eines vollbeschäftigten männlichen 
Angestellten in der Industrie über-
schritt 1985 die Grenze von 60 000 DM 
und betrug im Durchschnitt 61 122 
DM; eine weibliche Angestellte in der 
Industrie verdiente 1985 durchschnitt-
lich knapp 40 000 DM. 

Erläuterungen zur Entwicklung des 
Verdienstabstandes zwischen Män-
nern und Frauen runden die Darstel-
lung ab. 

Preise im November 1986 
Der bereits seit Monaten anhaltende 
und led1gl1ch im September unterbro-
chene Rückgang bei allen monatlich 
1m Rahmen dieser Zeitschrift darge-
stellten Pre1s1nd1zes setzte sich 1m No-
vember 1986 leicht abgeschwacht fort. 
Die einzige Ausnahme bildete der In-
dex der Einzelhandelspreise, der ge-
genüber dem Vormonat geringfügig 
um 0,1 %zunahm, mit einem Stand von 
116,8 (1980 = 100) aber um 0,8 % nied-
riger als 1m November 1985 liegt. 

Der Index der Erzeugerpreise gewerb-
licher Produkte ging im Berichtsmonat 
um 0,3 % zurück; der Indexstand von 
115,9 (1980 = 100) liegt um 4,9 % unter 
dem des entsprechenden Vorjahres-
monats. 

Der Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte verringerte 
sich im November 1986 gegenüber 
Oktober 1986 um 0, 1 % auf einen Stand 
von 119,9 (1980 = 100). Damit liegt er 
um 1,2 % niedriger als vor Jahresfrist. 

Weitere wichtige Monatszahlen 
Produktion 
Der von Kalenderunregelmäßigkeiten 
bereinigte endgültige Index der Netto-
produktion für fachliche Unterneh-
mensteile des Produzierenden Gewer-
bes lag im Oktober 1986 mit einem 
Standvon114,7(1980 = 100)um2,6% 
über dem Stand des Vormonats und 
um O, 1 % niedriger als im Oktober 
1985. 

Außenhandel 
Im November 1986 lag der Wert der 
Einfuhr mit 32,0 Mrd. DM um 14 % und 
der Wert der Ausfuhr mit 42,2 Mrd. DM 

AUSSENHANDEL 

Mrd DM Mrd.DM 
55 55 

60 50 

45 45 

40 40 

35 36 

30 30 

25 25 

20 20 

15 15 

10 10 

A 0 
1984 1985 

Stat1st1sches Bundesamt 86 0235 

um 4,5 % niedriger als im November 
1985. Im Zeitraum Januar/November 
1986 war die Einfuhr mit 381,1 Mrd. DM 
um 11 % und die Ausfuhr mit 481,7 
Mrd. DM um2,1 %zurückgegangen. 

Ha./ St. 
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Vorbemerkung 
Nach den Volkszahlungen 1n den Jahren 1950, 1961 und 
1970 sollte zunächst 1981 eine weitere Volkszahlung in der 
Bundesrepublik Deutschland stattfinden 1). Dies ent-
sprach auch einer R1chtlin1e des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften aus dem Jahr 1973 zur Synchronisierung 
der Volkszählungen. Danach sollten im Zeitraum März bis 
Mai 1981 in allen Mitgliedsstaaten der EG Volkszählungen 
durchgeführt werden 2). Streit zwischen Bund und Ländern 
über die Verteilung der Kosten verzögerte die Verabschie-
dung des Gesetzes. Trotz mehrfacher Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses konnte keine Einigung stattfinden. 
Der Volkszählungstermin mußte verschoben werden. Das 
Gesetz über eine Volkszählung im Jahr 1983 konnte erst in 
der nächsten Legislaturperiode verabschiedet werden. 
Die parlamentarische Beratung und einstimmige Verab-
schiedung 3) wurde von den Medien kaum beachtet. 

Vom Statistischen Bundesamt und den Statistischen Lan-
desämtern wurden vier freiwillige Testerhebungen bei 
rund 80 000 Personen durchgeführt, die letzte im Frühjahr 
1982 in allen Bundesländern bei rund 25 000 Haushalten 
oder 60 000 Personen. Bei sämtlichen Testerhebungen 
wurden die Befragten um Stellungnahmen und Anregun-
gen gebeten. Es gingen bei den letzten Testerhebungen 
jedoch kaum noch Anregungen ein. Das Statistische Bun-
desamt und die Statistischen Landesämter konnten davon 
ausgehen, daß die Volkszählung 1983 ohne Schwierigkei-
ten wie bisher durchgeführt werden konnte. Die Informa-
tion der Bevölkerung war deshalb erst nach der Bundes-
tagswahl 1983 vorgesehen. 

Ende 1982 begann jedoch in der alternativen Szene (Inter-
nationale der Kriegsdienstgegner) von Berlin (West) erst-
mals eine Bewegung unter dem Motto „Wenn die Regie-
rung für Atomraketen schweigt, schweigen wir für den 
Frieden! Politiker fragen - Bürger antworten nicht!" 4) zum 
Boykott der Volkszählung aufzurufen. 

Nach der Bundestagswahl wurde das Thema Volkszäh-
lung von weiteren Gruppen und auch von den Medien 
aufgegriffen, und es begann sich vorwiegend in den gro-
ßen Städten eine Boykottbewegung gegen die Volkszäh-
lung zu formieren. Nie zuvor war über die Volkszählung 
und die amtliche Statistik so kontrovers diskutiert worden, 
wobei der geplante Abgleich der Melderegister mit den 
Ergebnissen der Volkszählung immer mehr in den Vorder-
grund rückte. 

1 223 Verfassungsbeschwerden wurden schließlich ge-
gen das Volkszählungsgesetz 1983 erhoben. Überra-
schend setzte das Bundesverfassungsgericht kurz vor 
dem Zählungsstichtag durch einstweilige Anordnung 5) die 

1) BundestagsdrucksacheB/2516. 
2) Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften Nr. 73/403/EWG vom 22. No-
vember 1973. 
3) Gesetz über eine Volks-, Berufs-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung (Volkszah-
lungsgesetz 1983)vom 25. März 1982 (BGBl. I S. 369). 
4) Flugblatt, abgedruckt in Umweltmagazin 6/1982, S. 35 ff. 
5) Urteil vom 13. April 1983 (BVerfGE 64,1). Selbst von den Datenschutzbeauftragten 
wurde noch die Auffassung vertreten, daß durch eine verfassungskonforme Auslegung 
und einen verfassungskonformen restriktiven Gesetzesvollzug verfassungsrechtlichen 
Bedenken Rechnung getragen werden könnte (Entschließung der Konferenz der Daten-
schutzbeauftragten am 21 /22. März 1983 - VBL BW 7 /83111). 
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geplante Volkszahlung vollstand1g aus und lehnte die von 
vielen erwartete Teilaussetzung des Meldereg1sterab-
gle1chs und der We1terle1tung von personenbezogenen 
Einzeldaten ( § 9 Abs 1 bis 4 Volkszählungsgesetz 1983) 
ab Nach der Mehrheit des Senats (5 :3 Stimmen) hätte eine 
teilweise Aussetzung zur Folge gehabt, daß die Daten 
erhoben und gespeichert worden wären. Die Frage, ob 
bereits diese Maßnahmen unter den Bedingungen der 
automatischen Datenverarbeitung zu einer Grundrechts-
verletzung führen, könne nicht ohne eingehende Prüfung 
beantwortet werden. 

Am 15. Dezember 1983 verkündete dann das Bundesver-
fassungsgericht sein Urte1l 6). Dabei wurde festgestellt, daß 
das vorgesehene Erhebungsprogramm des Volkszäh-
lungsgesetzes 1983 (§ 2 Nr. 1 bis 7 und§§ 3 bis 5) nicht zu 
einer mit der Würde des Menschen unvereinbaren Regi-
strierung und Katalogisierung der Persönl1chke1t führt und 
daß es auch den Geboten der Normenklarheit und der 
Verhältnismäßigkeit genügt. Zur Sicherung des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung sind nach dem Urteil 
1edoch ergänzende verfahrensrechtllche Vorschriften zur 
Durchführung und Organisation der Datenerhebung erfor-
derlich. Der 1m Volkszählungsgesetz 1983 vorgesehene 
Melderegisterabgleich wurde ebenso als Verstoß gegen 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht angesehen wie die 
Übermittlungen an die obersten Bundes- und Landesbe-
hörden sowie die Gemeinden. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist die 
Volkszählung eine Vorbedingung für die Planmäßigkeit 
staatlichen Handelns und dient einem einleuchtenden, zur 
Erfüllung legitimer Staatsaufgaben angestrebten Zweck 7). 
In diesem Zusammenhang enthält das Urteil folgende 
Aussage: „Erst die Kenntnis der relevanten Daten und die 
Möglichkeit, die durch sie vermittelten Informationen mit 
Hilfe der Chancen, die eine automatisierte Datenverarbei-
tung bietet, für die Statistik zu nutzen, schafft die für eine am 
Sozialstaatspnnzip orientierte staatliche Politik unentbehr-
liche Handlungsgrundlage ... a)". Die Volkszählung wurde 
somit als unverzichtbare Grundlage für den politischen 
Planungsprozeß und als gesicherte Datenbasis für weitere 
statistische Untersuchungen angesehen. Die Begründung 
des Urteils enthält vor allem Bemerkungen zum Daten-
schutz, zum Schutz des Persönlichkeitsrechts und zur 
informationellen Selbstbestimmung, aber auch zur Not-
wend1gke1t, zum Inhalt, zur Methode und zur Organisation 
einer Volkszählung. 

Das Urteil ist anschließend von Bund, Ländern und Ge-
meinden, den Statistischen Ämtern, der Wissenschaft, den 
Datenschutzbeauftragten, d3n parlamentarischen Gre-
mien und der Öffentlichkeit so ausführlich diskutiert wor-
den, daß selbst Richter des Bundesverfassungsgerichts 

6) BVerfGE 65, 1 
7) BVerfGE65,1 (54). 
B) BVerfGE65,1 (47) 
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vor einer zu weit gehenden Exegese warnten 9) Insgesamt 
hat das Urteil Jedoch neue Maßstäbe gesetzt, nicht nur für 
den Bereich der Stat1st1k 

Das Ergebnis dieser Beratungen hat seinen Niederschlag 
1n dem Volkszählungsgesetz 1987 vom 8 November 1985 
gefunden 10) 

1 Das Volkszählungsgesetz 1987 

1.1 Ausführliche parlamentarische Beratung 
Die Bundesregierung hatte sich bereits Anfang 1984 mit 
den Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden zu-
sammengesetzt. übereinstimmend wurde - wie auch 
vom Bundesverfassungsgericht - dringend eine neue 
aktuelle Datenbasis für notwendig gehalten. Nach intensi-
ven Beratungen, bei denen die Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder von Anfang an beteiligt wur-
den, hat die Bundesregierung am 13. November 1984 den 
Entwurf eines Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Gebäu-
de-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung mit dem Stich-
tag 23. April 1986 (Volkszählungsgesetz 1986) beschlos-
sen und dem Bundesrat zugeleitet11). Nach der befürwor-
tenden Stellungnahme des Bundesrates vom 20. Dezem-
ber 1984 wurde der Entwurf dem Deutschen Bundestag 
zur Beratung zugeleitet 12). 

Der Entwurf des Volkszählungsgesetzes 1986 sah gegen-
über dem Volkszählungsgesetz 1983 folgende Neurege-
lungen vor: 

Unterscheidung zwischen Erhebungsmerkmalen (An-
gaben, die zur statistischen Verwendung bestimmt 
sind) und Hilfsmerkmalen (Angaben, die lediglich der 
Durchführung der Zählung dienen), 

konkrete Bezeichnung der Erhebungssachverhalte, 

personelle und organisatorische Trennung der Erhe-
bungsstellen von anderen Verwaltungsstellen, 

Vorschriften über Auswahl und Aufgaben der Zähler 
mit Ausschluß von Interessenkollisionen, 

Vorschriften über Erhebungsvordrucke und die For-
men der Auskunftserteilung, 

Ausschluß der Übermittlung von Einzelangaben für 
den kommunalen Vollzug und den Melderegisterab-
gleich, 

Verzicht auf Regelungen zur Übermittlung von Einzel-
angaben an oberste Bundes- und Landesbehörden, 

besondere Trennungs- und Löschungsvorschriften, 

Unterrichtung der auskunftspflichtigen Bürger über die 
Volkszählung. 

9) Stenographisches Protokoll uber die offentllche Anhorung von Sachverständigen zu 
dem Entwurf eines Gese1zes uber eine Volks-, Berufs-, Gebaude-, Wohnungs- und 
Arbe1tsstattenzählung, Protokoll Nr 57, S 202 ff. 
10) BGBI. 1 S. 2078. 
11 ) Bundesratsdrucksache 553/84. 
12) Bundestagsdrucksache 10/2814 
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Der Gesetzentwurf wurde an den Innenausschuß (feder-
führend) sowie an den Rechtsausschuß, den Ausschuß für 
Wirtschaft, den Ausschuß fur Arbeit und Sozialordnung, 
den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau und den Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwie-
sen. Die mitberatenden Ausschüsse haben sämtlich die 
Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen, wobei der 
Rechtsausschuß nach Einbeziehung des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz keine verfassungsrechtlichen 
oder rechtspolitischen Bedenken gegen den Gesetzent-
wurf gesehen hat 13). 

Der Innenausschuß hat das Gesetz äußerst intensiv bera-
ten, wobei insbesondere die öffentliche Anhörung am 17. 
Apnl 1985 und die Beteiligung des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz und des Vorsitzenden der Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder an 
sämtlichen Beratungen der Ausschüsse und der Be-
richterstatter hervorzuheben sind. 

1.2 Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 
des In- und Auslandes 

Zu der öffentlichen Anhörung am 17. April 1985 sind 23 
Sachverständige des In- und Auslandes sowie Vertreter 
von acht betroffenen Bundesministerien gehört worden. 
Die Anhörung zielte schwerpunktmäßig darauf ab, eine 
Grundlage dafür zu liefern, daß die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts in seinem Urteil vom 15. Dezember 
1983 im Rahmen der weiteren Beratungen umfassend 
berücksichtigt werden können. Dazu gehörten nicht nur 
rechtliche Vorgaben für die Ausgestaltung der einzelnen 
Regelungen, sondern auch grundsätzliche Fragen, die im 
Urteil und im Rahmen der im Zusammenhang mit dem 
Urteil erfolgten öffentlichen Diskussion in bezug auf die 
Akzeptanz der Volkszählung in der Bevölkerung erörtert 
wurden. Die Sachverständigen setzten sich mit der Not-
wendigkeit und der Methode der Volkszählung sowie mit 
verfassungs- und datenschutzrechtlichen Fragen ausein-
ander. Kernpunkte der Anhörung waren u. a. die Frage, ob 
es derzeit gegenüber einer Totalerhebung in der Form der 
Volkszählung zur Erlangung der statistischen Grunddaten 
eine Alternative gäbe, die Frage der Verfassungsmäßigkeit 
und Ausgestaltung einzelner Vorschriften sowie des Zäh-
lungsstichtages 14). 

Notwendigkeit der Volkszählung 

Wie bereits das Bundesverfassungsgericht, hielten fast 
alle Sachverständigen eine baldige Volkszählung für un-
bedingt erforderlich. Die Ergebnisse der Volkszählung 
würden zur rationalen Gestaltung der Lebensverhältnisse 
und zur Bewältigung aktueller und künftiger wirtschaftli-
cher und sozialer Probleme dringend benötigt. Bei einer 
weiteren Verschiebung oder einem Verzicht auf die Volks-

13) Bundestagsdrucksache 10/3843. 
14) Siehe Bundestagsdrucksache 10/3843; Stellungnahmen der Sachverständigen zur 
offenthchen Anhörung des Innenausschusses zum Entwurf eines Gesetzes uber eine 
Volks-, Berufs-, Gebaude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung, Ausschußdrucksa-
chen 10/72, 10/73, 10/7 4, stenographisches Protokoll uber die öffentliche Anhorung von 
Sachverständigen zu dem Entwurf eines Gesetzes uber eine Volks-, Berufs-, Gebaude-, 
Wohnungs- und Arbeitsstättenzahlung, Protokoll Nr 57 
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zahlung würde die Aussagefähigkeit der amtlichen Stat1-
st1k in zentralen Bereichen 1n kaum noch zu verantworten-
der Weise beeinträchtigt, sinnvolle, sachgerechte Planun-
gen auf Bundes-, Lander- und Gemeindeebene würden 
wegen fehlender oder ungenauer Ausgangsdaten 1n Frage 
gestellt. Die Ergebnisse der Volkszählung würden auch 
günstigere Voraussetzungen fur eine Versachlichung 
künftiger pol1t1scher Meinungs- und Entscheidungsbil-
dungsprozesse schaffen, da dann alle Beteiligten und 
Betroffenen wieder von zuverlässigen Grunddaten im So-
zial-, Arbeitsmarkt-, Unternehmens-, Bildungs-, Woh-
nungs- und Verkehrsbereich ausgehen können, was der-
zeit nicht möglich ist und häufig zu unergiebigen polemi-
schen Auseinandersetzungen führt. Als Be1sp1el dafür 
wurde die Diskussion um die leerstehenden Wohnungen 
im Bereich der Wohnungswirtschaft und -politik ge-
nannt 15). 

Volkszählung nicht durch andere Verfahren 
ersetzbar 

Bei den Auseinandersetzungen um das Volkszählungsge-
setz 1983 hat die Frage, ob die Volkszählung als Vollerhe-
bung, also mit Befragung aller Bürger durchgeführt werden 
müsse, oder ob eine Stichprobe ausreichen könne, die als 
das „mildere Mittel" gegenüber der Gesamtbevölkerung 
angesehen wurde, eine große Rolle gespielt. Das Bundes-
verfassungsgericht hatte hierzu festgestellt, daß es derzeit 
nicht zu beanstanden sei, wenn der Gesetzgeber davon 
ausgehe, daß zur Zeit eine Stichprobe die Vollerhebung 
nicht zu ersetzen vermöge 16). Auch die Sachverständigen 
folgten der Argumentation, daß zur Zeit nur über eine 
Vollerhebung das Ziel zu erreichen sei, insbesondere 
wenn Ergebnisse verlangt werden, 

die als Basis für Fortschreibungen von Bevölkerungs-
zahlen dienen sollen, 

die einen sehr hohen Zuverlässigkeitsgrad aufweisen 
müssen, damit in die Zukunft wirkende Maßnahmen 
von Bund und Ländern sich verläßlich darauf gründen 
können, und 

in tiefer sachlicher und regionaler Gliederung erstellt 
werden müssen 17). 

Von dieser Aufgabenstellung her ist eine Stichprobe ein 
untaugliches Mittel. Man würde zudem eine Erhebungs-
methode anwenden, die schon deshalb kein Ersatz sein 
kann, weil sie darüber hinaus darauf angewiesen ist, daß 
ihr eine Vollerhebung zur Ermittlung der Basisdaten voran-
geht. So sind zum Beispiel Stichprobenpläne ohne solche 
Daten nicht in die Praxis umsetzbar, und die Qualitätsprü-
fung von Ergebnissen aus Stichprobenerhebungen orien-

15) Siehe Stellungnahmen von Prof. Dr Krupp und Prof. Dr. Grohmann, Ausschußdruck-
sache 10/72a a.O„S. 7611.undS.134ff. 
16) BVerfGE 65, 1 (55). 
17) E1ne andere Auffassung vertritt Dr Kollek in seiner Stellungnahme, Ausschußdruck-
sache 10/74 a. a. 0„ Anlage 8; zu Unrecht wird m diesem Zusammenhang teilweise auf 
ein unveroffenthchtes Gutachten von Prof. Dr. Noelle-Neumann Bezug genommen. In 
diesem Gutachten vom 14. Oktober 1983 wird nicht gesagt, daß Totalerhebungen 
überflüssig seien. Sie sollten sich aber auf moghchst wenige Merkmale beschränken. 
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tiert sich notwend1gerwe1se an den Ergebnissen aus Voll-
erhebungen 18) 

Auch Auswertungen von Verwaltungsregistern sind keine 
Alternative zur Vollerhebung. Ihre Beschränkung auf weni-
ge, für den Verwaltungsvollzug relevante Tatbestande läßt 
Auswertungen 1n der geforderten tiefen sachlichen und 
regionalen Gliederung nicht zu Zudem würde eine Aus-
wertung von Registern eine Art Personenkennzeichen er-
fordern, das vom Bundesverfassungsgericht als nicht zu-
lässig angesehen worden ist 19). 

Auskunftspflicht erforderlich 
Im Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts 
wird die Notwend1gke1t eines möglichst hohen Grades an 
Genauigkeit und Wahrheitsgehalt der Angaben der Be-
fragten bestatigt. Jede denkbare Alternative zur Volkszäh-
lung als Vollerhebung mit Pflichtauskunft ist nach Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts noch mit zu großen 
Fehlern behaftet. Es liegen außerdem nach Auffassung 
des Gerichts keine gesicherten Erkenntnisse vor, daß Er-
hebungen mit freiwilliger Auskunft eine ausreichende Er-
gebnisqualität aufweisen 20). Die Pflichtauskunft wurde 
deshalb in allen anderen Ländern bei den um 1980 ent-
sprechend den Empfehlungen der Vereinten Nationen21) 
und der Richtlinie der Europäischen Gemeinschaften22) 
durchgeführten Volkszählungen 23) vorgesehen. Auch in 
der empmschen Sozialforschung 24), der Markt- und Mei-
nungsforschung 25) sowie der statistischen Methodenleh-
re des In- und Auslandes 26) ist unbestritten, daß eine 
fre1w1ll1ge Volkszählung nicht möglich ist. 

Erhebungsumfang und Zählungsteile erforderlich 

Bei der Anhörung wurde von den Sachverständigen auch 
die Frage erörtert, ob Einschränkungen des Erhebungs-
umfanges bei den Zählungsteilen Volks- und Berufszäh-
lung, Gebäude- und Wohnungszahlung sowie Arbeitsstät-
tenzählung möglich und sinnvoll sind. Hierzu wurde fest-
gestellt, daß das Erhebungsprogramm aller drei Zählungs-
te1le einen sorgfältig erarbeiteten Kompromiß darstellt, bei 
dem es galt, die Erhebungswünsche der amtlichen Stati-
stik und deren Nutzer in Einklang mit den zumutbaren 
Belastungen von Bevölkerung und Wirtschaft zu bringen. 

18) Ausfuhrl1ch zu dieser Frage Z1ndler, H /Schmidt, J /Meyer, K „Volkszahlung 1986 -
Vollerhebung oder Stichprobe" in W1Sta2/1985, S 79ff 
19) Siehe Stellungnahme des Stat1st1schen Bundesamtes, Ausschußdrucksache 10/73, 
aa0,S40ff 
20) BVertGE 65, 1 (55) 
21 ) Resolution des Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen Nr 1 947 vorn 
5 Mai 1975 
22) Richtlinie des Rates der Europa1schen Gemeinschaften Nr 73/403/EWG vorn 22. No-
vember 1973 
23) Nach einer Ubers1cht der UN wurden 1rn Zensuszeitraurn 1975 bis 1984 211 
Volkszahlungen durchgefuhrt, eine Volkszahlung ohne ausdruckliche gesetzliche Aus-
kunftspflicht gab es, soweit ersichtlich, nur in der Sow1eturnon, bei der es fedoch 
„patriotische P11icht" eines 1eden Sow1etburgers war, die Fragen vollstand1g und richtig 
zu beantworten 
24) Siehe statt vieler Stellungnahmen von Prof Dr Krupp und Prof. Dr Grohrnann, 
Ausschußdrucksache 10/72, a a O , S 76 ff. und S 134 ff 
25) Siehe Stellungnahme des Arbe1tskre1ses Deutscher Marktforschungsinstitute, Aus-
schußdrucksache 1017 4, a a O , S 33 ff 
26) Siehe Stellungnahme des Stat1st1schen Zentralburos Schweden, Ausschußdruck-
sache 10/72, a. a. 0, S 25 ff 
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Auch die Kostenbelastung der öffentlichen Hand galt es, in 

vertretbarem Umfang zu halten. Dies alles hat zu einer 
erheblichen Reduzierung des gesamten Erhebungspro-
gramms geführt, so daß die Ausfüllung der Fragebogen für 
den Befragten wenig Mühe bedeutet. Eine weitere Ein-
schränkung wurde kaum noch Vorteile bringen, das Ver-
hältnis von Kostenaufwand und Nutzenertrag aufgrund 
des Informationsverlustes aber erheblich beeinträchti-
gen 27). 

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

Die Regelungen im Gesetzentwurf des Volkszählungsge-
setzes 1986 wurden von den Sachverständigen teilweise 
als wesentlich weitgehender angesehen als nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts erforderlich 28). Ins-
besondere die neuen Überm1ttlungsregelungen und die 
Bestimmungen zur Abschottung der Erhebungsstellen 
wurden te1lwe1se als zu weitgehend und nicht erforderlich 
angesehen. 

1.3 Abstimmung mit den 
Datenschutzbeauftragten 

Bereits bei der Konzipierung des Gesetzentwurfs hat die 
Bundesregierung die Datenschutzbeauftragten in die Be-
ratungen einbezogen. Der Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages hat zu allen Sitzungen des Ausschusses 
und der Berichterstatter den Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und den Vorsitzenden der Konferenz der Da-
tenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder heran-
gezogen. Ziel dabei war es, den Anforderungen des Bun-
desverfassungsgerichts peinlich genau und in vollem Um-
fang Rechnung zu tragen, damit der Persönlichkeitsschutz 
bei der Volkszählung sichergestellt wird. Denn nur wer 
darauf vertrauen kann, daß die Angaben über seine per-
sönlichen und sachlichen Verhältnisse geheimgehalten 
werden, wird bereit sein, diese Verhältnisse zu offenbaren. 

Der Hamburgische Datenschutzbeauftragte konnte des-
halb in seinem Tätigkeitsbericht 1985 feststellen, daß die 
Datenschutzbeauftragten „in beispielhafter Weise an der 
Erarbeitung des Gesetzes bete1l1gt werden" und das 
Volkszählungsgesetz 1987 alle Anforderungen des Daten-
schutzes erfullt 29). 

1.4 Beschlüsse 
des Innenausschusses 

Die Beschlüsse des Innenausschusses sahen aufgrund 
der Beratungen und der öffentlichen Anhörung eine Kon-
kretisierung der Anforderungen an die Zähler zur Geheim-
haltung, Vorgaben für die Einrichtung der Erhebungsstel-

27) Siehe Stellungnahme des Stat1st1schen Bundesamtes, Ausschußdrucksache 10/73, 
a. a. 0, S 47 ff. und Stellungnahme von Prof Dr. Krupp, Ausschußdrucksache 10/72, 
aa0„S83ff. 
28) Siehe Stellungnahme von Prof Dr Krause, Ausschußdrucksache 10/72, a a 0„ S. 9 
ff. und Stellungnahme der Bundesvere1rngung der kommunalen Spitzenverbände, Aus-
schußdrucksache 10/7 4, a a. O , Anlage 5. 
28) Vierter Ta!igke1tsbencht des Hamburg1schen Datenschutzbeauftragten für das Jahr 
1985,S. 36 
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len und für die dort tat1gen Personen sowie zur Übermitt-
lung, Veröffentlichung und Löschung vor. Außerdem war 
vorgesehen, daß die Aufwandsentschädigung für die Zäh-
ler steuerfrei und eine postalische Übersendung der Erhe-
bungsunterlagen an die Erhebungsstellen portofrei ist. 
Darüber hinaus wurde ein strafbewehrtes Verbot der Re-
identifizierung und eine Erhöhung der Finanzzuweisung 
des Bundes an die Länder von 2,50 DM auf 4,00 DM je 
Einwohner vorgeschlagen. Als neuer Zählungsstichtag 
wurde der 25. Mai 1987 vorgesehen 30). 

Der Deutsche Bundestag hat die Empfehlungen des In-
nenausschusses mit breiter parlamentarischer Mehrheit 
mit den Stimmen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gebilligt 
und das Volkszählungsgesetz 1987 am 23. Oktober 1985 
verabschiedet. Dabei wurde die Finanzzuweisung von 4,00 
DM auf 4,50 DM ie Einwohner erhöht. Im Bundesrat haben 
alle Länder zugestimmt. 

2 Neuregelungen des 
Volkszählungsgesetzes 1987 gegenüber 
dem Volkszählungsgesetz 1983 im 
einzelnen 

2.1 Übereinstimmung von Gesetz und Inhalt der 
Fragebogen 
Nach dem Verfassungsgerichtsurteil zum Volkszählungs-
gesetz 1983 ist es eine den Gesetzgeber und nicht erst die 
ausführenden Behörden betreffende Verpflichtung sicher-
zustellen, daß der Inhalt der Fragebogen mit dem Gesetz 
übereinstimmt und einzelne Fragen nicht weiter gehen, als 
der Gesetzestext es zuläßt31). Für die Erfüllung der Forde-
rung des Bundesverfassungsgerichts gibt es mehrere 
Wege: zum einen durch Rechtsverordnungen, zum ande-
ren als Anlage zum Gesetz und zum dritten durch eine 
derart klare Definition der Inhalte im Gesetz, daß keinerlei 
Probleme mehr bei der Umsetzung des Gesetzestextes in 
den Fragebogen entstehen. Der Deutsche Bundestag hat 
sich auf Vorschlag des Innenausschusses für die zuletzt 
genannte Möglichkeit entschieden. Entgegen der bisheri-
gen Praxis sind nunmehr die zu erfassenden Sachverhalte 
im einzelnen ausformuliert und im Detail bereits im Geset-
zestext festgelegt. Darüber hinaus sind die Entwürfe der 
Erhebungsvordrucke jeweils den Unterlagen für die Aus-
schußberatungen und für die zweite und dritte Lesung im 
Deutschen Bundestag beigefügt worden. Diese Vorge-
hensweise ist mit dem Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und dem Vorsitzenden der Konferenz der Daten-
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder abge-
stimmt worden. Der letztere hatte jedoch bei seinem Ein-
verständnis zu bedenken gegeben, das Erhebungspro-
gramm in der Anlage zum Gesetz oder durch Rechtsver-
ordnung festzulegen 32). 

30) Bundestagsdrucksache 10/3843. 
31) BVerlGE 65, 1 (60). 
32) Bundestagsdrucksache 10/3843, S. 481. 
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2.2 Erhebungs- und Hilfsmerkmale 

Zur frühzeitigen Anonym1s1erung definiert das Volkszäh-
lungsgesetz 1987 erstmalig für die Bundesstatistik, welche 
Merkmale Erhebungsmerkmale und welche nur Hilfsmerk-
male sind. Der Grundgedanke für die Trennung war, daß 
der Datenschutz um so besser gewährleistet ist, je fn.ihze1-
tiger die Trennung der eine Identifikation ermöglichenden 
Hilfsmerkmale von den Erhebungsmerkmalen erfolgt. Er-
hebungsmerkmale sind nach dem Gesetz d1e1enigen 
Merkmale, die für die statistische Auswertung bestimmt 
sind. Hilfsmerkmale dienen lediglich der organisatori-
schen Durchführung der Erhebung. Die Verwendung und 
Bearbeitung der Hilfsmerkmale ist im Volkszählungsge-
setz eindeutig geregelt. Von ihnen dürfen nur die im Volks-
zählungsgesetz ausdrücklich genannten - und auch nur 
zu bestimmten Zwecken - auf maschinelle Datenträger 
übernommen werden. 

Ebenfalls eindeutig geregelt ist die Verwendung von Ord-
nungsnummern und laufenden Nummern. Diese Num-
mern dienen - wie die Hilfsmerkmale - der technischen 
und organisatorischen Durchführung der Volkszählung. 

2.3 Abschottung der Erhebungsstellen 
Eine statistische Erhebung wie die Volkszählung bedarf 
einer besonderen Organisation. Es müssen Erhebungs-
stellen eingerichtet und der Einsatz von Zählern muß vor-
bereitet werden. Diese Personen und Stellen sind die 
Verbindungsstelle zwischen den Auskunftspflichtigen und 
den Statistischen Ämtern. 

Die für die Akzeptanz der Volkszählung nach dem Verfas-
sungsgerichtsurteil erforderlichen verfahrenssichernden 
Regelungen erfüllt der Gesetzgeber dadurch, daß er aus-
drücklich für die Erhebungsstellen verlangt, daß diese von 
anderen Verwaltungsstellen räumlich, personell und orga-
nisatorisch zu trennen sind. Hiermit soll die statistische 
Geheimhaltung auch während des Erhebungsverfahrens 
gesichert werden. Das Gebot der statistischen Geheim-
haltung wird zusätzlich verstärkt durch ein Zweckentfrem-
dungsverbot. Dieses Verbot, das Verbot der statistischen 
Geheimhaltung und die im öffentlichen Dienst generell 
geltenden Verschwiegenheitspflichten wirken zusammen, 
um auszuschließen, daß die Erhebungsunterlagen für die 
Wahrnehmung anderer Verwaltungsaufgaben in Anspruch 
genommen werden. 

Die Bestimmung der Erhebungsstellen und Einzelregelun-
gen sind durch Rechtsverordnungen sowie Verwaltungs-
anordnungen der Länder getroffen worden 33). Die Durch-
führungsverordnungen bestimmen als zuständige Behör-
den für die Durchführung der Volkszählung bzw. als über-
örtliche Erhebungsstellen die Statistischen Landesämter. 
Örtliche Erhebungsstellen sind die Gemeinden. Für klei-
nere Gemeinden sind die Kreise örtliche Erhebungsstel-
len. 

33) Eine Übersicht über die Fundstellen der Durchführungsverordnungen der Länder 
gemäß§ 9 Volkszählungsgesetz 1987 und der erganzenden Verwaltungsvorschriften zu 
den Durchführungsverordnungen der Länder gemliB § 9 Volkszählungsgesetz 1987 
enthält der Anhang. 
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Entgegen den bisherigen Volkszahlungen kann nunmehr 
eine bestehende Organisat1onseinhe1t der Gemeinde die 
Volkszählung 1987 nicht zusatzl1ch zu den eigenen Aufga-
ben mit durchführen. Vielmehr ist eine eigene, von der 
übrigen Verwaltung unabhang1ge Dienststelle einzurich-
ten, die ausschl1eßl1ch Aufgaben der Volkszahlung wahr-
nimmt. Nur 1n dieser Stelle darf die Bearbeitung der Erhe-
bungsunterlagen vorgenommen werden Diese Regelung 
ist Anlaß fur Kritik seitens der Stadte geworden. 

2.4 Auswahl und Aufgaben der Zähler 

Eine flächendeckende Erhebung wie die Volks-, Berufs-, 
Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstattenzahlung, die alle 
Bürger, Haushalte, Wohnungen, Gebäude mit Wohnraum 
und nichtlandw1rtschaftlichen Arbe1tsstatten (Erhebungs-
einheiten) einbeziehen soll, ist ohne organisatorische 
H1lfsm1ttel nicht durchführbar. Das an die Ergebnisse ge-
stellte hohe Maß an Genauigkeit setzt eine vollständige 
und richtige Erfassung voraus und muß die Mögl1chke1t für 
klärende Rückfragen beim Auskunftspf11cht1gen eröffnen. 
Dieses Ziel ist nur erreichbar, wenn eine Befragung aller 
Auskunftspf11cht1gen erfolgt und sichergestellt wird, daß 
alle 1n die Erhebung einzubeziehenden Erhebungseinhei-
ten auch erfaßt werden. Derzeit kann dies, wie auch in 
anderen Ländern Libl1ch und vom Bundesverfassungsge-
richt ausdrücklich für zulässig erklärt, nur durch eine vom 
Zähler vorzunehmende Begehung des Gemeindegebie-
tes zuverlässig ermittelt werden 34). Das Volkszählungsge-
setz sieht deshalb den Einsatz ehrenamtlicher Zähler vor 
und regelt die wesentlichen Rechte und Pflichten der Zäh-
ler. Im einzelnen werden die Aufgaben und Pflichten in den 
Zähleranleitungen der Länder geregelt. 

Zur Übernahme der Zählertätigkeit besteht 
grundsätzlich eine gesetzliche Verpflichtung 

Um das Vertrauen der Befragten in die Anonymität der 
Erhebung und damit ihre Auskunftsbereitschaft nicht zu 
beeinträchtigen, sollen Zahler nicht in der Nachbarschaft 
der eigenen Wohnung eingesetzt werden3S). Ferner wer-
den nunmehr solche Personen von der Zählertätigkeit 
ausgeschlossen, bei denen aufgrund ihrer beruflichen Tä-
t1gke1t oder aus anderen Gründen die Gefahr besteht, daß 
Erkenntnisse aus der Zählertät1gke1t zu Lasten der Aus-
kunftspfl1cht1gen genutzt werden könnten. Hierdurch soll 
das Vertrauen der Bevölkerung, das in die Person des 
Zahlers gesetzt wird, gestärkt werden. Die Erhebungsstel-
len haben daher die Zähler gewissenhaft auszuwählen. 
Deshalb dürfen keine Personen als Zahler eingesetzt wer-
den bei denen Interessenkollisionen insbesondere aus 
ber~flichen Gründen entstehen können, zum Beispiel bei 
Poilze1vollzugsbeamten, Staats- oder Amtsanwälten 36). 

Die Zahler sind über ihre Rechte und Pflichten zu belehren 
und auf die Wahrung des Statistikgehe1mnisses und zur 

34) BVerfGE65,1 (57). 
35) Dies war auch ohne gesetzliche Regelung 1n der Vergangenheit nicht vorgesehen 
36) Siehe hierzu auch die Regelungen in den Durchfuhrungsverordnungen und ergan-
zenden Verwaltungsvorschnften der Lancier, Fundstellen siehe Anhang. 
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Geheimhaltung schriftlich zu verpflichten. Die Verpflich-
tung gilt auch für Erkenntnisse, die gelegentlich der Zähler-
tät1gke1t gewonnen werden, und sie gilt auch nach Beendi-
gung der Zahlertat1gke1t vor Ort 37). 

2.5 Erhebungsvordrucke und Möglichkeiten der 
Auskunftserteilung 

Bei einer Volkszählung, bei der alle Volljährigen oder auch 
Mindeqährigen, soweit sie einen eigenen Haushalt fuhren, 
angesprochen werden, kommt den Erhebungsvordrucken 
besondere Bedeutung zu 38). Ihre optische und inhaltliche 
Gestaltung hat maßgeblichen Einfluß auf die Vollständig-
keit und Qualität der erhobenen Angaben und nicht zuletzt 
auf die Vollzähl1gke1t der Erfassung. Die Gestaltung der 
Erhebungsvordrucke ist Aufgabe der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder. Um mögliche Zweifel auszu-
schließen, ist eine an und für sich selbstverständliche 
Regelung in das Gesetz aufgenommen worden, daß die 
Erhebungsvordrucke maschinell lesbar gestaltet werden 
konnen. Zugleich wird durch § 13 Abs. 1 Satz 2 Volkszäh-
lungsgesetz 1987 in Verbindung mit der konkreten Fas-
sung der Erhebungsmerkmale sichergestellt, daß nur die 
ausdrücklich in §§ 5 bis 8 des Volkszählungsgesetzes 
1987 aufgeführten Merkmale aufgenommen werden dür-
fen. Für die Zählung werden mehrere Erhebungsvordrucke 
verwendet, die im einzelnen vom Auskunftspflichtigen 
bzw. vom Zähler auszufüllen sind. Die Erhebungsvor-
drucke sind in der Begründung des Gesetzes aufge-
führt 39). 

Neu gegenüber 1983 ist, daß Wohnungs- und Personen-
bogen nicht mehr die Hilfsmerkmale Name und Anschrift 
enthalten und für jeden Auskunftspflichtigen ein geson-
derter Personenbogen vorgesehen ist. Die Hilfsmerkmale 
werden in den gesonderten Haushaltsmantelbogen ein-
getragen 40). 

Bei der Volkszählung 1987 hat der Gesetzgeber, wie beim 
Volkszählungsgesetz 1983, Auskunftspflicht angeordnet 
(§ 12 Volkszählungsgesetz 1987 in Verbindung mit§ 10 
Bundesstat1stikgesetz)41). Dieser Punkt ist während des 
Gesetzgebungsverfahrens sorgfältig geprüft worden, wie 
auch vom Bundesverfassungsgericht wurde jedoch keine 
Alternative zu dieser Form der Erhebung gesehen 42). In 
§ 12 des Volkszählungsgesetzes 1987 werden die für die 
einzelnen Zählungsteile Auskunftspflichtigen bezeichnet. 
Die Auskunftspflichtigen können die Erhebungsvordrucke 
selbst ausfüllen oder die entsprechenden Auskünfte dem 
Zähler mündlich erteilen 43). In der Regel werden die Erhe-
bungsvordrucke gemeinsam vom Haushalt ausgefüllt, je-

37) Diese Bestimmungen waren zwar nicht 1m Volkszählungsgesetz 1983 enthalten, 
1edoch 1n die Gemeinde- und Zahleranle1tungen aufgenommen. 
38) Die w1cht1gsten Erhebungsvordrucke sind 1m Anhang beigefugt. 
39) Bundestagsdrucksache 10/2814, S 24 
40) Bei der Volkszahlung 1983 war ein Haushaltsbogen mit Eintragsmöghchkeiten für 
insgesamt 5 Personen vorgesehen 
41) Gesetz über die Stat1st1k für Bundeszwecke (Bundesstatist1kgesetz - BStatG) vom 
14. Marz 1980(BGBI 1 S 289), siehe auch:§ 15 des Entwurfs eines neuen Bundesstat1-
st1kgesetzes, dem der Bundesrat am 9 Dezember 1986 zugestimmt hat (Bundesrats-
drucksache 585/86). 
42) BVerfGE 65, 1 (52). 
43) Bisher ubllches Verfahren, das 1n § 13 des Volkszählungsgesetzes 1987 explizit 
geregelt wurde 
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doch hat jedes Haushaltsm1tgl1ed das Recht, einen Frage-
bogen für sich alleine zu beanspruchen 44). 

Als milderes Mittel 1m Verhältnis zur Auskunftsverpflich-
tung gegenuber dem Zahler nennt das Gesetz als neue 
Regelung die Mogl1chke1t, die ausgefullten Erhebungsbo-
gen dem Zähler in verschlossenem Umschlag auszuhan-
d1gen oder an die Erhebungsstelle zu übersenden. Diese 
Erhebungsmethode, die schon bei früheren Zahlungen 
auch ohne ausdrückliche Regelung von den Erhebungs-
stellen geduldet wurde, soll einem erweiterten Schutz der 
Persönlichkeit dienen, insbesondere in den Fällen, in de-
nen der Zähler dem Auskunftspfl1cht1gen bekannt 1st45). 

2.6 Trennung, Löschung und Vernichtung der 
Erhebungsvordrucke 
Zur Sicherung des Datenschutzes enthält das Volkszäh-
lungsgesetz 1987 erstmals deta1ll1erte Trennungs- und Lö-
schungsvorschnften. Diese Vorschriften, die hier nicht in 
allen Einzelheiten dargestellt werden können, greifen teil-
weise auf bisher schon prakt1z1erte Verfahren in den Stati-
stischen Ämtern des Bundes und der Länder zurück. Sie 
sehen eine frühzeitige Trennung von Erhebungs- und 
Hilfsmerkmalen und ihre gesonderte Aufbewahrung vor. 

Namen und Anschriften sind erforderlich, um die Vollzäh-
ligkeit der Erhebung sicherzustellen. Bei der weiteren Be-
arbeitung in den Statistischen Landesämtern werden je-
doch Namen und Vornamen nicht auf elektronische Daten-
träger übernommen. Dies ist auch bei vorangegangenen 
Volkszählungen nicht erfolgt und war auch 1983 nicht 
vorgesehen, da die amtliche Statistik an den Namen der 
Auskunftspflichtigen nicht interessiert ist. Das Gesetz 
stellt mit seinem Gebot zur Trennung und gesonderten 
Aufbewahrung auf den Zeitpunkt der Durchführung der 
Eingangskontrollen ab. Wegen eventueller Rückfragen bei 
den Erhebungsstellen oder den Auskunftspflichtigen ist 
eine Trennung der Hilfsmerkmale von den Erhebungs-
merkmalen zu einem früheren Zeitpunkt nicht möglich. 

Von den Hilfsmerkmalen dürfen nur Straße und Hausnum-
mer gemeinsam mit den Erhebungsmerkmalen auf die für 
die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträ-
ger übernommen werden. Nach ihrer Zuordnung zu größe-
ren räumlichen Einheiten, zum Beispiel Blockseiten oder 
Gemeindeteilen, wird die genaue Anschrift gelöscht. Aus 
datenschutzrechtlichen Gründen ist die kleinste regionale 
Einheit für die statistische Verwendung der Volkszäh-
lungsergebnisse die Blockseite. Sie umfaßt in der Regel 
mehrere Gebäude und eine Vielzahl von Wohnungen, 
Haushalten und Personen 46). 

Alle Erhebungsunterlagen mit Angaben über die Aus-
kunftspflichtigen und alle auf Datenträger übernommenen 
Nummern der Erhebungsvordrucke werden spätestens 

44) Emer entsprechenden Bitte wurde auch bei vorangegangenen Zlihlungen entspro-
chen. 
45) Bei den Erhebungsstellen m den Gemeinden fuhrt diese Regelung zu einem 
erheblichen zusätzlichen Bearbeitungsaufwand. 
46) Siehe Bundestagsdrucksache 10/2814, Begründung zu§ 15 Abs. 4 des Entwurfs 
zum Volkszählungsgesetz 1986. 
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zwei Wochen nach Feststellung der amtlichen Bevölke-
rungszahl des Landes vernichtet bzw. gelöscht. Die Anbin-
dung des Loschungszeitpunktes an die Feststellung der 
amtlichen Bevölkerungszahl ist notwendig, weil bei Ein-
spruchen von Gemeinden die Beweislast für die Richtig-
keit des Aufbereitungsverfahrens und damit die Richtig-
keit der festgestellten Bevölkerungszahl den Statistischen 
Landesämtern obliegt. Bei den Gemeinden verbleiben aus 
Datenschutzgründen keinerlei Erhebungsvordrucke. Die 
wesentliche Frage ist daher, ob die Zahl der von den 
Erhebungsteilen der Gemeinden abgelieferten Erhe-
bungsvordrucke der Zahl der in die Statistik eingegange-
nen Fälle entspricht. Der späteste Löschungsze1tpunkt 
muß deshalb auf die bestandskräftige, das heißt durch 
Rechtsbehelfe nicht mehr angreifbare Feststellung der 
amtlichen Bevölkerungszahl abgestellt werden. Bei der 
Arbeitsstättenzählung gelten Sonderregelungen. 

Die Daten der Volkszählung werden vom Statistischen 
Bundesamt und den Stat1st1schen Landesämtern für nach-
gehende Stichproben benötigt. Bisher war es selbstver-
ständlich und unbestritten, daß im streng abgeschotteten 
Bereich der Statistischen Ämter des Bundes und der Län-
der Daten einer Volkszählung für nachgehende Stichpro-
ben genutzt werden können. Hiervon ist in vielfacher Wei-
se auch zum Nutzen des einzelnen Auskunftspflichtigen 
Gebrauch gemacht worden. Nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts ist jedoch bezweifelt worden, ob der 
amtlichen Statistik weiterhin diese Möglichkeit zustehen 
soll. In den§ 15 Abs. 5 Volkszählungsgesetz 1987 wurde 
deshalb ausdrücklich aufgenommen, daß Daten aus der 
Volkszählung für nachgehende Stichproben genutzt wer-
den dürfen. Für Bevölkerungsstichproben und für Gebäu-
de- und Wohnungsstichproben mit unterschiedlichen 
Auswahlsätzen dürfen aus dem Gesamtdatenbestand 
bundesweit Auswahlbezirke gebildet werden, um Stich-
proben zu ziehen. Jedoch nur 20 von 100 der Auswahlbe-
zirke dürfen für die Stichproben herangezogen werden. 
Zugleich wurden die für die Ziehung von Stichproben zu-
gelassenen Merkmale auf die Zahl der Wohnungen und 
Personen je Gebäude beschränkt. Da keine weiteren 
Schichtungsmerkmale festgehalten werden dürfen, sind 
die Möglichkeiten für optimale Stichproben eingeschränkt 
und der Einsatz gezielter kleiner Stichproben wahrschein-
lich unmöglich gemacht worden. Diese Datenschutzrege-
lungen in einem Bereich, der nach den Aussagen des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zu den am be-
sten gesicherten Bereichen der Bundesrepublik Deutsch-
land gehört, können damit letztlich sogar den Einsatz des 
milderen Mittels, nämlich die Durchführung möglichst klei-
ner Stichproben, erschweren, wenn nicht gar unmöglich 
machen. 

2. 7 Weitergabe von Daten 

Eine weitere wichtige Änderung gegenüber früheren Re-
gelungen betrifft die Übermittlung von Einzelangaben an 
Dritte. Bei der verfassungsrechtlich an sich zulässigen 
Datenübermittlung an oberste Behörden des Bundes und 
der Länder wurde insbesondere hinsichtlich der hierfür 
erforderlichen Abschottungs- und Verwendungssiche-
rungsregelungen ein gewisses Risiko gesehen. Vom Ge-
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setzgeber wurde deshalb der verfassungsrechtlich siche-
rere Weg gewahlt und eine Datenübermittlung von Einzel-
angaben überhaupt nicht zugelassen. 

Die Forderungen des Bundesverfassungsgerichts, daß 
Einzelangaben nur kraft ausdrücklicher gesetzlicher Rege-
lung uberm1ttelt werden dürfen und beim Datenempfänger 
die zum Schutz des Persönl1chke1tsrechts gebotenen Vor-
kehrungen ebenso zuverlass1g sichergestellt sein müssen 
wie bei den Statistischen Ämtern des Bundes und der 
Lander, erfullt das Volkszählungsgesetz. Nach§ 14 Volks-
zahlungsgesetz 1987 dürfen an Gemeinden nur die auf 
maschinelle Datenträger übernommenen Einzelangaben 
für ihren Zustandigke1tsbere1ch ohne Namen und An-
schrift fur eigene stat1st1sche Aufbereitungen übermittelt 
werden, wenn durch Landesrecht eine Trennung der zur 
Durchführung statistischer Aufgaben zuständigen Stellen 
von anderen kommunalen Verwaltungsstellen sicherge-
stellt und die statistische Geheimhaltung gewährleistet 
ist47). 

Datenübermittlungen sind, wie es das Bundesverfas-
sungsgericht fordert, nach der neuen Vorschrift des § 14 
Abs. 4 Volkszahlungsgesetz 1987 von den Statistischen 
Ämtern zu protokollieren, so daß jederzeit eine Kontrolle 
über die Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung, insbe-
sondere durch die Datenschutzbeauftragten, gewährlei-
stet ist 4B). 

Außerdem verbietet das Gesetz die Herstellung eines Per-
sonenbezugs bei den Einzelangaben. Wer Daten zu die-
sem Zweck dennoch zusammenführen würde, nachdem 
sie für die maschinelle We1terverarbe1tung auf Datenträger 
übernommen worden sind, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr oder Geldstrafe bestraft 49). 

2.8 Unterrichtung der Bevölkerung 
Aufklärungsarbeit zur Volkszählung wurde bisher im Vor-
feld aller Zählungen betrieben, weil immer bekannt war, 
daß der Erfolg solcher Erhebungen entscheidend von der 
Akzeptanz der Bevolkerung und damit deren Bereitwillig-
keit zur Auskunftserteilung abhangt. Trotzdem wurde von 
Kritikern der Volkszahlung 1983 bemängelt, daß der Bür-
ger nicht genügend über den Inhalt der Fragebogen und 
den Zweck der Erhebung unterrichtet worden sei. Dieser 
Kritik schloß sich auch das Bundesverfassungsgericht an. 
Es stellte fest, „daß die Notwend1gke1t zu verläßlicher Auf-
klärung der Auskunftspflichtigen nicht rechtzeitig erkannt 

47) Die Entwurfe landesrechll1cher Regelungen werden zur Zeit 1n den Landern d1skut1ert 
oder stehen, wie in Hessen, kurz vor der Verabschiedung Eine Verabschiedung kann 
auch noch nach dem Zahlungsstichtag erfolgen, da 1m Volkszahlungsgesetz 1987 die 
Voraussetzung fur die Weitergabe von Einzeldaten eindeutig geregelt ist Anderer 
Auffassung ist Mailmann, Neue Juristische v\lochenschnft 1986, S 1852, der sich zu 
Unrecht auf den Hessischen Datenschutzbeauftragten Prof Dr S1m1t1s beruft S1m1t1s hat 
in seinem 14 Tat1gke1tsbencht vom 24 Januar 1986 ausgeführt, daß die Uberm1ttlung 
statistischer Einzelangaben an die Kommunen aus der Volkszahlung 1987 1edoch nur in 
Betracht kommt, wenn zuvor ein Landesstat1st1kgesetz verabschiedet worden ist Die 
Verabschiedung eines Landesstat1st1kgesetzes ist lediglich Voraussetzung fur die 
Uberm1ttlung statistischer Einzelangaben an die fur die Durchfuhrung statistischer 
Aufgaben zustand1gen kommunalen Stellen Solange das Landesstat1st1kgesetz nicht 
verabschiedet ist, lauft die Ermacht1gung zur Datenuberm1ttlung nach § 14 Abs 1 
Volkszahlungsgesetz 1987 ins leere Die Verfassungsmilß1gke1t der Volkszahlung Wlfd 
hierdurch nicht beruhrt 
48) BVerfGE 65, 1 (60) 
49) Diese Vorschriften wurden aufgrund der ottenthchen Anhorung der Sachverstandi-
gen durch den Innenausschuß des Deutschen Bundestages 1n das Gesetz aufgenom-
men 
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worden ist, obwohl sich das allgemeine Bewußtsein durch 
die Entwicklung der automat1s1erten Datenverarbeitung . 
erheblich verändert hatte" so) und verwies auf die Aufkla-
rungspflicht des Staates gegenüber dem Bürger. Damit 
wurde der Öffentl1chke1tsarbe1t auch durch das Bundes-
verfassungsgericht eine zentrale Bedeutung zugewiesen. 

§ 16 des Volkszahlungsgesetzes 1987 ordnet deshalb 
zum erstenmal in einem stat1st1schen Gesetz ausdrücklich 
eine schriftliche Unterrichtung der auskunftspflichtigen 
Bürger über die wichtigsten Fragen der Volkszählung an, 
zum Be1sp1el über Zweck, Art und Umfang der Erhebung, 
Erhebungs- und Hilfsmerkmale, statistische Geheimhal-
tung, Auskunftspflicht, Möglichkeiten der Übermittlung, 
Trennung und Löschung, Rechte und Pflichten des Zäh-
lers 51). Hierdurch soll das Vertrauen des Betroffenen in 
den Schutz seiner Daten gestärkt und seine Bereitschaft, 
bei der Zahlung m1tzuw1rken, gefördert werden. Diese In-
formationen wird der Auskunftspflichtige zusammen mit 
den Erhebungsunterlagen vom Zähler erhalten. Der Text 
des Informationsblattes ist mit dem Bundesdatenschutz-
beauftragten abgestimmt und dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages zur Unterrichtung vorgelegt wor-
den. 

Ziel der allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit wird es sein, den 
Bürger über die Notwendigkeit der Volkszählung, das Fra-
genprogramm, die Verwendung der Daten, den Daten-
schutz usw. zu informieren. Zur Vergrößerung der Akzep-
tanz wird es dabei vor allem darauf ankommen, der Bevöl-
kerung den Nutzen der Volkszählung - besser als bisher 
geschehen - zu verdeutlichen und aufzuzeigen, wie drin-
gend unsere Gesellschaft neue aktuelle Daten benötigt. 

2.9 Entschließung 
des Deutschen Bundestages 
Erstmalig bei einem Gesetz hat der Deutsche Bundestag 
in einer Entschließung, unter Hinweis auf die Notwendig-
keit der Zählung und die Gewährleistung des Datenschut-
zes, alle Bürger gebeten, sich an der Zählung zu beteiligen 
und diese zu unterstützen. Die wichtigsten Bestimmungen 
dieser Entschließung lauten: 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz über die am 
25. Mai 1987 durchzuführende Volkszählung in der Er-
kenntnis beschlossen, daß es gegenwärtig keine an-
dere Möglichkeit gibt, die notwendigen Grunddaten 
über die Bevölkerung zu erhalten, um eine sachge-
rechte und vorausschauende, im Interesse jedes ein-
zelnen Bürgers liegende Politik zu betreiben. 

Der Deutsche Bundestag bittet alle Mitbürger im Inter-
esse der Allgemeinheit, aber auch eines jeden einzel-
nen, sich an der Zählung zu beteiligen und sie zu 
unterstützen. Der Gesetzgeber hat alle Vorkehrungen 
getroffen, damit der Datenschutz gewährleistet ist 52). 

50) BVertGE 65, 1 (3). 
51 ) Eine entsprechende Regelung wurde auch in den Entwurf des neuen Bundesstat1-
st1kgesetzes (§ 17) aufgenommen (Bundesratsdrucksache 585/86). 
52) Bundestagsdrucksache 10/3843, S. 4. 
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2.10 Weitere Entwicklung der Methodendiskussion 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Volkszah-
lungsurteil ausgeführt, es sei derzeit nicht zu beanstan-
den, daß der Gesetzgeber von Alternativen zu einer To-
talerhebung keinen Gebrauch macht, da sie noch mit zu 
großen Fehlerquellen behaftet sind und für sie verlaßliche 
Daten uber die Gesamtbevölkerung vorliegen müssen, die 
zur Zeit nur periodische Volkszählungen liefern können 53). 
Zugleich gab das Bundesverfassungsgericht dem Gesetz-
geber jedoch auf, sich vor kunftigen Entscheidungen für 
eine Erhebung mit dem dann erreichten Stand der Metho-
dendiskussion auseinanderzusetzen, um festzustellen, ob 
und in welchem Umfang die herkbmml1chen Methoden der 
Informationserhebung und -verarbeitung beibehalten wer-
den können. Der Deutsche Bundestag hat deshalb in 
seiner Entschließung zum Volkszählungsgesetz 1987 die 
Bundesregierung gebeten, den Wissenschaftlichen Beirat 
für den Mikrozensus auch an der Vorbereitung und Durch-
führung der Volkszählung 1987 mitwirken zu lassen und im 
Zusammenhang mit der Volkszählung Untersuchungen 
über alternative Methoden durchzuführen. 

Der Wissenschaftliche Beirat für den Mikrozensus hat sich 
zu einer Mitwirkung an der Volkszählung 1987 und an 
wissenschaftlichen Untersuchungen über alternative Me-
thoden bereit erklärt. Nach mehrfachen Beratungen ist das 
Programm für die begleitende Forschung festgelegt wor-
den. Es sieht für 1987 vor: 

Sozialwissenschaftliche Panel-Befragung vor und 
nach dem Zählungsst1chtag, 

Untersuchungen zum künftigen Datenbedarf und die 
Möglichkeit, durch Volkszählung und alternative Ver-
fahren dem zu entsprechen, 

Forschungen zu den an die Daten einer Volkszählung 
zu stellenden Genauigkeitsanforderungen, 

Untersuchung zur Frage der Ersetzbarkeit von Totaler-
hebungen (Stichprobe), zur Auswertung und Kombina-
tion von Registern, zur Kombination von Registeraus-
wertungen mit Erhebungsergebnissen, 

Vorbereitung einer für 1988 geplanten Untersuchung 
zur Analyse von Ausfällen. 

Die erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von 1,4 Mill. DM 
sind vom Bund bereitgestellt worden. Am 3. Dezember 
1986 hat der Wissenschaftliche Beirat dem Innenaus-
schuß des Deutschen Bundestages über seine Arbeiten 
berichtet. 

2.11 Internationale Methodendiskussion 

Nicht nur in den einzelnen Ländern, sondern auch in den 
internationalen Gremien werden seit längerem die metho-
dischen Grundlagen künftiger Volkszählungen diskutiert. 
Zum Beispiel wurden in einer mehrjährigen Studie über die 
Zukunft von Volkszählungen im Auftrag des Statistischen 
Amtes der Europäischen Gemeinschaften im internationa-
len Vergleich alternative Ansätze über die Entwicklung der 

53) BVerfGE 65, 1 (55). 
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Volkszählungen, insbesondere im Hinblick auf die Mög-
l1chke1ten der Nutzung von Registern, untersucht 54). Von 
der Konferenz Europäischer Statistiker wurden 1m Rahmen 
eines Seminars zur Auswertung von Ergebnissen und 
Methoden der Volks- und Wohnungszählungen 1m Mai 
1984 in Rom die Erfahrungen aus den Volkszählungen um 
1980 eingehend erörtert55). Im September 1987 ist vom 
Internationalen Statistischen Institut bei der Jahrestagung 
1n Tokio ein Themenkomplex über zukünftige Entwicklun-
gen 1m Bereich der Volkszählungen vorgesehen. 

3 Konzept und Organisation der 
Volkszählung 1987 

3.1 Vorbemerkung 

Volkszählungen sind seit jeher ein wesentlicher Bestand-
teil des Programms der amtlichen Statistik. Es liegen da-
her vielfältige Erfahrungen aus Zählungen vor, die - auch 
unter Berücksichtigung internationaler Erfahrungswerte -
im Interesse einer optimalen Organisation genutzt wer-
den. Bei der Volkszählung 1987 kommt hinzu, daß weitge-
hend auf die Vorarbeiten der ausgesetzten Volkszählung 
1983 zurückgegriffen werden kann. Wie bereits erwähnt, 
haben alle Anforderungen des Bundesverfassungsge-
richts Eingang in das Volkszählungsgesetz 1987 gefun-
den. Dies hatte weitgehende Konsequenzen für die Ge-
staltung der Erhebungsunterlagen, die organisatorischen 
Vorgaben für die Durchführung der Zählung sowie die 
Verarbeitung und Weitergabe der Daten. 

Die Volkszählung 1987 wird am Zählungsstichtag, 25. Mai 
1987, als Vollerhebung mit Auskunftspflicht mit den Zäh-
lungsteilen Volks- und Berufszählung, Gebäude- und 
Wohnungszählung sowie Arbeitsstättenzählung alle Per-
sonen, Haushalte, Gebäude mit Wohnraum, Wohnungen 
und nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten erfassen, wo-
bei wie bisher Zähler eingesetzt werden. Die Zählung wird 
die Möglichkeiten moderner Datenverarbeitungstechni-
ken nutzen und dabei ein möglichst großes Informations-
angebot mit einem umfassenden Datenschutz verbinden. 
Einzelheiten der Vorbereitung und Durchführung werden 
im folgenden dargestellt. 

3.2 Gemeinsame Durchführung einer Volks-, 
Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und 
Arbeitsstättenzählung 

Die Volkszählung 1987 wird aus fachlichen, organisatori-
schen und aus Kostengründen als Mehrzweckerhebung 
mit den Zählungsteilen 

- Volks- und Berufszählung 
- Gebäude- und Wohnungszählung 
- Arbeitsstättenzählung 

durchgeführt. 

54) Siehe Radlern, Ph„ .A Study of the Future of the Census of Population - Alternative 
Approaches (Final Report), Commissioned by the Statistical Office of the European 
Commun1ties", unveröffentlichtes Manuskript, 1986. 
55) Siehe .Proceedings of the Seminar on the Evaluation of Census Results and 
Methodology", Annali d1 Statistica, 115. Jg. Nr. 5/1986. 
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Aus fachlicher Sicht spricht fur die gemeinsame Durchfuh-
rung der einzelnen Zahlungsteile, daß die Ergebnisse be-
zogen auf einen gemeinsamen Zählungsst1chtag vorliegen 
werden. Dies ermogl1cht sowohl den direkten Vergleich 
der bevölkerungs- und erwerbsstat1st1schen mit den ge-
baude- und wohnungsstat1st1schen Sachverhalten als 
auch den Vergleich mit den Ergebnissen der Arbeitsstät-
tenzahlung. 

Die Durchfuhrung der Volkszählung als Vollerhebung mit 
Auskunftspflicht erfordert einen erheblichen organisatori-
schen Aufwand. Da allein fLir die Zwecke der Volks- und 
Berufszahlung zur Erfassung aller Personen und Haushal-
te eine aufwendige Zählungsorganisat1on mit ca. 5 000 bis 
6 000 Erhebungsstellen und ca. 500 000 Zählern aufge-
baut werden muß, bietet es sich an, diese organisatori-
schen Voraussetzungen auch für die anderen Zählungste1-
le zu nutzen. 

In enger Verbindung mit dem Aufbau einer effizienten Zäh-
lungsorganisation und ihrer gemeinsamen Nutzung so-
wohl für die Volks- und Berufszählung, die Gebäude- und 
Wohnungszählung und die Arbeitsstättenzählung darf 
auch der Kostenaspekt nicht unberücksichtigt bleiben. 
Der Aufbau einer nahezu identischen Zählungsorganisa-
tion - wie sie für drei Vollerhebungen dieser Art aufge-
baut werden müßte - würde zu einer erheblichen Ko-
stenerhöhung führen 56). 

Neben den fachlichen, organisatorischen und Kostenge-
sichtspunkten ist auch zu berücksichtigen, daß der Bürger 
nur einmal mit dem Ausfüllen der Fragebogen belastet 
wird. Unter dem Gesichtspunkt der Akzeptanz statistischer 
Erhebungen spricht auch dies für die gemeinsame Durch-
fuhrung aller Teile der Volkszählung 1987 

Nach dem Volkszählungsgesetz 1987 kann mit der Erhe-
bung der gebäudestatist1schen Merkmale bis zu sechs 
Monate vor dem Zählungsstichtag der eigentlichen Haupt-
erhebung begonnen werden. Es liegt im Ermessen der 
Gemeinden, ob diese Gebäudevorerhebung durchgeführt 
wird. Da insbesondere in Großstadten sehr häufig weder 
der Gebäudeeigenturner noch ein Verwalter im Gebäude 
wohnt, ist zumindest eine partielle Gebäudevorerhebung 
zweckmäßig. Aus organisatorischen Gründen können 
aber die Gemeinden auch eine umfassende Vorerhebung 
aller Gebaude mit Wohnraum durchführen. Bei vorange-
gangenen Volkszählungen wurde hiervon insbesondere in 
Großstädten zur optimalen Vorbereitung der Zählung Ge-
brauch gemacht. Auch bei der Zählung 1987 wird eine 
ganze Reihe von Stadien eine Gebäudevorerhebung 
durchführen. Fragebogen der Gebaudevorerhebung wer-
den seit dem 25. November 1986 an die Eigenturner/Ver-
walter versandt 

56) Die Kosten der Volkszählung 1987 sind nach einer Kalkulation auf der Grundlage der 
Beschlusse des Innenausschusses des Deutschen Bundestages mit 715,7 Mill DM zu 
veranschlagen Davon entfallen 60, 1 Mill DM auf den Bund, 314,9 Mill DM auf die Land er 
sowie 340,7 Mill DM auf die Gemeinden (Bundestagsdrucksache 10/3843, S 3) Wie 
bereits erwahnt, gewahrt der Bund einen Zuschuß zu den Kosten der Lander und 
Gemeinden 1n Höhe von4,50 DM, das sind insgesamt rund 270 Mill. DM 

936 

3.3 Erhebungsunterlagen 

Bei den Erhebungsunterlagen der Volkszählung 1987 ist 
zu unterscheiden zwischen 

den Erhebungsvordrucken, die vom Auskunftspflichti-
gen auszufullen sind, 

den Erhebungsvordrucken, die als Organ1sat1onspa-
p1ere vom Zähler/der Erhebungsstelle auszufullen sind 
und 

den weiteren Organisations- und Informationsunterla-
gen. 

Diese Aufteilung, die 1m wesentlichen schon in der Be-
gründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zum 
Volkszählungsgesetz vorgegeben wurde57), unterschei-

57) Bundestagsdrucksache 10/2814, S 24. 

Übersicht 1: Übersicht über die Erhebungsunterlagen 

Davon sind bestimmt 
für den/die 

Erhebungsunterlagen Aus- Erhe-kunfts-
pflich- Zähler bungs-
tigen stelle 

Erhebungsvordrucke, die vom Auskunftspflichtigen 
auszufüllen sind 
- Haushaltsheft (Wohnungsbogen und 

Personenbogen) X 
- Haushaltsmantelbogen X 
- Zählblatt für Gemeinschafts- und 

Anstaltsunterkünfte X 
- Allgemeiner Arbeitsstättenbogen X 
- Ergänzungsblatt zum Arbeitsstättenbogen für 

Hauptniederlassungen mit mehr als drei 
Zweigniederlassungen X 

- Arbeitsstättenbogen fur Sonderbereiche 
(Bundesbahn, Bundespost), die zentral vom 
Statistischen Bundesamt direkt an die 
Auskunftspflichtigen versandt werden X 

Erhebungsvordrucke, die els Org1nl11tlonspaplere 
vom Zähler/der Erhebungsstelle auszufüllen sind 
- Adressenliste X 
- Regionalliste (x) (X) 

Weitere Organisations- und lnform1tlon1m1terlallen 
- Volkszahlungsbrief X 
- Erlauterungsblatt (zum Personenbogen) X 
- ,lnformat1onenzurVolkszahlung 1987" X 
- Volkszählungsgesetz 1987 X 
- ,Das Fragenprogramm der Volks-, Berufs-, 

Gebäude- und Wohnungszahlung' X 
- Ubersetzungshilfen 

(Ubersetzungen des Haushaltsmantelbogens, 
Erläuterungsblattes, Wohnungsbogens, 
Personenbogens, Arbeitsstättenbogens sowie 
der Informationsschrift ,Informationen zur 
Volkszählung 1987' in Türkisch, 
Serbokroatisch, Italienisch, Griechisch, 
Spanisch, Portug1es1sch, Englisch und 
Franzcisisch) X 

- Zähleranleitung X 
- Schlagwortverzeichnis X 
- Zahlerauswe1s X 
- Verpflichtungserklärung X 
- Prüfmuster für Haushaltsmantelbogen, 

Wohnungsbogen, Personenbogen, 
Arbeitsstattenbogen X X 

- Namenilste X (x) 
- Zählermappe X 
- Zahlerkoffer X 
- Anleitung fur die Gemeinde und die 

Erhebungsstelle X 
- Gemeindeliste X 
- Zählbezirksubers1cht X 
- Zählerverze1chrns X 
- Muster eines Mahnschreibens X 
- Muster eines Schulungsvortrages X 
- Stellkarton/ Ablagekarton X 
- Mitteilungsformular für nichtangetroffene 

Auskunftspflichtige X 

Wirtschaft und Statistik 12/1986 



det insbesondere zwischen den 1m Gesetz angesproche-
nen Erhebungsvordrucken und Erhebungs- und Hilfs-
merkmalen, für die besondere Regelungen zur Trennung, 
Löschung und Vernichtung gelten (siehe Kapitel 2.6), und 
weiteren Organ1sat1ons- und Informationsmaterialien, die 
der Erhebungsstelle, den Zählern und den Auskunfts-
pflichtigen zur Verfugung gestellt werden konnen. In der 
Übersicht 1 sind die einzelnen Erhebungsunterlagen auf-
geführt. Im folgenden werden die Erhebungsvordrucke 
und die Organisat1onspap1ere 1m einzelnen vorgestellt. Die 
Funktion und Verwendung der weiteren Organisat1ons-
und lnformationsmatenal1en wird in Kapitel 4 „Vorberei-
tung und Durchführung der Zählung durch die Gemeinde 
und die Erhebungsstelle" (soweit erforderlich) angespro-
chen. 

Haushaltsheft 
Im Gegensatz zu der geplanten Volkszählung 1983, bei der 
alle Personen eines Haushalts ihre Angaben gemeinsam 
in einen Haushaltsbogen eintragen sollten, ist bei der 
Volkszählung 1987 aufgrund des Volkszählungsurteils des 
Bundesverfassungsgerichts vorgesehen, daß jedes Haus-
haltsmitglied grundsätzlich die Möglichkeit hat, seine per-
sönlichen Angaben auf einem eigenen Bogen zu ma-
chen 58). Deshalb wird 1987 für jeden Haushalt ein Haus-
haltsheft mit einem Wohnungsbogen und mehreren Per-
sonenbogen verteilt. 

Wohnungsbogen und Personenbogen 
Der Wohnungsbogen der Volkszählung 1987 enthält elf 
Fragen zur Wohnung und zusätzlich vier Fragen zum Ge-
bäude. Das Fragenprogramm hat sich gegenüber der ge-
planten Volkszählung 1983 kaum geändert. Im Personen-
bogen werden achtzehn Fragen zu den persönlichen Ver-
hältnissen des Auskunftspflichtigen gestellt. Im Unter-
schied zur geplanten Volkszählung 1983 wird bei Perso-
nen in Anstalten nicht mehr gefragt, ob es sich um „Perso-
nal" oder „Insassen" handelt. Dies war die einzige Frage, 
die das Bundesverfassungsgericht wegen der Gefahr „so-
zialer Abstempelung" beanstandet hatte. Aufgrund des 
hohen Anteils von ausländischen Mitbürgern, die dem 
Islam angehören, wurde für sie bei der Frage nach der 
Religionszugehörigkeit eine eigene Antwortkategorie ge-
schaffen. Auch bei der Frage nach der Staatsangehörig-
keit wurde eine Erweiterung vorgenommen. Bei Personen 
mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit wird nach EG-
Staaten und Nicht-EG-Staaten unterschieden, wobei für 
Griechen und Italiener sowie Jugoslawen und Türken, weil 
sie zu den zahlenmäßig stärksten Gruppen unter den aus-
ländischen Mitbürgern zählen, jeweils eigene Antwortkate-
gorien vorgegeben sind. 

Sowohl der Wohnungsbogen als auch der Personenbo-
gen sind so gestaltet, daß sie maschinell gelesen werden 
können. Sie enthalten weder den Namen noch die An-
schrift des Auskunftspflichtigen. Die ausgefüllten Woh-
nungs- und Personenbogen des Haushaltsheftes werden 
einzeln vom Lesegerät erfaßt. Die für das maschinelle 

58) Ähnlich wurde auch bei der Volkszählung 1970 verfahren. 
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Lesen des Wohnungsbogens und des Personenbogens 
vorgesehenen Belegleser (IBM 1288) beeinflussen das 
Format der Fragebogen, ihre Farbgebung, die Papierquali-
tät und nicht zuletzt die Anordnung der Fragen 1m Bogen, 
für die jeweils die zutreffende Antwortkategorie einer Frage 
durch entsprechendes Anstreichen zu markieren ist. Auch 
die Anordnung der Eintragungsfelder für Fragen, die mit 
Zahlen- oder Textangaben zu beantworten sind (z. B. Fel-
der zum Eintragen der Miete oder des Geschäftszweiges), 
müssen auf die Aufbereitungstechnik abgestimmt sein. 

Während die Strichmarkierungen zu den Fragen mit Ant-
wortvorgaben direkt maschinell gelesen werden können, 
müssen die Text- und Zahlenangaben noch in besondere 
Lesefelder im unteren Teil des Wohnungsbogens und des 
Personenbogens in Normschrift (OCR A) übertragen wer-
den. Die Möglichkeit, daß der Auskunftspflichtige selbst 
die Zahlenangaben in maschinell lesbare Felder einträgt, 
wurde nicht weiterverfolgt, da an die Normschrift hohe 
Anforderungen gestellt werden müssen und dies dem 
Bürger nicht zugemutet werden sollte; auch wäre eine 
erhöhte Zahl von Lesefehlern zu erwarten. 

Der Forderung, möglichst „bürgerfreundliche" Fragebo-
gen zu entwickeln, wurde so weit wie möglich Rechnung 
getragen. Dabei begrenzten aber nicht nur die oben ange-
führten technischen Rahmenbedingungen die Gestal-
tungsmöglichkeiten erheblich, auch in bezug auf eine klare 
und für den Bürger verständliche Frageformulierung waren 
enge Grenzen gesetzt. Dies resultiert aus der Forderung, 
daß die Fragen und Antwortkategorien nur eine Umset-
zung der im Volkszählungsgesetz 1987 festgeschriebenen 
sowie teilweise ausformulierten Erhebungstatbestände 
sein dürfen. Trotz dieser Zwänge ist es - unter Berück-
sichtigung der Erfahrungen früherer Volkszählungen und 
der Ergebnisse der freiwilligen Testerhebung zur Volks-
zählung 1987 - gelungen, Fragebogen zu entwickeln, die 
jeder auskunftspflichtige Bürger ausfüllen kann 59). Damit 
sich Frauen und Männer in gleichem Maße von den Frage-
bogen angesprochen fühlen, wurden im Wohnungsbogen 
und im Personenbogen durchgehend männliche und 
weibliche Bezeichnungen in die Fragen und Antwortvorga-
ben aufgenommen. 

Haushaltsmantelbogen 
Zu den Hauptanliegen der Volkszählung gehört es, nicht 
nur für die Gesamtheit der Personen, sondern auch für die 
Gesamtheit der Haushalte soziale und wirtschaftliche 
Grunddaten zu gewinnen. Für viele gesellschaftspolitische 
Fragestellungen genügt es nämlich nicht, Personen iso-
liert zu betrachten. Sie müssen vielmehr als Mitglieder von 
Haushalten in ihrer Verbindung zueinander gesehen wer-
den. Eine Reihe staatlicher Maßnahmen knüpft deshalb an 
Haushalte an, so zum Beispiel die Leistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch wie Ausbildungsförderung, Arbeitsför-
derung, Vorruhestandsregelung, gesetzliche Kranken-
und Unfallversicherung, gesetzliche Rentenversicherung, 
Sozialhilfe, aber auch Maßnahmen nach dem Wohnungs-

59) Gestaltung, Aufbau und Formulierung wurden mit der Gesellschaft für die deutsche 
Sprache und Fachleuten führender Druckereien !ur EDV-Belege abgestimmt. 
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bindungsgesetz und dem Städtebauförderungsgesetz Es 
ist deshalb w1cht1g festzustellen, welche Personen zusam-
men mit anderen und welche allein einen Haushalt bilden 

Fur Jeden Haushalt ist ein Haushaltsmantelbogen auszu-
füllen. Zu einem Haushalt zahlen alle Personen, die ge-
meinsam wohnen und wirtschaften. Personen, die allein 
wirtschaften, bilden einen eigenen Haushalt für sich, zum 
Be1sp1el ein Unterm1eter 60). Zu dem Zweck werden 1m 
Haushaltsmantelbogen Familienname und Vorname(n) 
der zum jeweiligen Haushalt gehörenden Personen einge-
tragen Familienname und Vorname(n) der Haushaltsm1t-
gl1eder, die ebenfalls 1m Haushaltsmantelbogen vermerkte 
Anschrift sowie die Nummer des Haushaltsheftes und die 
laufende Nummer der Person dienen darüber hinaus der 
manuellen Kontrolle zur Vollzähligkeit der Erhebung und 
der gezielten Rückfrage bei Fragebogen mit fehlenden 
oder w1dersprüchl1chen Angaben. Um solche Ruckfragen 
zu erleichtern, wird im Haushaltsmantelbogen außerdem 
um die fre1w1ll1ge Angabe der Telefonnummer gebeten 61 ). 

Im Vorgriff auf die Trennung von Erhebungs- und Hilfs-
merkmalen ist der Haushaltsmantelbogen nur als Mantel-
papier für die eigentlichen Fragebogen (Wohnungsbogen 
und Personenbogen, die weder Namen noch Anschrift 
enthalten dürfen) entwickelt worden. Somit ist die vom 
Volkszählungsgesetz 1987 geforderte Möglichkeit der 
frühzeitigen Trennung von Namen und Anschriften von 
den Erhebungsmerkmalen in den Erhebungsvordrucken 
gewährleistet. 

Die Ermittlung der statistischen Zusammenhänge zwi-
schen den Personen und ihren Angaben ist dann nur noch 
1m Rahmen der maschinellen Aufbereitung anonym - das 
heißt ohne Namen und Anschriften - über die laufenden 
Nummern und Ordnungsnummern möglich, die 1m Woh-
nungsbogen, im Personenbogen und in der Regionalliste 
enthalten sind. 

Neben den genannten Erhebungs- und Kontrollfunktionen 
erfüllt der Haushaltsmantelbogen noch Informations- und 
Erläuterungsfunktionen. Er enthält neben allgemeinen Hin-
weisen zur Zählung und zum Ausfüllen der Fragebogen 
auch spezielle Erläuterungen zu den Fragen im Woh-
nungsbogen und 1m Personenbogen. 

Arbeitsstättenbogen 
Als Rahmenzählung und Bestandsaufnahme beschränkt 
sich die Arbeitsstättenzählung auf die Erfassung weniger 
grundlegender wirtschaftlicher Tatbestände. Das Fragen-
programm steht mit den Auskunftsmöglichkeiten der Ar-
beitsstätten 1m Einklang. Da die Arbeitsstättenzahlung die 
gesamte Wirtschaft erfaßt, muß sie einerseits den unter-
schiedlichen Ausprägungen von Arbeitsstätten Rechnung 
tragen, andererseits gerade für die Bereiche, für die kaum 
Informationen vorhanden sind, ein Maximum an Ergebnis-
sen liefern. Insofern steht auch die Zählung 1987 in einer 

60) Eine international ubhche Regelung, die 1edoch vorsorglich 1n das Volkszahlungsge-
setz 1987(§ 2Abs 2)aulgenommenwurde. 
61) Auch dies ist ausdruckhch 1m Volkszählungsgesetz 1987 (§ 8 Abs. 1 Nr 4) geregelt 
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langen Kontinuität Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts hatte keine Auswirkungen auf den Inhalt des Fragen-
programms der Arbe1tsstattenzahlung 

Allerdings führten datenschutzrechtl1che Vorgaben zu 
einer Umgestaltung des Fragebogens Alle Angaben zu 
Anschriften befinden sich auf dem abtrennbaren Deck-
blatt; dadurch wird die gesetzlich vorgeschriebene Tren-
nung und Loschung gewährleistet. Der Fragebogen ist so 
aufgebaut, daß eine Zweigniederlassung nur die Seiten 3 
und 4, eine e1nz1ge oder Hauptniederlassung zusätzlich 
die Seite 5 und nur eine Hauptniederlassung auch noch 
die 6. und letzte Seite des Bogens ausfüllen muß. Um das 
Ausfüllen zu erleichtern, ist der Arbeitsstättenbogen ent-
sprechend der Auskunftsverpflichtung der unterschiedli-
chen N1ederlassungsarten farblich gestaltet. Im Gegen-
satz zum Wohnungsbogen und zum Personenbogen ist 
der Arbeitsstättenbogen als nicht maschinell lesbares 
Formular konzipiert. 

Adressenliste 

Die Adressenliste ist das zentrale Arbeitspapier des Zäh-
lers. Im Kopf der Adressenliste werden dem Zähler die 
Straßenseiten/Straßenabschnitte sowie dte Hausnum-
mern der Gebäude vorgegeben, die er aufzusuchen hat. In 
der Adressenliste notiert der Zähler alle von ihm aufge-
suchten Gebäude, Haushalte und Arbeitsstätten sowie die 
Nummern der dabei ausgeteilten Erhebungsvordrucke. 
Darüber hinaus vermerkt er die Art des Rücklaufs, das 
heißt, ob der Auskunftspflichtige die ausgefüllten Erhe-
bungsvordrucke dem Zähler aushändigen oder direkt der 
Erhebungsstelle übermitteln will. Außerdem trägt er be-
stimmte Vermerke bei Sonderfällen in die Adressenliste 
ein, zum Beispiel wenn der Auskunftspflichtige längere 
Zeit abwesend ist und der Zähler deshalb die Erhebungs-
unterlagen nicht verteilen kann. Darüber unterrichtet er die 
Erhebungsstelle, damit sie sich dieser Fälle annimmt. 
Nach dem Zählungsstichtag werden vom Zähler unter Zu-
hilfenahme der von ihm angelegten Adressenliste die aus-
gefüllten Erhebungsvordrucke wieder eingesammelt, so-
fern sie nicht direkt an die Erhebungsstelle übermittelt 
worden sind. 

Regionalliste 

Während die Adressenliste nach Abschluß des Zählge-
schäftes ihre Aufgabe erfüllt hat, ist die Regionalliste eine 
w1cht1ge organisatorische Grundlage für die Aufbereitung 
der Volkszählungsergebnisse. Sie dient dem Zweck, den 
in den Fragebogen gemachten Angaben zur Person, zur 
Wohnung, zum Gebäude und zur Arbeitsstätte im Rahmen 
der maschinellen Aufbereitung die zugehörigen Regional-
angaben (Gemeinde, ggf. Gemeindeteil, Block bzw. Block-
seite, Straße und Hausnummer) hinzuzufügen. Diese Auf-
gabe ist dadurch bedingt, daß die Zählungsergebnisse 
auch in tiefer regionaler Gliederung (Gemeinden, evtl. nach 
Gemeindeteilen, Stadtbezirken, Blöcken usw.) benötigt 
werden und sich aus den über die Regionalliste zugeführ-
ten Regionalangaben Ergebnisse für Gemeinden und an-
dere beliebig abgrenzbare regionale Einheiten (z. B. Pla-
nungsregionen, Wahlkreise) auszählen lassen. Der Ge-
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s1chtspunkt einer Auszahlung nach bel1eb1g abgrenzbaren 
regionalen Einheiten ist insofern von Bedeutung, als viele 
regionale Abgrenzungen, insbesondere n1chtadmin1strat1-
ve Geb1etseinhe1ten, erst nach der Zahlung gebildet wer-
den und es somit nicht ausreichen wurde, wenn man 
lediglich die Angabe zur Gemeinde bzw zum Gemeinde-
teil 1n die Aufbereitung einbeziehen würde62). Fur die Er-
stellung stat1st1scher Ergebnisse ist nach § 15 Abs. 4 des 
Volkszahlungsgesetzes 1987 die Blockseite die unterste 
Ebene der kle1nraum1gen Gliederung 

Die Regionalangaben in verschlusselter Form, die aus der 
Adressenliste ubernommenen Nummern der Wohnungs-
und Personenbogen und der Arbeitsstättenbogen sowie 
die laufenden Nummern und Ordnungsnummern sind Be-
standteil des Organ1sat1onsteils der Reg1onall1ste, der fur 
die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmt ist. Der Na-
mente1I der Reg1onall1ste mit den ebenfalls aus der Adres-
senliste übernommenen Namen der Haushalte und Ar-
be1tsstatten wird nur für die manuellen Kontrollen der Voll-
zahligke1t benötigt und wird unmittelbar nach Abschluß 
dieser Kontrollen 1m Stat1st1schen Landesamt abgetrennt, 
gesondert aufbewahrt und später vernichtet. 

3.4 Vorbereitung der Volkszählung 1987 in den 
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 

Zählungen, wie die für 1987 vorgesehene Volks-, Berufs-, 
Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung, bedür-
fen wegen der Abstimmung einer Vielzahl von Auswer-
tungswünschen und einer intensiven organisatorischen 
und technischen Planung einer langen Vorbere1tungsze1t. 
So wurde das Konzept der Volks-, Berufs- und Arbeitsstät-
tenzählung 1961 erstmals im März 1955, das heißt gut 
sechs Jahre vor dem Zählungsstichtag, beraten, das Kon-
zept der Gebäude- und Wohnungszählung 1968, das auch 
einen Fragenteil zur Person und zum Haushalt enthielt, 
bereits 1964. Die ersten Überlegungen zur Volks-, Berufs-
und Arbeitsstättenzählung 1970 wurden 1965 angestellt; 
die wegen der hohen Kosten nicht weiter verfolgte Gebäu-
de-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 1975 stand 
schon im März 1972 zur Diskussion. Erste Beratungen 
über eine Volkszählung 1981 begannen Ende 197663). 

Mit der Aufhebung der Volkszählung 1983 durch das Bun-
desverfassungsgericht war die Vorbereitungszeit der 
Volkszählung 1987 sehr knapp bemessen. Andererseits 
konnte Jedoch auf die Erfahrungen bei der Vorbereitung 
seit 1975 zuruckgegnffen werden. Allerdings mußten die 
Forderungen des Bundesverfassungsgerichts zur Zäh-
lungsorganisat1on, insbesondere 1m Hinblick auf die da-
tenschutzrechtlichen Aspekte, 1m neuen Zählungskonzept 
berücks1cht1gt werden. Erfahrungen hierüber waren an kei-
ner Stelle vorhanden 

62
) Fur Vorschlage der Wahlkre1skomm1ss1on zur Neuabgrenzung von Wahlkreisen(§ 3 

Bundeswahlgesetz) waren dann zum Be1sp1el die Ergebnisse nicht nutzbar 
63) Siehe Bretz, M /Knop, W /Travnizcek, R „Konzept der Volks-, Berufs- und Arbe1ts-
stattenzahlung 1981" 1n W1Sta6/1978, S 333 ff 
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Einzelheiten zur Gestaltung der Erhebungs- und Organ1-
sat1onspap1ere, zur Zählungs- und Aufbere1tungsorgani-
sat1on und Tabell1erung wurden von den Statistischen 
Amtern des Bundes und der Lander unter Bete1l1gung der 
Bundesressorts und der kommunalen Spitzenverbände in 
speziellen, fur bestimmte Aufgaben, insbesondere zur 
Koordinierung der drei Zählungsteile gebildeten Arbeits-
gruppen und 1m Arbe1tskre1s „Maschinelle Aufbereitung" 
des Stat1st1schen Bundesamtes und der Stat1st1schen 
Landesämter erortert Gegenstand dieser Besprechungen 
waren 1n fachlicher Hinsicht der Zahlungs- und damit der 
Gesetzesinhalt sowie die Auswertungsprogramme (Tabel-
lenprogramme). Diese 1nhaltl1chen Aspekte bildeten die 
Grundlagen sowohl für die Erarbeitung der Erhebungsvor-
drucke als auch für die Planung der organisatorischen und 
technischen Ablaufe. 

Angesichts der zunehmenden Bedeutung des Daten-
schutzes wurden auch der Bundesbeauftragte für den Da-
tenschutz sowie die Landesbeauftragten für den Daten-
schutz in alle Phasen der Zahlungsvorbereitung einge-
schaltet. Parallel zu den Besprechungen des Zählungs-
programmes auf Bundesebene fanden entsprechende 
Beratungen auf Landesebene unter Einschaltung der Ge-
meinden statt. 

Zur Prüfung des Zählungskonzeptes, insbesondere zur 
Umsetzung der Datenschutzvorkehrungen, wurde im Früh-
sommer 1986 eine nichtrepräsentative Testerhebung 
durchgeführt. Die Erfahrungen aus der Testerhebung 
konnten vor allem bei den Arbeiten an den Anleitungen für 
die Erhebungsstellen berücksichtigt werden, führten aber 
auch nochmals zu einigen Umstellungen von Fragen und 
Änderungen von Erläuterungen in den Erhebungsvordruk-
ken. 

Neben den Vorbereitungen für die Erhebungsphase ist die 
Entwicklung von Programmen für die maschinelle Aufbe-
reitung wichtiger Bestandteil der Arbeiten in den Statisti-
schen Ämtern des Bundes und der Länder. Die Aufberei-
tungsprogramme der Volkszählung 1987 sind wegen des 
Umfangs der Erhebung und der Aufbereitungsmethode 
(automatische Kontrolle und Fehlerbereinigung) sehr um-
fangreich und kompliziert. Um hierbei Fehler zu vermei-
den, sind mehrfache Prüfungen der Ablaufpläne und Sche-
mata und deren Spezifizierung erforderlich; des weiteren 
Tests der Programme für die maschinelle Aufbereitung. 

Die für die Aufbereitung benötigten Programme werden 
gemeinsam von den Statistischen Landesämtern und dem 
Statistischen Bundesamt erstellt, wobei jedes beteiligte 
Amt einen Teil der Programme übernimmt (Verbundpro-
grammierung). Nach Fertigstellung eines Programmes 
(einschließlich Test) erhalten alle Statistischen Landesäm-
ter ein Doppel dieses Programmes für die eigene Benut-
zung. 

Die Durchführung der Volkszählung erfordert aber auch 
bei den Gemeinden umfangreicre Vorbereitungsarbeiten, 
zum Beispiel die Bereitstellung zusätzlichen Personals, 
Anmietung von Räumen und Maschinen, nicht zuletzt für 
die schon im November 1986 beginnende Gebäudevorer-
hebung. Die Gemeinden mußten deshalb von den Statisti-
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sehen Landesämtern zu einem sehr frühen Zeitpunkt über 
das Konzept der Zahlung und die einzelnen Arbeitspha-
sen unterrichtet werden. Hierbei lagen die Schwerpunkte 
auf dem Inhalt der Erhebungsunterlagen und auf dem 
ze1tl1chen Ablauf der Erhebung. Umgekehrt mußte geprüft 
werden, inwieweit die von den einzelnen Gemeinden vor-
gesehenen Verfahren zu einer rationellen und kostenspa-
renden Vorbereitung und Durchführung der Volkszählung 
(z. B. Einsatz von ADV in der Erhebungsstelle) methodisch 
vertretbar, das heißt mit den weiteren Arbeitsabläufen ver-
einbar sind und mit den Datenschutzvorkehrungen 1n Ein-
klang stehen. Diese Aufgaben erforderten zahlreiche Ge-
spräche und Abstimmungen der Stat1st1schen Landesam-
ter mit den einzelnen Gemeinden bzw. deren Spitzenver-
bänden. 

4 Vorbereitung und Durchführung der 
Zählung durch die Gemeinde und die 
Erhebungsstelle 

1 

940 

'1111~ 

Nach den Rechtsverordnungen der Länder sind in der 
Regel die Statistischen Landesämter oberste Erhebungs-
stellen 64). Sie weisen die Gemeinden an, wie die Volkszäh-
lung nach den gegebenen rechtlichen Vorschriften durch-
zuführen ist. Für die Durchführung vor Ort sind die von den 
Gemeinden nach § 9 Volkszählungsgesetz 1987 einzu-
richtenden örtlichen Erhebungsstellen zuständig. Die Län-
der haben in ihren Rechtsverordnungen zur Durchführung 

64) In Bremen, Saarland und Berlin (West) als „uberortl1che Erhebungsstellen" bezeich-
net 

Übersicht 2: Vorbereitungs- und Erhebungsphase der Volkszählung 1987 

Statistisches Bundesamt 
und 

Statistische Landesämter 
Vorbereitung der Zählung 
- Allgemeine Vorbereitung, Planung 
- Test der Erhebungsorganisation 
- Technische Vorbereitung der Erhebungs- und 

Organisationspapiere 
- Öffentlichkeitsarbeit • 

Gemeinde 
- Bestellung einesZählungsleiters 

-

----
Rechtsgrundlage. 
Gesetz über eine Volks-, 
Berufs-, Gebäude-, Wohnungs-
und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1987) 
Stichtag.25. Mai 1987 

Gebäudezählung bis zu sechs Monate vor 

1 

- Einrichtung der Erhebungsstelle 
- Bereitstellung der kleinräumigen dem Zählungsstichtag (fakultativ) 

..... ,.. 

Gliederung des Gemeindegebietes 
- Öffentlichkeitsarbeit • Erhebungsstelle 

- Zählbezirkseinteilung 
- Werbung, Bestellung, Verpflichtung und Schulung der Zahler 
- Bereitstellung der Erhebungsunterlagen für die Zähler 

Zähler 
Haupterhebung durch den Zähler, und zwar: 

- Gebäude- und Wohnungszählung 
- Volks- und Berufszählung 
- Arbeitsstättenzählung 

Austeilen der Erhebungsvordrucke und der Informationspapiere 
Einsammeln der Erhebungsvordrucke 
Abgabe der Erhebungsvordrucke bei der Erhebungsstelle 

Erhebungsstetle 
- Rücklaufkontrolle der Erhebungsvordrucke und Organisationspapiere 

(Vollzähligkeits- und Vollständigkeitskontrolle) 
- Rückfragen und Mahnungen bei unvollständigen oder fehlenden Angaben 
- Ablieferung der Erhebungsunterlagen an das Statistische Landesamt 

Statistische Landesiimter 
Eingangskontrolle (Vollzähligkeits- und Vollständigkeitskontrolle) 
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der Volkszahlung 1987 - unter Berücks1cht1gung der 1e-
weil1gen landesrechtl1chen Voraussetzungen - die 
grundlegenden Vorgaben fur die Arbeit der Erhebungs-
stellen konkret1s1ert. Erganzend wurden weitere Verwal-
tungsvorschriften sowie deta1ll1erte Regelungen 1n der 
„Anleitung für die Gebäudevorerhebung" und der „Anlei-
tung fur die Gemeinde und die Erhebungsstelle" erlassen 

4.1 Aufgaben der Gemeinden 
Die von den Gemeinden einzurichtenden Erhebungsstel-
len sind räumlich, organisatorisch und personell von an-
deren Verwaltungsstellen der Gemeinden abzuschotten, 
um die statistische Geheimhaltung der erhobenen Anga-
ben auch während des Erhebungsverfahrens sicherzu-
stellen. Sofern kleine Gemeinden die erforderliche Ab-
schottung der Erhebungsstellen nicht gewahrleisten kon-
nen, besteht die Mogl1chke1t der Einrichtung uberortlicher 
Erhebungsstellen 65). 

Die Gemeinde bestellt einen für die Durchfuhrung der 
Zählung 1n der Gemeinde verantwortlichen Zählungsle1ter. 
Bei der personellen Besetzung der bundesweit ca. 5 000 
bis 6 000 Erhebungsstellen wird von vornherein von Per-
sonen abgesehen, bei denen aufgrund ihrer beruflichen 
Tat1gke1t oder aus anderen Gründen mit Interessenkolli-
sionen zu rechnen ist. Die in den Erhebungsstellen tätigen 
Personen dürfen die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen Er-
kenntnisse uber einzelne Bürger nicht be1 anderen Gele-
genheiten oder für andere Zwecke verwenden. Sie werden 
auf die Wahrung des Stat1st1kgeheimn1sses und zur Ge-
heimhaltung der aus ihrer Tätigkeit uber einzelne Burger 
gewonnenen Erkenntnisse schriftlich verpflichtet und auf 
die strafrechtlichen Konsequenzen eines Verstoßes hin-
gewiesen. Die Verpflichtung gilt auch nach Beendigung 
ihrer Tatigke1t in den Erhebungsstellen. Es ist 1m Rahmen 
der personellen Abschottung sichergestellt, daß das Per-
sonal der Erhebungsstelle auf keinen Fall gleichzeitig mit 
anderen Verwaltungsaufgaben betraut wird. 

W1cht1ge Grundlage fur die Arbeit der Erhebungsstelle und 
für die späteren Auswertungen der Volkszählungsergeb-
nisse 1n tiefer regionaler Gliederung ist die Bereitstellung 
einer kleinräum1gen Gliederung des Gemeindegebietes 
durch die Gemeinde. „Bei der kle1nräumigen Gliederung 
geht es darum, das Gemeindegebiet in Blocke und Block-
seiten aufzuteilen und damit ein flexibles regionales Ord-
nungssystem zu schaffen, das eine Zusammenstellung 
statistischer Ergebnisse unterhalb der Gemeindeebene 
bzw. für nichtadmin1strative Gebietseinheiten 1n jeder be-
liebigen Abgrenzung jederzeit erlaubt. Diese Moglichkeit 
ist mit der Blockseitengliederung durch unterschiedliches 
Zusammenfugen von Blockseiten (zum Beispiel zu Stra-
ßenzügen) gegeben. Voraussetzung dafür ist allerdings 
ein hierarchisch aufgebautes Nummernsystem, das heißt 
eine Numerierung der Blöcke innerhalb der ubergeordne-
ten Verwaltungseinheit (Gemeindeteil, Stadtbezirk), er-
gänzt um die Numerierung der zum 1ewe1l1gen Block gehö-

65) Durchfuhrungsverordnungen zur Volkszahlung 1987 der Lander Hessen und Rhein-
land-Pfalz, a a 0 
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renden Blockse1ten"66). Hier kann 1edoch weitgehend auf 
bestehende Gliederungen, die auch für andere Aufgaben, 
wie Einteilung von St1mmbez1rken für Wahlen oder Ab-
grenzung der Einzugsbereiche für Schulen verwendet wer-
den, oder auch auf die Vorarbeiten zur Volkszahlung 1983 
zuruckgegriffen werden. 

Eine weitere w1cht1ge Vorarbeit besteht in der 1m Volkszäh-
lungsgesetz vorgeschriebenen Bereitstellung von Daten, 
die fur die ordnungsgemäße Durchfuhrung der Volkszäh-
lung durch die Erhebungsstelle unerlaßlich sind. Die aus 
dem Melderegister, den Registern der für die Grundsteuer 
zustand1gen Stellen bzw. der für die Gebäudebrandversi-
cherung zuständigen 1urist1schen Personen des öffentli-
chen Rechts oder den Registern der für Gewerbeanzeigen 
zuständigen Stellen an die Erhebungsstelle zu übermit-
telnden Daten sind in § 11 des Volkszählungsgesetzes 
1987 genau festgelegt. Diese Daten sind für eine vollzähli-
ge Erfassung aller Personen, Gebäude, Wohnungen und 
Arbeitsstätten unabdingbar und werden - wie auch inter-
national üblich - von fast allen Erhebungsstellen genutzt. 

4.2 Aufgaben der Erhebungsstellen 

4.2.1 Aufgaben der Erhebungsstellen vor der 
Erhebung 
Uni eine vollzählige Erhebung gewährleisten zu können, 
teilen die Erhebungsstellen das Gemeindegebiet auf der 
Grundlage der kleinräumigen Gliederung in Zählbezirke 
ein und führen eine Zählbezirksübersicht. Ein Zählbezirk 
entspricht in der Regel einer Blockseite, wobei die Größe 
der Zählbezirke so bemessen sein sollte, daß e i n Zähler 
diesen Bereich bearbeiten kann 67). Die Zählbezirke dürfen 
jedoch die Grenzen kleinräumlicher Gebietseinheiten (Ge-
meindeteile, Blöcke, Blockseiten) nicht überschreiten. 

Mehrere Zählbezirke können zu Arbeitsbezirken als Orga-
nisat1onseinhe1ten für den Zähler zusammengefaßt wer-
den. Die Einteilung nach Arbeitsbezirken und Zählbezirken 
wird dem Zähler auf der Adressenliste von der Erhebungs-
stelle vorgegeben (Zählbezirksbeschreibung). Ein weite-
res wichtiges Hilfsmittel für den Zähler ist die Namenliste. 
Sie dient als Orientierungshilfe für den Zähler beim Vertei-
len der Erhebungsunterlagen in seinem Zählbezirk und 
gibt ihm einen ersten Überblick über die von ihm aufzusu-
chenden Personen, Gebäude und Arbeitsstätten. 

Die Bestellung der ehrenamtlichen Zähler ist Aufgabe der 
Erhebungsstellen. Gemäß§ 10 Abs. 3 Volkszählungsge-
setz 1987 sind Bund, Länder und Gemeinden und sonstige 
juristische Personen des öffentlichen Rechts verpflichtet, 
den Erhebungsstellen auf Anforderung Bedienstete zu be-
nennen und für die Zählertätigkeit freizustellen. Die Behör-

68) Siehe Ne1edly, S · „ Volkszahlung 1987 - Organisation und Ablauf der Erhebung" in 
Staat und Wirtschaft m Hessen, Hessisches Stat1st1sches Landesamt, Nr 8/1986, 
S. 258 Siehe auch: „Klemräum1ge Gliederung, raumhches Ordnungssystem, Zensus 
1981", Reihe H, Beitrage des Deutschen Stadtetages zur Statistik und Stadtforschung, 
Heft 15, Koln 1979, und „Arbe1tsh1lfen zur Volkszahlung 1981, Empfehlungen zur kle1n-
raum1gen stat1st1schen Geb1etsgl1ederung", Dusseldorl 1979. „ADV-Unterstützung der 
Zahlungsorgarnsallon", Reihe H, Beitrage des Deutschen Städtetages zur Stat1st1k und 
Stadtforschung, Heft 16, Köln 1979. „ADV-Unterstutzung der Zählungsorgarnsat1on 
1983'', Reihe H, Beitrage des Deutschen Städtetages zur Statistik und Stadtforschung 
~~ ' 
67) Bei der Volkszahlung 1970 betrug die durchschnittliche Zählbezirksgröße ca. 60 
Haushalte 
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den des Bundes und der Länder sind durch entsprechen-
de Erlasse der M1n1stenen auf diese Verpflichtung hinge-
wiesen worden. Die Bestellung von bundesweit ca. 
500 000 Zahlern ist erfahrungsgemaß mit Schwierigkeiten 
verbunden. In vielen Gemeinden wird deshalb schon früh-
ze1t1g mit den örtlichen Behörden Kontakt aufgenommen, 
um dte Zählergestellung abzustimmen Nach § 10 Abs. 2 
des Volkszählungsgesetzes 1987 ist jeder Deutsche vom 
vollendeten 18 bis zum vollendeten 65 Lebens1ahr zur 
Übernahme der ehrenamtlichen Zählertat1gkeit verpflich-
tet. Eine Befreiung von dieser staatsburgerltchen Pflicht 
kann nur erfolgen, wenn die vorgetragenen Gründe so 
schwerwiegend sind, daß eine Erfullung dieser Pflicht un-
zumutbar erscheint. Es muß daher glaubhaft gemacht wer-
den, daß dte Zählertätigkeit wegen Krankheit, Gebrechen 
oder einem ähnlich wichtigen Grund nicht oder nicht ord-
nungsgemäß möglich ist. 

Dte Zähler werden von der Erhebungsstelle schriftlich be-
stellt, uber ihre Rechte und Pflichten belehrt und schriftlich 
auf die Wahrung des Statistikgehe1mnisses und zur Ge-
heimhaltung verpflichtet. Diese Verpflichtung gilt - auch 
nach Beendigung der Zählertätigkeit - für alle Erkenntnis-
se über den Bürger, dte der Zähler 1m Rahmen seiner 
Tätigkeit gewonnen hat. 

Die ausgewählten Zähler müssen die Gewährtür Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Die Erhebungsstelle 
hat bei der Auswahl mögliche lnteressenkoll1s1onen mit 
der beruflichen Tätigkeit zu berücksichtigen. So regelt zum 
Beispiel das Land Nordrhein-Westfalen: „Um jeden An-
schein zu vermeiden, daß Polizeivollzugsbeamte anläßlich 
der Volkszählung 1987 gleichzeitig als Ermittlungsbeamte 
tätig werden, sind sie nicht als Zähler einzusetzen. Das 
gleiche gilt für Staats- und Amtsanwälte" 6B). Aber auch bei 
anderen Personen ist erst zu prüfen, ob aufgrund der 
beruflichen Tätigkeit oder aus anderen Gründen die Be-
sorgnis besteht, daß anläßlich der Volkszählung 1987 ge-
wonnene Erkenntnisse zu Lasten der Auskunftspflichtigen 
genutzt werden (z. B. bet Angehörigen der Steuerverwal-
tung). Sie sind nur dann als Zähler einzusetzen, wenn ein 
örtlicher Einsatz möglich ist, der eine solche Nutzung aus-
schließt. Zähler werden auch nicht in der unmittelbaren 
Nähe (Nachbarschaft) ihrer Wohnung eingesetzt 69). Trotz-
dem kann nicht ausgeschlossen werden, daß der Zähler 
einzelnen Auskunftspflichtigen seines Arbeitsbezirks be-
kannt ist. In diesen Fällen kann der Auskunftspflichtige 
jedoch von der Möglichkeit des postalischen Rückver-
sands seiner Erhebungsvordrucke Gebrauch machen. 

Von den Gemeinden wird wegen des mit der Zählertätig-
keit verbundenen Aufwandes eine Vergütung gezahlt, die 
steuerfrei ist(§ 10 Abs. 9 Volkszählungsgesetz 1987). Mit 
dieser steuerfreien Vergütung sollen Anreize geschaffen 
werden, sich für die Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen 
und die nicht einfache Aufgabe korrekt zu erfüllen. Die 
Höhe der Aufwandsentschädigung wird von den Gemein-

68) Ergänzende Verwaltungsvorschrift der Durchfuhrungsverordnung zur Volkszahlung 
1987 des Landes Nordrhein-Westfalen, a a 0 
69) Zur Konkret1s1erung des Begriffs "Nachbarschaft" siehe Durchfuhrungsverordnun-
gen zur Volkszahlung 1987 der Lander Hamburg und Rheinland-Pfalz, a. a. 0 
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den festgesetzt, wobei deren Interesse an den Volkszäh-
lungsdaten eine erhebliche Rolle spielt. Es ist denkbar, 
daß eine Staffelung vorgenommen wird, ie nachdem, ob 
der Zahler dte Erhebungsvordrucke einsammelt oder sie 
vom Auskunftspflichtigen direkt an dte Erhebungsstelle 
uberm1ttelt werden 10). 

Vor ihrem Einsatz werden dte Zahler von Mitarbeitern der 
Erhebungsstelle 1m Rahmen von Zählerschulungen in thre 
Aufgaben, Pflichten und Befugnisse eingewiesen. Grund-
lage dieser Schulungen sind dte Zähleranleitung, das 
Schlagwortverze1chn1s, die Erhebungs- und Organisa-
tionspapiere sowie dte Informationsmaterialien zur Volks-
zahlung 1987 

Aufgrund örtlicher und organisatorisch-technischer Be-
sonderheiten, aber auch aus datenschutzrechtlichen 
Gründen oder Sicherheitsbelangen, sind in einigen Berei-
chen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Zählung 
Sonderregelungen zu treffen. Dies gilt zum Beispiel für 
Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünfte, für den Bereich 
der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes, für Bun-
desbahn und Bundespost sowie für den Bereich ausländi-
scher Missionen (Botschaften, Konsulate) und ausländi-
scher Streitkräfte. Die Sonderregelungen werden in Ab-
stimmung mit den jeweils betroffenen Stellen vereinbart 
und in den Anleitungen schriftlich fixiert. Sie beziehen sich 
insbesondere auf die Verteilung und Rückgabe der Erhe-
bungsvordrucke und auf den Einsatz von ausgewählten 
und besonders geschulten Zählern. 

Sowohl die aufgezeigten vorbereitenden Arbeiten in der 
Erhebungsstelle als auch die späteren Kontrollen des 
Rücklaufs der Erhebungsvordrucke müssen so rationell 
wie möglich gestaltet werden. „Bei der Volkszählung 1987 
handelt es sich um ein Massengeschäft gewaltigen Aus-
maßes. Umfang und Ausprägung der technischen Unter-
stützung der Großzählung haben sich hieran zu orientie-
ren. Nur bei effektivem und konzentriertem Einsatz techni-
scher Hilfsmittel, insbesondere der zu beschaffenden 
Hard- und Softwareausstattung, kann die Zählung mit ver-
tretbarem Personalaufwand zeitgerecht vorbereitet und 
abgewickelt werden. Dies gilt in besonderem Maß für die 
großen und mittleren Städte der Bundesrepublik" 71 ). Der 
Einsatz der ADV-Hilfsmittel in den Erhebungsstellen darf 
aber ausschließlich der Organisation und ordnungsgemä-
ßen Durchführung vor Ort dienen. 

4.2.2 Aufgaben, Befugnisse und Pflichten der 
Zähler 
Eine der Hauptaufgaben des Zählers besteht darin, die 
Vollzähligkeit der Erhebung zu gewährleisten. Er hat in 
dem ihm zugeteilten Arbeitsbezirk jedes zu erfassende 
Gebäude, jede Arbeitsstätte, jede Wohnung und jeden 
Haushalt mit seinen Personen aufzusuchen, die entspre-
chenden Erhebungsvordrucke zum Ausfüllen abzugeben 
sowie die Informationsmaterialien zur Volkszählung 1987 

70) Erganzende Verwaltungsvorschnft der Durchführungsverordnung zur Volkszählung 
1987 des Landes Hamburg, a a 0 
11) Verband Deutscher Stadtestat1stiker Niederschrift zum Informationsseminar 
„Volkszählung 1987" in Frankfurt/Main am 22. und 23. April 1986, S. 55. 
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zu verteilen Als lnformat1onsmatenal1en fur den Auskunfts-
pfl1cht1gen stehen dem Zahler die Broschüren „Informatio-
nen zur Volkszahlung 1987", „Das Fragenprogramm der 
Volks-, Berufs-, Gebaude- und Wohnungszahlung" sowie 
der Text des Volkszahlungsgesetzes 1987 zur Verfugung. 
Als Onent1erungsh1lfe fur die Verteilung der Unterlagen 
dient dem Zahler die Namenl1ste mit den 1n seinem Bezirk 
vorhandenen Arbe1tsstatten und Gebauden mit Wohn-
raum sowie den dort wohnenden Personen 

Da ein erheblicher Tell der Auskunftspfl1cht1gen tagsuber 
nicht anzutreffen ist, findet die Zahlertät1gke1t hauptsach-
l1ch am Nachmittag und am frühen Abend statt Das Austei-
len der Erhebungsunterlagen beginnt etwa eine Woche 
vor dem Zählungsst1chtag H1erbe1 soll der Zahler seine 
Hilfe beim Ausfüllen der Erhebungsvordrucke anbieten 
Dies gilt vor allem fur alte und kranke Mitbürger, denen das 
Ausfüllen Schwierigkeiten bereiten könnte. Die Hilfe des 
Zählers wurde bei früheren Zahlungen gerne angenom-
men. Der Zähler hat sich dem Auskunftspflichtigen unauf-
gefordert durch Vorzeigen seines Zahlerauswe1ses auszu-
weisen und darf die Wohnung eines Auskunftspflichtigen 
nur mit dessen Zustimmung betreten. Um die vollständige 
und richtige Erfassung sicherzustellen, muß der Zahler 
bestimmte Angaben mündlich erfragen und selbst 1n die 
Erhebungsvordrucke eintragen. Dabei handelt es sich 1m 
einzelnen um: 

Zahl und Namen der Personen im Haushalt, 
Name des Wohnungsinhabers, 
Zahl der Haushalte und der Arbeitsstätten im Gebäude 
und in der Wohnung, 
leerstehen der Wohnung, 
Zugehörigkeit zu ausländischen Streitkräften oder zu 
diplomatischen oder berufskonsularischen Vertretun-
gen bzw. zur Ständigen Vertretung der Deutschen De-
mokratischen Republik, 
Zahl der Personen ohne eigene Haushaltsführung mit 
alleiniger Wohnung im Bereich einer Gemeinschafts-
und Anstaltsunterkunft, 
Name, Bezeichnung von Arbeitsstätten und Unterneh-
men. 

Nach der aus dem Mikrozensus übernommenen Rege-
lung des § 13 Abs. 5 Volkszählungsgesetz 1987 kann der 
Auskunftspflichtige jedoch wählen, ob er die Vor- und 
Familiennamen der ubrigen Haushaltsmitglieder mündlich 
nennt oder sie der Erhebungsstelle schriftlich mitteilt. Dies 
gilt auch für den Namen des Wohnungsinhabers 72). 

Die Auskunftspflichtigen mussen vom Zähler auf die ver-
schiedenen Möglichkeiten der Auskunftserteilung hinge-
wiesen werden. Die 1n den Erhebungsvordrucken enthal-
tenen Fragen konnen mündlich gegenuber dem Zähler 
oder schriftlich beantwortet werden. Darüber hinaus kann 
der Auskunftspfl1cht1ge wahlen, ob er sie gemeinsam mit 
anderen Haushaltsm1tgl1edern oder für sich allein beant-
wortet. Außerdem hat der Auskunftspfl1cht1ge mehrere 

72) Siehe§ 10 Abs 5 des Gesetzes uber die Durchfuhrung einer Reprasentat1vstat1st1k 
uber die Bevolkerung und den Arbeitsmarkt (M1krozensusgesetz) vom 10. Juni 1985, 
BGBI 1 S 955 

Wirtschaft und Stat1st1k 12/1986 

Mogl1chke1ten, seine ausgefüllten Erhebungsvordrucke 
zuruckzugeben. Er kann sie dem Zähler offen oder in 
verschlossenem Umschlag aushand1gen, sie innerhalb 
einer Woche bei der Erhebungsstelle abgeben oder sie 
der Erhebungsstelle per Post zuschicken. Wird die Rück-
gabe der Erhebungsvordrucke in verschlossenem Um-
schlag oder die postalische Rücksendung an die Erhe-
bungsstelle gewunscht, ubergibt der Zähler einen „Volks-
zählungsbnef". Auf Verlangen ist für jedes Haushaltsmit-
glied bzw. für jede Arbe1tsstatte ein Volkszählungsbrief zu 
verteilen Die postalische Rucksendung dieses Volkszäh-
lungsbnefes ist portofrei. Sowohl beim postalischen Rück-
versand als auch bei der Rückgabe des Umschlags an den 
Zahler sind Name und Adresse des Auskunftspflichtigen 
auf dem Umschlag einzutragen. Enthalt der Umschlag Er-
hebungsvordrucke fur mehrere Personen eines Haushalts, 
genügt die Absenderangabe eines auskunftspflichtigen 
Haushaltsmitgliedes. 

In der vom Zähler anzulegenden Adressenliste notiert er 
insbesondere alle von ihm aufgesuchten Gebäude, Haus-
halte und Arbeitsstätten, den vereinbarten Modus des 
Rücklaufs der Erhebungsvordrucke und gegebenenfalls 
den Abholtermin. Wenn der Zähler trotz mehrmaligen Auf-
suchens Personen nicht antrifft oder bei Arbeitsstätten 
niemanden erreicht, notiert er diese Fälle ebenfalls in der 
Adressenliste und unterrichtet die Erhebungsstelle davon, 
damit sie sich dieser Fälle annimmt. Ähnlich verhält sich 
der Zähler bei Auskunftsverweigerern. 

Nach dem Zählungsstichtag werden die ausgefüllten Er-
hebungsvordrucke vom Zähler unter Zuhilfenahme der 
Adressenliste wieder eingesammelt, sofern sie nicht di-
rekt an die Erhebungsstelle übermittelt worden sind. Für 
das Einsammeln benötigt der Zähler in der Regel ein bis 
zwei Wochen. Der Zähler darf die Angaben in den Erhe-
bungsvordrucken Dritten nicht zugänglich machen (z. B. 
dem Hauptmieter die Angaben 1m Personenbogen des 
Untermieters), auch nicht seinen Familienangehörigen. 
Nach dem Einsammeln füllt er auf der Grundlage seiner 
Adressenliste die Regionalliste aus und liefert sämtliche 
Erhebungsvordrucke umgehend bei der Erhebungsstelle 
ab73). 

Vor allem in der Phase, in der die Zähler vor Ort ihrer 
Tätigkeit nachgehen, sollen die Erhebungsstellen bis in 
die Abendstunden und ggf. samstags besetzt sein, um 
jederzeit Auskünfte an Zähler und Auskunftspflichtige er-
teilen zu können. Zu diesem Zweck ist auch die Telefon-
nummer der Erhebungsstelle den Zählern und den Aus-
kunftspflichtigen bekanntzumachen. 

Eine besondere Unterstützung benötigen die Zähler durch 
die Erhebungsstelle, wenn die Zähler trotz mehrmaliger 
Versuche Auskunftspflichtige nicht antreffen, zum Beispiel 
bedingt durch eine längerfristige Abwesenheit der zu Be-
fragenden oder 1m Falle, daß eine Arbeitsstätte durch Ur-
laub oder auswärtige Tätigkeit der Beschäftigten vorüber-

73) In einigen Bundeslandern wird die Reg1onall1ste nicht vom Zähler ausgefullt Sie 
wird nach Eingang und Prufung der Erhebungsvordrucke 1n der Erhebungsstelle er-
stellt 
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gehend nicht besetzt ist Die Erhebungsstelle muß dann 
versuchen, sich schriftlich, telefonisch oder durch den 
Einsatz ihrer M1tarbe1ter mit dem Auskunftspflichtigen in 
Verbindung zu setzen, um die notwendigen Angaben zu 
beschaffen. Bei Auskunftsverweigerung weist die Erhe-
bungsstelle die Auskunftspfl1cht1gen durch Ennnerungs-
bzw. Mahnschreiben auf die Verpflichtung zur Auskunfts-
erteilung hin. Die amtliche Statistik ist an der vollstand1gen 
Ausfüllung der Erhebungsvordrucke interessiert. Deshalb 
werden Zwangsgelder oder Bußgelder nur als letzte Mittel 
angesehen. 

4.2.3 Aufgaben der Erhebungsstellen nach der 
Zählung 

In Anwesenheit des Zählers prüft die Erhebungsstelle zu-
nächst die Vollzähligkeit der zurückgegebenen Erhe-
bungsunterlagen. Dabei ist in den Erhebungsstellen 
sichergestellt, daß der Zähler keinen Einblick in andere 
Erhebungsunterlagen - auch nicht in die in verschlosse-
nem Umschlag zurückgegebenen oder postalisch über-
sandten Erhebungsunterlagen seines Arbeitsbezirks -
hat74). Sind die Zählermappen mit den Erhebungsvordruk-
ken und Organisationspapieren von den Zählern abgelie-
fert, so ist anhand der Zählbezirksübersicht und anhand 
des Zählerverzeichnisses zu prüfen, ob für jeden Zählbe-
zirk mindestens eine Adressenliste bzw. Regionalliste an-
gelegt worden ist. Anhand der Adressenliste, der Regio-
nalliste und ggf. einer zum Zählungsstichtag aktualisierten 
Namenliste ist zu prüfen, ob die ausgefüllten Erhebungs-
vordrucke vollzählig sind, ob der Zähler Vermerke über 
nicht angetroffene Haushalte und Arbeitsstätten, Versand-
art, Auskunftsverweigerung oder sonstige Bemerkungen 
gemacht hat, die weitere Arbeiten der Erhebungsstelle 
erforderlich machen, und ob Namen und Anschriften im 
Haushaltsmantelbogen bzw. im Arbeitsstättenbogen mit 
den Eintragungen in der Adressenliste/der Regionalliste 
übereinstimmen. Zu prüfen ist auch, ob Arbeitsstätten und 
Unternehmen doppelt erfaßt oder vergessen wurden. Per 
Post übersandte oder bei der Erhebungsstelle abgegebe-
ne Erhebungsvordrucke werden den vom Zähler abgelie-
ferten Erhebungsvordrucken und Organisationspapieren 
zugeordnet. 

Neben der Vollzähligkeit der Erhebungsvordrucke und 
Organisationspapiere wird von der Erhebungsstelle die 
Vollständigkeit der Angaben des Auskunftspflichtigen in 
den Erhebungsvordrucken kontrolliert. Bei nicht ord-
nungsgemäß ausgefüllten Fragebogen versucht die Erhe-
bungsstelle zunächst, mit dem Auskunftspflichtigen eine 
Klärung herbeizuführen und die Bogen nach dessen An-
gaben zu ergänzen bzw. zu berichtigen. Gelingt dies nicht 
oder liegen in Fällen der Auskunftsverweigerung oder der 
längerfristigen Abwesenheit von Auskunftspflichtigen kei-
ne Angaben vor, dürfen die gemäß § 11 Abs. 1 Volkszäh-
lungsgesetz 1987 aus dem Melderegister übermittelten 
Angaben zur Person - außer den Vor- und Familienna-

74) Erganzende Verwaltungsvorschnft der Durchfuhrungsverordnung zum Volkszah-
lungsgesetz 1987 des Landes Berlin, a. a. 0. 
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men - auch ohne Zustimmung der Auskunftspflichtigen 
verwendet werden. 

Nach der Prufung der Erhebungsvordrucke auf Vollzählig-
keit und Vollständ1gke1t wird die vom Zähler ausgefüllte 
Reg1onall1ste entsprechend der Vorgaben 1n der „Anlei-
tung für die Gemeinde und die Erhebungsstelle" geprüft 
und gegebenenfalls berichtigt, erganzt oder neu erstellt. 

Nach Abschluß der Prüf- und Korrekturarbeiten sind sämt-
liche Erhebungsunterlagen gemäß den landesrechtlichen 
Regelungen und den Anweisungen in der Anleitung für die 
Gemeinde und die Erhebungsstelle unverzüglich an die 
Stat1st1schen Landesämter weiterzuleiten. In den örtlichen 
Erhebungsstellen der Gemeinden dürfen keinerlei Zäh-
lungsunterlagen mit persönlichen Angaben der Aus-
kunftspflichtigen verbleiben. Das Stat1st1sche Landesamt 
legt - in Einvernehmen mit den einzelnen Gemeinden -
den Termin für die Auflösung der örtlichen Erhebungsstel-
len fest. Dies wird in der Regel geschehen, sobald fest-
steht, daß für die betreffende Gemeinde die Erhebungs-
unterlagen vollständig und einwandfrei im Landesamt vor-
liegen. Schon wegen der laufenden Kosten werden die 
Gemeinden daran interessiert sein, daß die örtlichen Erhe-
bungsstellen möglichst bald aufgelöst werden können. 

5 Aufbereitung der Volkszählungsdaten 
und Ergebniserstellung 
in den Statistischen Ämtern des Bundes 
und der Länder 
Die Aufbereitung bzw. die Verarbeitung der Daten ist Auf-
gabe der Statistischen Landesämter und vollzieht sich 
nach bundeseinheitlichen Regelungen in deren streng 
abgeschotteten Aufgaben- und Verantwortungsbereich. 
Eine Beeinflussung der hierbei anfallenden Arbeiten durch 
Außenstehende ist ausgeschlossen. 

Die Aufbereitung ist einmal geprägt von der Aufgabe, das 
erhobene Material in eine für die weitere Verwendung 
bearbeitbare Form zu bringen, und zum anderen von der 
Einhaltung des Datenschutzes, wie sie im einzelnen in§ 15 
des Volkszählungsgesetzes 1987 festgelegt ist. 

Die Aufbereitung der Erhebungsunterlagen erfolgt in zwei 
Phasen: 

a) Manuelle Aufbereitung, 
b) Maschinelle Aufbereitung. 

5.1 Manuelle Aufbereitung 

Die manuelle Aufbereitung erstreckt sich im wesentlichen 
auf eine Eingangskontrolle der von den Gemeinden abge-
lieferten Erhebungsunterlagen auf Vollzähligkeit und Voll-
ständigkeit, auf die gemäß§ 15 Volkszählungsgesetz 1987 
vorgeschriebene Trennung der Erhebungsmerkmale von 
den Hilfsmerkmalen und auf die Verschlüsselung (Signie-
rung) von Angaben der Erhebungsvordrucke. 

Im Rahmen der Eingangskontrolle wird geprüft, ob Erhe-
bungsunterlagen aus allen Gemeinden des jeweiligen 
Landes eingegangen sind. Ferner wird kontrolliert, ob für 
die jeweilige Gemeinde die Regionalangaben in der Ge-
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meindel1ste und den zugehörigen Reg1onall1sten richtig 
eingetragen sind und ob die Nummern aller Reg1onall1sten 
in den Geme1ndel1sten protokolliert sind bzw ob eingetra-
gene Reg1onall1sten fehlen Schl1eßl1ch wird anhand vor-

handener Eckdaten eine Liberschlag1ge zahlenmäßige 
Prufung der 1n der Gemeindeliste angegebenen Zahl der 
Haushaltshefte sowie Arbeitsstättenbogen vorgenom-
men Diese Prufung orientiert sich 1m wesentlichen an den 

Ubersicht 3 Aufbereitung der Volkszählungsdaten und Ergebniserstellung in den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 

Statistische Landesämter 
Eingangskontrolle (Vollzähl1gkeits-undVollständ1gkeitskontrolle) 

Trennung der Erhebungsvordrucke 
gemäß§ 15 VZG 

Ubrige Erhebungsunterlagen 
Zählbez1rksübers1chten, 

Haushaltsmantelbogen, 
Adressenlisten, 

Regionallisten (Namente1I), 
Namen listen, 
Umschläge 
(Volkszählungsbriefe), 

Gebaudebogen und 
Verzeichnisse der Gebaude 

Orgamsationsteil 
der 
Regionallisten 

Erfassender 
Regionallisten 
(Organisationsteil) 

Wohnungsbogen 
mit Gebaude-
angaben 

Signieren. 
Umsetzung der 
Angaben zu 
Frage7und9 
in maschinen-
lesbare Ziffern 

Maschinelles Lesen der 
Wohnungs- und Personenbogen 

Maschinelle Zusammenführung der 
Angaben aus Regionallisten 
(Organisationsteil) und 
Wohnungsbogen/Personenbogen 

Maschinelle Plausib11itatskontrolle 
und Fehlerbereinigung 

Signieren. 
Umsetzung der 
Angaben zu 
Frage 1a, 10 b, 
11, 12, 16, 17 
in maschinen-
lesbare Ziffern 

Gesonderte Aufbewahrung der 
Erhebungsunterlagen 
Zahlbezirksubersichten, 

Erhebungsvordrucke und Regionallisten (Organisationsteil) 

Daten aus Melderegister 
(Namenlisten), leere Umschläge, 
Haushaltsmantelbogen, 
Adressenlisten, Regionallisten 
(Namente1I und Orgamsat1onsteil), 
Wohnungs-/Personenbogen, 
Gebäudebogen mit Verzeichnissen der 
Gebaude, Merkmalsteil der 
Arbeitsstattenbogen, Anschriftente1I 
der Arbeitsstättenbogen bei bereits 
zur Aktualisierung der Kartei im 
Produzierenden Gewerbe(§ 15Abs 5 
VZG) verwendeten Einheiten 
Vernichtung 
2 Wochen nach Feststellung der 
amtlichen Bevcilkerungszahl des 
Landes 

Typ1s1erung und Bandsatzerweiterung 

Tabellierungen 

Veröffentlichung der Landerergebmsse 1 
Statistisches Bundesamt 

Arbeitsstätten-
bogen 

Signieren des 
Arbeitsstätten-
bogens (evtl. 
Ergänzungsblatt) 

Erfassen der Arbeitsstättenbogen 

Maschinelle Zusammenführung der 
Angaben aus Regionallisten 
(Organisationsteil) und 
Arbeitsstättenbogen 

Maschinelle Plausibilitätskontrolle und 
manuelle Fehlerbereinigung 

Tabellierungen 

Veröffentlichung der Länderergebnisse 

Zusammenfassung der Ergebnisse, Tabellierung und Veröffentlichung des Bundesergebnisses, Volkszählung 1987 
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Ergebnissen der Bevolkerungsfortschreibung und den Er-
gebnissen verschiedener W1rtschaftsstat1st1ken. 

Die manuelle Kontrolle auf Vollzähl1gke1t der Erhebungs-
unterlagen und Vollständ1gke1t der Angaben 1n den Stat1-
st1schen Landesamtern erstreckt sich auf die Prüfung, ob 
alle 1n den Regionallisten eingetragenen Erhebungsvor-
drucke vorhanden sind bzw. ob alle vorhandenen Erhe-
bungsvordrucke dort aufgeführt sind. Ferner wird 1m Über-
blick geprüft, ob die Erhebungsvordrucke richtig ausge-
füllt sind. Falls die Angaben aus dem Gebaudebogen der 
Gebäudevorerhebung noch nicht in den Gebäudeteil des 
Wohnungsbogens übertragen sind, ist dies 1m Statisti-
schen Landesamt vorzunehmen. 

Bei der in § 15 Abs. 1 des Volkszählungsgesetzes 1987 
vorgeschriebenen Trennung der Hilfsmerkmale von den 
Er~ebungsmerkmalen wird wie folgt vorgegangen: 
1. Trennung der Haushaltsmantelbogen von den Woh-

nungsbogen und Personenbogen, 

2. Bereitstellung der Arbeitsstättenbogen für die geson-
derte Aufbereitung der Arbeitsstättenzählung, 

3. Trennung des Namenteils vom Organisationsteil der 
Regionallisten nach der Verschlüsselung des Haus-
nummerzusatzes im Organisationsteil der Regional-
listen, 

4. Gesonderte Aufbewahrung 
der Haushaltsmantelbogen 
der Adressenlisten 
des Namenteils der Regionallisten 
der Verzeichnisse gemäß § 11 Volkszählungsge-
setz 1987 und der Namen listen 
der Gebäudebogen der Gebäudevorerhebung 
sonstiger von den Erhebungsstellen zurückgege-
bener Unterlagen 

bis zu ihrer Vernichtung. 

Ausdrücklich ausgenommen von der Trennung in dieser 
Phase hat das Volkszählu ngsgesetz 1987 die für die weite-
re Aufbereitung unbedingt erforderlichen Hilfsmerkmale: 

Straße und Hausnummer (im Organisationsteil der Re-
gionalliste), 
Name und Anschrift der Arbeits- oder Ausbildungs-
stätte (Frage 12 des Personenbogens), 
Name, Bezeichnung von Arbeitsstätten und Unterneh-
men (im Arbeitsstättenbogen). 

Vor der Übernahme der Daten auf maschinelle Datenträger 
wird die Signierung von Angaben des Wohnungsbogens, 
des Personenbogens und des Arbeitsstättenbogens vor-
genommen. Es handelt sich dabei im einzelnen um die 
folgenden Angaben: 

Im Wohnungsbogen 

Im Personenbogen 
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Fläch~ der Wohnung 
Höhe der Monatsmiete 

Geburts1ahr 
Erlernter Beruf 
Dauer der praktischen Berufs-
ausbildung 
Hauptfachrichtung des Ab-
schlusses an einer berufsbil-
denden Schule oder Hoch-
schule 

Im Arbeitsstättenbogen 

GeschäftszlJYeig 
Ausgeübte Tät1gke1t 
Pend lerangaben 

Wirtschaftliche Tat1gke1t der 
Arbeitsstätte und des Unter-
nehmens 
Regionalangaben und wirt-
schaftliche Tätigkeit für die 
von der Hauptniederlassung 
gemeldeten Zweigniederlas-
sungen des Unternehmens 

5.2 Maschinelle Aufbereitung und 
Tabellierung der Volkszählungsergebnisse 

Nach Durchführung der Eingangskontrollen, der Trennung 
und der Signierung werden die Wohnungsbogen und die 
Personenbogen maschinell gelesen und die Angaben des 
Arbeitsstättenbogens sowie des Organisationsteils der 
Regionalliste erfaßt. 

Schon das maschinelle Lesen der Wohnungsbogen und 
der Personenbogen ist mit einer ersten Kontrolle einzelner 
Angaben verbunden. Darüber hinaus werden die Klar-
schrifteintragungen in den Bogen auf gültige Zeichen hin 
überprüft. Gültige Zeichen sind die Ziffern O bis 9. Dabei 
handelt es sich um die Signierz1ffern, mit denen zum Bei-
spiel die Fläche der Wohnung oder Bezeichnungen des 
Berufs in Ziffernangaben umgesetzt worden sind. 

An die Datenerfassung schließt sich zunächst eine ma-
schinelle Prüfung der Angaben aus der Regionalliste an. 
Es wird überprüft, ob die Angaben formal richtig sind, das 
heißt, ob alle für eine spätere Datensatzerstellung erforder-
lichen Angaben vorhanden sind. Es handelt sich hierbei -
neben den Regionalangaben - um die Überprüfung der 
für die Durchführung der Volkszählung benötigten laufen-
den Nummern und Ordnungsnummern. 

Die aus den maschinell gelesenen Wohnungsbogen und 
Personenbogen bzw. aus den erfaßten Angaben der Ar-
beitsstättenbogen erstellten Datensätze enthalten keiner-
lei Regionalschlüssel. Nur in den aus der Regionalliste 
erstellten Datensätzen sind die entsprechenden Regional-
angaben enthalten. Im Rahmen der Zusammenführung 
werden neue Datensätze erstellt, die nunmehr die Anga-
ben aus den Fragebogen zusammen mit den entspre-
chenden regionalen Kennungen enthalten. Die Zusam-
menführung läuft für die Wohnungsbogen und Personen-
bogen getrennt von den Arbeitsstättenbogen. Eine Verbin-
dung zwischen Arbeitsstättenzählung und den Daten aus 
der Volks-, Berufs-, Gebäude- und Wohnungszählung 
wird auch nachträglich nicht mehr hergestellt. 

Die Phase der Zusammenführung ist erfahrungsgemäß 
eine der schwierigsten und arbeitsaufwendigsten im Rah-
men der maschinellen Aufbereitung. Um maschinell nicht 
lösbare Fälle (unpaarige Fälle) manuell zusammenführen 
zu können, sind detaillierte Vorgaben zum Auffinden und 
Bereinigen solcher Fehler anhand von Fehlerlisten erfor-
derlich. Neben diesen Fehlerlisten werden zur laufenden 
Qualitätskontrolle Fehlerstatistiken mit summarischen An-
gaben der aufgetretenen Fehler ausgewiesen. 
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Allein 1m Bereich der Volks- und Berufszählung fallen rund 
60 Mill. Einzelfälle mit vielen Merkmalen und Merkmalsaus-
pragungen an. Es ist daher - trotz der manuellen Kontrol-
len - unvermeidlich, daß einzelne Angaben in den Erhe-
bungsvordrucken fehlen oder fehlerhaft bzw. w1derspruch-
l1ch sind. Diese Unst1mm1gke1ten werden entsprechend 
international erprobter Verfahren, insbesondere 1m Rah-
men der maschinellen Plausibilitätskontrollen, behoben, 
um die Daten fur die weitere statistische Auswertung ver-
wertbar zu machen. 

Der letzte Teil der maschinellen Aufbereitung umfaßt die 
Bildung von Zusatzverschlusselungen (Typisierungen), 
zum Beispiel über die Zahl der Wohnungen 1m Gebäude 
und die Zahl der Personen in der Wohnung, und ihre 
Aufnahme in die Bandsätze (Bandsatzerweiterung). Die 
Löschung der Heftnummern, laufenden Nummern und 
Ordnungsnummern kann erst erfolgen, wenn für die stati-
stische Auswertung feststeht, welche Wohnungen zu 
einem Gebäude gehören, welche Haushalte in einer Woh-
nung leben und aus wie vielen Personen sich ein Haushalt 
zusammensetzt. Die Statistischen Landesämter sind ge-
halten, diese zusammenhänge so schnell wie möglich 
herzustellen. Für die statistische Auswertung ist es unab-
dingbar, daß diese Zusammenhänge auf Dauer erhalten 
bleiben. Deshalb sieht das Gesetz vor, daß die einen 
Rückgriff auf 1dent1fizierende Hilfsmerkmale und Ord-
nungsnummern ermöglichenden Nummern, vor allem die 
Nummern der Wohnungs- und Personenbogen, gelöscht 
und durch andere, verfremdete Nummern ersetzt werden. 

Zu diesem Zeitpunkt ist die Zuordnung der genauen An-
schrift zu Blockseiten, Gemeindeteilen und anderen regio-
nalen Gliederungen abgeschlossen und wird aus dem 
Datensatz gelöscht. 

Erst danach beginnt die Tabellierung der Volkszählungs-
ergebnisse. Erster Schritt der Tabellierung ist die Erstel-
lung der Gemeindeergebnisse in Form eines Gemeinde-
blattes, das vor allem die für die Gemeinden ermittelten 
Bevölkerungszahlen enthält. Die Aggregierung dieser Ge-
meindeergebnisse zu einem Landesergebnis und damit 
die Feststellung der amtlichen Bevölkerungszahl des Lan-
des (etwa 18 Monate nach dem Zählungsstichtag) ist auch 
der Zeitpunkt für die Vernichtung aller im Statistischen 
Landesamt unter Verschluß gesondert aufbewahrten Er-
hebungsvordrucke. Das Volkszählungsgesetz 1987 regelt 
in§ 15, daß die Vernichtung der Erhebungsvordrucke 14 
Tage nach der Feststellung der amtlichen Bevölkerungs-
zahl des Landes erfolgen muß. Nach der Vernichtung der 
Erhebungspapiere und der Löschung der genauen An-
schrift sowie der Nummern sind keinerlei Identifikatoren 
mehr vorhanden, die einen Bezug auf den einzelnen Bür-
ger ermöglichen. Damit ist sichergestellt, daß kein bei der 
Zählung verwendetes Material mit Ausnahme der auf Da-
tenträger übernommenen Erhebungsmerkmale und 
Gliederungseinheiten oberhalb von Straße und Hausnum-
mer übrigbleibt. 

Bei der weiteren Tabellierung der Volkszählungsergebnis-
se kann weitgehend auf das für die ausgesetzte Volkszäh-
lung 1983 entwickelte Tabellenprogramm zurückgegriffen 
werden. Es berucksichtigt dabei sowohl die regionale 
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Gliederung (Gemeinde, Kreis, Land) als auch verschiede-
ne thematische Auswertungsschwerpunkte. Allgemein 
wird insoweit auf die zur ausgefallenen Volkszahlung 1983 
veröffentlichten Aufsatze verwiesen 75) 

Unter Berücksichtigung der 1m Volkszahlungsgesetz 1987 
geforderten strengen Gehe1mhaltungsvorschnften für die 
Weitergabe statistischer Ergebnisse in tiefer regionaler 
Gliederung wird das Tabellenprogramm der Volkszählung 
1987 durch ein sogenanntes Blockprogramm ergänzt. Mit 
diesem Blockprogramm wird den speziellen Datenwun-
schen der Gemeinden für kommunale Planung Rechnung 
getragen. Die Bundesergebnisse werden 1m Statistischen 
Bundesamt ausschließlich durch Aufsummierung der von 
den Stat1st1schen Landesamtern gelieferten Summen-
sätze erstellt. 

Schlußbemerkung 

In den nächsten Ausgaben von „Wirtschaft und Statistik" 
werden das Konzept der Arbeitsstättenzählung und 
Nutzenaspekte der Volkszählung dargestellt. Darüber hin-
aus sind Beiträge über die Maßnahmen zur Öffentlichkeits-
arbeit und über Volkszählungen 1m internationalen Ver-
gleich vorgesehen. 

Paul Würzberger/Bemd Störtzbach, M. A./ 
Dipl. -Soziologe Bernd Stürmer 

75) Siehe Bretz, M · „Fragenkatalog und Tabellenprogramm der Volks- und Berufszah-
lung 1981 - StandderVorbere1tungenAnlang 1979" inW1Sta 1/1979, S. 11 ff 

Anhang 

Gesetz über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs-
und Arbeltsstättenzählung 

(Volkszählungsgesetz 1987) 
vom 8. November 1985 (BGBl. I S. 2078) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen 

§1 
Art und Stichtag der Erhebung 

(1) Nach dem Stand vom 25. Mai 1987 (Zahlungsstichtag) werden flächendeckend eine 
Volks- und Berufszahlung, eine Gebäude- und Wohnungszahlung sowie eine Zahlung 
der rnchtlandw1rtschafthchen Arbe1tsstatten und Unternehmen (Arbe1tsstattenzahlung) 
durchgefuhrt 

(2) Die Ergebnisse der Zahlungen bilden Grundlagen !ur politische Entscheidungen in 
Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbanden auf den Gebieten Wirtschaft und 
Soziales, Wohnungswirtschaft, Raumordnung, Verkehr, Umwelt sowie Arbeitsmarkt und 
Bildungswesen. Die Zahlungen vermitteln zugleich Grunddaten für das Gesamtsystem 
der amtlichen Stat1st1k und sind Grundlage für die Feststellung der amtlichen Bevolke-
rungszahl von Bund, Ländern und Gemeinden durch die stat1st1schen Ämter des 
Bundes und der Lander. 

(3) Mit der Gebaudezahlung kann bis zu sechs Monaten vor dem Zilhlungsst1chtag 
begonnen werden 

(4) Wiederholungsbefragungen zur Prufung der Zuverlass1gkeit der Ergebnisse sind mit 
einem Auswahlsatz bis zu 0,2 vom Hundert der Befragten bei den Erhebungsmerkmalen 
nach§ 5 Nr 1, 3 und 5 zulass1g 
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§2 
Erhebungseinheiten 

(1) Erhebungse1nhe1ten sind Personen und Haushalte (Volks- und Berufszahlung), 
Wohnungen (Wohnungszahlung), Gebaude mit Wohnraum und stand1g bewohnte Un-
terkunfte (Gebaudezahlung) sowie nichtlandw1rtschattl1che Arbe1tsstatten und Unter-
nehmen (Arbe1tsstattenzahlung) 

(2) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften Wer 
allein wirtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt Personen mit mehreren Wohnungen 
(§ 12 Melderechtsrahmengesetz - MRRG) smd tn 1eder Wohnung einem Haushalt 
zuzuordnen 

§3 
Merkmale 

(1) Die Volks-, Berufs-, Gebaude-, Wohnungs- und Arbe1tsstattenzahlung erhebt Merk-
male uber personhche und sachliche Verhaltnisse, die zur stat1st1schen Verwendung 
bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder die, vorbehaltlich der Regelung 1n § 8 Abs 2 
und§ 15 Abs 5, der Durchfuhrung der Zahlung dienen (Hilfsmerkmale) Als Erhebungs-
merkmal gilt auch die Blockseite ( § 15 Abs 4 Satz 3) 

(2) Die Erhebungsmerkmale durfen auf die fur die maschinelle We1terverarbe1tung 
bestimmten Datentrager ubernommen werden Hilfsmerkmale durfen auf die fur die 
maschinelle We1terverarbe1tung bestimmten Datentrager ubernommen werden, soweit 
dies nach§ 15 Abs 4 zugelassen ist oder soweit sie nach§ 15 Abs 5 verwendet werden 
durfen 

§4 
laufende Nummern und Ordnungsnummern 

Die auf den Erhebungsvordrucken ausgedruckten laufenden Nummern und die 1m 
Erhebungsverfahren zur Kennzeichnung statistischer Zusammenhange verwendeten 
Nummern (Ordnungsnummern) durfen auf die fur die maschinelle We1terverarbe1tung 
bestimmten Datentrager ubernommen werden Diese Nummern durfen nur Angaben 
nach den§§ 5 bis 8 uber Gebaude-, Wohnungs-, Haushalts- und Unternehmenszuge-
horigke1t enthalten 

§5 
Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszählung 

Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszahlung sind. 

1. Gemeinde, Nutzung der Wohnung als alleinige Wohnung, Haupt- oder Nebenwoh-
nung(§ 12 MRRG), Wohnung, von der aus der Weg zur Arbeits- oder Ausb1ldungs-
statte vorwiegend angetreten wird; Zahl der Personen 1m Haushalt, Gesamtzahl der 
Personen und Haushalte 1n Gemeinschafts- und Anstaltsunterkunften, Wohnungs-
und Haushaltszugehbngke1t, Geschlecht, Geburts1ahr: Geburtstag 1m Zeitraum 1 
Januar bis 24. Mai oder 25 Mai bis 31 Dezember, Familienstand, 

2 rechtliche Zugehorigke1t zu einer Rel1g1onsgesellschaft (rom1sch-katholische Kirche, 
evangelische Kirche, evangelische Fre1k1rche, 1ud1sche Rel1g1onsgesellschaft, 1sla-
m1sche Religionsgemeinschaft, andere nicht namentlich aufzufuhrende Religionsge-
sellschaften, keine rechtliche Zugehorigke1t zu einer Rel1g1onsgesellschaft), 

3 Staatsangehorigke1t (deutsch; griechisch, italienisch, ubrige EG-Staaten, 1ugosla-
w1sch, turk1sch, sonstige Staatsangehörigkeit, keine Staatsangehongke1t), 

4 Art des uberw1egenden Lebensunterhaltes (Erwerbs-, Berufstät1gke1t, Arbeitslosen-
geld, -h1lfe, Rente, Pension, eigenes Vermbgen, Vermietung, Verpachtung, Altenteil, 
Unterhalt, Zuwendungen durch Eltern, Ehegatten oder andere, sonstige Unterstut-
zungen), 

5. Beteiligung am Erwerbsleben (Vollzeit- oder Te1lze1ttat1gke1t; arbeitslos, arbeitsu-
chend, nicht erwerbstat1g, den eigenen Haushalt fuhrend, Schuler, Student); 

6 bei Personen von 15 bis 65 Jahre. erlernter Beruf und Dauer der praktischen 
Berufsausbildung, hochster Schulabschluß an allgeme1nb1ldenden Schulen, höch-
ster Abschluß an einer berufsbildenden Schule oder Hochschule sowie Hauptfach-
richtung des letzten Abschlusses, 

7. bei Erwerbstat1gen sowie Schulern und Studenten· Gemeinde, Straße, Hausnummer 
der Arbeits- oder Ausb1ldungsstatte, hauptsachhch benutztes Verkehrsmittel und 
Zeitaufwand fur den Weg zur Arbeits- oder Ausb1ldungsstatte: 

8 bei Erwerbstat1gen W1rtschaftszwe1g des Betriebes, Stellung 1m Beruf(Facharbe1ter, 
sonstiger Arbeiter, Angestellter, Auszubildender; Beamter, Richter, Beamtenanwar-
ter, Soldat, Z1v1ld1enstle1stender; Selbstand1ger mit bezahlten Beschafttgten oder 
ohne bezahlte Beschafttgte; mithelfender Fam1l1enangehoriger), tatsächlich ausge-
ubte Tilt1gke1t, landwirtschaftliche und nichtlandw1rtschaftl1che Nebenerwerbstat1g-
ke1t. 
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§6 
Erhebungsmerkmale der Gebäude- und Wohnungszählung 

(1) Erhebungsmerkmale der Gebaudezahlung sind 

Gemeinde, Art des Gebaudes (Wohngebaude, sonstiges Gebaude mit Wohnraum, 
bewohnte Unterkunft, Wohnheim) und Bau1ahr, Eigenturner nach Personen oder Perso-
nengemeinschaften, Gemeinschaft von Wohnungseigenturnern, geme1nnutz1ges, freies 
Wohnungsunternehmen, sonstige Eigenturner, Forderung von Wohnungen mit Mitteln 
des sozialen Wohnungsbaus, Zahl der Wohnungen und Arbe1tsstatten 1m Gebaude 

(2) Erhebungsmerkmale der Wohnungszahlung sind 

Gemeinde, Nutzung der Wohnung als Eigenturner, Hauptmieter, Untermieter, Nut-
zung durch Angehorige ausland1scher Stre1tkrafte, d1plomat1scher, berufskonsulari-
scher Vertretungen sowie der Stand1gen Vertretung der Deutschen Demokratischen 
Republik, Fre1ze1twohnung, E1nzugs1ahr des Haushalts, Ausstattung der Wohnung 
mit Kuche, Kochnische, Bad oder Dusche und WC: Art der Beheizung und der 
He1zenerg1e, Flache der gesamten Wohnung, Zahl der Raume mit 6 und mehr qm und 
der davon untervermieteten oder gewerblich genutzten Raume, Forderung der Woh-
nung mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus, Zahl der Haushalte und Arbe1tsstatten 
1n der Wohnung, leerstehen und Dauer des Leerstehens der Wohnung, 

2 bei vermieteten Wohnungen außerdem Hohe der monatlichen Miete, Ermaß1gung 
oder Wegfall der Miete, Nutzung als Dienst-, Werks-, Berufs- oder Geschaftsm1et-
wohnung 

§7 
Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung 

Erhebungsmerkmale der Arbe1tsstattenzahlung sind: 

bei allen Arbe1tsstatten 

a) Gemeinde, Tragerbei Anstalten oder Einrichtungen von Behbrden, der Soz1alver-
s1cherung, der Kirchen, Verbande und sonstigen Organisationen, Angaben über 
die wirtschaftliche Tat1gke1t und fur die Zuordnung zu den W1rtschaftszwe1gen, 
Eroffnungs1ahr, Neuerrichtung oder Standortverlagerung innerhalb der Gemein-
de oder aus einer anderen Gemeinde nach 1980, Niederfassungsart (einzige 
Arbe1tsstatte, Haupt- oder Zweigniederlassung), 

b) 1ewe1ls nach Geschlecht Zahl der tat1gen Personen nach Stellung 1m Betrieb 
(tat1ge Inhaber, unbezahlt mithelfende Fam1henangehorige, Beamte, Richter, 
Beamtenanwarter, Angestellte, Facharbeiter, sonstige Arbeiter; Auszubildende); 
Zahl derTe1lze1tbescMft1gten sowie Zahl der ausländischen Arbeitnehmer, 

c) Angaben über Zahlung und Summe der Bruttolöhne und -gehillter des vorherge-
henden Kalendeqahres: 

2. bei e1nz1gen Arbe1tsstatten oder Hauptniederlassungen außerdem 

a) Eintragung des Unternehmens 1n die Handwerksrolle fur handwerkliche Haupt-
oder Nebenbetriebe, 

b) Rechtsform des Unternehmens, 

3 bei Hauptniederlassungen zusatzhch zu den Angaben nach den Nummern 1 und 2 

a) fur das ganze Unternehmen 

Schwerpunkt der w1rtschaftl1chen Tat1gke1t, Zahl der inland1schen Zweignieder-
lassungen, 1ewe1ls nach Geschlecht, Zahl der tätigen Personen nach Stellung 1m 
Betrieb (tat1ge Inhaber, unbezahlt mithelfende Fam1henangehorige, Arbeitneh-
mer), Angaben über Zahlung und Summe der Bruttolöhne und -gehalter des 
vorhergehenden Kalender1ahres, 

b) für 1ede inland1sche Zweigniederlassung 

Gemeinde, Schwerpunkt der wirtschaftlichen Tat1gke1t, Zahl der tat1gen Perso-
nen; Angaben über Zahlung und Summe der Bruttolöhne und -gehälter des 
vorhergehenden Kalendeqahres, 

4 bei Zweigniederlassungen 

fur das zugehorige Unternehmen 

Gemeinde, Schwerpunkt der wirtschaftlichen Tat1gke1t 

(1) Hilfsmerkmale sind 

§8 
Hilfsmerkmale 

bei der Volks- und Berufszählung 

Vor- und Fam1l1ennamen der Haushaltsm1tgheder, Straße und Hausnummer; Name 
der Arbeits- oder Ausb1ldungsstatte; bei Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünften 
Zahl der Personen, die dort ihre alleinige Wohnung haben, 
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2 bei der Gebaude- und Wohnungszahlung 

Straße und Hausnummer des Gebaudes, Vor- und Familienname oder Bezeichnung 
des Eigenturners oder Verwalters, Gemeinde, Straße, Hausnummer des Eigentu-
rners oder Verwalters, bei der Wohnungszahlung zusatzlich Vor- und Familienname 
des Wohnungsinhabers, 

3 bei der Arbe1tsstattenzahlung 

Name, Bezeichnung von Arbe1tsstatten und Unternehmen, Straße und Hausnummer; 
Bearbeiter des Fragebogens, 

4 bei den Nummern 1 bis 3zusatzl1ch Telefonnummer 

(2) Die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummer durfen auch zur Bestimmung der 
Blockseite(§ 15 Abs 4 Satz 3) und das Hilfsmerkmal Name der Arbeits- oder Ausb1l-
dungsstatte nach Absatz 1 Nr 1 auch zur Uberprufung der Zuordnung der Erwerbstat1-
gen zum W1rtschaftszwe1g verwendet werden 

§9 
Erhebungsstellen 

(1) Zur Durchführung der Zahlungen werden Erhebungsstellen eingerichtet Sie sind 
rauml1ch, organisatorisch und personell von anderen Verwaltungsstellen zu trennen Es 
ist sicherzustellen, daß die Angaben in den Erhebungsvordrucken nicht für andere 
Aufgaben verwendet werden, 

(2) Die 1n den Erhebungsstellen tat1gen Personen durfen die aus ihrer Tät1gke1t gewon-
nenen Erkenntnisse uber Auskunftspfl1cht1ge nicht in anderen Verfahren oder fur andere 
Zwecke verwenden. Sie sind auf die Wahrung des Stat1st1kgehe1mnisses und zur 
Geheimhaltung auch solcher Erkenntnisse uber Auskunftspflichtige schrittlich zu ver-
pflichten, die gelegentlich ihrer Tat1gke1t gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch 
nach Beendigung derTät1gke1t in den Erhebungsstellen. 

(3) Die Bestimmung der Erhebungsstellen und das Nahere zur Ausfuhrung des Absat-
zes 1 obliegt den Landern. Sie können die Aufgaben der Erhebungsstellen auf die 
Gemeinden und Gemeindeverbande ubertragen Die Regelungen können durch 
Rechtsverordnung der Landesregierung getroffen werden 

§10 
Zähler 

(1) Für die Erhebung konnen ehrenamtliche Zahler eingesetzt werden Sie sind von den 
Erhebungsstellen auszuwahlen und zu bestellen. 

(2) Zur Ubernahme der Zahlertat1gkeit ist 1eder Deutsche vom vollendeten 18. bis zum 
vollendeten 65 Lebens1ahr verpflichtet Zu befreien ist, wem eine solche Tätigkeit aus 
gesundhe1t11chen oder anderen w1cht1gen Grunden nicht zugemutet werden kann 

(3) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbande und sonstige 1unst1sche Personen 
des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, den Erhebungsstellen auf Anforderung Be-
dienstete zu benennen und für die Zahlertat1gke1t freizustellen; lebensw1cht1ge Tät1gke1-
ten offentlicher Dienste dürfen nicht unterbrochen werden 

(4) Die Zahler durfen die aus der Zählertat1gke1t gewonnenen Erkenntnisse uber Aus-
kunftspfhcht1ge nicht in anderen Verfahren oder für andere Zwecke verwenden Sie sind 
auf die Wahrung des Stat1stikgehe1mnisses und zur Geheimhaltung auch solcher 
Erkenntnisse uber Auskunftspfhcht1ge schriftlich zu verpflichten, die gelegentlich der 
Zählertät1gke1t gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach Beendigung der 
Zahlertät1gke1t 

(5) Die Zähler mlissen die Gewähr fur Zuverlässigkeit und Verschw1egenhe1t bieten. Sie 
durfen nicht eingesetzt werden 

1. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbarschaft); 

2 wenn auf Grund ihrer beruflichen Tat1gkeit oder aus anderen Gründen zu besorgen 
ist, daß Erkenntnisse aus der Zahlertat1gke1t zu Lasten der Auskunftspflichtigen 
genutzt werden. 

(6) Die Zähler sind verpflichtet, die Anweisungen der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei 
der Ausubung ihrer Zahlertat1gke1t haben sich die Zähler auszuweisen, Wohnungen 
durfen sie nur mit Zustimmung eines Verfugungsberecht1gten betreten. 

(7) Die Zahler sind berechtigt, in die Erhebungsvordrucke, soweit sie Voraussetzung fur 
die ordnungsgemaße Durchführung der Zählertat1gke1t sind, die Angaben über die Zahl 
der Personen 1m Haushalt, die Zahl der Haushalte und der Arbe1tsstatten 1m Gebaude 
und in der Wohnung, die Zugehörigkeit zu auslandischen Streitkräften oder zu d1ploma-
t1schen und berufskonsularischen Vertretungen oder zur Stand1gen Vertretung der 
Deutschen Demokratischen Republik, das leerstehen der Wohnung und die Hilfsmerk-
male nach§ 8 Abs 1 Nr 1 (ohne Angabe des Namens der Arbeits- oder Ausb1ldungs-
statte) und § 8 Abs. 1 Nr 3 (ohne Angabe des Bearbeiters des Fragebogens) selbst 
einzutragen, Dies gilt auch für weitere Eintragungen 1n die Erhebungsvordrucke, wenn 
und soweit die Auskunftspflichtigen einverstanden sind, 
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(8) Die Zahler sind uber ihre Rechte und Pll1chten zu belehren 

(9) Die Erhebungsstellen zahlen den Zahlern fur die ehrenamtliche Tat1gke1t eine Ent-
schad1gung, die als steuerfreie Aufwandsentschad1gung 1m Sinne von§ 3 Nr 12 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes gilt 

§ 11 
Datenübermittlung an die Erhebungsstellen 

(1) Zur Organisation der Zahlung uberm1ttelt die Meldebehorde der Erhebungsstelle auf 
Verlangen folgende 1m Melderegister gespeicherte Daten der Einwohner Vor- und 
Familiennamen, Gemeinde, Straße, Hausnummer, Haupt- oder Nebenwohnung, Ge-
burts1ahr und -monat, Geschlecht, Staatsangehor1gke1t Diese Daten, mit Ausnahme von 
Vor- und Fam1l1ennamen, konnen auch zur Vervollstand1gung der Angaben der Volks-
und Berufszahlung verwendet werden, soweit 1m Einzelfall eine Auskunft innerhalb von 
sechs Wochen nach dem Zahlungsstichtag nicht zu erreichen ist 

(2) Die fur die Grundsteuer zustand1gen Stellen der Gemeinden oder die für die 
Gebaudebrandvers1cherung zustand1gen 1urist1schen Personen des offentlichen 
Rechts teilen den Erhebungsstellen auf Anforderung Vor- und Fam1l1ennamen oder 
Bezeichnung sowie Gemeinde, Straße, Hausnummer der E1gentumer und Verwalter der 
nach§ 2 Abs. 1 zu erhebenden Gebaude und Unterkunfte mit 

(3) Die fur die Entgegennahme von Gewerbeanzeigen(§ 14 Abs 1 Gewerbeordnung) 
zustand1gen Stellen der Gemeinden uberm1tteln den Erhebungsstellen auf Verlangen 
Name, Bezeichnung, Straße und Hausnummer der Arbe1tsstatten 

(1) Auskunftspflichtig sind 

§12 
Auskunftspfllcht 

bei der Volks-und Berufszählung, 

a) alle Voll1ähngen oder einen eigenen Haushalt fuhrenden Minderiahngen, auch für 
minderiahrige Haushaltsmitglieder Für voll1ahnge Haushaltsm1tglleder, die we-
gen einer Behinderung selbst nicht Auskunft geben können, ist 1edes andere 
auskunftspflichtige Haushaltsm1tghed auskunftspflichtig In Gemeinschafts- und 
Anstaltsunterkunften ist der Leiter der Einrichtung auskunftspfl1cht1g flir Personen, 
die wegen einer Behinderung oder wegen M1nderiährigke1t selbst nicht Auskunft 
geben kcinnen Die Auskunftspflicht für Drille erstreckt sich auf die Sachverhalte, 
die dem Auskunftspflichtigen bekannt sind. Sie entfällt, wenn die Auskünfte durch 
eine Vertrauensperson erteilt werden; 

b) 1n Gemeinschafts- und Anstaltsunterkunften: 

der Leiter der Einrichtung hinsichtlich der Gesamtzahl der Personen und der Zahl 
der Personen, die dort ihre alleinige Wohnung haben; 

2. bei der Gebäudezahlung 

der Eigenturner oder der Verwalter; 

3, bei der Wohnungszählung 

die Wohnungsinhaber, ersatzweise die zu Nummer 2 Genannten; 

4 bei der Arbe1tsstattenzählung 

die Inhaber oder Leiter der Arbe1tsstatten und Unternehmen 

(2) Bei Beginn der Gebaudezahlung vor dem Zahlungsstichtag(§ 1 Abs. 3) erstreckt sich 
die Auskunftspflicht auch auf die Angabe von Veränderungen, die bis zum Zahlungs-
stichtag eingetreten sind 

(3) Die Auskunftspflicht besteht auch bei den Wiederholungsbefragungen nach § 1 
Abs 4 

(4) Die Auskunftspflicht nach den Absatzen 1 und 3 besteht für Personen mit mehreren 
Wohnungen fur 1ede Wohnung, fur Personen 1n Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünf-
ten ohne eigene Haushaltsfuhrung nur fur die Wohnungen außerhalb dieser Unterkünf-
te 

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung 
haben keine aufschiebende Wirkung 

(6) Die Auskunfte über die Hilfsmerkmale Telefonnummer (§ 8 Abs, 1 Nr. 4) und 
Bearbeiter des Fragebogens(§ 8 Abs 1 Nr 3) sind fre1w1llig 

§13 
Erhebungsvordrucke 

(1) Die Erhebungsvordrucke können maschinenlesbar gestaltet werden Sie durfen 
keine Fragen uber perscinhche oder sachliche Verhaltrnsse enthalten, die über die 
Merkmale nach den§§ 5 bis 8 hinausgehen. 

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen konnen mlindlich gegenuber 
dem Zähler oder schriftlich beantwortet werden. 
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(3) Der Auskunftspfl1cht1ge kann bei der Volks- und Berufszahlung wahlen, ob er die 1n 
den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit anderen Haushaltsm1t-
gl1edern oderfur sich allein beantwortet 

14) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die ausgefullten Erhebungsvordrucke un-
verzugl1ch dem Zahler auszuhand1gen oder 1n verschlossenem Umschlag zu ubergeben 
oder innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle abzugeben oder dorthin zu 
ubersenden Im Fall der Ubersendung kennen die Briefe bei der Deutschen Bundes-
post gebuhrenfre1 eingeliefert werden, wenn sie sich 1n amtlichen Umschlagen befin-
den Bei Inanspruchnahme einer besonderen Versendungsform hat der Absender den 
die 1ewells gult1ge Bnefgebuhr uberste1genden Betrag zu tragen Die Auskunft ist erteilt, 
sobald die ausgefullten Erhebungsvordrucke der Erhebungsstelle zugegangen sind 
Auf dem verschlossenen Umschlag sind Vor- und Fam1l1enname - bei Unternehmen 
und Arbe1tsstatten Name und Bezeichnung -, Gemeinde, Straße und Hausnummer 
anzugeben Enthalt der verschlossene Umschlag Erhebungsvordrucke fur mehrere 
Personen eines Haushalts, genugen auf dem Umschlag die Angaben eines auskunfts-
pfl1cht1gen Haushaltsm1tgl1edes 

(5) Zur ordnungsgemaßen Durchfuhrung der Zahlertat1gke1t sind die Angaben nach§ 10 
Abs 7 Satz 1 auf Verlangen des Zahlers mundl1ch, die Vor- und Fam1l1ennamen der 
ubngen Haushaltsm1tgl1eder (§ 8 Abs 1 Nr 1) sowie der Vor- und Fam1l1enname des 
Wohnungsinhabers(§ 8 Abs 1 Nr 2) mundl1ch oder entsprechend Absatz 4 schriftlich 
m1tzute1len 

§14 
Übermittlung und Veröffentlichung 

(1) Fur ausschließlich stat1st1sche Aufgaben durten den zur Durchfuhrung stat1st1scher 
Aufgaben zustand1gen Stellen der Gemeinden und Gemeindeverbande Einzelangaben 
fur ihren Zustand1gke1tsbere1ch nur ohne Hilfsmerkmale uberm1ttelt werden und nur 
1nsowe1t, als die Einzelangaben auf Datentrager, die fur die maschinelle We1terverarbe1-
tung bestimmt sind, ubernommen worden sind Auf Anforderung der zur Durchfuhrung 
stat1st1scher Aufgaben zustand1gen Stellen der Gemeinden und Geme1ndeverbande 
ertolgt die Uberm1ttlung auf der Grundlage von Blockseiten (§ 15 Abs 4 Satz 3) Die 
Uberm1ttlung ist nur zulass1g, wenn durch Landesgesetz eine Trennung dieser Stellen 
von anderen kommunalen Verwaltungsstellen sichergestellt und das Stat1st1kgehe1mnis 
durch Organisation und Vertahren gewahrle1stet ist 

(2) Fur die Weitergabe oder Veröffentlichung stat1st1scher Ergebnisse 1n kle1nraum1ger 
Gliederung nach Blockseiten durch die zur Durchfuhrung stat1st1scher Aufgaben zustan-
d1gen Stellen der Gemeinden und Gemeindeverbande gilt§ 15 Abs 4 Satz 4 entspre-
chend 

(3) Die nach Absatz 1 uberm1ttelten Einzelangaben durten von den Empfangern nur fur 
den Zweck verwendet werden, fur den sie uberm1ttelt wurden 

(4) Die Uberm1ttlungen nach Absatz 1 sind nach Umfang, Empfanger, Verwendungs-
zweck und Datum der Weitergabe von den statistischen Amtern der Lancier aufzuzeich-
nen Die Aufzeichnungen sind mindestens funf Jahre aufzubewahren 

(5) Über die Erhebungsmerkmale nach § 7 Nr. 1 Buchstabe b, gegliedert nach Art der 
w1rtschaftl1chen Tat1gke1t der Arbe1tsstatten und Unternehmen sowie uber die Erhe-
bungsmerkmale nach§ 7 Nr 3 Buchstaben a und bohne Summe der Bruttolohne und 
-gehalter des vorhergehenden Kalendeqahres, durten stat1st1sche Ergebnisse 1n einer 
raumlichen Gliederung bis zur Ebene der Gemeinde von den stat1st1schen Amtern des 
Bundes, der Lander und den zur Durchfuhrung statistischer Aufgaben zustand1gen 
Stellen der Gemeinden und Gemeindeverbande auch veroffentlicht werden, soweit sie 
Einzelangaben enthalten Das gleiche gilt fur Gemeindeteile mit mindestens 50 Arbe1ts-
statten 

(6) Die stat1st1schen Amter der Lander leiten dem Statistischen Bundesamt auf Anforde-
rung Einzelangaben fur Zusatzaufbereitungen fur Bundeszwecke zu, wenn und soweit 
sie diese nicht selbst durchfuhren 

§15 
Trennung und Löschung 

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 8 sind mit Ausnahme der Hilfsmerkmale Straße und 
Hausnummer sowie Name der Arbeits- oder Ausb1ldungsstatte nach§ 8 Abs 1 Nr 1 und 
Name, Bezeichnung von Unternehmen und Arbe1tsstatten nach § 8 Abs 1 Nr 3 
unverzuglich nach Durchfuhrung der Eingangskontrollen bei den stat1st1schen Ämtern 
der Landervon den Erhebungsmerkmalen zu trennen und gesondert aufzubewahren 

(2) Die Erhebungsvordrucke einschließlich der Hilfsmerkmale sind zum fnihestmogll-
chen Zeitpunkt, spatestens zwei Wochen nach Feststellung der amtlichen Bevolke-
rungszahl des Landes, zu vernichten Die Absätze4 und 5 bleiben unberuhrt 

(3) Die laufenden Nummern und die Ordnungsnummern nach § 4 sind zu löschen, 
sobald die Zusammenhange zwischen Personen und Haushalt, Haushalt und Woh-
nung, Wohnung und Gebaude durch Nummern, die einen Ruckgnff aufd1e Hilfsmerkma-
le und Ordnungsnummern ausschließen, festgehalten worden sind, spatestens zwei . 
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Wochen nach Feststellung der amtlichen Bevolkerungszahl des Landes durch die 
stat1st1schen Amter der Lancier Dies gilt nicht fur die laufenden Nummern der Arbe1ts-
stattenbogen, sie sind spatestens sechs Jahre nach dem Stichtag der Volkszahlung zu 
loschen 

(4) Die Hilfsmerkmale Straße und Hausnummern kennen gemeinsam mit den Erhe-
bungsmerkmalen auf die fur die maschinelle We1terverarbe1tung bestimmten Datentra-
ger ubernommen werden Sie sind, vorbehaltlich der Regelung 1n Absatz 5, zu loschen, 
sobald ihre Zugehorigke1t zu kle1nraum1gen Gliederungen festgelegt ist Die unterste 
Ebene der kleinraum1gen Gliederung, fur die eine statistische Verwendung vorgesehen 
werden dart, ist innerhalb eines Geme1ndegeb1ets die Seite mit gleicher Straßenbe-
zeichnung von der durch Straßene1nmundungen oder vergleichbare Begrenzungen 
umschlossenen Flache (Blockseite) Bei der Erstellung stat1st1scher Ergebnisse 1n 
kle1nraum1ger Gliederung nach Blockseiten, die zur Weitergabe oder Veroffentl1chung 
bestimmt sind, mussen die Gl1ederungse1nhe1ten Blockseite, soweit sie Einzelangaben 
enthalten, die dem Auskunftspflichtigen oder Betroffenen zuzuordnen sind, zu hoheren 
E1nhe1ten zusammengefaßt werden 

(5) Als Grundlage fur Gebaude-, Wohnungs- und Bevolkerungsst1chproben, die als 
Bundes- oder Landesstat1st1ken durchgefuhrt werden, durten die stat1st1schen Amter 
des Bundes und der Lancier die Zahl der Wohnungen und Personen, gegliedert nach 
Gemeinde, Straße und Hausnummer zur Ermittlung von Auswahlbezirken 1m Geltungs-
bereich dieses Gesetzes nach mathematischen Zufallsvertahren nutzen Diese Merk-
male sind gesondert aufzubewahren Die Auswahlbezirke fur die Stichproben werden 
auf 20 vom Hundert begrenzt Die Merkmale fur diese Auswahlbezirke sind unverzuglich 
nach Zweckertullung zu loschen, spatestens zu dem Zeitpunkt, zu dem entsprechende 
Auswahlgrundlagen aus einer kunft1gen Zahlung zur Vertugung stehen Die Merkmale 
fur die nicht benot1gten 80 vom Hundert der Auswahlbezirke sind unverzuglich nach 
Festlegung der Auswahlbezirke nach Satz 3, spatestens drei Jahre nach dem Stichtag 
der Volkszahlung, zu loschen Aus der Arbe1tsstattenzahlung durten die stat1st1schen 
Amter fur Wirtschafts-, Lohn- und Umweltstat1st1ken, die als Bundesstat1st1ken durchge-
fuhrt werden, und zur Aktualisierung der Kartei 1m Produzierenden Gewerbe(§ 12 des 
Gesetzes uber die Stat1st1k 1m Produzierenden Gewerbe) 1ewe1ls fur Unternehmen und 
Arbe1tstatten nutzen Name, Bezeichnung, Gemeinde, Straße, Haunummer, Zahl der 
tat1gen Personen, Angaben uber die wirtschaftliche Tat1gke1t und fur die Zuordnung zu 
den W1rtschaftszwe1gen sowie Angaben uber Eintragungen 1n die Handwerksrolle. Die 
nicht zur Aktual1s1erung der Kartei 1m Produzierenden Gewerbe verwendeten Merkmale 
sind gesondert aufzubewahren und spatestens sechs Jahre nach dem Stichtag der 
Volkszahlung zu loschen Uber die Loschungen haben die stat1st1schen Amter des 
Bundes und der Lander Aufzeichnungen zu fuhren, die mindestens fünf Jahre aufzube-
wahren sind. 

(6) Datentrager, auf denen eine Uberm1ttlung an die Erhebungsstellen nach§ 11 erfolgt 
ist, sind gemeinsam mit den Erhebungsvordrucken an die statistischen Ämter der 
Lander fur Zwecke der Festsetzung der amtlichen Bevblkerungszahl der Gemeinden 
we1terzule1ten Sie sind dort gesondert aufzubewahren und zwei Wochen nach Feststel-
lung der amtlichen Bevolkerungszahl des Landes zu vernichten 

§16 
Unterrichtung 

Die Auskunftspflichtigen sind schriftlich zu unterrichten über. 

Zweck, Art und Umfang der Erhebung, 

2 die Erhebungs-und Hilfsmerkmale(§ 3Abs 1 ), 

3 die stat1st1sche Geheimhaltung, 

4 die Auskunftspflicht und die verschiedenen Moglichke1ten, ihr zu entsprechen(§§ 12, 
13) und die Fre1w1lligke1t der Auskunftserteilung(§ 12 Abs. 6), 

5 den Ausschluß der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungskla-
ge gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung(§ 12 Abs. 5), 

6 die Moglichke1t der Uberm1ttlung und Veroffentl1chung (§ 14), 

7 die Trennung und Loschung (§ 15) und 

8. die Rechte und Pflichten der Zahler(§ 10, § 13Abs.2und5). 

§17 
Verbot der Reldentlflzlerung 

(1) Die auf Grund dieses Gesetzes erhobenen Merkmale einschließlich der Blockseite 
(§ 15 Abs 4 Satz 3) dienen ausschließlich stat1st1schen Zwecken 

(2) Eine Zusammenführung von Merkmalen nach Absatz 1 oder von solchen Merkmalen 
mit Daten aus anderen stat1st1schen Erhebungen zum Zweck der Herstellung eines 
Personenbezugs außerhalb der stat1st1schen Aufgabenstellung dieses Gesetzes ist 
untersagt 
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§18 
Strafvorschrift 

Wer entgegen§ 17 Abs 2 Merkmale oder Daten zusammenfuhrt, sobald die Merkmale 
nach § 17 Abs 1 auf fur maschinelle We1terverarbe1tung bestimmte Datentrager uber-
nommen worden sind, wird mit Fre1he1tsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft 

§19 
Finanzzuweisung 

Der Bund gewahrt den Landern zum Ausgleich der Mehrbelastungen, die ihnen und den 
Gemeinden durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine F1nanzzuwe1sung in Hohe von 
4,50 Deutsche Mark 1e Einwohner Maßgebend ist die Bevolkerungszahl, die das 
Stat1st1sche Bundesamt fur den 25 Mai 1987 feststellt Die F1nanzzuwe1sung ist 1n zwei 
Te1lbetragen, am 1 Juli 1987 und am 1 Juli 1988, zu zahlen 

§20 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs 1 des Dntten Überleitungsgesetzes 
auch 1m Land Berlin 

§21 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tntt am Tage nach der Verkundung in Kraft Gle1chze1t1g tntt das Volks-
zahlungsgesetz 1983 vom 25 Marz 1982 (BGBI 1 S 369) außer Kraft 

Durchführungsverordnungen der Länder gemäß § 9 Volkzäh-
lungsgesetz 1987 und ergänzende Verwaltungsvorschrlften 

Durchführungsverordnungen 
1. Landesverordnung zur Durchführung des Volkszählungsge-

setzes 1987 vom 14. Juli 1986, Gesetz- und Verordnungsblatt 
fur Schleswig-Holstein, Nr. 15/1986, S. 170 

2. Verordnung zur Durchführung des Volkszahlungsgesetzes 
1987 vom 2. September 1986, Hamburg1sches Gesetz- und 
Verordnungsblatt, Teil 1, Nr. 47 /1986, S. 273 f. 

3. Verordnung zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 
1987 vom 8. Juli 1986, Niedersächsisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt, Nr. 25/1986, S. 269 

4. Verordnung zur Durchfuhrung des Volkszählungsgesetzes 
1987 vom 10. Juni 1986, Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen, Nr. 24/1986, S. 123 f. 

5 Verordnung zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 
1987 vom 23. September 1986, Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin, Nr. 54/1986, S. 1591 

6. Verordnung über die Durchfuhrung des Volkszählungsgeset-
zes 1987 und die Bestimmung der Erhebungsstellen vom 
8. Juli 1986, Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen, Nr. 37/1986, S. 5361. 

7. Hessische Ausführungsverordnung zu § 9 Abs. 3 des Volks-
zählungsgesetzes 1987 uber die Erhebungsstellen und deren 
Aufgaben vom 26. Juni 1986, Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Hessen, Te1ll, Nr. 17 /1986, S. 229 f. 

8. Landesverordnung zur Durchführung des Volkszählungsge-
setzes 1987 vom 24. Juni 1986, Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Rheinland-Pfalz, Nr.14/1986, S.1801. 

9. Verordnung der Landesregierung und des Finanzministeri-
ums zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 1987 vom 
30. Juni 1986, Gesetzblatt für Baden-Württemberg, Nr. 
12/1986, Seite 252 ff. 

10. Verordnung zur Durchführung des Volkszahlungsgesetzes 
1987 vom 4. Juli 1986, Amtsblatt des Saarlandes, Nr. 29/1986, 
S.589ff. 

11. Verordnung zur Durchführung des Voikszählungsgesetzes 
1987 vom 3. Juni 1986, Bayerisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt, Nr.10/1986, S. 781. 

Ergänzende Verwaltungsvorschriften 
1. Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Volkszählung 1987 

vom 17. Juli 1986, Amtsblatt für Schleswig-Holstein, Nr. 
29/1986, S. 281 ff. 
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2. Anordnung uber die Freistellung vom Dienst von Bediensteten 
der Freien und Hansestadt Hamburg sowie über die Zahlung 
einer Aufwandsentschad1gung fur die Zahlertät1gke1t 1m Rah-
men der Volkszahlung 1987 vom 2 September 1986, Amtlicher 
Anzeiger, Teil II des Hamburg1schen Gesetz- und Verordnungs-
blattes, Nr. 177/1986, S 1713 

3 Durchfuhrung der Volks-, Berufs-, Gebaude-, Wohnungs- und 
Arbe1tsstattenzahlung (Volkszahlung 1987) - Runderlaß des 
Innenministers vom 10 Juli 1986, N1edersachs1sches Min1-
stenalblatt, Nr. 28/1986, S 722 f 

4. Ausführungsvorschriften zum Volkszählungsgesetz 1987 und 
zur Verordnung zur Durchfuhrung des Volkszahlungsgesetzes 
1987 vom 2 September 1986, Dienstblatt des Senats von Ber-
lin, Teil l, Nr. 13/1986, S 87ff 

5. Volkszahlung 1987 - Runderlaß des Innenministers vom 17. 
Juli 1986, Ministerialblatt fur das Land Nordrhein-Westfalen, Nr. 
59/1986, s 998 

6. Durchführung der Volkszahlung 1987 - Gemeinsamer Runder-
laß, Staatsanzeigerfurdas Land Hessen, Nr. 37/1986, S. 17741. 

7 Durchführung der Volkszahlung 1987 - Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums des Innern und fur Sport vom 15. Juli 1986, 
Ministenalblatt der Landesregierung von Rheinland-Pfalz, Nr. 
14/1986, s. 4341. 

8. Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums zur Durchfüh-
rung des Volkszählungsgesetzes 1987 vom 1. Oktober 1986, 
Gemeinsames Amtsblatt des Landes Baden-Württemberg, Nr. 
32/1986, s. 945ff. 

9. Volkszählung 1987, Bekanntmachung der Bayerischen Staats-
regierung vom 4. November 1986, Staatsanzeiger Nr. 45/1986. 
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Haushaltsmantelbogen, Seite 1 (verkleinert) 

[ VOLKSZÄHLUNG 1987 ~] 
Haushaltsmantelbogen 

Der Haushaltsmantelbogen mit seinen Angaben dient allein 
zur Organisation der Zählung. Ihr Name hilft lediglich, die 
Vollzähligkeit der Erhebung zu gewährleisten; er wird nicht 
zusammen mit Ihren Angaben aus dem Personenbogen oder 
dem Wohnungsbogen auf elektronischen Datenträgern gespei-
chert. Mit Stichtag 25. Mai 1987 findet nach 17 Jahren wieder 
eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstät-
tenzählung statt. Die Rechtsgrundlage hierfür ist das Gesetz 
über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeits-
stättenzählung (Volkszählungsgesetz 1987) vom 8. 11. 1985 
(BGBl. IS.2078) in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik 
für Bundeszwecke (BStatG) vom 14.3.1980 (BGBl.IS.289). 

Wichtig! 
Für jeden Haushalt muß ein gesonderter Haushaltsmantel-
bogen angelegt werden. 

Anschrift: 

Gemeinde __________________ _ 

Zu einem Haushalt zählen alle Personen, die gemeinsam 
wohnen und wirtschaften. Wer allein wirtschaftet, bildet einen 
eigenen Haushalt. 
Tragen Sie bitte Ihre Anschrift, Familien-, Vornamen aller 
Haushaltsmitglieder und die Heft-Nummer Ihres Haushaltshef-
tes (das ist die Nummer rechts oben auf dem Wohnungs- und 
Personenbogen) in den Haushaltsmantelbogen ein. In die 
Bemerkungsspa1te können Sie eigene Hinweise, z.B. Postver-
sand, eintragen. 
Um Ihnen das Ausfüllen der Erhebungsvordrucke zu erleichtern, 
enthält dieser Bogen hierzu einige allgemeine Hinweise und 
Erläuterungen zum Wohnungsbogen und zum Personenbogen. 
Falls Sie noch Fragen haben, z.B. über die Notwendigkeit der 
Zählung, das Statistikgeheimnis, die Aufgaben der Zähler, die 
Vernichtung der Erhebungsvordrucke, können Sie entspre-
chende Hinweise den •Informationen zur Volkszählung 1987« 
entnehmen. 

Gemeindeteil _________________ _ 

Straße __________________________________ _ Haus-Nr. ____ _ 

Um evtl. Rückfragen zu erleichtern, bitten wir um freiwillige Angabe der Telefonnummer. Tel.-Nr. ______ _ 

Lid. Nr. 
der Person 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Verzeichnis der Personen 
(Bei 11 und mehr Personen im Haushalt bitte weiteren Haushaltsmantelbogen ausfüllen) 

Familienname, Vorname Heft-Nummer Bemerkungen 
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Haushaltsmantelbogen, Seite 2 (verkleinert) 

Hinweise zum Ausfüllen der Erhebungsvordrucke 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit und besseren Lesbarkeit wurden nicht immer weibliche und männliche 

Bezeichnungen der einzelnen Personengruppen verwendet. Wir bitten hierfür um Ihr Verständnis. 

Al/gemeine Hinweise 
a) Für jeden Haushalt ist ein Wohnungsbogen und für jede Person 

im Haushalt ein Personenbogen auszufüllen, beispielsweise auch 
für Säuglinge, Hauspersonal und Personen mit weiterer Woh-
nung oder Unterkunft/Zimmer (z.B. auswärts wohnende Erwerbs-
tätige, Schüler, Studenten, Grundwehrdienstleistende, Zivil-
dienstleistende), fiUCh wenn sie am Tage der Zählung nicht 
anwesend sind. Dazu gehören auch Personen in Gemeinschafts-
und Anstaltsunterkünften, die noch im Haushalt gemeldet sind. 
Bei Haushalten mit mehr als 5 Personen sind die Personenbogen 
eines zweiten Haushaltsheftes zu verwenden. Der zweite Woh-
nungsbogen wird dann nicht noch einmal ausgefüllt, sondern leer 
zurückgegeben. 

b) Personen mit mehr als einer Wohnung in der Bundesrepublik 
·Deutschland einschließlich Berlin (West) zählen in jeder Wohnung 
zu einem Haushalt. Für jeden dieser Haushalte ist ein Haushalts-
mantelbogen, ein Wohnungsbogen und für jede Person in diesen 
Haushalten ein Personenbogen auszufüllen. 

c) Personen, die in Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünften leben, 
füllen dort, 
wenn sie einen eigenen Haushalt führen, sowohl einen Woh-
nungsbogen als auch einen Personenbogen und den Haushalts-
mantelbogen aus ; 

wenn sie keinen eigenen Haushalt führen, nur einen Personen-
bogen aus (wenn sie außerhalb der Gemeinschafts- und Anstalts-
unterkunft keine weitere Wohnung haben). 

d) Der Wohnungsbogen enthält im unteren Abschnitt auch noch 
Fragen zum Gebäude. Diese Fragen sind nur dann von den Eigen-
tümern oder Verwaltern für Gebäude mit Wohnraum zu beantwor-
ten, wenn sie nicht bereits einen Gebäudebogen im Rahmen einer 
Vorerhebung 1986/87 ausgefüllt haben. 

Rückgabe der Erhebungsvordrucke : 
Sie können die ausgefüllten Fragebogen für den Haushalt oder für 
sich allein 
- dem Zähler/der Zählerin aushändigen oder in verschlossenem 

Umschlag übergeben, 
- innerhalb einer Woche bei Ihrer Erhebungsstelle abgeben oder 

dorthin übersenden. Der Versand ist für Sie portofrei, wenn Sie 
den amtlichen Umschlag verwenden, den Sie auf Anforderung 
vom Zähler/von der Zählerin erhalten. 

Wenn Sie die Unterlagen in einem verschlossenen Umschlag über-
mitteln, dann schreiben Sie bitte Ihren Vor- und Familiennamen 
sowie Gemeinde, Straße und Hausnummer auf den Umschlag. 

Hinweise zum Ausfüllen 
Die Wohnungs- und Personenbogen werden maschinell gelesen. Wir 
bitten Sie deshalb, diese Erhebungsvordrucke mit Bleistift auszufül-
len, nicht zu knicken und nicht zu falten. 

Bei den meisten Fragen sind nur die vorgegebenen Antwortkatego-
rien zu markieren, einige Fragen sind aber auch in Klartext bzw. mit 
Zahlenangaben zu beantworten. 

Beispiel: 

• Bitte Gemeinde a'}!leben. 1 Klartext bitte 
.__ __ w'---'; e..s'----"t>'-"ca._d._e.11t-'--_____ ___, <:=i + in Druckbuchstaben 

0 Geburtsangaben a) Geburtsjahr 1.-t 1 91 'l 1 ;( 1 <:=i +Zahlenangabe 
1. Januar bis 24. Mai 

b) Geburtsmonat 25. Mai bis 31. Dez. 

f) Geschlecht 

E) Familienstand 

48 Zu welchem Wirtschaftszweig (Branche, Behörde) * gehört der Betrieb (Firma, Dienststelle), 
in dem Sie tätig sind? 

Lt. lo Clll'f.t.t; ge.{. f.,•,,. ul lu.fA dt,{ 

männlich 
weiblich 

ledig 
verheiratet 

verwitwet 
geschieden 

~Zutreffende Antwort 
~ bitte so markieren 

(möglichst mit Bleistift) 

Klartext bitte 
<:=i +in Druckbuchstaben 

* Fragen, die im Wohnungsbogen und im Personenbogen mit * gekennzeichnet sind, werden auf den nächsten Seiten erläutert. 
Sie können darüber hinaus Ihren Zähler/Ihre Zählerin fragen oder Ihre Erhebungsstelle anrufen und um weitere Erläuterungen bitten. 
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Haushaltsmantelbogen, Se1te3 (verkleinert) 

Erläuterungen zu den Wohnungsangaben 

Zu Frage G: Bewohnen Sie die Wohnung/Räume als ... 
Haushalte in Wohnheimen markieren die Kategone •b) Hauptm1eter(in) (ein-
schließlich Altenteil)•, sofern sie nicht Eigentümer der Wohnung sind. 

Zu Frage 8: Ist die Wohnung eine Freizeitwohnung? 
Eine Wohnung, in der. Personen lediglich ihre Fre1ze1t verbringen (z.B. am 
Wochenende, während des Urlaubs, der Fenen), wird als Freizeitwohnung 
bezeichnet. Sie kann 

von Eigentümern selbst genutzt werden, 
- an Dritte vermietet•werden oder 
- an Dritte kostenlos überlassen werden. 
Die Vermietung kann erfolgen 
- über die Eigentümer, 
- über einen Hotelbetrieb oder über eine sonstige Organisation. 
Freizeitwohnungen kann es in jedem Gebäude geben (z.B. Wochenend- und 
Ferienhaus, Mehrfamilienhaus). 

Zu Frage 8: Wird die Wohnung überwiegend beheizt mit ... 
a) Bei Fern- und Blockheizungen werden die Wohnungen mehrerer 

Gebäude von einer zentralen Heizquelle aus beheizt. 
Bei Zentralheizung versorgt die zentrale Heizquelle die Wohnungen nur 
eines Gebäudes. 
Bei Etagenheizung werden die Räume einer Wohnung von einer nur für 
diese Wohnung bestimmten Heizquelle beheizt. 

b) Bei Fernheizung ist immer •Fernwärme• zu markieren. 

Zu Frage Ci): Wie vlele Räume der Wohnung 
haben mindestens 6 Quadratmeter? 

Zur Wohnung zählen auch außerhalb des eigentlichen Wohnungsabschlus-
ses liegende Räume (z.B. Mansarden) sowie zu Wohnzwecken ausgebaute 
Keller- und Bodenräume. 

Zu Frage 8: Wie groß ist die Fläche der gesamten Wohnung? 
Mieter können die Fläche der Wohnung im allgemeinen dem Mietvertrag 
entnehmen. 

Flächen, die unter einer Schräge liegen, sind halb zu rechnen, 
Balkone sind zu einem Viertel zu rechnen, 
Keller- und Bodenräume (Speicher) bleiben unberücksichtigt, wenn sie 
nicht zu Wohnzwecken ausgebaut sind. 

Zu Frage Cl): Ist die Wohnung mit Mitteln 
des sozialen Wohnungsbaus gefördert? 

Mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus gefördert gelten nur solche Woh-
nungen, die nach der Währungsreform (20. Juni 1948) fertiggestellt worden 
sind und für die öffentliche Mittel (des Bundes, des Landes oder der 
Gemeinde) zur Errichtung von Sozialwohnungen bewilligt wurden (sog. 
Erster Förderungsweg). 
Hierzu zählen u.a. 

Darlehen zur Deckung der Baukosten (in der Regel öffentliche Baudarle-
hen oder Landesbaudarlehen genannt), 
Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
(Annuitätshilfen, Aufwendungszuschüsse oder -darlehen, Zinszuschüs-
se). 

Für öffentlich geförderte Wohnungen müssen bei einer Neuvermietung 
Mieter einen Wohnberechtigungsschein der zuständigen Gemeinde- oder 
Kreisbehörde (z.B. Wohnungsamt, Sozialamt) vorlegen. 
Sind für Mietwohnungen die öffentlichen Mittel vorzeitig zurückgezahlt 
worden, so gelten die meisten Wohnungen noch bis zu 8 Jahren als öffentlich 
gefördert. Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen entfällt in der Regel 
die öffentliche Bindung mit Rückzahlung oder Ablösung der Förderungsmit-
tel; bei Eigentumswohnungen, die durch Umwandlung entstanden sind, 
entfällt die Bindung nur, wenn Eigenturner als Berechtigte im sozialen 
Wohnungsbau die Wohnung selbst nutzen. Über das Ende der Bindungen 
erhalten Eigentümer eine Bestätigung der zuständigen Stelle. 
Nicht zu den öffentlichen Mitteln im oben genannten Sinn zählen 

Aufwendungsdarlehen nach dem Regionalprogramm des Bundes (sog. 
Zweiter Förderungsweg), 
Aufbaudarlehen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
Wohnungsfürsorgemittel für öffentlich Bedienstete des Bundes, der 
Länder oder Gemeinden, 
Mittel zur Förderung der Modernisierung oder für Maßnahmen zur 
Einsparung von Heizenergie, 
7b-Abschre1bungen und sonstige Steuervergünstigungen, Bausparprä-
mien. 

Hauptmieter, denen nicht bekannt ist, ob ihre Wohnung mit Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaus gefördert ist, machen keine Angaben. 
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Erläuterungen zu den Gebäudeangaben 

Zu Frage 0: Gebäudeart 
Wohngebäude werden mindestens zur Hälfte für Wohnzwecke genutzt; bei 
sonstigen Gebäuden mit Wohnraum wird weniger als die Hälfte der 
Gesamtnutzfläche für Wohnzwecke genutzt - der überwiegende Teil dient 
gewerblichen, sozialen, kulturellen oder Verwaltungs-Zwecken. 

Bewohnte Unterkünfte sind behelfsmäßige Bauten zur vorübergehenden 
Nutzung. Hierzu zählen z.B. t!aracken, Behelfsheime, festverankerte Wohn-
schiffe, Bauzüge und Gartenlauben. 

Wohnheime dienen den Wohnbedürfnissen bestimmter Bevölkerungskreise, 
z.B. Studenten, älterer Menschen. Ein Gebäude kann vollständig als Wohn-
heim dienen; dann führt es meistens die Bezeichnung •Wohnheim•, z.B. 
Studentenwohnheim, Altenwohnheim, Schwesternwohnheim, Wohnheim für 
Mutter und Kind. Andererseits kann ein Gebäude nur teilweise als Wohnheim 
genutzt werden (z.B. Altenzentrum). 

Zu Frage EI: Sind Wohnungen im Gebäude mit Mitteln 
des sozialen Wohnungsbaus gefördert? 

Siehe die Erläuterungen zu den Wohnungsangaben (Frage 8). 

Erläuterungen zum Personenbogen 

Zu Frage 8: Rechtliche Zugehörigkeit 
zu einer Religionsgesellschaft 

Zu Evangelischen Freikirchen zählen u.a. der Bund Evangelisch-Frei-
kirchlicher Gemeinden (Baptisten), die Evangelisch-methodistische Kirche, 
der Bund freier evangelischer Gemeinden in Deutschland, die Vereinigung 
der Deutschen Mennonitengemeinden. Zu •andere Religionsgesellschaf-
ten• zählen auch die Altkatholiken, die Griechisch-Orthodoxen und die 
Siebenten-Tags-Adventisten. 

Zu Frage 8: Welche Staatsangehörigkeit haben Sie? 
Besteht neben der deutschen noch eine weitere Staatsangehörigkeit, so ist 
•deutsch• zu markieren. Staatenlose oder Personen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit markieren •sonstige/keine-. Zu den •übrigen EG-staaten• 
gehören Belgien, Dänemark, Frankreich, GroBbntannien und Nordirland, 
Irland, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Spanien. 

Zu Frage Ci): Wird von Ihnen noch eine weitere Wohnung . .. 
Unter hiesiger Wohnung ist diejenige Wohnung zu verstehen, für die dieser 
Personenbogen ausgefüllt wird. 
Bei einer weiteren Wohnung (Unterkunft/Zimmer) kann es sich auch um 
möblierte Zimmer am Arbeits- oder Ausbildungsort handeln. 
Für Grundwehrdienstleistende und Wehrübende zählt die Kaserne nicht als 
weitere Wohnung. Personen, die auf einem Schiff nOch eine weitere Woh-
nung oder Unterkunft haben, markieren bei Frage 6 •nein• (Ausnahme: 
festverankerte Wohnschiffe). 
Für Verheiratete, die nicht dauernd getrennt leben, ist nach dem Melderecht 
die vorwiegend benutzte Wohnung der Familie die Hauptwohnung. Dies trifft 
z.B. auf Wochenend- oder Monatspendler bzw. Arbeitnehmer auf Montage 
zu. Für alle übrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Geschiedene sowie 
Verheiratete, die dauernd getrennt leben) ist nach dem Melderecht die von 
ihnen selbst vorwiegend benutzte Wohnung die Hauptwohnung. In Zweifels-
fällen ist die vorwiegend benutzte Wohnung dort, wo der Schwerpunkt der 
Lebensbeziehungen liegt. 
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Haushaltsmantelbogen, Seite 4 (verkleinert) 

Weitere Erläuterungen zum Personenbogen 

Zu Frage 8: Sind Sie erwerbstätig, arbeitslos . .. 
Erwerbstätige sind Personen, die in einem Arbe1ts-/Dienstverhältnis 
stehen, selbständig ein Gewerbe betreiben, freiberuflich oder als 
mithelfende Familienangehörige tätig sind. Teilnehmer an Fortbil-
dungs-, Umschulungs- und Rehabilitationsmaßnahmen mit Arbeitsver-
trag markieren ebenfalls •erwerbstätig•. Ehrenamtliche Tätigkeiten 
gelten nicht als Erwerbstätigkeit. 
•Erwerbstätig bis zu 36 Std. in der Woche• wird auch markiert, wenn 
nur stundenweise, halbtags oder nur an bestimmten Tagen in der 
Woche gearbeitet wird. 
Arbeitslose, die sich etwas dazuverdienen, markieren neben •ar-
beitslos, arbeitsuchend• auch •erwerbstätig bis zu 36 Std. in der 
Woche•. 
Jugendliche im Berufsgrundbildungsjahr markieren •nicht erwerbstä-
tig• und •Schüler(in), Student(in)•. 

Zu Frage 0: Leben Sie überwiegend von . .. 
Die Unterhaltsquelle, aus der der überwiegende Lebensunterhalt 
bestritten wird, darf nur bei unmittelbaren Beziehern, Berechtigten 
markiert werden, nicht aber bei den Angehörigen. Diese markieren 
ggf. ·Zuwendungen, Unterhalt durch Eltern, Ehegatten usw.•. 
Stipendien sind bei •Sonstigen Unterstützungen (z.B. Sozialhilfe, 
BAföG)• zu markieren; desgleichen Unterhaltsgeld nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz für Umschulung und Fortbildung sowie für 
Arbeits- und Berufsförderung Behinderter. 

Zu Frage Ci): Welchen höchsten allgemelnen Schulabschluß 
haben Sie? 

Bei dieser Frage ist jeweils nur die abgeschlossene Schulausbildung 
zu markieren. Schüler, die noch eine allgerrieinbildende Schule 
besuchen, beantworten die Frage 9 nicht. 
Wurde eine Realschule oder ein Gymnasium vor Erreichen der 
Mittleren Reife verlassen, so ist •Volksschule, Hauptschule• zu 
markieren. Bei Abgang nach Erreichen der Mittleren Reife, aber vor 
dem Abitur, ist ·Realschule ... • zu markieren. 
Personen, die eine entsprechende Schule des zweiten Bildungsweges 
(z.B. Abendgymnasium/Kolleg) besucht haben, markieren je nach 
erreichtem Abschluß •Realschule ... • oder •Hochschulreife (Abi-
tur) ... •. 

Zu Frage «D: Welchen höchsten Abschluß an einer berufs-
bildenden Schule oder Hochschule ... 

a) Berufsfachschulen sind Vollzeitschulen, die zur Berufsvorbereitung 
oder auch zur vollen Berufsausbildung besucht werden können. Zu 
ihnen gehören u.a. Handelsschulen, Höhere Handelsschulen, 
Verwaltungsschulen, Sprachen- und Dolmetscherschulen, Haus-
haltsschulen, Schulen für Kinderpflegerinnen, Schulen für Arzthelfe-
rinnen, Kunstschulen und Schauspielschulen. 
Berufsschulen bzw. Berufssonderschulen sind nicht unter ·Berufs-
fachschule« zu markieren. 
Fachschulen vermitteln eine weitergehende fachliche Ausbildung 
im Beruf. Sie können Vollzeit- oder Teilzeitschulen sein. 
Die Fachschulen werden in der Regel als •Fachschulen für ... 
(Berufsziel bzw. Fachrichtung)« bezeichnet, z.B. Fachschulen für 
Technik (auch Technikerschulen), Fachschulen für Wirtschaft, für 
Landwirtschaft, für Hauswirtschaft, für Textil und Bekleidung, für 
Sozialpädagogik. Hierzu zählen auch Meisterschulen. 
Die Fachhochschulen sind größtenteils aus den früheren Ingenieur-
schulen und höheren Fachschulen hervorgegangen. Sie haben die 
Aufgabe, durch praxisbezogene Lehre eine auf wissenschaftlicher 
und künstlerischer Grundlage beruhende Bildung zu vermitteln, die 
zu selbständiger Tätigkeit im Beruf befähigt. Zu den Fachhochschu-
len zählen auch die Verwaltungsfachhochschulen, an denen Nach-
wuchskräfte für den gehobenen nichttechnischen Dienst des Bun-
des und der Länder ausgebildet werden. 
Unter •Hochschule ... • ist hier das Studium an Universitäten, 
pädagogischen und theologischen Hochschulen, Kunsthochschulen 
sowie in den wissenschaftlichen Studiengängen der Gesamthoch-
schulen anzugeben. 

b) Hier ist der fachliche Schwerpunkt anzugeben, auf den der Abschluß 
an einer Berufsfach-, Fach-, Fachhoch-, Hochschule ausgerichtet 
war, z.B. Landwirtschaft, Maschinenbau, Elektrotechnik, Betriebs-
wirtschaftslehre, Volkswirtschaftslehre, Hochbau, Tiefbau, Waren-
handel, Verkehr, Bank- und Versicherungswesen. Bei Abschluß an 
einer Handelsschule bitte •Handelsschule• eintragen. 

Zu Frage 48: Praktische Berufsausbildung, Dauer 
a) Zur abgeschlossenen praktischen Berufsausbildung zählt neben 

einer mit Erfolg abgeschlossenen Lehre/Anlernzeit auch die 
erfolgreiche praktische Ausbildung z.B. als Krankenschwester oder 
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als Krankenpfleger. Berufsförderungslehrgänge für Soldaten, die 
mit einer Facharbeiter-, Gesellen- oder Gehilfenprüfung abgeschlos-
sen wurden, sind ebenfalls anzugeben. 
Volontärzeiten, ein Praktikum sowie die praktische Ausbildung 
von Beamten sind nicht anzugeben, ebensowenig der Abschluß 
an einer berufsbildenden Schule oder Hochschule. 
Bei einer praktischen Berufsausbildung für mehr als einen Beruf ist 
nur die letzte Ausbildung und deren Dauer maßgebend. 

b) Die Dauer dieser Ausbildung ist stets auf volle Jahre aufzurunden, 
z.B. 2 Jahre und 1 Monat = 3 Jahre 

2 Jahre und 10 Monate = 3 Jahre 
3 1/2 Jahre = 4 Jahre 

Zu Frage 0: Name und Anschrift Ihrer Arbeitsstätte oder 
Schule/Hochschule 

Hier ist die vollständige Anschrift der Arbeitsstätte anzugeben, an der 
die befragte Person ihrer täglichen Beschäftigung nachgeht (unabhän-
gig vom etwaigen Sitz der Verwaltung oder vom Hauptsitz des 
Betriebes). Schüler und Studenten geben die Anschrift ihrer Schule/ 
Hochschule an. 
Beschäftigte mit häufig oder ständig wechselndem Arbeitsort (z.B. 
Vertreter, Reisende) tragen •wechselnd• ein. 
Falls mehrere Erwerbstätigkeiten ausgeübt werden, ist die Anschrift 
des Betriebes anzugeben, in dem die befragte Person überwiegend 
arbeitet. Im Haushalt beschäftigte Personen, wie Haushälterinnen, 
geben als Arbeitsstätte den Haushalt an. 
Berufsschüler, die in keinem Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis 
stehen, geben die Anschrift der Berufsschule an. 
Der Name der Arbeitsstätte, Schule, Hochschule ist Hilfsmerkmal und 
wird nicht gespeichert. 

Zu Fragen G), 41): Welches Verkehrsmittel benutzen Sie 
hauptsächlich ... 
Wieviel Zeit benötigen Sie normaler-
weise für den Hinweg ... 

Für Personen mit wechselndem Arbeitsort (z.B. Vertreter, Reisende) 
ist in Frage 13 •kein Verkehrsmittel „ .• und in Frage 14 »entfällt „ .• 
zu markieren. 

Zu Frage 48: Sind Sie zur Zeit tätig als ... 
Heimarbeiter markieren entsprechend ihrer ausgeübten Tätigkeit 
•Sonstige(r) Arbeiter(in)• oder •Facharbeiter(in)•. Zu den Facharbeitern 
zählen auch Gesellen. 
Praktikanten und Volontäre gelten als Auszubildende. 
Hausgewerbetreibende, Zwischenmeister oder Werkvertragspartner 
markieren •Selbständige(r)•. 

Zu Frage ~: Zu welchem Wirtschaftszweig . ... gehört der 
Betrieb .... , In dem Sie tätig sind? 

Hierbei kommt es auf eine möglichst genaue Angabe des Wirt-
schaftszweiges (Branche, Behörde) an, zu dem der Betrieb gehört, z.B. 
Werkzeugmaschinenfabrik (nicht Maschinenfabrik), Eisenhütte (nicht 
Hütten~erk), Lebensmittel-Einzelhandel (nicht Handel), Grundschule 
(nicht Offentlicher Dienst), Krankenhaus (nicht Stadtverwaltung). 
Umfaßt der Betrieb mehrere Abteilungen mit unterschiedlichem 
Produktionsprogramm (z.B. Gießerei und Straßenfahrzeugbau) oder 
ist er in anderer Beziehung gegliedert (z.B. Autohandel und -reparatur), 
so ist der überwiegende Wirtschaftszweig (Betriebsschwerpunkt) einzu-
tragen. 
Soldaten tragen •Bundeswehr• ein. 

Zu Frage ~: Welche Tätigkeit, welchen Beruf üben Sie 
aus? 

Hier ist nicht etwa der Ausbildungsabschluß oder der Rang, sondern 
möglichst genau die Bezeichnung des ausgeübten Berufs bzw. der 
gegenwärtig ausgeübten Tätigkeit anzugeben, z.B. Bauschlosser 
(nicht Schlosser), Heizungsinstallateur (nicht Installateur), Fernfahrer 
(nicht Fahrer), Bilanzbuchhalterin oder Maschinenbuchhalterin (nicht 
t;;iuchhalterin), Elektroingenieur (nicht Ingenieur), Kinderärztin (nicht 
Arztin), Stenotypistin (nicht Angestellte), Postsekretär (nicht Beamter), 
Grundwehrdienstleistender, Berufs-, Zeitsoldat (nicht Soldat). Zivil-
dienstleistende geben bitte •Zivildienst• an. Auszubildende geben ihren 
Ausbildungsberuf an. 

Zu Frage e: Falls Sie eine Nebenerwerbstätigkeit ... 
Hierzu zählt jede weitere Erwerbstätigkeit (auch Mithilfe im Betrieb 
von Familienangehörigen), die derzeit - auch wenn nur gelegentlich 
- ausgeübt wird, z.B. die Nebentätigkeit eines hauptberuflichen 
Schlossers in der eigenen Landwirtschaft. Die Tätigkeit im eigenen 
Haushalt zählt nicht zu den Nebenerwerbstätigkeiten. 

955 



956 

Wohnungsbogen (verkleinert) 

LJ VOLKSZÄHLUNG 1987 
Wohnungsbogen 
mllGebäudeangaben 

~ 

1

• Bitte Gemeinde angeben 

c( 
:c 
IJ) 
::i 
c( 
:c 
w .... .... 
c( 

a: 
•::I 
IL 

a: w .... w 
i 

Wohnungsangaben 

0 Bewohnen Sie die Wohnung/Räume als 

* a) Eigentümer(l'n), Miteigent. oder Kaufanwärt . 

b) Hauptmieter(ln) (einschließlich Altenteil) 
c) Untermieter(ln) 

Unterm1eter(innen) brauchen 1m Wohnungsbogen 
keme wetteren Fragen zu beantworten 

f) Ist die Wohnung eine Freizeitwohnung? 

* 
0 Wann ist der Haushalt in diese 

Wohnung eingezogen ? 
Bitte das EmzugsJBhr fur das am langsten 
hier wohnende Haushaltsm1tglled angeben 

nein 
ja 

vor 1970 
1970-1974 
1975-1979 
1980-1984 

1985 
1986 
1987 

:i: 0 Sind Innerhalb der Wohnung 
::i Küche 
c( 
:c 
~ 
w 
ll! 
•::I 

Mehrere 
Antwotten 
m6g/ich 

Kochnische 
Bad/Dusche 

WC 

~ e a) Wird die Wohnung überwiegend 
w * beheizt mit 
~ Fern-, Biockhe1zun 

a: 
•::I 
IL 

b) Welcher Brennstoff, wel 
Wärmequelle wird verw 

Mehrere 
Antworten 
möglich Fernwärme 

Sonnenenergie, Wärmepumpe 

a: 
w .... 
!!! 
ll! .... 
D. 
::i 
c( 
:c 
~ 
w 
ll! 
0 .... z 
w 

" iii 
a: 
0 
IL 

1 

Rechtsgrundlage: 
Siehe Haushaltsmantelbogen oder Erläuterungsblatt, die 
Bestandteile der Erhebungsvordrucke sind. Stichtag: 25. Mai 1987 

Die Wohnung steht leer 
Die Wohnung ist von Angehörigen ausländischer Streitkräfte, 
diplomatischer, berufskonsulanscher Vertretungen oder der 
Ständigen Vertretung der DDR privatrechtlich gemietet. 

8 Wie viele Räume der Wohnung haben 1' 4' * mindestens 6 Quadratmeter? 
(ohne Kuche, Bad, WC, Flur) 2' 5' 

3' 6' 

Falls davon Räume untervermietet oder 
gewerblich genutzt sind : 
a) Anzahl der untervermieteten Räume 2' 
b) Anzahl der gewerblich genutzten Räume 1 2' 

7' 

8' 

9' -"""" 
3' ....... 
3' 

"""""' 0 Wie groß ist die Fläche * der gesamten Wohnung ? volle Quadratmeter 

(emsch/1eB/ich Kuche, Bad, WC, Flur, Mansarden 
und ähnliches sowie untervermieteter oder 
gewerblich genutzter Raume m der Wohnung) 

Q Ist die Wohnung mit Mitteln des * sozialen Wohnungsbaus gefördert ? 

FÜR LEERSTEHENDE WOHNUNGEN 

• Seit wie vielen Monaten steht 
die Wohnung leer? 

LJ <) 

nein• 
Ja, 

volle DM 

nein• 
ja, 

nein· 
ja. 

bis 3 • 

4-6. 

1 1 1 

7-12. 

13 ' -"""" 
Gebäudeangaben: Bitte nur ausfüllen, wenn Sie Eigentümer(in) oder Verwalter(in) dieses Gebäudes sind. 

11 Gebäudeart 

* 
Wohngebaude 

(Gebaude mindestens zur Hallte 
fur Wohnzwecke genutzt) 

sonstiges Gebäude mit Wohnraum 

bewohnte Unterkunft 
(z B. Baracke) 

Außerdem bei Wohnheimen: 
Wird dieses Gebäude 
vollständig oder teilweise 
als Wohnheim genutzt? 

vollständig 
te1lwe1se 

fJ Wer ist E.~gentümer(in), Einzelperson oder Ehepaar, 
Kaufanwart. b:.:W • Erbengemeinschaft oder 
~=b~~l:~~~t!?te(r) ähnliche Personengemeinschaft 

Gemeinschaft von Wohnungseigentümern 
(nur bei Eigentumswohnungen) 

gemeinnütziges Wohnungsunternehmen, Wohnungs-
baugenossensch. oder Organ der staati. Wohnungspolitik 

freies Wohnungsunternehmen 
sonstige(r) Eigentümer(in) 

EI Baujahr des Gebäudes 
(Jahr der Bezugsfert1gstellung) 
Bei Erweiterungs- und 
Umbauten ist das 
ursprungl1che Bau1ahr 
anzugeben, bei Wieder-
aufbau nach Totalschaden 
das Jahr des Wiederaufbaus. 

II Sind Wohnungen im Gebäude * mit Mitteln des sozialen 
Wohnungsbaus gefördert? 
(nur Erster Forderungsweg) 

Flache(7) 

LJ NUR VOM STATISTISCHEN LANDESAMT AUSZUFÜLLEN 

* siehe Et1auterungen tm Haushaltsmantelbogen 

bis 1900 • 68. 
1901-18. 69. 
1919-48. 70' 
1949-57. 71 < 

1958-62. 72. 
63. 73. 
64. 74. 
65. 75. 
66. 76. 
67. 77. 

keine• 
alle• 

nur ein Teil• 

Miete(9) 

78. 
79. 
80. 
81 • 
82. 
63. 
84. 
65. 
86. 
87. 

Gebäude 

0 
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Personenbogen (verkleinert) 

LJ VOLKSZÄHLUNG 
Personenbogen 

1987 y~ 2 1 
Rechtsgrundlage : 
Siehe Haushaltsmantelbogen oder Erläuterungsblatt, 
die Bestandteile der Erhebungsvordrucke sind. 
Stichtag: 25. Mai 1987 

z w z 
0 
III a: w a. 
w .... .... 
'( 

a: 
•:l ... 

~l-~~-81-tte~G-e_m_•_ln-de~a-ng_e-be_n_·~~~~~~~~~-'lv 
0 Geburtsangaben 1 /'---, a) Geburtsjahr "-r' 

'----'---~ 

b) Geburtsmonat ;~~:~a~i:1~~~·0~:'. e Geschlecht 

0 Famlllenstand 

0 Rechtliche Zugehörigkeit zu * einer Religionsgesellschaft 

männlich 
weiblich 

ledig 
verheiratet 

verwitwet 
geschieden 

Römisch-katholische Kirche 
Evangelische Kirche 

Evangelische Freikirche 
Jüdische Religionsgesellschaft 

islamische Religionsgemeinschaft 
andere Religionsgesellschaften 

keiner Religionsgesellschaft rechtlich zugehörig 

0 Welche Staatsangehörigkeit haben Sie? deutsch 

* griechisch 
italienisch 

übrige EG-Staaten 
jugoslawisch 

türkisch 
sonstige/keine 

0 Wird von Ihnen noch eine waltara Wohnung nein • • * (Unterkunft/Zimmer) In der Bundesrepublik ~ 
Deutschland einschließlich Bariin (West) bewohnt? j • 

r 

a) Für Verhetratete, die mcht dauernd getrennt lebe~m , 
Ist die hiesige Wohnung die vorwiege _ 

Falls benutzte Wohnung der Familie? a • • 
ja : b) Fur alle ubr1gen Personen ein • , -

Ist die hiesige Wohnun iage 
benutzte Wohnung ? Ja 

c) AuBerdem fur Erwerbstätige, S ule n nein 
Gehen Sie vorwiegend vo dar lesigen Wohnung . 
aus zur Arbeit oder Schule/ hula? ja 

Q Sind Sie b ä. 1 Vollzeit (über 36 Std." in der Woche) * erwer st tig') L Teilzeit (bis zu 36 Std.2l in der Woche) 

arbeitslos, arbeitsuchend 
') Auch Landwirte, mithelfende nicht erwerbstätig 

x:~;:,,n ~~'f:/~fe~~"j,~{/J1:,,~f~~~i/;;,~~de, Hausfrau, Hausmann 

mogl1ch ') ~aJ!ef:;$.':~~;:1';,°,Jr~~=:!e1t Schüler(in), Student(1n) 

G Laben Sie überwiegend von 

* 
Erwerbs-, Berufstätigkeit 

Arbeitslosengeld, -h1lfe 
Rente, Pension 

eigenem Vermögen, Vermietung, Verpachtung, Altenteil 
Zuwendungen, Unterhalt durch Eltern, Ehegatten usw. 

sonstigen Unterstützungen (z. B. Sozialhilfe, BAföG) 

NUR VOM STATISTISCHEN LANDESAMT AUSZUFÜLLEN 
Geburtsjahr (1 a) 
2,3 u 4 Stelle 

Hauptfach-
nchtung (1 Ob) 

Arbeitsstätte, Schule/Hochschule (Pendter) 
Land (12) Gem0<nde (12) Straße (12) 

Erlernter 
Beruf(11 a) Dauer (11 b) 

Hausnummer (12) 

.-

LJ 
Wirtschafts-
zwetg (16) Ausgeilbte lltlgkelt (17) 

* siehe Erläuterungen 1m Haushaltsmantelbogen oder 1m Erläuterungsblatt 
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w 
a: :z: c ... 

Falls Sie emen Abschluß an emer allgememb1/denden bzw 
berufsbildenden Schule/Hochschule haben · 

0 Welchen höchsten allgemeinen * Schulabschluß haben Sie? 
Volksschule, Hauptschule 

Realschule/gleichwertiger Abschluß (z. B. Mittlere Reife) 
Hochschulreife (Abitur), Fachhochschulreife 

"' '° 4JD a) Welchen höchsten Abschluß 
111 * an einer berufsbildenden 

Berufsfachschule 
{ohne Berufsschule) 

iii Schule oder 

"' 
z 
0 > 
z 
w z. 
0 
III 
a: 

Hochschule haben Sie? Fachschule 
Fachhochschule (lng.-Schule, höhere Fachschule) 

Hochschule (einschließlich Lehrerausbildung) 

b) Welche Hauptfachrichtung hat dieser Abschluß? 

w 
a. fD Falls Sie alna praktische Berufsausbildung ,g; * (z B Lehre) abgeschlossen haben : ... 

.-

<) 

a) Auf welchen Lehrberuf bezog sich diese 
Ausbildung? l<=i 

~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 

b) Wie lange dauerte diese Ausbildung ? Jahr(e) : LJ <) 

w 
<:I 
.~ 
1-' 
III 

G) Welches Verkehrs-* mittel benutzen 
Sie hauptsächlich 
(längste Strecke) 
auf dem Hinweg 
zur Arbeit oder 
Schule/Hochschule? 

kein Verkehrsmittel (zu Fuß) 
Fahrrad 

Pkw 
U-Bahn, S-Bahn, Straßenbahn 

Eisenbahn 
Bus, sonst. öffentl. Verkehrsmittel 

sonstiges (Motorrad, Moped, Mofa) 

~ 41 Wieviel Zelt entfällt, da auf gleichem Grundstück 
w * benötigen Sie 
~ normalerweise 
w für den Hinweg 
a: zur Arbeit oder 
•:i Schule/Hochschule? ... 

esindSie * zur Zelt tätig als 

unter 15 Minuten 
15 bis unter 30 Minuten 
30 bis unter 45 Minuten 
45 bis unter 60 Minuten 

60 Minuten und mehr 

Facharbeiter(in) 
sonstige(r) Arbeiter(in) 

Angestellte(r) 
Auszubildende(r) 

w 
<:I 

Beamter/Beamtin, R1chter(in), Soldat, Zivildienst! . 
(au~ Bea".'.:~ne{w.)) [mit bezahlten Beschäftigten 

elbsta tg r ohne bezahlte Beschäftigte 

;::: mithelfende(r) Fam11ienangehönge(r) 
~ 
111 G Zu welchem Wirtschaftszweig (Branche, Behörde) 
~ * gehört der Betrieb (Firma, Dlenststalla), 
~ In dem Sie tätig sind? 
a: w 
a: 
•:l ... 4D Welche llitlgkelt, welchen Beruf Oben Sie aus? 

* 
Gi) Falls Sie eine * Nebenerwerbstätigkeit 

ausüben, handelt es 
sich um eine 

landwirtschaftliche 
n1chtlandw1rtschaftliche 

.-.-.-.-.-.-.-

.-.-.-.-.-.-

.-.-.-.-. -.-.-.-

.-.-
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Daten zur Wahl zum 
11. Deutschen Bundestag 
am 25. Januar 1987 

Vorbemerkung 
Die Wahl zum 11. Deutschen Bundestag findet nach der 
Anordnung des Bundespräsidenten vom 27. Juni 1986 
(BGBI. 1S.945) am Sonntag, dem 25. Januar 1987, statt. Sie 
wird auf der Grundlage des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Septem-
ber 1975 (BGBI. 1 S. 2325), zuletzt geändert durch das 
Siebte Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 
vom 8. März 1985 (BGBl. I S. 521 ), und der Bundeswahlord-
nung (BWO) vom 28. August 1985 (BGBI. 1 S. 1769) durch-
geführt. 

Im Zusammenhang mit bevorstehenden Bundestagswah-
len sind insbesondere 

- Fragen, die die Änderung des Wahlrechts betreffen, 
und 
- Ergebnisse vorangegangener Wahlen 

von Interesse. Diese Fragen stehen im Mittelpunkt dieses 
Beitrages. 

Zunächst wird auf die wesentlichen Änderungen des 
Wahlrechts eingegangen. Die beiden letzten Abschnitte 
enthalten einen Überblick über die Erst- und Zweitstimmen 
früherer Bundestagswahlen, einschließlich der Sitzvertei-
lung für 1983, sowie über die Verteilung der Zweitstimmen 
nach ausgewählten Merkmalen. 

1 Neu bei der Bundestagswahl 1987 

1.1 Deutsche im Ausland wahlberechtigt 
Nach dem bisher geltenden Recht waren nur die 18jähri-
gen und älteren Deutschen wahlberechtigt, die im Gel-
tungsbereich des Bundeswahlgesetzes seit mindestens 
drei Monaten wohnten oder sich aufhielten. Es waren so-
mit die meisten im Ausland lebenden Deutschen nicht 
berechtigt, an Bundestagswahlen teilzunehmen. Wahlbe-
rechtigt waren außerdem lediglich öffentlich Bedienstete 
und ihre Haushaltsangehörigen, die auf Anordnung ihre 
Wohnung im Ausland genommen hatten. Dies wurde von 
den übrigen Personengruppen, die sich auch nach ihrem 
Fortzug nach wie vor mit der Bundesrepublik Deutschland 
verbunden fühlten, an ihrem politischen Geschehen Anteil 
nahmen und teilweise auch 1m Interesse der Bundesrepu-
blik Deutschland tätig waren (z. B. Auslandslehrer, Be-
dienstete bei internationalen/supranationalen Institutio-
nen - EG, UN -, Mitarbeiter der Goethe-Institute, Ent-
wicklungshelfer, Auslands1ournahsten, für deutsche Fir-
men im Ausland Tätige) als unbillig und ungerecht emp-
funden. Sie forderten seit längerem das Wahlrecht zum 
Bundestag. Durch das am 16. März 1985 in Kraft getretene 
Siebte Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 
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konnen sie sich nunmehr unter bestimmten Voraussetzun-
gen erstmals bei der Bundestagswahl am 25. Januar 1987 
beteiligen Ihnen ist damit die Möglichkeit gegeben, an der 
pol1t1schen Willensbildung 1n der Heimat teilzunehmen. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Deutsche, die 1m Ausland leben, sind zur Teilnahme an der 
Wahl berechtigt, wenn sie 

Deutsche 1m Sinne des Artikels 116 des Grundgeset-
zes sind, 
am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
nach dem 23. Mai 1949 mindestens drei Monate unun-
terbrochen in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) gewohnt haben, 
in einem M1tgl1edsland des Europarates (Belgien, Dä-
nemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Ir-
land, Island, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe-
den, Schweiz, Spanien, Türkei, Zypern) leben (Europa-
ratslösung) 
oder in einem anderen Staat leben, sofern am Wahltag 
seit ihrem Fortzug aus der Bundesrepublik Deutsch-
land einschließlich Berlin (West) nicht mehr als zehn 
Jahre verstrichen sind (10-Jahres-Frist), 

und 
- nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Wahl ist zunächst 
die Eintragung in ein Wählerverzeichnis in der Bundesre-
publik Deutschland. Für diese Eintragung ist ein schriftli-
cher Antrag mit einer Versicherung über die Wahlberechti-
gung an Eides Statt erforderlich. 

In bestimmten Staaten sind bei einer Teilnahme an der 
Bundestagswahl von ihrem Gebiet aus einschränkende 
Sonderregelungen zu beachten, so zum Beispiel in den 
Warschauer-Pakt-Staaten (UdSSR, Polen, Tschechoslo-
wakei, Ungarn, Bulgarien und Rumänien) und in der 
Schweiz. Die DDR gewährt denjenigen Deutschen, die 
sich nach dem 25. Januar 1977 mindestens drei Monate im 
Bundesgebiet aufgehalten haben und dann in die DDR 
verzogen sind, keine Möglichkeit zur Teilnahme an der 
Bundestagswahl 1987. 

10-Jahres-Frist und Europaratslösung 
Die 10-Jahres-Frist geht davon aus, daß die Beteiligung an 
Wahlen Bestandteil des ständigen Prozesses der politi-
schen Meinungs- und Willensbildung vom Staatsvolk zu 
den Verfassungsorganen hin ist. Dieser Prozeß setzt die 
Möglichkeit kommunikativer Teilnahme voraus. Deut-
schen, die nicht im Geltungsbereich des Bundeswahlge-
setzes leben, ist dies nur beschränkt und je länger sie 
außerhalb dieses Geltungsbereiches leben, immer weni-
ger möglich. Deutsche, die sich erst eine begrenzte Zeit-
spanne außerhalb des Geltungsbereichs des Bundes-
wahlgesetzes aufhalten, haben in der Regel noch persönli-
che und sachliche Verbindungen zu ihrem Heimatstaat. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die früher gewon-
nenen Eindrücke und Erkenntnisse noch eine gewisse 
Zeit fortwirken und daß dieser Personenkreis auch von 
außerhalb noch an dem politischen Geschehen Anteil 
nimmt. 
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Die 10-Jahres-Frist knupft an einen ununterbrochenen 
dre1monat1gen Aufenthalt 1m Geltungsbereich des Bun-
deswahlgesetzes an, der der Niederlassung außerhalb 
dieses Geltungsbereichs vorausgeht Damit wird ein Min-
destmaß an Bindung zur Bundesrepublik Deutschland ge-
fordert 

Die zweite Regelung besteht in der Ausdehnung des akti-
ven Wahlrechts auf alle Deutschen, die 1n den Gebieten 
der ubrigen M1tgl1edstaaten des Europarates leben, sofern 
sie nach dem 23. Mai 1949 und vor ihrem Fortzug minde-
stens drei Monate 1m Geltungsbereich des Bundeswahl-
gesetzes eine Wohnung innegehabt oder sich in diesem 
Gebiet sonst gewöhnlich aufgehalten haben. 

Bei Deutschen, die 1n den ubrigen M1tgl1edstaaten des 
Europarates leben, kann man davon ausgehen, daß sie 
aufgrund der 1m Lebensraum der Europaratstaaten weitge-
henden pol1t1schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Ubere1nst1mmungen, Interessenverflechtungen sowie 
Zielsetzungen ihrem Heimatstaat, der Bundesrepublik 
Deutschland, näher stehen als die in sonstigen Staaten 
lebenden Deutschen. Diese Gegebenheiten wie auch die 
besondere geographische Nähe zur Bundesrepublik 
Deutschland, die einen ständigen aktuellen Informations-
fluß von der Heimat nach draußen besonders begunstigt, 
erleichtern den 1n diesem Lebensraum sich aufhaltenden 
Deutschen das Vertrautsein mit den Verhältnissen in der 
Bundesrepublik Deutschland und eine Anteilnahme an 
ihrem politischen Geschehen. Das ermoglicht ihnen 1n 
besonderem Maße eine informierte Mitwirkung am politi-
schen Meinungs- und W1llensbildungsprozeß 1m Heimat-
staat. 

Mit dieser Losung wurde dem Gesichtspunkt der engen 
Verbindung der 1m Europarat zusammengeschlossenen 
demokratischen Staaten Europas in besonderem Maße 
Rechnung getragen. Die M1tgl1edstaaten des Europarates 
verfolgen weitgehend gemeinsame Ziele, insbesondere 
den Schutz und die Förderung der Menschenrechte, die 
Starkung der demokratischen Institutionen und die Förde-
rung einer menschlichen europa1schen Gesellschaft. Sie 
arbeiten 1m staatlichen wie auch 1m außerstaatl1chen Be-
reich institutionell eng zusammen Die gemeinsam getra-
genen Europäischen Konventionen zeigen, daß die M1t-
gl1edstaaten des Europarates 1n politischer, wirtschaftli-
cher, sozialer und kultureller Hinsicht weitgehend uberein-
st1mmen und dementsprechend gleiche Interessen und 
Ziele verfolgen. 

1.2 Umstellung des Berechnungssystems d'Hondt 
auf das Verfahren Niemeyer 

Neben der Ausdehnung des aktiven Wahlrechts für Deut-
sche, die außerhalb des Geltungsbereiches des Bundes-
wahlgesetzes wohnen, sieht das Siebte Gesetz zur Ände-
rung des Bundeswahlgesetzes als weitere wesentliche 
Änderung die Umstellung des für die Sitzverteilung 1m 
Deutschen Bundestag maßgebenden Berechnungssy-
stems vom Höchstzahlverfahren nach d'Hondt auf das 
Verfahren der mathematischen Proportion nach Niemeyer 
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(Verfahren der Zuteilung der auf die einzelnen Parteien 
insgesamt entfallenden Sitze und der Verteilung dieser 
Sitze auf die einzelnen Landeslisten der Parteien) vor. 

Das System des belgischen Mathematikers d 'H o n d t 
ist ein Rechenverfahren, durch das auf verhältn1smäß1g 
einfache Weise aufgrund der Stimmenzahlen die S1tzver-
te1lung ermittelt wird. Die Stimmenzahlen der einzelnen 
Parteien werden fortlaufend durch 1, 2, 3, 4, 5 usw. geteilt, 
bis aus den ermittelten Teilungszahlen so viele Hochst-
zahlen ausgesondert werden können, als Sitze zu verge-
ben sind In der Reihenfolge der ermittelten Höchstzahlen 
werden hiernach jeder Partei die auf sie entfallenden Sitze 
zugewiesen Teilungsreste fallen bei diesem Berech-
nungsverfahren nicht an. 

Das von dem Marburger Professor N 1 e m e y er entwik-
kelte Berechnungssystem beruht darauf, daß die Gesamt-
zahl der Abgeordnetensitze mit der Stimmenzahl der ein-
zelnen Partei vervielfacht und das Produkt durch die Ge-
samtzahl der Stimmen aller Parteien geteilt wird. Jede 
Partei erhält zunächst so viele Sitze, wie ganze Zahlen sich 
aus dieser Proportion ergeben. Verbleibende Restsitze 
werden 1n der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile 
an die Parteien vergeben. 

Das Verfahren nach d 'Ho n d t, das für die Durchführung 
der Verhältn1srechnung bei allen drei Wahlgesetzen des 
Bundes zugrunde lag und noch 1n den meisten Bundes-
ländern bei Landtagswahlen angewandt wird, führt zu 
einem etwas anderen Ergebnis als das System Niemeyer. 
Das Verfahren nach d'Hondt verteilt die Abgeordnetensit-
ze nach dem Verhältnis der Parteien zueinander, während 
das System Niemeyer die Mandate nach dem Verhältnis 
der Parteien zur Gesamtzahl der abgegebenen gültigen 
und zu berücks1cht1genden Stimmen verteilt. 

Das d'Hondtsche Verfahren führt nicht immer zu völlig 
proport1onsgerechten Ergebnissen bezogen auf die 
Stimmanteile. Es zeichnet sich durch eine gewisse Begün-
stigung größerer Parteien aus, die um so stärker wird, je 
geringer die Zahl der zu vergebenden Sitze ist. Vor allem 
aber auch bei der Verteilung der Sitze einer Partei insge-
samt auf die einzelnen Landeslisten tritt eine, zwar ledig-
lich parteiinterne, Benachte1l1gung kleinerer Länder auf, 
wenngleich dabei die Gesamtpartei nicht benachteiligt 
wird. 

Das Bundesverfassungsgericht hat das d'Hondtsche 
Höchstzahlverfahren unter dem Gesichtspunkt der Wahl-
rechtsgle1chhe1t gepruft und - trotz gewisser systemim-
manenter Abweichungen vom Ideal der Erfolgswertgleich-
heit - seine Verfassungsmäßigkeit bejaht. Insbesondere 
wird es als mit dem Verhältn1swahlsystem vereinbar beur-
teilt. Denn der Sinn des Verhältniswahlrechts besteht nicht 
darin, die exakte mathematische Proportionalität unter al-
len Umständen zu sichern. 

Das Berechnungssystem N 1 e m e y er bewirkt dagegen 
eine exaktere Übertragung des Stimmenverhältnisses auf 
das Sitzverhältnis. Es ist insoweit stärker als das d'Hondt-
sche Verfahren an den Relationen der jeweiligen Stimmen-
zahlen ausgerichtet. Dieses Verfahren wird dem Erfolgs-
wert der für kleinere Parteien abgegebenen Stimmen bes-
ser gerecht. 
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Tabelle 1 ·Sitzverteilung nach d'Hondt und Niemeyer 

Sitzverte1lung1) unter der Annahme, daß die S1tzverte1lung nach dem System N1emeyer bereits bei der Bundestagswahl am 6 März 1983 erfolgt ware 
insgesamt SPD CDU CSU FDP GRÜNE 

Land 
nach System 

Dille- Dille- Dille- Dille- Dille- Dille-
d'Hondt Nie- renz d'Hondt Nie- renz d'Hondt Nie- renz d'Hondt Nie- renz Nie- renz Nie- renz 

meyer ZU meyer zu meyer zu d'Hondt d'Hondt meyer zu meyer ZU meyer zu 
d'Hondt d'Hondt d'Hondt d'Hondt d'Hondt d'Hondt 

Sitzverteilung auf das gesamte Wahlgebiet (1 Rechenstufe) 
Bundesgebiet 1 496 496 - 191 190 -1 191 190 -1 53 53 - 34 35 + 1 27 28 + 1 

S1tzverte1lung auf die einzelnen Lander (2. Rechenstufe) 
Schleswig-Holstein . 21 21 - 9 9 - 10 
Hamburg '' 12 14 +2 6 7 + 1 5 
Niedersachsen 63 62 -1 26 26 - 29 
Bremen 4 6 +2 2 3 + 1 2 
Nordrhein-Westfalen 146 143 -3 63 61 -2 65 
Hessen ''''' 48 47 -1 20 19 -1 21 
Rheinland-Pfalz 31 31 - 12 12 - 16 
Baden-Württemberg 74 74 - 23 23 - 39 
Bayern 89 89 - 26 26 - X 
Saarland ''' 8 9 + 1 4 4 - 4 

1) Ohne Uberhangmandate 

In Tabelle 1 ist dargestellt, welche Sitzverteilung sich bei 
Anwendung des Systems Niemeyer bei der Bundestags-
wahl 1983 ergeben hätte. 

Nach diesem System hätten zum Beispiel bei der Bundes-
tagswahl 1983 die CDU und die SPD auf Bundesebene 
jeweils nicht 191, sondern lediglich 190 Sitze, die F.D.P. 
nicht 34, sondern 35 Sitze und die GRÜNEN nicht 27, 
sondern 28 Sitze erhalten. 

Bei der (parteiinternen) Sitzverteilung auf die einzelnen 
Landeslisten der Parteien wären folgende Änderungen 
eingetreten: 

Bei der SPD wären auf die Länder Hamburg und Bremen je 
ein Sitz mehr entfallen, während sie im Land Nordrhein-
Westfalen zwei Sitze und im Land Hessen einen Sitz weni-
ger erhalten hätte. Die CDU hätte im Land Niedersachsen 
einen Sitz weniger erhalten. Der F.D.P. wäre in Nordrhein-
Westfalen ein Sitz weniger zugefallen, sie hätte aber in 
Hamburg und im Saarland je einen Sitz bekommen. Den 
GRÜNEN wäre auch noch in Bremen ein Sitz zugefallen. 

2 Erst- und Zweitstimmen früherer 
Bundestagswahlen und Sitzverteilung 

2.1 Erststimmen 
Die Erststimme entspricht der Entscheidung der Wähler 
für einen Wahlkreis(direkt)kandidaten. Gewählt ist, wer in 
seinem Wahlkreis die meisten Erststimmen erhält. 

1980 hatte die SPD 127 Wahlkreissitze gewonnen; auf die 
CDU waren 81 und auf die CSU 40 Sitze entfallen. Wie 
Tabelle 2 zeigt, ging bei der Wahl 1983 in 59 Wahlkreisen 
die Erststimmenmehrheit von der SPD an die CDU (55) 
bzw. CSU (4) verloren; einen Wechsel der Mehrheit von der 
CDU bzw. CSU an die SPD gab es andererseits in keinem 
Wahlkreis. Für die CDU ergaben sich daher 136 Wahlkreis-
sitze statt bisher 81, für die CSU 44 statt bisher 40 und für 
die SPD 68 statt bisher 127. 

Keinen Wechsel der Erststimmenmehrheit gab es für die 
SPD in den sieben Wahlkreisen von Hamburg und in den 
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10 
5 

28 
2 

65 
21 
16 
39 
X 
4 

- X X X 1 1 - 1 1 -
- X X X - 1 + 1 1 1 -
-1 X X X 4 4 - 4 4 -
- X X X - - - - 1 + 1 - X X X 10 9 -1 8 8 -
- X X X 4 4 - 3 3 -- X X X 2 2 - 1 1 -- X X X 7 7 - 5 5 -
X 53 53 - 6 6 - 4 4 -- X X X - 1 + 1 - - -

drei Wahlkreisen von Bremen, in denen die SPD wieder 
alle Wahlkreismandate errang, was jeweils auch zu einem 
Überhangmandat führte: Nach der Zahl der Zweitstimmen 
hatte die SPD nämlich nur einen Anspruch auf insgesamt 
sechs bzw. zwei Sitze. In Schleswig-Holstein, wo die SPD 
1980 noch alle elf Wahlkreise errungen hatte, wechselten 
1983 neun an die CDU. 

Die SPD bekam von ihren 68 Wahlkreissitzen 32 jeweils 
mit absoluter Mehrheit. Im Wahlkreis 89 (Essen II) erreichte 
sie mit 63,4 % ihren höchsten Anteil. 36 ihrer Wahlkreisge-
winner hatten weniger als die Hälfte der Wähler hinter sich. 
Mit nur 44,0 % der gültigen Erststimmen errang die SPD im 
Wahlkreis 203 (München-Mitte) das Direktmandat. 

Mehr als die Hälfte der Wahlkreissitze fiel der CDU in 
Niedersachsen (21 von 31 ), Nordrhein-Westfalen (39 von 
71 ), Hessen (17 von 22), Rheinland-Pfalz (11 von 16) und im 
Saarland (3 von 5) zu. Nur noch je einen Wahlkreis erhielt 
die SPD in Baden-Württemberg und Bayern, während alle 
anderen Wahlkreise an die CDU bzw. CSU gefallen sind. 

Für den Übergang des Wahlkreissitzes an eine andere 
Partei genügen oft wenige Stimmen, da es zahlreiche 
Wahlkreise gibt, in denen das Stimmenverhältnis zwi-
schen SPD und CDU bzw. CSU ziemlich ausgeglichen ist. 
In sieben Fällen war bei der Bundestagswahl 1983 die Zahl 
der Erststimmen für Wahlkreissieger der SPD um weniger 
als 2 % größer als die Zahl der Erststimmen für die unterle-
genen Kandidaten der CDU und CSU und in weiteren 15 
Fällen die Zahl der Erststimmen für Wahlkreissieger der 
CDU und CSU um weniger als 2 % größer als die Zahl der 
Erststimmen für die unterlegenen Kandidaten der SPD. Bis 
zu 5 % machte der Vorsprung von 27 Wahlkreissiegern der 
SPD und von 30 Wahlkreissiegern der CDU und CSU, bis 
zu 10 % der Vorsprung von 40 Wahlkreissiegern der SPD 
und von 61 Wahlkreissiegern der CDU und CSU aus. 

1983 gab es 41 Wahlkreise, in denen der Abstand zwi-
schen höchster und zweithöchster Stimmenzahl absolut 
weniger als 5 000 Stimmen betrug, in neun Wahlkreisen 
betrug er sogar weniger als 1 000 Stimmen. In diesen 
Wahlkreisen mit knappen Mehrheiten muß, da sich Fakto-
ren, die die Erststimmenabgabe beeinflussen, am ehesten 
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zugunsten oder zuungunsten des D1rektkand1daten einer 
Partei auswirken können, mit Veranderungen gerechnet 

Tabelle 2. Wahlkreise 1983, in denen die Mehrheit der Erst-
stimmen von der SPD an die CDU bzw CSU übergegangen ist 

Anteil der Erststimmen 1983 
gegenüber 

Wahlkreis SPD 1 CDU,CSU1) 1980 

1983 119802) 1 1983 119802) SPD 12~~·) 
Nr 1 Name % Prozentpunkte 

001 Flensburg-Schleswig 44,6 49,7 49,7 40,6 -5,1 + 9,1 
002 Nordfriesland-Dith-

marschen-Nord .. 40,4 44,9 52,7 44,1 - 4,5 + 8,6 
003 Steinburg-

Dithmarschen-Süd 42,5 48,1 51,4 42,9 - 5,6 + 8,5 
004 Rendsburg-

Eckernförde .... 43,4 49,8 52,4 42,3 - 6,4 + 10,1 
006 Plön-Neumünster 46,4 51,4 48,4 40,0 - 5,0 + 8,4 
007 Pinneberg .... 43,3 48,6 49,5 39,6 - 5,3 + 9,9 
008 Segeberg-Stormarn-

Nord ''''' 40,6 45,9 53,0 43,3 - 5,3 + 9,7 
009 Ostholstein .... 43,2 48,8 52,3 43,5 -5,6 + 8,8 
010 Herzogtum 

Lauenburg-
Stormarn-Süd . .. 41,7 46,6 51,6 42,6 - 4,9 + 9,0 

024 Cuxhaven ,,,, 44,2 50,9 48,5 42,3 - 6,7 + 6,2 
025 Stade ... .. 41,5 46,5 51,7 43,0 -5,0 + 8,7 
028 Diepholz .... 40,9 46,0 50,1 41,9 -5,1 + 8,2 
029Verden .. ..... 45,5 50,6 46,6 39,1 -5,1 + 7,5 
033 Osnabrück . ····· 42,0 49,4 51,0 43,5 - 7,4 + 7,5 
034 Nienburg-Schaum-

burg .... ······ 45,8 52,3 48,2 39,4 - 6,5 + 8,8 
038 Hannover-Land 1 .„ 44,6 50,0 49,0 40,2 - 5,4 + 8,8 
040 Gifhorn-Peine . „. 43,0 48,7 50,7 43,3 -5,7 + 7,4 
042 Hannover-Land II .. 46,1 50,8 46,6 37,9 -4,7 + 8,7 
045 Braunschweig ... 45,9 51,5 46,7 37,8 - 5,6 + 8,9 
046 Helmstedt-

Wolfsburg ······ 41,5 48,2 52,4 43,9 - 6,7 + 8,5 
047 Goslar. '''''' 46,2 51,0 48,4 40,8 - 4,8 + 7,6 
049 Göttingen ...... 44,3 47,9 46,9 40,8 -3,6 + 6,1 
054 Kreis Aachen .... 45,4 49,3 49,6 43,5 -3,9 + 6,1 
060 Köln II '''''' 42,3 44,0 50,2 43,9 -1,7 + 6,3 
071 Solingen-Remscheid 45,6 49,5 47,2 39,4 - 3,9 + 7,8 
072 Mettmann 1 ······ 44,7 49,4 49,1 40,9 -4,7 + 8,2 
073 Mettmann II ······ 44,3 48,3 49,6 43,4 -4,0 + 6,2 
079 Krefeld ''''' ... 43,5 46,9 50,5 44,6 - 3,4 + 5,9 
090 Essen III ... 45,9 49,1 46,2 40,4 - 3,2 + 5,8 
102 Bielefeld ..... .. 44,1 48,7 46,6 39,4 -4,6 + 7,2 
103 Herford ..... .... 46,4 52,1 46,7 38,6 - 5,7 + 8,1 
105Lippe1 ... ... 45,9 49,8 46,3 38,7 - 3,9 + 7,6 
120 Siegen 1 ... ····· 43,0 49,5 50,6 41,8 - 6,5 + 8,8 
123 Märkischer Kreis II .. 46,6 51,0 47,0 39,2 -4,4 + 7,8 
128 Hersfeld .... .... 47,0 51,1 47,4 41,9 -4,1 + 5,5 
129 Marburg .... '''' 45,2 49,6 47,6 42,0 - 4,4 + 5,6 
130 Lahn-Dill .. ..... 46,5 51,5 47,3 40,1 -5,0 + 7,2 
131 Gießen .. ... 44,5 50,3 47,5 40,8 - 5,8 + 6,7 
134 Wetterau ..... 44,2 49,6 48,8 41,9 - 5,4 + 6,9 
136 Wiesbaden .. ... 45,6 48,5 46,6 40,9 -2,9 + 5,7 
137 Hanau ... 44,1 49,1 49,2 42,0 -5,0 + 7,2 
138 Frankfurt am Main 1-

Main-Taunus ... 43,0 46,6 48,8 41,7 - 3,6 + 7,1 
139 Frankfurtam Main II . 41,7 44,4 48,1 42,4 - 2,7 + 5,7 
140 Frankfurt am Main III 44,0 48,4 45,8 40,4 -4,4 + 5,4 
141 Groß-Gerau .. 44,5 50,6 46,0 39,0 -6,1 + 7,0 
142 Offenbach .. „. 43,4 47,0 48,6 42,0 - 3,6 + 6,6 
144 Odenwald 43,6 49,3 49,4 42,6 - 5,7 + 6,8 
145 Bergstraße . ..... 42,7 47,3 51,1 44,9 - 4,6 + 6,2 
154 Mainz .. 42,7 46,6 49,0 43,2 - 3,9 + 5,8 
163 Stuttgart-Nord . 44,3 47,9 46,3 39,5 - 3,6 + 6,8 
165 Esslingen ... .„ 42,0 47,6 50,7 46,4 - 5,6 + 4,3 
175 Karlsruhe-Stadt 41,8 45,2 49,0 43,9 - 3,4 + 5,1 
178 Heidelberg .. .„ 42,1 44,9 48,9 43,6 -2,8 + 5,3 
180 Mannheim II. 42,5 48,1 49,8 43,0 - 5,6 + 6,8 
204 München-Nord .... 45,3 50,1 45,8 40,7 - 4,8 + 5,1 
225 Hof ... 41,8 48,3 54,2 46,4 - 6,5 + 7,8 
230 Nürnberg-Nord .. 40,2 45,1 49,6 44,9 - 4,9 + 4,7 
231 Nürnberg-Süd .. .. 45,0 50,3 47,1 41,1 - 5,3 + 6,0 
245 Saarbrücken II. . 46,7 50,6 47,2 43,6 - 3,9 + 3,6 

1) CSU nur 1n Bayern. - 2) In der Abgrenzung der Wahlkreise für die Bundestagswahl 
1983 

werden. Tabelle 4 enthält die 41 Bundestagswahlkreise 
1983 mit einem Abstand des zweithöchsten Erststimmen-
ergebnisses bis unter 5 000 Stimmen. In 117 Wahlkreisen 
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Tabelle 3 Erststimmen für die Parteien bei der Bundestagswahl 
1983 nach Abstand des hochsten vom zweithöchsten Ergebnis 

in den Wahlkreisen 
Anzahl der Wahlkreise 

Abstand des hochsten vom Mehrheit der Erststimmen 
zwellhbchsten Ergebnis 

1 1 

der Erststimmen ins- 1 SPD CDU CSU 
von bis unter Stimmen gesamt 

unter 1 000 9 1 7 1 
1 000 - 2 000 7 3 4 -
2000 - 3000 7 2 5 -
3000 - 5000. 18 11 5 2 
5000 - 10000 „ 29 16 13 -

10 000 - 15 000 „ 28 7 19 2 
15 000 - 20 000 .. 16 3 12 1 
20 000 - 30 000 „ 44 16 24 4 
30 000 - 40 000 „ . „ „ 27 7 18 2 
40 000 - 50 000 .. „ .. 21 1 14 6 
50 000 - 60 000 „ .. 17 1 6 10 
60 000 - 70 000 .„ .. 12 - 4 8 
70 000 und mehr ... . . 13 - 5 8 

Insgesamt 248 68 136 44 

(siehe Tabelle 3) betrug der Abstand zwischen höchster 
und zweithöchster Stimmenzahl zwischen 5 000 und 
30 000, und bei 90 Wahlkreisen lag er über 30 000 Stim-
men. 

Tabelle 4: Die 41 Bundestagswahlkreise 1983 
mit einem Abstand des zweithöchsten 

Erststimmenergebnisses bis unter 5 000 Stimmen 

Partei mit dem 
Abstand zwischen 

h" h 1 zweit-
Wahlkreis (Nr ) oc sten höchsten den Ergebnissen 

Erststimmen- Anzahl 1 % ergebnis 

Herford (103) ... CDU SPD 502 0,3 
Essen III (90) .. .. . . CDU SPD 526 0,3 
Lippe! (105) „ .... CDU SPD 598 0,4 
Märkischer Kreis (123) CDU SPD 603 0,4 
Hersfeld (128) . .„ .„ CDU SPD 619 0,4 
München-Mitte (203) ... „ SPD CSU 663 0,1 
Saarbrucken II (245) ········· CDU SPD 696 0,5 
München-Nord (204) .„ „. CSU SPD 715 0,5 
Hannover-Land II (42) .„ .. CDU SPD 918 0,5 
Lahn-Dill(130) .... .. CDU SPD 1362 0,8 
Braunschweig (45) .. „. CDU SPD 1424 0,8 
Verden (29) .. . .. .. CDU SPD 1534 1,1 
Wiesbaden (136) .. . ... .„ CDU SPD 1598 1,0 
Salzgitter-Wolfenbüttel (44) ... SPD CDU 1772 1,1 
Wuppertal J (69) . „. .... . ... SPD CDU 1785 1,4 
Ludwigshafen ( 157) . „. „ SPD CDU 1801 1,3 
Erftkreis 1 (57) „ ... .... SPD CDU 2224 1,2 
Frankfurt am Main III (140) .. CDU SPD 2409 1,8 
Plön- Neumünster (6) .... .. CDU SPD 2729 2,0 
Groß-Gerau (141) . .„ .... CDU SPD 2767 1,5 
Solingen - Remscheid (71) '''' CDU SPD 2836 1,5 
Hamburg-Nord (15) ... „ . SPD CDU 2955 1,1 
Goslar(47) ''''' .... .... CDU SPD 2975 2,2 
Hameln- Holzminden (41) ... SPD CDU 3037 1,1 
Nürnberg-Süd (231) .. '''' CSU SPD 3075 2,1 
Kreuznach (150) ... .. .. '''' SPD CDU 3236 2,0 
Worms(155) .. .. SPD CDU 3317 2,3 
Munchen-Süd (206) .. . .. CSU SPD 3337 2,2 
Stuttgart-Nord (163). „ .... .. CDU SPD 3395 2,0 
Marburg (129) „. . ... CDU SPD 3479 2,4 
Friesland-Wilhelmshaven (21) ... SPD CDU 3754 2,9 
Leverkusen- Rheinisch-

Bergischer Kreis II (68) ..... .. SPD CDU 3891 2,9 
Lübeck(11). '''' .... SPD CDU 4095 2,8 
Hamm-Unnall(117) ......... , SPD CDU 4171 2,0 
Göttingen (49) ... .... . ... CDU SPD 4245 2,6 
Schwalm-Eder (127) ········ SPD CDU 4373 3,3 
Homburg (248) ...... ..... .. SPD CDU 4374 2,8 
Nienburg-Schaumburg (34) .... CDU SPD 4435 2,4 
Darmstadt (143) . ····· SPD CDU 4653 2,6 
Minden-Lübbecke(104) .. .. SPD CDU 4809 2,4 
Gießen (131) .... ... '''' CDU SPD 4982 2,9 
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2.2 Zweitstimmen und Sitzverteilung 
Zweitstimmen nach Parteien und Ländern 

Während die Wahler mit der Erststimme die Mögl1chke1t 
haben, für 248 Bundestagsabgeordnete darüber zu ent-
scheiden, wer sie 1m Deutschen Bundestag vertreten soll, 
entscheiden uber die Gesamtzahl der Abgeordneten einer 
jeden Partei oder über das Starkeverhaltnis der Parteien 
im Deutschen Bundestag jedoch allein die Zweitstimmen. 

Bei der Bundestagswahl 1983 wurden 38 940 687 gültige 
Zweitstimmen abgegeben. Bei der Bundestagswahl 1980 
waren es 37 938 981. Davon erhielten· 

1980 1983 
Anzahl % Anzahl % 

SPD. 16 260 677 42,9 14 865 807 38,2 
CDU 12 989 200 34,2 14 857 680 38,2 
CSU. 3 908 459 10,3 4140 865 10,6 
F.D P . 4 030999 10,6 2 706942 1,0 
GRÜNE 569589 1,5 2 167 431 5,6 

Die restlichen 201 962 (0,5 %) bzw. 180 057 (0,5 %) gültigen 
Zweitstimmen verteilten sich wie folgt: 

19801) 1983 
Anzahl % Anzahl % 

NPD„. 68096 0,2 91095 0,2 
DKP. 71600 0,2 64986 0,2 
EAP. 7666 0,0 14966 0,0 
ÖDP 11 028 0,0 
CB.V 3946 0,0 10994 0,0 
KPD 3431 0,0 
USD . 3333 0,0 
BWK. 2129 0,0 

1) Außerdem Bürgerpartei 11 256 (0,0 %), V 9 319 (0,0%), KBW 8 174 (0,0%). 

Die SPD erhielt 1983 insgesamt 8 127 mehr gültige Zweit-
stimmen als die CDU; sie wurde damit wieder stärkste 
Partei. Im Vergleich zur Wahl 1980, bei der ihr Zweitstim-
menanteil 42,9 % ausmachte, verlor sie Jedoch 4,7 Prozent-
punkte. Stimmeneinbußen zwischen 3,8 Prozentpunkten 
(Bayern, Bremen) und 6,1 Prozentpunkten (Baden-Würt-
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Tabelle5 Stimmabgabe bei den Bundestagswahlen 1980 und 
1983 und der jeweils letzten Landtagswahl seit 1980 

nach Ländern 
Prozent 

Bundestags- Anteil der Stimmen 
wahl1) (BW) 

1 

CDU, 1 F D P 1 GRUNE 1 Sonstige 1 da~~~er Landtagswahl SPD 
(LW) csu21 

Schleswig-Holstein 
BW1980 

1 

46,7 38,9 12,7 1,4 0,4 0,1 
BW1983 41,7 46,5 6,3 5,2 0,3 0,2 
LW 1983 43,7 49,0 2,2 3,6 1,6 X 

Hamburg 
BW1980 

1 

51,7 31,2 14,1 2,3 0,8 0,2 
BW1983 47,4 37,6 6,3 8,2 0,6 0,2 
LW 1986 41,7 41,9 4,8 10,43) 1,2 X 

NJedersachsen 
BW1980 

1 

46,9 39,8 11,3 1,6 0,4 0,1 
BW1983 41,3 45,6 6,9 5,7 0,4 0,2 
LW 1986 42,1 44,3 6,0 7,1 0,5 X 

Bremen 
BW1980 

1 

52,5 28,8 15,1 2,7 1,0 0,2 
BW1983 48,7 34,2 6,5 9,7 0,8 0,3 
LW 1983 51,3 33,3 4,6 5,4 5,3 X 

Nordrhein-Westfalen 
BW1980 

1 

46,8 40,6 10,9 1,2 0,5 0,1 
BW1983 42,8 45,2 6,4 5,2 0,4 0,2 
LW 1985 .„ 52,1 36,5 6,0 4,6 0,8 X 

Hessen 
BW1980 

„, 
46,4 40,6 10,6 1,8 0,5 0,2 

BW1983 ... 41,6 44,3 7,6 6,0 0,5 0,2 
LW 1983 46,2 39,4 7,6 5,9 0,8 X 

Rheinland-Pfalz 
BW1980 . 

"·' 

42,8 45,6 9,8 1,4 0,5 0,2 
BW1983 .. 38,4 49,6 7,0 4,5 0,5 0,3 
LW 1983 39,6 51,9 3,5 4,5 0,5 0,1 

Baden-Württemberg 
BW1980 

„ 1 
37,2 48,5 12,0 1,8 0,4 0,2 

BW1983 .. 31,1 52,6 9,0 6,8 0,5 0,3 
LW 1984 .. 32,4 51,9 7,2 8,0 0,6 X 

Bayern 
BW1980 . „ 

1 

32,7 57,6 7,8 1,3 0,5 0,2 
BW1983 .. 28,9 59,5 6,2 4,7 0,7 0,3 
LW 1986 27,5 55,8 3,8 7,5 5,4 0,5 

Saarland 
BW1980 

: 1 

48,3 42,3 7,8 1,1 0,6 0,2 
BW1983 43,8 44,8 6,0 4,8 0,7 0,3 
LW 1985 49,2 37,3 10,0 2,5 1,0 0,3 

Bundesgebiet ohne Berlin 
BW1980 

1 

42,9 44,54) 10,6 1,5 0,5 0,2 
BW1983 .„ 38,2 48,85) 7,0 5,6 0,5 0,2 

1) Zweitstimmen - 2) CSU nur in Bayern - 3) GRÜNE/GAL - 4) Davon CDU 
34,2%,CSU 10,3% - 5) DavonCDU38,2%,CSU 10,6%. 

temberg) hatte sie in allen Ländern zu verzeichnen. Sie 
blieb nur noch in den Ländern Hamburg und Bremen 
stärkste Partei. 

Die CDU, die 1980 nur einen Zweitstimmenanteil von 
34,2 % erzielt hatte, kam 1983 auf einen Anteil von 38,2 %. 
Sie lag damit um 4,0 Prozentpunkte über dem Endergebnis 
von 1980. Die CDU hat in allen Bundesländern Gewinne 
erzielen kbnnen, und zwar zwischen 2,5 Prozentpunkten 
(Saarland) und 7,6 Prozentpunkten (Schleswig-Holstein). 
Auch für die CSU ergab sich bei der Bundestagswahl 1983 
eine Zunahme des Stimmenanteils, und zwar von 57,6 % 
im Jahr 1980 auf 59,5 % der in Bayern abgegebenen Zweit-
stimmen. 

Die F.O.P., die 1983 einen Anteil von 7,0 % der Zweitstim-
men errang, lag um 3,6 Prozentpunkte unter dem Ergebnis 
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von 1980 und hatte 1983 das zwe1tn1edrigste Ergebnis aller 
bisherigen zehn Bundestagswahlen Sie hat Verluste 1n 
allen Bundeslandern hinnehmen mussen, und zwar zwi-
schen 1,6 Prozentpunkten in Bayern und 8,6 Prozentpunk-
ten 1n Bremen 

DIE GRUNEN, die erstmals 1980 zur Bundestagswahl an-
getreten waren und einen Zwe1tst1mmenante1I von 1,5 % 
errangen, überwanden, wie schon bei einigen Landtags-
wahlen, auch zur Bundestagswahl 1983 die 5%-Hurde. Sie 
erzielten einen Zwe1tst1mmenante1I von 5,6 % Wenn sie 
auch in allen Ländern Zunahmen an Wählerstimmen zu 
verzeichnen haben, so errangen sie 1983 in den Landern 
Rheinland-Pfalz mit 4,5 %, in Bayern mit 4,7 % und 1m 
Saarland mit 4,8 % weniger als 5 % der Zwe1tst1mmen. 

2.3 Kombination der Erst- und Zweitstimmen 
(Stimmensplitting) 
Anhcinger einer Partei, die dieser die Zweitstimme geben, 
können mit ihrer Erststimme auch den Kandidaten einer 
anderen Parteiwahlen, ohne auf diese Weise die Zahl der 
Sitze ihrer Partei 1m Bundestag zu schmälern. Wählen zum 
Beispiel viele Anhänger einer Partei A, der sie die Zweit-
stimme geben, wegen des besonderen Ansehens oder 
der besseren Chance mit ihrer Erststimme den Wahlkreis-
bewerber einer Partei B, tragen sie vielleicht zu einer Ver-
minderung der Wahlkreissitze (Direktmandate) der Partei 
A bei, nicht aber auch zu einer Verminderung der Gesamt-
zahl der Sitze dieser Partei, weil dann von der Partei A 
entsprechend mehr Landeslistenbewerber in den Deut-
schen Bundestag einziehen würden. 

Von der Möglichkeit des „St1mmensplittings" machen 
nicht viele Wähler Gebrauch. 1983 gaben von den Wäh-
lern, deren Zweitstimme gültig war, 88,6 % beide Stimmen 
derselben Partei; 10,9 % wählten mit der Erststimme Wahl-
kreiskandidaten einer anderen Partei. Das St1mmensplit-
tmg bei früheren Bundestagswahlen betrug 1961 : 4,3 %, 
1965: 6,5 %, 1969: 7,8 %, 1972. 8,8 %, 1976: 6,0 % und 
1980: 10,1 % 

Die stärkste Koppelung zwischen Erst- und Zweitstimme 
ist verständlicherweise bei den1en1gen Parteien vorhan-
den, die in der Regel die Chance haben, ein Wahlkreis-
mandat zu gewinnen. Am häufigsten zeigte sich die Kop-
pelung von Erst- und Zwe1tst1mme bei der SPD, CDU und 

Tabelle 6: Ausgewählte Stimmenkomb1nationen bei den 
Bundestagswahlen 1980 und 1983 

Prozent 

Partei der ~ 
Wahler mit Qult1Qen Zwe1tst1mmen 

Zwe1tst1mme Jahr Partei der Erststimme 1) 

SPD 1 CDU 1 CSU 1 FDP 1 GRUNE 

SPD 1983 95,2 1,3 0,4 0,4 2,0 
1980 92,4 1,6 0,5 3,5 1,2 

CDU 1983 2,1 95,9 - 1,0 0,4 
1980 1,2 97,1 - 0,8 0,3 

CSU 1983 1,6 - 96,3 1,0 0,4 
1980 1,5 - 96,1 0,9 0,5 

FDP 1983 10,1 49,8 8,5 29,1 1,7 
1980 35,5 11,6 1,7 48,5 2,0 

GRUNE 1983 39,8 4,3 0,9 1,2 52,1 
1980 18,7 7,0 4,8 1,4 64,9 

1) Die Differenz zu 100 % sind Erststimmen für andere zugelassene Parteien bzw 
Einzelbewerber und ungultige Erststimmen 
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CSU 1983 hatte gegenuber der Wahl 1980 die gleichlau-
tende Stimmabgabe fur die Erst- und Zwe1tst1mme !Ur die 
SPD um 2,8, fur die CSU um 0,2 Prozentpunkte zugenom-
men und fur die CDU um 1,2 Prozentpunkte abgenommen. 
Von den Zwe1tst1mmenwählern der SPD haben 95,2 %, der 
CDU 95,9 % auch ihre Erststimme dieser Partei gegeben. 
Bei der CSU betrug dieser Anteil sogar 96,3 %. 

Das starkste St1mmenspl1tting war 1983 bei der F.D.P. 
festzustellen. Von den Zweitstimmenwählern dieser Partei 
haben nur 29,1 % - 1980 48,5 % - auch ihre Erststimme 
tur einen Wahlkre1skand1daten dieser Partei abgegeben. 
Nahezu 60 % (49,8 % CDU und 8,5 % CSU) der Zwe1tst1m-
menwahler der F.D.P gaben ihre Erststimme Kandidaten 
der CDU bzw. CSU und 10,1 % Kandidaten der SPD, wah-
rend 1972 noch 52,9 % und 1980 35,5 % der Zweitstimmen-
wähler der F D.P ihre Erststimme Kandidaten der SPD 
gaben 

Neben dem auffallend hohen Stimmensplitting zwischen 
F.D.P. und CDU bzw. CSU gab es aber auch ein weiteres 
zwischen den GRÜNEN und der SPD. Von den Zweitstim-
menwählern der GRÜNEN haben nur 52,1 % auch ihre 
Ersfst1mme dieser Partei gegeben. Fast 40 % (39,8 %) 
Zweitstimmenwähler gaben dagegen ihre Erststimme der 
SPD (5,2 % der CDU bzw. CSU). 

2.4 Sitzverteilung nach Parteien und Ländern 

Die Sitzverteilung der Bundestagswahl 1983 erfolgte nach 
den für die Landeslisten abgegebenen Stimmen. Landes-
listen einer Partei gelten dabei als verbunden, soweit nicht 
erklärt wird, daß eine oder mehrere beteiligte Landeslisten 
von der Listenverbindung ausgeschlossen sein sollen. 
Verbundene Listen gelten bei der Sitzverteilung im Verhält-
nis zu den übrigen Listen als eine Liste. Bei der Verteilung 
der Sitze werden nur die Landeslisten der Parteien berück-
sichtigt, die insgesamt mindestens 5 % (Sperrklausel) der 
1m Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen er-
halten haben. 

Von den insgesamt dreizehn Parteien, die an der Bundes-
tagswahl 1983 mit Landeslisten teilgenommen hatten, ha-
ben nur die SPD, CDU, CSU, F.D.P. und GRÜNE minde-
stens 5 % der gültigen Zweitstimmen auf sich vereinigen 
kennen. Die für die übrigen Parteien insgesamt abgegebe-
nen 201 962 (0,5 %) gültigen Zweitstimmen mußten somit 
bei der Verteilung der Sitze unberücksichtigt bleiben. 

Nach der Feststellung, welche Parteien mehr als 5 % der 
gültigen Zweitstimmen erhalten haben, wurde die Sitzver-
teilung vom Bundeswahlleiter in folgenden drei Stufen 
vorgenommen: 

- Verteilung der für das Bundesgebiet ohne Berlin ge-
setzlich festgelegten Zahl von 496 Sitzen auf die SPD, 
CDU, CSU, F.D.P. und GRÜNE nach dem Ergebnis der 
für sie 1m gesamten Wahlgebiet abgegebenen Zweit-
stimmen unter Anwendung des d'Hondtschen Höchst-
zahlverfahrens. Bei dieser Verteilung ergaben sich für 
die SPD 191 Sitze, CDU 191 Sitze, CSU 53 Sitze, F.D.P. 
34 Sitze, GRÜNE 27 Sitze. 

11 Wie bereits ausgefuhrt, gilt 1987 das Verlahren N1emeyer 
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- Verteilung der für jede der vorstehend aufgeführten 
Parteien berechneten Sitze auf ihre Landeslisten nach 
dem Verhältnis der Zweitstimmen einer jeden Partei für 
ihre Landeslisten, wiederum nach dem d'Hondtschen 
Höchstzahlverfahren. 

- Abzug der von jeder Partei in den einzelnen Ländern 
gewonnenen Wahlkreissitze von den Sitzen, die ihnen 
in dem betreffenden Land nach den errungenen Zweit-
stimmen zustanden. Die verbleibenden Sitze waren aus 
den Landeslisten der Parteien in der Reihenfolge der 
Bewerber auf der jeweiligen Landesliste zu besetzen. 
Zuvor waren auf den Landeslisten diejenigen Bewerber 
zu streichen, die in einem Wahlkreis über die Erststim-
men Bundestagsabgeordnete geworden waren. 

Bei dieser Berechnung kann es vorkommen, daß eine 
Partei in einem Land mehr Wahlkreisabgeordnete stellt, 
als ihr nach den Zweitstimmen Abgeordnete zustehen. In 
einem solchen Fall ziehen auf jeden Fall alle im Wahlkreis 
Gewählten in den Deutschen Bundestag ein. Die Folge ist, 
daß sich die Gesamtzahl der Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages durch sogenannte „Überhangmanda-
te" entsprechend erhöht. Zwei solcher Überhangmandate 
gab es bei der Bundestagswahl 1983. Bei der Verteilung 
der 191 Sitze der SPD auf ihre Landeslisten ergab sich 
nämlich, daß der SPD in Hamburg und Bremen nur sechs 
bzw. zwei Sitze zustanden, sie aber alle sieben bzw. drei 
Wahlkreissitze gewonnen hatte. Demzufolge erhöhte sich 
die Gesamtzahl der von der SPD gewonnenen Sitze von 
191 um zwei auf 193 und die der Gesamtsitze (ohne Berlin) 
von 496 auf 498. 

Dazu kamen die 22 Abgeordneten aus dem Land Berlin, 
von denen die SPD neun, die CDU elf, die F.D.P. und die AL 

je einen stellten. Die Zahl der Abgeordneten der SPD und 
CDU erhohte sich dadurch auf je 202 und die der F D.P. auf 
35. 

Die Verteilung der Wahlkreissitze und Landeslistensitze 
geht aus der Tabelle 7 hervor. Sie zeigt, daß CDU und CSU 
180 Wahlkreissitze gegenüber 68 der SPD errungen hat-
ten. Dagegen errang die SPD 125 Landeslistensitze ge-
genuber 99 der CDU und CSU. Insgesamt gesehen büßte 
die SPD gegenüber 1980 25 Sitze ein, während die CDU 
und CSU 18 Sitze hinzugewinnen konnten. Die F.D.P. hat 
gegenüber 1980 19 Sitze verloren, während DIE GRÜNEN 
mit 27 Sitzen erstmalig in den Deutschen Bundestag ein-
zogen. 

Wie sich bei einer Bundestagswahl die Sitze einer Partei 
auf Wahlkreissitze und Landeslistensitze verteilen, hängt 
von der Zahl der 1e Land gewonnenen Wahlkreissitze (Di-
rektmandate) ab. So kann es vorkommen, daß Landesli-
stenbewerber, deren Plätze als durchaus aussichtsreich 
angesehen wurden, nicht mehr zum Zuge kommen, weil 
nach Abzug der gewonnenen Wahlkreissitze von den ins-
gesamt zustehenden Sitzen ein zu kleiner oder gar kein 
Rest verbleibt. So kann zum Beispiel ein unerwarteter 
Wahlkreissieg einer Partei die Aussichten eines Landesli-
stenbewerbers dieser Partei zunichte machen. Umgekehrt 
ist es aber auch möglich, daß bei einer Verringerung der 
Wahlkreissitze gegenüber der erwarteten Anzahl mehr 
Landesltstenbewerber zum Zuge kommen, als angenom-
men worden war. 

Unter den bei der Bundestagswahl am 6. März 1983 Ge-
wählten befanden sich nur 49 Frauen, von denen zehn 
direkt in einem Wahlkreis gewählt wurden. Dazu kommen 
zwei vom Berliner Abgeordnetenhaus Gewählte. 

Tabelle 7: Sitzverteilung nach Ländern bei den Bundestagswahlen 1980und1983 

Sitze Bundes- Nord- Rhein- Baden-
Partei Wahl- insgesamt gebiet Schleswig- Hamburg Nieder- Bremen rhein- Hessen land- Württem- Bayern Saarland jahr und über. ohne Holstein sachsen Westfalen Pfalz berg Berlin 

SPD „. 1983 Insgesamt 193 9 7 26 3 63 20 12 23 26 4 
Wahlkreis ... 68 2 7 10 3 32 5 5 1 1 2 
Landesliste 125 7 - 16 - 31 15 7 22 25 2 

1980 Insgesamt 218 11 7 30 3 70 22 14 27 30 4 

CDU .. 1983 Insgesamt . 191 10 5 29 2 65 21 16 39 - 4 
Wahlkreis .„ 136 9 - 21 - 39 17 11 36 - 3 
Landesliste . 55 1 5 8 2 26 4 5 3 - 1 

1980 Insgesamt .. 174 9 4 26 1 60 19 15 36 - 4 

CSU „. .... 1983 Insgesamt . .. 53 - - - - - - - - 53 -
Wahlkreis 44 - - - - - - - - 44 -
Landesliste 9 - - - - - - - - 9 -

1980 Insgesamt 52 - - - - - - - - 52 -
F.D.P. ... 1983 Insgesamt 34 1 - 4 - 10 4 2 7 6 -

Wahlkreis .„ - - - - - - - - - - -
Landesliste . 34 1 - 4 - 10 4 2 7 6 

1980 Insgesamt „. 53 3 2 7 - 17 5 3 9 7 -
GRÜNE ... 1983 Insgesamt 27 1 1 4 - 8 3 1 5 4 -

Wahlkreis. - - - - - - - - - - -
Landesliste 27 1 1 4 - 8 3 1 5 4 -

1980 Insgesamt ... - - - - - - - - - - -

Insgesamt 1983 Insgesamt 4981)2) 21 13 63 5 146 48 31 74 89 8 
Wahlkreis 248 11 7 31 3 71 22 16 37 45 5 
Landesliste .. 250 10 6 32 2 75 26 15 37 44 3 

1980 Insgesamt ... 4973)4) 23 13 63 4 147 46 32 72 89 8 

1) Einschl. je einem Überhangmandat in Hamburg und Bremen fiJr die SPD. - 2) Außerdem vom Berliner Abgeordnetenhaus gewahlt SPD 9, CDU 11, F.D P. 1, AL 1. - 3) Einschl. 
einem Überhangmandat in Schleswig-Holstein für die SPD - 4) Außerdem vom Berliner Abgeordnetenhaus gewählt· SPD 10, CDU 11, F D.P. 1. 
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Tabelle 8 Veränderungen 1m 10 Deutschen Bundestag 

Bundes- 1 

! 

1. Gegenstand tagsab- ' 
der geord- SPD 

1 

CDU CSU FDP • GRUNE 
nete 1 Nachwe1sung ins- 1 

gesamt 1 

Stand bei der 
Wahl am 
6 Marz 1983 520 202 202 53 35 281) 

Abgange 
Mandat nicht 

angenommen 2 - - 1 - 1 
Mandats-

verzieht 46 9 6 3 1 271) 

Tod 9 2 7 - - -
Kraft Gesetzes 

(unvereinbar 
mit Amt und 
Mandat) 1 - 1 - - -

Zugange 
Listennach-

folger 58 11 14 4 1 281) 

Stand am 
3 Dezember 1986 520 202 202 53 35 281) 

1) Einschl einem vom Berliner Abgeordnetenhaus Gewahlten der Alternativen Liste 
(AL) 

Im Verlauf einer Legislaturperiode treten Veränderungen in 
der personellen Zusammensetzung durch Ausscheiden 
von Abgeordneten und die Berufung von Listennachfol-
gern ein. Bis zum 3. Dezember 1986 haben sich insgesamt 
58 Änderungsfälle bei den am 6. März 1983 Gewählten 
ergeben. Zwei Gewählte haben ihr Mandat nicht angenom-
men, 46, davon 27 Abgeordnete der GRÜNEN, haben im 
laufe der Legislaturperiode auf ihr Mandat verzichtet, neun 
Abgeordnete sind bisher während der Legislaturperiode 
verstorben, und ein Abgeordneter ist wegen Unvereinbar-
keit von Amt und Mandat ausgeschieden. Insgesamt 58 
Listennachfolger sind 1n den Deutschen Bundestag einge-
zogen. Nach dem Stand am 3. Dezember 1986 waren von 
den 520 Abgeordneten nur noch 48 (9,2 %) Frauen. 10 
Frauen (1 SPD, 3 CDU, 1 F.O.P„ 5 GRÜNE) sind als Listen-
nachfolgerinnen in den Deutschen Bundestag eingezo-
gen. 

3 Zweitstimmen der Bundestagswahl 1983 
und ihre Verteilung nach ausgewählten 
Merkmalen 

3.1 Methodische Hinweise 

Ein besonderes Interesse besteht an Ergebnissen über 
Zweitstimmen und weiteren Merkmalen, zum Beispiel Al-
ter, Geschlecht. Für eine solche Untersuchung gibt es 
mehrere Möglichkeiten. Eine davon ist die repräsentative 
Wahlstatistik, die nach § 51 des Bundeswahlgesetzes in 
Verbindung mit § 85 der Bundeswahlordnung durchge-
führt wird. Für die repräsentative Wahlstatistik erfolgte 
1983 im Bundesgebiet ohne Berlin 1n 1 901 Wahlbezirken 
die Stimmabgabe in der Unterteilung nach dem Ge-
schlecht und fünf Altersgruppen. Das entsprach einem 
Auswahlsatz von 3,4 % der Wahlberechtigten. 

Eine weitere Möglichkeit der Untersuchung der Stimmab-
gabe besteht darin, regionale Einheiten - im vorliegen-

Wirtschaft und Statistik 12/1986 

den Fall Gemeinden - nach ihrer Struktur zu klassifizie-
ren. H1erfur wurden die Gemeinden - entsprechend fn.i-
herem Vorgehen - wie folgt gegliedert. a) Gemeindegro-
ßenklasse, b) Anteil der evangelischen Bevolkerung ie 
Gemeinde und c) Anteil der Selbstand1gen und der Mithel-
fenden Familienangehörigen sowie Anteil der Beamten 
und der Angestellten an den Erwerbstätigen ie Gemeinde. 
Für die nach diesen Anteilen 1ewe1ls gebildeten Gruppen 
von Gemeinden wurden die für die 1m Bundestag vertrete-
nen Parteien abgegebenen Stimmen (in Prozent) in Bezie-
hung gesetzt, um Anhaltspunkte über zusammenhänge 
zwischen diesen Merkmalen und der Stimmabgabe unter-
suchen zu können. Grundlage für die Klass1fiz1erung waren 
für die Bundestagswahlen bis 1980 die Volkszählungser-
gebn1sse von 1970, die auf den Gebietsstand der jeweili-
gen Bundestagswahl umgerechnet worden waren. 

Für die Bundestagswahl 1987 sollen ebenfalls derartige 
Untersuchungen durchgeführt werden, und zwar mit Hilfe 
der Ergebnisse der Volkszählung 1987. Die Aussagefähig-
keit dieser Untersuchungen kann wegen des geringen 
zeitlichen Unterschiedes zwischen der Bundestagswahl 
und dem Zählungstermin - wie schon einmal im Jahr 
1961 - dadurch verstärkt werden, daß die Zählungser-
gebnisse auch zur Typisierung der repräsentativen Wahl-
bezirke herangezogen werden. Neben den genannten 
drei Strukturmerkmalen stehen aus der Zählung weitere 
zur Verfügung, zum Beispiel über die Wohnsituation bzw. 
Wohnstrukturen, Haushaltsstrukturen, Bildungs- und Er-
werbsstrukturen. Die Ergebnisse werden in einem beson-
deren Beitrag veröffentlicht werden. 

3.2 Geschlecht und Alter (repräsentative 
Wahlstatistik) 
Die gültigen Zweitstimmen ohne Briefwahlstimmen wur-
den zu 46,9 % von Männern und zu 53,1 % von Frauen 
abgegeben. Unter den Wählern der SPD, CDU und CSU 
sind die Frauen in der Mehrzahl, und zwar liegt ihr Anteil 
bei diesen Parteien über dem Durchschnitt von 53,1 %. 
Dies entspricht in etwa dem Anteil der Frauen an der 
Bevölkerung. Bei der F.D.P. und den GRÜNEN überwog 
dagegen der Anteil der männlichen Wähler mit 50,3 bzw. 
52,4 %. 

Der Anteil der Männerstimmen hat sich bei der SPD von 
51,3 % bei der Bundestagswahl 1961 bis auf 46,2 % bei der 
Bundestagswahl 1980 vermindert, während umgekehrt in 
gleichem Maße die Anteile der Frauen von 48,7 % (1961) 
auf 53,8 % bei der Wahl 1980 angestiegen sind. Eine leich-
te Zunahme von 0,2 Prozentpunkten hat die SPD bei dem 
Anteil der Männerstimmen und eine entsprechende Ab-
nahme bei dem Anteil der Frauenstimmen 1983 zu ver-
zeichnen. Schon bei der Bundestagswahl 1969 erhielt 
auch die SPD - wie die CDU und CSU von jeher - mehr 
Frauen- als Männerstimmen. Die Differenz zwischen den 
Anteilen der männlichen und weiblichen Wähler betrug 
1983 bei der SPD 7,2 gegenüber 2,6 Prozentpunkten im 
Jahr 1961. Der Unterschied zwischen Frauen- und Män-
nerstimmen betrug bei der CDU 7,6 und bei der CSU 8,0 
Prozentpunkte. Bei den übrigen Parteien überwog der 
Männerstimmenanteil. Die F.D.P. lag um 3,4 Prozentpunkte 
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Tabelle 9 Anteil der Manner- und Frauenstimmen an den 
Gesamtstimmen für die jeweilige Partei 

Prozent 

Wahljahr Ins- 1 SPD 1 CDU 1 CSU 1 F D P 1 GRUNE 1 

Son-
gesamt st1ge 

Mannerst1mmen 1) 

1961 46,7 51,3 41,7 41,2 49,4 X 51,2 
1965 46,2 51,2 41,2 41,5 47,7 X 56,8 
1969 46,0 49,0 40,4 41,3 49,4 X 63,8 
1972 46,4 47,1 44,6 45,0 49,6 X 66,2 
1976 46,3 46,6 45,6 45,3 47,8 X 65,3 
1980 46,7 46,2 47,0 46,7 45,9 53,9 62,7 
1983 46,9 46,4 46,2 46,0 50,3 52,4 64,2 

Frauenstimmen 1) 

1961 53,3 48,7 58,3 58,8 50,6 X 48,8 
1965 53,8 48,8 58,8 58,5 52,3 X 43,2 
1969 54,0 51,0 59,6 58,7 50,6 X 36,2 
1972 53,6 52,9 55,4 55,0 50,4 X 33,8 
1976 53,7 53,4 54,4 54,7 52,2 X 34,7 
1980 53,3 53,8 53,0 53,3 54,1 46,1 37,3 
1983 53,1 53,6 53,8 54,0 49,7 47,6 35,8 

1) Zweitstimmen ohne Stimmen der Bnefwahler 

und die Partei DIE GRÜNEN um 5,5 Prozentpunkte uber 
dem Durchschnitt. 

Die Veränderungen der Stimmenanteile der einzelnen Par-
teien bei den Männern und Frauen seit 1961 zeigen Schau-
bild 2 und Tabelle 10. Die Veränderungen für die einzelnen 
Parteien zwischen der Bundestagswahl 1976 und 1983 
sind in der Tendenz sowohl bei den männlichen als auch 
bei den weiblichen Wählern wiederzufinden, nur sind sie 
bei den Männern und Frauen von unterschiedlicher Höhe. 

1980 hatten 43, 1 % der männlichen Wähler und 43,9 % der 
weiblichen Wähler ihre Zweitstimme der SPD gegeben. 
Bei der Bundestagswahl 1983 betrug der Anteil der SPD 
bei den Männern 38,4 % und bei den Frauen 39,4 %. Der 
Anteil der SPD-Wählerschaft ging gegenüber 1980 bei den 
Männern um 4,7 Prozentpunkte und bei den Frauen um 4,5 
Prozentpunkte zurück. Für die CDU ist 1983 gegenüber 
1980 eine beachtliche Zunahme der St1mmenante1le ein-

Schaubild2 

ZWEITSTIMMEN DER MANNER UNO FRAUEN 
BEI DEN BUNDESTAGSWAHLEN 1961BIS1983 NACH PARTEIEN 

St1mmenante1I der Parteien in% 
$ ' ror---------------------,ro 

20 >-----------------------1 20 

Jahrde1 Bundestagswahl 
Stet1stnches Bundesamt 861087 
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getreten, die sich bei den Wahlennnen starker als bei den 
männlichen Wählern zeigte Der St1mmante1I der CDU lag 
1983 bei den Wahlennnen um 5,0 und bei den mannl1chen 
Wahlern um 3,4 Prozentpunkte hoher als 1980. Bei der 
CSU waren es 0,5 bzw 0, 1 Prozentpunkte mehr. 1983 
haben von den männlichen Wählern 37,4 % CDU und 
10,3 % CSU gewählt. Bei den Wahlennnen betrug der 
Anteil 38,5 % fur die CDU und 10,7 % für die CSU. 

Die F.D.P. hatte 1983 gegenüber 1980 eine Abnahme um 
3,3 Prozentpunkte bei den männlichen Wahlern und um 4,5 
Prozentpunkte bei den Wählerinnen erfahren. 7,2 % männ-
liche bzw. 6,3 % weibliche Wähler hatten der F.D.P. ihre 
Zweitstimme gegeben. Einen noch niedrigeren Anteil hatte 
sie 1969 mit 6,1 % bei den männlichen Wählern und mit 
5,3 % bei den Wählerinnen. DIE GRÜNEN hatten insge-
samt 5,3 % der Zwe1tst1mmen (männlich 5,9 %, weiblich 
4,8 %) erhalten. 

Tabelle 10: Zweitstimmen nach Geschlecht und Partei 
Prozent 

Wahljahr Zweitstimmen 1) 
insgesamt 1 Männer 1 Frauen 

SPD 

19532) 29,9 32,5 27,6 
19573) 31,9 35,3 28,9 
1961 .. 36,1 39,7 32,9 
1965"". 39,8 44,0 36,2 
1969. 42,8 45,6 40,4 
1972 .. 46,3 46,9 45,7 
1976 43,3 43,6 43,1 
1980 .„ ... 43,5 43,1 43,9 
1983 38,9 38,4 39,4 

CDU4) 

19532) . 43,3 38,9 47,2 
19573) ..... 49,3 44,6 53,5 
1961 " 35,7 31,9 39,0 
1965 37,7 33,5 41,3 
1969. 36,5 32,1 40,3 
1972 '''''''' 35,1 33,8 36,3 
1976 '''' 37,4 36,8 38,0 
1980 ...... 33,8 34,0 33,5 
1983. „. 38,0 37,4 38,5 

CSU 
1961 9,6 8,5 10,6 
1965. ..... 9,6 8,6 10,4 
1969 .. 9,5 8,5 10,3 
1972 „. 9,5 9,2 9,7 
1976 .... 10,6 10,4 10,8 
1980 .„ 10,2 10,2 10,2 
1983. .. .. 10,5 10,3 10,7 

FDP 

19532) ''''' 11,0 11,7 10,4 
19573) ..... ... 8,0 8,6 7,4 
1961 „. 12,9 13,6 12,2 
1965 .... " 9,4 9,7 9,2 
1969 ... ........ 5,6 6,1 5,3 
1972 .. 8,2 8,8 7,7 
1976 '''''' 7,8 8,1 7,6 
1980. ..... 10,6 10,5 10,8 
1983 .......... 6,7 7,2 6,3 

GRÜNE 

1980 .. 
· 1 

1,4 1,6 1,2 
1983"" .„ 5,3 5,9 4,8 

Sonstige 

19532) ... .... 15,8 16,9 14,8 
19573) .„ 10,8 11,5 10,2 
1961 ...... 5,8 6,4 5,3 
1965" " 3,5 4,3 2,9 
1969 .. p.6 7,7 3,7 
1972 .. .... 0,9 1,3 0,6 
1976. 0,8 1,2 0,5 
1980 0,5 0,6 0,3 
1983 .. .... . .... 0,5 0,7 0,3 

1) Ohne Stimmen der Briefwähler. - 2) Ohne Rheinland-Pfalz, Bayern und Saar-
land - 3) Ohne Saarland - 4) 1953und1957CDU und CSU. 
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Bei einer Unterscheidung nach dem Alter (siehe Tabelle 
11) ist festzustellen, daß die SPD bei der Bundestagswahl 
1980 noch 1n allen ausgewiesenen Altersgruppen der 
Manner und Frauen starkste Partei war, dagegen überwo-
gen bei der Bundestagswahl 1983 die CDU-Stimmen in 
der Altersgruppe der 35- bis 44Jahngen und der 60Jahngen 
und alteren Manner Bei den Frauen wurde die CDU stark-
ste Partei in den Altersgruppen der 35Jähngen und alteren 
Nimmt man die Stimmen der CDU und der CSU zusam-
men, so ergibt sich ein Uberw1egen der SPD-Stimmen nur 
noch bei den 18- bis 24Jahngen Frauen. Bei der F D.P. war, 
ausgehend von der Jüngsten Altersgruppe, bei den Man-
nern wie auch bei den Frauen ein Ansteigen des Stimmen-
anteils bis zur Altersgruppe von 35 bis 44 Jahre vorhanden. 
Mit zunehmendem Alter verminderten sich die Stimman-
teile bis auf 6,8 % bei den Männern und 5,4 % bei den 
Frauen 1m Alter von 60 und mehr Jahren. 

Die Stimmanteile der Frauen liegen - wie das Schaubild 3 
zeigt - nicht allzusehr auseinander. Die größten Abwei-
chungen zwischen den Anteilen der Männer- und Frauen-

Tabelle 11: Stimmabgabe der Manner und Frauen 
nach dem Alter 

Von 100 gult1gen Zweitstimmen 1) bei der Bundestagswahl 

Alter von 1976 1 1980 1 1983 
b1sunter entfielen auf 

Jahren mannlich 1 weiblich 1 männlich 1 weiblich 1 mannlich 1 weiblich 
Wähler 1m Alter von Jahren auf nachstehende Parteien 

SPD 
18 - 25 49,4 50,2 47,6 50,3 37,6 40,6 
25 - 35 45,3 44,5 46,4 47,9 38,3 40,4 
35 - 45 41,4 40,9 40,3 40,7 35,7 36,4 
45 - 60 42,7 42,1 42,2 42,5 39,7 39,6 
60 und mehr 42,0 42,0 41,2 42,6 39,9 39,7 

Insgesamt 43,6 43,1 43,1 43,9 38,4 39,4 

CDU 
18 - 25 30,0 30,2 26,0 23,9 32,2 30,6 
25 - 35 33,2 34,1 27,4 25,9 32,9 32,6 
35 - 45 38,4 39,3 35,3 34,4 39,5 40,0 
45 - 60 38,3 39,0 36,8 35,9 39,1 40,1 
60 und mehr 40,3 41,1 39,9 38,7 40,4 42,4 

Insgesamt 36,8 38,0 34,0 33,5 37,4 38,5 

CSU 
18 - 25 10,3 10,0 9,6 9,1 9,8 9,7 
25 - 35 10,1 10,1 10,2 9,7 10,2 10,2 
35 - 45 10,4 10,7 10,4 10,2 10,8 10,9 
45 - 60 10,1 10,9 10,1 10,6 10,1 10,8 
60 und mehr 10,9 11,4 10,7 10,6 10,5 11,1 

Insgesamt 10,4 10,8 10,2 10,2 10,3 10,7 

FDP 
18 - 25 8,5 8,6 10,9 11,9 5,4 5,2 
25 - 35 10,3 10,7 12,8 13,9 6,3 6,2 
35 - 45 9,0 8,7 12,6 13,6 8,8 8,3 
45 - 60 7,7 7,4 9,7 10,1 8,0 6,7 
60 und mehr 5,7 5,2 7,1 7,5 6,8 5,4 

Insgesamt 8,1 7,6 10,5 10,8 7,2 6,3 

GRUNE 
18 - 25 - - 5,3 4,3 14,2 13,5 
25 - 35 - - 2,6 2,4 11,5 10,1 
35 - 45 - - 0,9 0,8 4,7 4,1 
45 - 60 - - 0,6 0,6 2,4 2,4 
60 und mehr - - 0,4 0,3 1,5 1,1 

Insgesamt - - 1,6 1,2 5,9 4,8 

Sonstige 
18 - 25 1,8 1,0 0,7 0,4 0,7 0,4 
25 - 35 1,1 0,6 0,7 0,3 0,7 0,5 
35 - 45 0,8 0,4 0,4 0,3 0,5 0,3 
45 - 60 1,2 0,6 0,6 0,3 0,7 0,4 
60 und mehr 1,1 0,4 0,7 0,3 0,9 0,3 

Insgesamt 1,2 0,5 0,6 0,3 0,7 0,3 

1) Ohne Stimmen der Bnefwahler 
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Schaub11d3 

STIMMABGABE DER MANNER UND FRAUEN BEI DER BUNDESTAGSWAHL 1983 
NACH DEM ALTER 

Zwe1tst11nmenanteil der Parte1en rn % 
% i 
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18-25 25-35 35-45 45-60 60 und mehr 
Alter von .„ bis unter .„ Jahren 
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stimmen bei der SPD gibt es 1n der Altersgruppe der 18-
bis 24Jähngen. Dort ist der Anteil der Frauenstimmen um 
3,0 Prozentpunkte größer als derjenige der Männer. Bei 
der CDU ist der Anteil der Frauenstimmen in der Alters-
gruppe der 60Jähngen und älteren um 2,0 Prozentpunkte 
höher als derienige der Männer. Bei der F.D.P„ den 
GRÜNEN - mit Ausnahme der 45- bis 59jährigen mit je 
2,4 % - und den sonstigen Parteien überwiegen in allen 
Altersgruppen die Anteile der Männerstimmen. Bei der 
SPD ist dies nur in den Altersgruppen der 45jährigen und 
älteren und bei der CDU und CSU in den Altersgruppen 
der 18- bis 35Jähngen der Fall. 

Im Vergleich zu 1980 haben die SPD und die F.D.P. bei den 
Männern und Frauen 1n allen Altersgruppen Stimmenein-
bußen erfahren müssen. Bei den Männern waren es bei 
der SPD 4,7 und bei der F.D.P. 3,3 Prozentpunkte. Bei den 
Frauen waren es bei der SPD und der F.D.P. ie 4,5 Prozent-
punkte gewesen. Die CDU konnte in allen Altersgruppen 
Stimmengewinne erzielen. Ihre höchsten Gewinne er-
reichte sie bei den Wählerinnen unter 35 Jahren und bei 
den iungsten Wählern. Die CSU hat lediglich in den Alters-
gruppen der 18- bis 24jähngen und der 35- bis 44jährigen 
Manner etwas mehr Stimmen bekommen als 1980, wäh-
rend sie bei den Frauen in allen Altersgruppen zwischen 
0,2 und 0,7 Prozentpunkten Stimmengewinne erzielen 
konnte. 

Auch für DIE GRÜNEN stimmten sowohl mehr Männer als 
auch Frauen in allen Altersgruppen als bei der Bundes-
tagswahl 1980. Ihre höchsten Gewinne haben sie in der 
Gruppe der 18- bis 24jähngen Wählerinnen (9,2 Prozent-
punkte) aufzuweisen. 

Klaus Gaspers 
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Ehescheidungen 1985 

1 Die wichtigsten Ergebnisse 
Im Jahr 1985 wurden 128 124 Ehen geschieden, 2620 oder 
2 % weniger als 1m Jahr 1984. Das ist der erste Rückgang 
seit 1978, als die Zahl der Ehescheidungen mit 32 462 
einen Tiefpunkt erreicht hatte. Ursache des Einbruchs war 
damals nicht eine Änderung im Scheidungsverhalten, 
sondern die Reform des Scheidungsrechtes zum 1. Juli 
1977. Tabelle 1 zeigt für ausgewählte Jahre ab 1950 d:e 
Zahl der Ehescheidungen sowie die sich hieraus ergeben-
den Ziffern (Ehescheidungen je 10 000 Einwohner bzw. je 
1 O 000 bestehende Ehen). 

Tabelle 1: Gerichtliche Ehescheidungen seit 1950 

Jahr 

1950„""". 
1955.""."". 
1960„ ... "" ...... 
1965„"" ... ". ··········· 
1970 .... ''''''''''' ..... 
1975 . " " " " . ············ 
1976" " " . " " " " 
1977„„„„ . . . ' . . . . 
davon (1977): 

nach altem Recht ········ neuem Recht 

1978" . ' . ' . . . . ' . . . ' 
1979„". .......... 
1980 ......................... 
1981 ......... ··········· 
1982" " " 
1983„" ... " ... " 
1984 .... "".""" 
1985. ''''''''''' 

Anzahl 

84 740 
48277 
48878 
58728 
76520 

106829 
108258 
74658 

72959 
1699 

32462 
79490 
96222 

109 520 
118483 
121317 
130744 
128124 

1 Je10000 

1 
Einwohner / bestehende 

Ehen 

16,9 61,5 
9,2 
8,8 35,0 

10,0 39,2 
12,6 50,9 
17,3 67,4 
11,5 68,8 
12,2 41,7 

X X 
X X 

5,3 20,8 
13,0 51,0 
15,6 61,3 
11,8 72,3 
19,2 78,4 
19,8 80,6 
21,3 81, 1 
21,0 86, 1 

Wegen der seit über zehn Jahren abnehmenden Zahl 
bestehender - insbesondere junger - Ehen ist nicht von 
vornherein klar, ob eine rückläufige Zahl an Ehescheidun-
gen auch eine verminderte Scheidungshäufigkeit bedeu-
tet. Erst der Bezug zu den geschlossenen Ehen, das heißt 
die Meßziffer „Geschiedene eines bestimmten Eheschlie-
ßungsjahrgangs je 10 000 geschlossene Ehen des glei-
chen Jahrgangs" ( = ehedauerspezifische Scheidungszif-
fer) ermöglicht eine relativ zuverlässige Beurteilung. Zur 
besseren Überschaubarkeit wurden in der folgenden Ta-
belle die Ziffern von jeweils fünf (bzw. sechs in der letzten 
Gruppe) einzelnen Ehedauerjahren zusammengefaßt (ad-
diert): 

Ehedauer1) 
Ehescheidungen je 10 000 geschlossene Ehen2) 
1983 1984 1985 

0- 4 " " " " " 629 662 657 
5- 9 " " " " " 980 1 043 1 026 

10-14 " " " " " 560 615 614 
15-19 """ "" 381 411 408 
20-~~'--~~~~,.-~2~74,.-~~~-:-:3~19,...-~~~-=-:c3~17,.-~ 

Insgesamt . . . 2 824 3 050 3 022 
1) Differenz zwischen Eheschließungs- und Berichtsjahr 
2) Beispiel: Für Ehedauer 10, Berichtsjahr 1985, wird die Zahl der im Jahr 1985 
geschiedenen Ehen, die 1975 geschlossen worden waren, bezogen auf alle 1975 
geschlossenen Ehen; das Ergebnis wird multipliziert mit 10 000. 
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Wahrend, wie schon erwähnt, die absolute Zahl der Ehe-
scheidungen um 2 % abgenommen hat, ist die Summe der 
ehedauerspez1fischen Scheidungsziffern von 1984 auf 
1985 nur um etwa 1 % zuruckgegangen, in der Ehedauer-
gruppe 10 bis 25 Jahre sogar noch wesentlich weniger. 
Von einer wirklichen „Wende" bezüglich der Scheidungs-
häufigkeit kann deshalb noch nicht gesprochen werden. 
Blieben die Ziffern des Jahres 1985 in der Zukunft unverän-
dert, so würden mehr als 30 % aller Ehen geschieden. 

Drei Viertel aller Scheidungsurteile der Jahre 1984 und 
1985 führen als wesentliche Begründung für die Zerrüttung 
der Ehe das Getrenntleben der Partner an, wobei die 
„e1nverständl1che Scheidung nach einjähriger Trennung" 
mit 64,2 % überwiegt (siehe Tabelle 2). Nur in 10,7 % aller 

Tabelle 2: Ehescheidungen nach dem Scheidungsgrund 

Entscheidung 1985 1 1984 1 1982 1 1980 
Anzahl 1 % 

Scheidung vor einjähriger Trennung 
(nach§ 1565Abs 1 BGB i.V. m. 
§ 1565Abs.2BGB) ............. 7 056 5,5 5,7 6,4 8,1 

Scheidung wegen Scheiterns der Ehe 
allgemein (nach§ 1565Abs 1 BGB) 24 712 19,3 11,6 20,6 33,9 

Einverständliche Scheidung nach 
einjähriger Trennung (nach §1565 
Abs. 1 BGB i. V. m. § 1566Abs. 1 
BGB) '''''' '''''''''' 82 295 64,2 66,0 63,3 49,1 

Scheidung nach dreijähriger 
Trennung (nach§ 1565Abs.1 BGB 
i. V.m. § 1566Abs.2BGB) ... „ ... 13659 10,7 10,4 9,4 8,6 

Scheidung aufgrund anderer 
Vorschriften ... ········· .. 402 0,3 0,3 0,3 0,4 

Insgesamt 128124 100 100 100 100 

Fälle wurde erst nach mindestens dreijähriger Trennung 
geschieden; dies bedeutet im allgemeinen, daß einer der 
Partner nicht mit der Scheidung einverstanden war. Im 
Jahr 1980 waren erst 57,7 % aller Ehescheidungen von den 
Gerichten mit dem Getrenntleben der Partner begründet 
worden (49,1 % einverständliche Scheidungen nach ein-
jähriger Trennung, 8,6 % Scheidungen nach dreijähriger 
Trennung). 

Seit 1972 werden jährlich mehr Ehen gelöst (einschl. Ehe-
lösungen durch Tod) als geschlossen (siehe Tabelle 3). Im 
vergangenen Jahr standen 364 661 Eheschließungen 

Tabelle 3: Eheschließungen und Ehelösungen 

Darunter Ehelösungen Überschuß Anteil der 
durch der Ehe- Ehesehei-Ehe- Ehe- schließun- dungenan Jahr schließun- lösungen Ehe- gen(+) den Ehe-gen scheidun- Tod bzw.Ehe- lösungen 

gen lösungen in% (-) 

1960 521445 343 853 48878 294528 +177592 14,2 
1965 492128 375110 58728 316071 +117018 15,7 
1970 444510 413 575 76520 336 864 + 30935 18,5 
1971 432 030 413 720 80444 333101 + 18310 19,4 
1972 415132 419 702 86614 332 968 - 4570 20,6 
1973 394 603 421739 90164 331448 - 27136 21,4 
1974 377 265 426482 98584 327788 - 49217 23,1 
1975 386681 442 257 106829 335325 - 55 576 24,2 
1976 365 728 434902 108 258 326539 - 69174 24,9 
1977 358487 388 838 74658 314092 - 30351 19,2 
1978 328 215 352 242 32462 319 664 - 24 027 9,2 
1979 344823 393 664 79490 314062 - 48 841 20,2 
1980 362 408 408 263 96222 311912 - 45855 23,6 
1981 359 658 422 865 109520 313220 - 63207 25,9 
1982 361966 429 026 118483 310417 - 67060 21,6 
1983 369963 429112 121317 307 637 - 59149 28,3 
1984 364140 428599 130744 297 705 - 64459 30,5 
1985 364661 425810 128124 297 542 - 61149 30,1 
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Tabelle4. Ehescheidungen nach Limdern 

1976 1 1982 1 1983 1 1984 1 1985 
Land 

Anzahl 1 1e10000 1 
Einwohner Anzahl 1 je10000 1 

Einwohner Anzahl 1 je 10000 1 
Einwohner Anzahl 1 je10000 1 

Einwohner Anzahl 1 )e10000 
Einwohner 

Schleswig-Holstein 5350 20.7 5676 
Hamburg 5 864 34,2 4 762 
Niedersachsen 11 261 15,5 12 779 
Bremen 2 184 30,5 1 951 
Nordrhein-Westfalen 27 604 16,1 35 381 
Hessen 10393 18.7 10546 
Rheinland-Pfalz 6120 16.7 6965 
Baden-Wurttemberg 14 795 16.2 14 736 
Bayern 16 504 15,2 16538 
Saarland 1178 10,8 2454 
Berlm(West) 7005 35,5 6695 

Bundesgebiet 108 258 11,5 118483 

425 81 O Ehelösungen gegenüber. Letztere wurden zu 70 % 
durch den Tod eines der beiden Partner verursacht. Den 
übrigen 30 % lag ein gerichtliches Urteil zugrunde; hierzu 
zählen neben Ehescheidungen auch Nichtigkeitserklärun-
gen und Aufhebungen geschlossener Ehen, die zahlen-
mäßig mit zusammen 144 Fällen (0,3 % aller Ehelösungen) 
1edoch eine untergeordnete Rolle spielen. 

Von den elf Bundesländern verzeichneten neun für das 
Jahr 1985 eine Abnahme der geschiedenen Ehen (siehe 
Tabelle 4). Lediglich in Bayern und Berlin (West) stieg die 
Zahl der Ehescheidungen gegenüber dem Vorjahr, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß Bayern zusammen mit Baden-
Württemberg auch 1985 die niedrigste Scheidungsziffer in 
der Bundesrepublik hatte. Die Ziffer für Berlin (West) war 
etwa doppelt so hoch. In Bremen, mit einem ebenfalls 
hohen Scheidungsniveau, ging der Bevölkerungsbestand 
prozentual stärker zurück als die Zahl der Ehescheidun-
gen, so daß die Scheidungsziffer leicht anstieg. 

Im dritten Abschnitt dieses Aufsatzes wird auf regionale 
Unterschiede in der Scheidungshäufigkeit näher einge-
gangen. Zuvor werden dreidimensionale Schaubilder vor-
gestellt, die einen Überblick über die Sche1dungshäuf1g-
keit in Abhängigkeit von Ehedauer und Kalender- bzw. 
Eheschließungsjahr vermitteln sollen. 

2 Scheidungshäufigkeit nach Ehedauer 
und Kalender- bzw. Eheschließungsjahr 

2.1 Methodische Erläuterungen 
Im folgenden wird die Scheidungshäufigkeit anhand von 
ehedauerspezifischen Sche1dungsz1ffern (Ehedauer O bis 
25 Jahre) für „Querschnitte" und „Längsschnitte" betrach-
tet. Die Ziffer für das Kalendeqahr j, Ehedauer d1 ), errech-
net sich als 

1m Jahr J geschiedene Ehen 
des Eheschließungsjahrgangs J - d x 10 OOO. 

Eheschließungen im Jahr J - d 

Ein „Querschnitt" umfaßt alle für ein K a 1 ende r ja h r, 
ein „Längsschnitt" dagegen alle für einen Ehe s c h 1 i e -
ß u n g s Jahrgang registrierten Ziffern. Im ersten Fall 
sind Werte von 26 verschiedenen aufeinanderfolgenden 

1) Es handelt sich nicht um die exakte, sondern um die durch Differenz zwischen 
Eheschließungs- und -sche1dungsiahr ermittelte annahernde Ehedauer. 
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21,7 
29,2 
17,6 
28,3 
20,8 
18,8 
19,1 
15,9 
15,1 
23,1 
35,6 
19,2 

5568 21,3 6 231 23.8 5803 22,2 
4970 30,1 5 213 32.5 4916 31,0 

13 231 18.2 14137 19,5 13885 19,3 
2 059 30,2 2006 29,8 1999 30,2 

36198 21,4 39560 23,5 38203 22,9 
10252 18,4 12 097 21,1 11 877 21,5 
6747 18,6 7266 20,0 7 215 19,9 

15632 16,9 16 252 11,5 15971 11,3 
18420 16,8 18 877 11,2 19252 11,6 
2 290 21,1 2 644 25,1 2418 23,1 
5950 32,0 6461 34,8 6585 35,5 

121317 19,8 130 744 21,3 128124 21,0 

Eheschließungsjahrgängen (Kohorten), im zweiten Fall 
von 26 verschiedenen, ebenfalls aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren enthalten. Für das K a 1 e n d e r j a h r 
1985 beispielsweise sind dies die Eheschließungsjahr-
gänge 1960 (Ehedauer 25 Jahre) bis 1985 (Ehedauer 0 
Jahre);fürden Eheschließungsjahrgang 1955 
werden Werte aus den Jahren 1955 (Ehedauer 0 Jahre) bis 
1980 (Ehedauer 25 Jahre) herangezogen. 

2.2 Ergebnisse für Querschnitte 
Schaubild 1 zeigt, aus zwei unterschiedlichen Blickrichtun-
gen, die ehedauerspezifischen Scheidungsziffern als 
Querschnitte in dreidimensionaler Darstellung. Sie enthal-
ten die Werte der Kalenderjahre 1965 bis 1985, jeweils für 
eine Ehedauer von 0 bis 25 Jahren. Als erstes springt das 
sich durch das „Scheidungsgebirge" ziehende Tal ins 
Auge, das den sonst recht gleichmäßigen Verlauf abrupt 
unterbricht. Es ist am tiefsten im Kalenderjahr 1978 und 
spiegelt die durch die Reform des Scheidungsrechtes 
zum 1. Juli 1977 verursachten Verzögerungen wider: Sieht 
man von diesem durch exogene Faktoren (d. h. nicht durch 
das Scheidungsverhalten der Ehepaare selbst bedingten) 
Einschnitt ab, so erkennt man einen seit 1966 anhaltenden 
stetigen Anstieg der Scheidungshäufigkeit. Der minimale 
Rückgang im Jahr 1985 fällt kaum auf, da der „Gipfelpunkt" 
(Ehedauer 4 bis 5 Jahre) sogar noch etwas höher liegt als 
im Vorjahr. Lediglich im Absinken der Linien für einige 
Ehedauerjahre (erkennbar am rechten Rand des Schau-
bilds 1) äußert sich die Abnahme. 

Für alle Kalenderjahre ist ein regelmäßiger Verlauf der 
Scheidungsziffern in Abhängigkeit von der Ehedauer zu 
beobachten. Auf einen steilen Anstieg bis zur Ehedauer 
von 3 bis 4 Jahren (vor der Scheidungsreform) bzw. von 4 
bis 5 Jahren (danach) folgt ein langsamer Rückgang. 

2.3 Ergebnisse für Längsschnitte 
Grundsätzlich läßt sich in den nach Querschnitten aufge-
bauten Schaubildern auch der Verlauf der Ziffern einer 
Kohorte verfolgen. Im linken Teil des Schaubilds 1 ist dies 
durch eine diagonal verlaufende, dick gestrichelte Linie, 
die den Eheschließungsjahrgang 1965 repräsentiert, an-
gedeutet. Besser geeignet ist jedoch die im Schaubild 2 
gezeigte Darstellung, bei der auf einer Achse, wie beim 
Querschnitt, die Ehedauer, auf der zweiten Achse nun aber 
nicht mehr das Kalenderjahr, sondern das Eheschlie-

969 



Schaubild 1 

EHEDAUERSPEZIFISCHE SCHEIDUNGSZIFFERN 1965 BIS 1985 
(QUERSCHNITTE) 

Kalender-
jahr 

--- Eheschheßungs1ahrgang 1965 

Ehedauer 1n Jahren 

GeschatzteWerte 

Die punktierten Linien stellen geschatzte Werte dar. Dabei handelt es sich um Zrffern, zu deren Berechnung die mcht vorhegenden Zahlen 
der 1n den Jahren 1940 bis 1945 geschlossenen Ehen als Bezugsgroße 1m Nenner benot1gt wurden 

ßungsjahr aufgetragen wird. Das durch die Reform des 
Scheidungsrechtes verursachte Tal verläuft jetzt diagonal 
durch das „Gebirge". Dies läßt sich leicht erklären, denn im 
Kalenderjahr 1978 (d. h. im Jahr mit der niedrigsten Schei-
dungshäufigkeit) waren alle Eheschl1eßungsjahrgänge un-
terschiedlich lange verheiratet. Für den Jahrgang 1977 
zum Beispiel betrug die Ehedauer ein Jahr, für den Jahr-
gang 1976 zwei Jahre usw. Auch die Ziffern der übrigen 
K a 1 e n d e r J a h r e verlaufen im Schaubild 2 diagonal. 
Erkennbar ist dies u. a., am besten im rechten Teil des 
Schaubilds 2, an der Nahtstelle zwischen durchgezoge-
nen und gepunkteten Linien. Letztere stellen für alle Kohor-
ten, deren Werte noch nicht vollständig vorliegen (d. h. 
deren Eheschließung noch keine 25 Jahre zurückliegt), 
eine Schätzung der Werte aller noch fehlenden Ehedauer-
jahre dar; die Nahtstelle ist identisch mit den Werten des 
aktuellsten Kalenderjahres (1985). Für den Eheschlie-
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ßungsjahrgang 1975 zum Beispiel liegen Werte bis zur 
Ehedauer von zehn Jahren vor, für den Jahrgang 1976 nur 
bis zur Ehedauer von neun Jahren usw. Zur Vervollständi-
gung wurden die Werte des Querschnitts 1985 eingesetzt. 
Im Tabellenteil dieser Zeitschrift auf S. 472* sind die zum 
Schaubild 2 gehörigen Ziffern einschließlich der Ergän-
zung mit Hilfe des Querschnitts 1985 abgedruckt. 

Das Verfahren der Vervollständigung von Längs- durch 
Querschnitte wurde - obgleich umstritten - hier ange-
wandt, da es nicht auf eine möglichst exakte Vorhersage 
des zukünftigen Scheidungsverhaltens ankam, sondern 
lediglich die Anschaulichkeit der Grafiken erhöht werden 
sollte. 

Aus Schaubild 2 läßt sich ersehen, daß die Scheidungs-
häufigkeit von Kohorte zu Kohorte zugenommen hat. Ab 
Jahrgang 1977 verläuft der Anstieg während der ersten 

Schaubild2 
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Ehe-
schließungs-

jahr 

EHEDAUERSPEZIFISCHE SCHEIDUNGSZIFFERN DER EHESCHLIESSUNGSJAHRGÄNGE 1950BIS1984 
(LÄNGSSCHNITTE) 

Ehedauer m Jahren 
25 1950 

Oie fehlenden Ziffern noch unvollstänchger Ehesctiließungsjahrgange (das sind alle, deren Eheschließung weniger als 25 Jahre zurückl181J1:) 
Vlf'Urden mtt Hilfe des "Querschnitts" 1986 geschätzt (punktierte L1n1en) 
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Ehedaueqahre etwas weniger stell als zuvor (was wieder 
auf die Reform des Scheidungsrechtes zuruckzufUhren 
ist). Die 1m linken Tell des Schaubilds 2 am unteren Bild-
rand beginnende, die Ehedauer 1 repräsentierende Linie 
geht weiter oben fast nahtlos über in die Linie der Ehedau-
er 2, wahrend die der Ehedauer 1 ab dort weiter unten 
verläuft - ein Indiz für die durch das neue Scheidungs-
recht bedingte Verzögerung der Ehescheidungen um etwa 
ein Jahr. 

Der rechte Teil des Schaubilds 2 zeigt besonders an-
schaulich die starke Zunahme der Scheidungshäufigkeit. 
Oie Höhe des „Gebirges" wächst von Eheschl1eßungs1ahr-
gang 1950 (ganz links) bis 1960 langsam, dann immer 
steiler bis zum Jahrgang 1973 Die Kohorten 197 4 und 
1975 bleiben, als Folge des „Einbruchs" durch die Reform 
des Scheidungsrechtes, unterhalb des „Gipfelpunktes" 
der Kohorte 1973; sie holen den Ruckstand in spateren 
Ehe1ahren wieder auf. Fur die Eheschließungs1ahrgange 
1976 bis 1980 liegt das Maximum der Ehescheidungshäu-
figkeit etwas uber dem Wert des Jahrgangs 1973, der 
Anstieg ist aber nur noch minimal. Oie nach 1980 ge-
schlossenen Ehen haben den „Gipfel" noch nicht erreicht; 
für sie haben die gestrichelt eingezeichneten erganzten 
Werte am wenigsten den Charakter einer Prognose des 
zukünftigen Scheidungsverhaltens. 

3 Regionale Unterschiede in der 
Scheidungshäufigkeit 

3.1 Methodische Erläuterungen 
Für eine Untersuchung der Scheidungshäufigkeit nach 
regionalen Gesichtspunkten liegt die Zahl der Eheschei-
dungen bis hinab zur Kreisebene vor. Als Bezugsgröße ist 
allerdings die Zahl der bestehenden Ehen unterhalb der 
Landesebene nicht verfügbar. Statt dessen muß auf die 
Bevölkerung insgesamt bezogen werden, wobei leicht 
Verzerrungen entstehen können. Zur Verdeutlichung stelle 
man sich zwei Gebietseinheiten mit gleicher Bevölke-
rungszahl, aber einem unterschiedlichen Anteil Verheira-
teter vor (etwa zwei Städte, eine davon Universitätsstadt, in 
der durch die überwiegend ledigen Studenten der Anteil 
Unverheirateter über dem Durchschnitt liegt). Ist nun die 
auf beste h e n d e E h e n bezogene Scheidungsziffer 
in beiden Regionen gleich hoch, so muß es 1n dem Gebiet 
mit dem niedrigeren Anteil Verheirateter weniger Ehe-
scheidungen gegeben haben. Damit liegt die auf die Ge -
s am t b e v ö 1 k e r u n g bezogene Scheidungsziffer in 
diesem Gebiet unter derjenigen für die Vergleichsregion, 
und es entsteht der Eindruck, als sei das Scheidungsrisiko 
hier geringer als dort. 

Auftretende Verzerrungen dürften in der Regel um so stär-
ker sein, je kleiner die betrachteten regionalen Einheiten 
sind. Der Umfang der im folgenden herangezogenen re-
gionalen Einheiten - kreisfreie Städte und Landkreise 
werden nur nach verschiedenen Kriterien zusammenge-
faßt ausgewiesen - rechtfertigt die Annahme, daß die 
Aussagekraft der Ziffern nur unwesentlich beeinträchtigt 
ist. 
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Schaub11d3 

SCHEIDUNGSZIFFERN 1983/85 
NACH SIEDLUNGSSTRUKTURELLEN KREISTYPEN 

Ehescheidungen Je 10 000 Einwohner 

Kreistyp 3 : 
Umlandkre1se Umlandkre1se: 
mit (bzgl. mit unter dem: 
aller Umland- Durchschnitt : 
knuse dieses l 1egender : 
Regionstyps) Verdichtung ! 
uberdurch-
schn1ttl1cher 
Ven:hchttmg 
{Landkreise 
undKre1s-
fre1eStaclte 
m1twentger 
als 100000 
Einwohnern) 

Krelsfre1e 
Stadtem1t 
100 000 
Einwohnern 
und mehr 

1 Regionen mit großen Verd1chtungsraumen: 

11 Regionen mrt 
Verdichtungs-
ansatzen 

III Ländlich : 
geprägte : 
Regionen: 

Statistisches Bundesamt 86 1031 

Der betrachtete Zeitraum umfaßt die Jahre 1983 bis 1985. 
Alle berechneten Ziffern basieren auf einem Mittelwert der 
geschiedenen Ehen bzw. der Bevölkerung über diese drei 
Jahre. 

Neben einer Unterteilung in Regierungsbezirke sowie in 
kreisfreie Städte/Landkreise nach Bundesländern wird 
auch eine Gliederung in nichtadministrative Gebietsein-
heiten vorgenommen. Es handelt sich hierbei um sied-
lungsstrukturelle Kreistypen. Die Aufgliederung des Bun-
desgebietes nach drei Regionstypen mit insgesamt sechs 
Kreistypen wurde von der Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung konzipiert. Wichtigstes 
Kriterium ist der Grad der Verdichtung (Einwohner je km2). 

Eine grobe Charakterisierung der sechs Kreistypen findet 
sich als Erläuterung zu Schaubild 32 ). 

3.2 Ergebnisse in regionaler Gliederung 
Der erste Schritt bezüglich einer regionalen Differenzie-
rung der Scheidungshäufigkeit bestand in einer Aufgliede-
rung der oben schon angesprochenen Länderergebnisse 
(siehe Tabelle 4) nach Regierungsbezirken (siehe Tabelle 
5). Dabei kristallisierten sich regionale Unterschiede her-
aus: In Niedersachsen beispielsweise liegt die Zahl der 
Ehescheidungen je 10 000 Einwohner zwischen 16,9 (RB 
Weser-Ems) und 21, 1 (RB Hannover), in Nordrhein-West-
falen schwankt sie zwischen 17,8 (RB Detmold) und 25,1 
(RB Düsseldorf). Auch in anderen Bundesländern gibt es 

2) Eme kartografische Darstellung der Unterteilung des Bundesgebietes in die sied-
lungsstrukturellen Kreistypen findet man z.B. m der Bundestagsdrucksache 10/210, 
S.179 
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Tabelle5 Ehescheidungen nach Landern 
und Reg1erungsbez1rken 1983/85 

Durch-
Land Ehescheidungen schnitt 

Regierungsbezirk 1983 
bis 

1985 
1983 1 1984 1 1985 

Schleswig-Holstein 5568 6231 5803 5 867 

Hamburg 4970 5213 4916 5033 

Niedersachsen 13231 14137 13885 13 751 
Braunschweig 2952 3173 3260 3128 
Hannover 4329 4505 4023 4286 
Luneburg 2633 2791 2825 2750 
Weser-Ems 3317 3668 3777 3587 

Bremen .. 2059 2006 1999 2021 

Nordrhein-Westfalen .„ 36198 39560 38203 37987 
Dusseldorf 12010 13611 12828 12816 
Koln 9063 10015 9564 9547 
Münster '''' 4461 4620 4617 4566 
Detmold 2942 3347 3302 3197 
Arnsberg 7722 7967 7892 7860 

Hessen 10252 12097 11877 11409 
Darmstadt 6655 7 895 7964 7 505 
Gießen . 1612 1773 1637 1674 
Kassel 1985 2429 2276 2230 

Rheinland-Pfalz 6747 7266 7215 7076 
Koblenz 2486 2708 2542 2579 
Trier 671 787 821 760 
Rheinhessen-Pfalz 3590 3771 3852 3738 

Baden-Wurttemberg 15632 16252 15971 15952 
Stuttgart 5806 5819 5962 5862 
Karlsruhe. 4666 4872 4596 4 711 
Freiburg .. 2986 3255 3117 3119 
Tübingen 2174 2306 2296 2259 

Bayern 18420 18877 19252 18850 
Oberbayern 7129 7134 7 537 7267 
N 1ederbayern 1198 1344 1318 1287 
Oberpfalz. 1241 1306 1299 1282 
Oberfranken 1629 1635 1676 1647 
Mittelfranken 3121 3230 3245 3199 
Unterfranken 1684 1751 1769 1735 
Schwaben 2418 2477 2408 2434 

Saarland 2290 2644 2418 2451 

Berlin (Westl 5950 6461 6585 6332 
Bundesgebiet 121317 130 744 128124 126 728 

Ehe-
sche1-

dungen 
1e 10000 

Ein-
wohner 

1983/851) 

22,4 

31,3 

19,0 
19,4 
21,1 
18,1 
16,9 

29,9 

22,6 
25,1 
24,5 
18,9 
11,8 
21,8 

20,5 
22,0 
11,3 
18,9 

19,5 
19,0 
16, 1 
20,1 

17,2 
16,9 
19,6 
16,1 
14,9 

11,2 
19,1 
12,8 
13,3 
15,8 
21,0 
14,5 
15,8 

23,3 

34,1 
20,1 

1) (Durchschnitt der Ehescheidungen 1983 bis 1985) /(Durchschnitt der Bevölkerung 
am 1 1 1983, 1984, 1985) x 10 000 

signifikante Unterschiede zwischen einzelnen Regie-
rungsbezirken; Jedoch können die Schwankungen aus 
dieser regionalen Gliederung heraus nicht erklärt werden. 
Warum zum Beispiel liegt 1n Oberbayern die Ziffer mit 19,7 
um die Hälfte hoher als 1m benachbarten Niederbayern 
(12,8)? Der auffälligste Unterschied zwischen diesen bei-
den Regierungsbezirken liegt in der Größe der zugehöri-
gen Städte. Wahrend in Niederbayern Landshut mit 56 000 
Einwohnern die bevölkerungsreichste Stadt darstellt, ge-
hört zu Oberbayern insbesondere die Millionenstadt Mün-
chen. 

Im zweiten Schritt wurde deshalb die Gliederung der Bun-
deslander 1n Regierungsbezirke ersetzt durch eine Klassi-
fizierung nach kreisfreien Städten und Landkreisen (siehe 
Tabelle 6). Wie erwartet, hegen die Werte für die kreisfreien 
Stadte deutlich über denen der Landkreise. Die Unter-
schiede sind nicht m allen Bundesländern gleich groß. So 
weisen Schleswig-Holstein (mit 32,1 zu 19,4), Rheinland-
Pfalz (mit 28,3 zu 16,3) und Bayern (mit 23,5 zu 14,4) die 
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Tabelle 6 Scheidungsziffern 1983/85 nach Ländern für 
kre1sfre1e Städte und Landkreise 

Ehescheidungen ie 10000 Einwohner 
Land Kre1sfre1e 

1 
Landkreise 

1 Stadte insgesamt 

Schleswig-Holstein 32,1 19,4 22,4 
Hamburg 31,3 X 31,3 
Niedersachsen 25,7 17,2 19,0 
Bremen 29,9 X 29,9 
Nordrhein-Westfalen 25,7 20,1 22,6 
Hessen 26,9 18,5 20,5 
Rheinland-Pfalz 28,3 16,3 19,5 
Baden-Wurttemberg 21.7 16,2 17,2 
Bayern 235 14,4 17,2 
Saarland X 23,3 23,3 
Berlin (West) .. 34,1 X 34,1 

Bundesgebiet 26,7 17,5 20,7 

größten, Nordrhein-Westfalen (mit 25,7 zu 20,1) und Ba-
den-Württemberg (mit 21,7 zu 16,2) die geringsten Diffe-
renzen zwischen kreisfreien Städten und Landkreisen auf. 
Eine Erklärung könnte 1m unterschiedlichen Grad der Ver-
städterung liegen. Wahrend in Schleswig-Holstein und 
Bayern die Großstädte wie Inseln in einem sonst ländlich 
geprägten Raum liegen, lassen sich beisp1elswe1se in 
weiten Teilen Nordrhein-Westfalens derart scharfe Gren-
zen zwischen „Stadt" und „Land" nicht ziehen; vielmehr 
gibt es in Ballungsräumen mit hoher Einwohnerdichte 
auch außerhalb der Großstädte Siedlungsstrukturen mit 
städtischem Charakter. Solche Überlegungen führen zu 
der Annahme, daß die Scheidungshäufigkeit eher mit der 
Siedlungsstruktur als mit dem rein administrativen Merk-
mal „kreisfreie Stadt/Landkreis" zusammenhängt Hierfür 

Tabelle 7: Scheidungsziffern 1983/85 nach 
siedlungsstrukturellen Kreistypen 

Bevölkeruny Ehe-
Siedlungsstrukturen Ehe- scheidungen 

scheidungen 1) am 1. Januar ) je10000 in1000 Einwohner 

1 Regionen mit großen 
Verdichtungsräumen 
Kreistyp 1 

(Kreisfreie Städte mit 
100 000 und mehr 
Einwohnern) . ... 44889 16559,7 21,1 

Kre1styp2 
(Umlandkreise mit 
uberdurchschn1ttlicher 
Verdichtung) 25815 12284,6 21,0 

Kreistyp3 
(Umlandkreise mit unter 
dem Durchschnitt 
liegender Verdichtung) 9942 5251,2 18,9 

Zusammen 80646 34095,4 23,1 

II Regionen mit 
Verdichtungsansätzen 
Kre1styp4 

(Kreisfreie Städte 
mit 100000 und 
mehr Einwohnern) . 8437 3339,8 25,3 

Kreistyp5 
(Umlandkreise) ..... 22899 14 229,7 16,1 

Zusammen 31336 17 569,5 11,8 

III Ländlich geprägte 
Regionen 

Kre1styp6 
(Kreise und kreisfreie 
Städte) .„ ''''' 14 747 9 635,7 15,3 

Insgesamt ... 126728 61300,7 20,1 

1) Durchschnitt der Jahre 1983 bis 1985 
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spricht auch die relativ hohe Sche1dungsz1ffer des nur aus 
Landkreisen bestehenden, aber uberw1egend stadt1schen 
Charakter besitzenden Saarlandes 

Folglich wurde 1m dritten Schritt die Gliederung nach adm1-
nistrat1ven Geb1etse1nhe1ten ersetzt durch die als Erläute-
rung zu Schaubild 3 beschriebene Aufteilung 1n Reg1ons-
typen und siedlungsstrukturelle Kreistypen (siehe Tabelle 
7). Erwartungsgemaß nimmt die Sche1dungshäuf1gke1t mit 
dem Grad der Verstädterung zu. In Regionen mit großen 
Verd1chtungsräumen (hierzu zählen im wesentlichen das 
Rhein-Ruhr-Gebiet, das Rhe1n-Main-Geb1et sowie die 
Großräume Hamburg - Bremen - Hannover - Bielefeld, 
Mannheim - Ludwigshafen - Heidelberg - Karlsruhe, 
Stuttgart, Nürnberg und München) liegt die Scheidungszif-
fer bei 23,7. Regionen mit Verdichtungsansätzen (dazu 
gehören hauptsächlich größere Städte mit Umland, die 
nicht in einem der oben genannten Ballungsräume liegen) 
weisen eine Ziffer von nur 17,8 Ehescheidungen je 10 000 
Einwohner auf. Am niedrigsten liegt mit 15,3 die Ziffer 
ländlich geprägter Regionen. 

Noch deutlicher wird das Bild bei Unterscheidung nach 
Kreistypen. In Großstädten (Kreistypen 1 und 4) ist die 
Scheidungshäufigkeit höher als in Umlandkreisen (Kreis-
typen 2, 3, 5), in Umlandkreisen mit hoher Verdichtung 
(Kreistyp 2) höher als in Umlandkreisen mit geringer Ver-
dichtung (Kreistyp 3) und dort wiederum höher als in länd-
lich geprägten Regionen (Kreistyp 6). 

zusammenfassend läßt sich ein eindeutiger Zusammen-
hang zwischen Siedlungsstruktur und Scheidungshäufig-
keit feststellen, auch wenn es noch weitere Einflußfaktoren 
geben dürfte, die sich aus dem vorliegenden Material nicht 
erklären lassen. Bemerkenswert ist jedoch, daß es trotz 
zunehmender Angleichung der Lebensbedingungen von 
Stadt und Land 1n bestimmten Lebensbereichen offenbar 
immer noch gravierende Unterschiede gibt. 

Dipl. -Mathematiker Werner Braun 
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Mikrozensus und 
Erwerbstätigkeit 
im Juni 1985 

Vorbemerkung 
Für die Erhebungs1ahre 1983 und 1984 wurde der Mikro-
zensus im Hinblick auf das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Volkszählungsgesetz vom 15. Dezember 
19831) ausgesetzt 2) und ein neuer Gesetzentwurf a!s 
Rechtsgrundlage für den Mikrozensus von der Bundesre-
gierung eingebracht. Auf der Grundlage des neuen M1kro-
zensusgesetzes vom 10. Juni 1985 3) war die Durchführung 
des Mikrozensus 1m Juni 1985 erstmals wieder möglich. 
Damit können die durch die Aussetzung des Mikrozensus 
1983 und 1984 bedingten 1 n forma t 1ons1 ü c k e n 4), 

u. a. hinsichtlich einer umfassenden Darstellung der Er-
werbs- und Unterhaltssituation der Bevölkerung, ab 1985 
wieder g es c h 1 o s s e n werden. 

Im folgenden soll kurz auf den Mikrozensus und das neue 
Mikrozensusgesetz eingegangen werden. Anschließend 
können erste Ergebnisse über die Erwerbstätigkeit im 
Juni 1985 aufgezeigt werden. Neben der Analyse der auf 
den Berichtszeitraum bezogenen Ouerschnittsdaten wer-
den auch die Veränderungen zur EG-Arbeitskräftestich-
probe vom Juni 1984, soweit dies das 1984 eingeschränk-
te Frageprogramm zuläßt, und zur Mikrozensus-Erhebung 
vom April 1982 erörtert. Tiefergehende Analysen zur Er-
werbstätigkeit, zum Beruf und zu anderen Tätigkeitsmerk-
malen, zur Aus- und Weiterbildung, zur Arbeitsuche und 
Arbeitslosigkeit, zu Haushalt und Familie und zur Wohnsi-
tuation bleiben späteren Veröffentlichungen vorbehalten. 

Zum Erhebungsprogramm des Mikrozensus 

Durch eine im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens vom 
Bundestags-Innenausschuß am 25. Februar 1985 durch-
geführte öffentliche Experten-Anhörung zum neuen Mikro-
zensusgesetz wurde die Bedeutung und Notwendigkeit 
des Mikrozensus deutlich. Der Mikrozensus als wesentli-
che Informationsquelle hat primär u m fasse n d es , 
aktuelles und verläßliches Zahlenma-
t e r 1 a 1 über quantitative Gegebenheiten wie die Bevölke-
rungsstruktur, die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Bevölkerung, der Familien und Haushalte, den Arbeits-
markt, die berufliche Gliederung und Ausbildung sowie die 

1) 1 BvR 209/83 
2) Verordnung zur Aussetzung der Bundesstat1st1k uber die Bev61kerung und das 
Erwerbsleben auf reprasentat1ver Grundlage (Mikrozensus) 1m Jahr 1983 (MBI 1 
S. 1493) sowie 1m Jahr 1984 (BGBI. 1 S 1679) 
3) Gesetz zur Durchführung einer Reprasentativstat1st1k über die Bevölkerung und den 
Arbe1tsmarkt(M1krozensusgesetz)vom 10 Juni 1985(BGBl. I S. 955). 
4) Im Juni 1983 und Juni 1984 wurde jeweils eine Arbe1tskräftest1chprobe der Europäi-
schen Gemeinschaften durchgefuhrt, die in Umfang (0,4 %) und Inhalt gegenüber dem 
Mikrozensus reduziert war. Siehe He1denre1ch, H.-J. „Erwerbstat1gke1t 1m Jurn 1983" in 
W1Sta 4/1984, S 304 f und Sommer, B · „Erwerbstät1gke1t 1m Juni 1984" 1n W1Sta 
7/1985,S 533f 
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Wohnverhältnisse für die gesetzgebenden Körperschaf-
ten und für die Regierung und Verwaltung 1n Bund und 
Ländern bereitzustellen Er steht als allgemeine Service-
einrichtung auch der Öffentlichkeit, den Parteien, den So-
zialpartnern, den Kammern, Verbanden und sonstigen po-
litischen und gesellschaftlichen lnst1tut1onen sowie der 
Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung zur Verfügung. 

Durch die Problemorientierung, Aktualität und Genauig-
keit seiner Ergebnisse S) stellt der Mikrozensus seit 1957 
eine solide, verläßliche Entscheidungsgrundlage für die 
Planung sowie fLir die Erfolgskontrolle der durchgeführten 
Maßnahmen dar und liefert die Voraussetzung für eine 
fundierte Beobachtung der gesellschaftlichen, wirtschaftli-
chen und sozialen Situationen und ihrer Veränderungen. 
Seine Bedeutung gewinnt der Mikrozensus außerdem da-
durch, daß er - ausgehend von der Person - die Ergeb-
nisse auch im Fam1l1en- und Haushaltszusammenhang 
(z. B. soziale Situation, Erwerbsleben und soziale Siche-
rung) aufzeigen kann. 

Gerade die Diskussion im Verlauf des Gesetzgebungsver-
fahrens 6) zeigt, daß der Mikrozensus aufgrund der vielfälti-
gen Informationsanforderungen, verbunden mit den 
g e s t e 1 1 t e n G e n a u 1 g k e i t s a n s p r ü c h e n , als 
Datenquelle u n v e r z i c h t bar ist. Es gibt keinen Ersatz 
für den Mikrozensus. Der Mikrozensus als Mehrzweck-
stichprobe gewährleistet ein Minimum an Belastung für 
den Befragten durch die Erhebung und ein Optimum an 
Auswertungsmöglichkeiten 7). 

Das Erhebungsprogramm 1985 bis 1990 mit den in§ 5 des 
Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni 1985 festgelegten Er-
hebungsmerkmalen gewährleistet die Wiederherstellung 
der nach 1982 unterbrochenen Konti n u i t ä t des jährli-
chen Mikrozensus. In der übers ich t „Erhebungster-
mine und Auswahlsätze der Tatbestände für den Mikro-
zensus 1985 bis 1990" wird ein Überblick über die in den 
einzelnen Jahren zu erhebenden Tatbestände und die zur 
Anwendung kommenden Auswahlsätze gegeben. Dem 
rechtsstaatlichen Gebot der Normenklarheit hinsichtlich 
des Inhalts der einzelnen Fragen im Fragebogen 8) wird 
durch eine M1krozensusverordnung9) entsprochen, in der 
für alle im Mikrozensusgesetz aufgeführten Erhebungs-
merkmale die vorgesehenen Fragen einschließlich der 
Antwortmöglichkeiten detailliert vorgeschrieben sind. 

Zwar besteht die Möglichkeit, durch eine Änderungsver-
ordnung 10) eine Anpassung einzelner Fragestellungen 

SJ Siehe Herberger, L „Aktuahtat und Genauigkeit der reprasentativen Statistik der 
Bevolkerung und des Erwerbslebens' in Allgemeines Statistisches Archiv, Heft 1, 1985, 
S.16ff. 
SJ Siehe Beschlußempfehlung und Bericht des Innenausschusses zum Entwurf eines 
M1krozensusgesetzes (ST-Drucksache 10/3328) vom 13. Mai 1985 sowie Statistisches 
Bundesamt· Stellungnahme zum Fragenkatalog fur die öffentliche Anhörung des Innen-
ausschusses des Deutschen Bundestages am 25. Februar 1985 zum Entwurf eines 
M1krozensusgesetzes. 
7) Siehe Herberger, L„ „Der Mikrozensus als neues Instrument zur Erfassung sozial-
6konomischerTatbestände" in W1Sta4/1957, S. 209 ff. 
8) Das Bundesverfassungsgericht hat 1m Volkszahlungsurteil vom 15. Dezember 1983 
die Übereinstimmung von Fragebogen und Gesetz gefordert § 10 Abs 1 Mtkrozensus-
gesetz stellt die Erfullung dieser Anforderung sicher, indem die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Fragen zu den Erhebungs-
merkmalen nach§ 5 festzulegen hat. 
9) Verordnung zur Durchfuhrung einer Reprasentativstatistik uber die Bev61kerung und 
den Arbeitsmarkt (M1krozensusverordnung) vom 14. Juni 1985 (BGBI. 1 S. 289). 
10) Erste Verordnung zur Änderung der M1krozensusverordnung vom 21. April 1986 
(BGBl. I S. 436) 

Wirtschaft und Statistik 1211986 



(einschl der Antwortmogl1chke1ten) an neue Entwicklun-
gen und damit Erfordernisse, aber auch an neue Erkennt-
nisse vorzunehmen, allerdings nur 1m Rahmen der durch 
das M1krozensusgesetz bereits festgelegten Merkmale. 

Ubersicht Erhebungstermine und Auswahlsatze 
der Tatbestande fur den Mikrozensus 

Tatbestand 
Erhebungsjahr und Auswahlsatze (in D/o) 
1985 l 1986 l 1987 l 1988 l 1989 l 1990 

Merkmale der Person, Fam1l1en-, 
Haushaltszusammenhang, 
Staatsangehongke1t, Haupt-, 
Nebenwohnung 1 1 1 1 1 1 

Erwerbstatigke1t, Arbe1tsuche, 
Arbeitslosigkeit, 
N1chterwerbstatigke1t, Kind 1m 
Vorschulalter, Schuler, Student 1 1 1 1 1 1 

Quellen des Lebensunterhalts, 
Hohe des Einkommens 1 1 1 1 1 1 

Angaben zur gesetzlichen und privaten 
Krankenversicherung und zur 
gesetzlichen Rentenversicherung 1 1 1 1 1 1 

Urlaubs- und Erholungsreisen 0,1 1) 0,1 1) 0,1 1) 0,1 1) 0,1 1) 0,1 1) 

Berufliche Verhaltnisse, insbesondere 1 1 1 
Tat1gkeitsmerkmale 

Aus- und Weiterbildung 1 1 1 
Besondere Angaben fur Auslander 1 1 1 
Wohns1tuat1on der Haushalte 1 1 1 
Pendlere1genschaft, -merkmale 1 1 
Fragen zur Gesundheit 0,51) 0,51) 

Beh1ndertene1genschaft 0,5 0,5 
Private und betnebhcheAltersvorsorge 0,25 0,25 

1 J Auskunft freiwillig 

Es bleibt jedoch abzuwarten, ob diese geringe F 1ex1b1 -
1 i t ä t, vor allem 1m Hinblick auf das Gebot der Problem-
orientierung und Aktualität des Mikrozensus, ausreichend 
und praktikabel ist 

Zum neuen Mikrozensusgesetz 

Das M1krozensusgesetz vom 10 Juni 1985 tragt den aus 
dem Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 15. Dezember 1983 resultierenden Anforderungen an 
statistische Rechtsvorschriften voll Rechnung. Im Ver-
gleich mit dem bisherigen (oder fruheren) Gesetz ist auf 
folgende Neu rege 1 u n gen hinzuweisen· 

Das M1krozensusgesetz 1985 unterscheidet grund-
satzl1ch zwischen Erhebungs merk m a 1 e n 
(d. h. Merkmalen über persönliche und sachliche Ver-
hältnisse, die zur stat1st1schen Verwendung bestimmt 
sind) und H 1 I f s merk m a 1 e n, die nur der prakti-
schen Durchführung der Erhebung dienen und 1n der 
Erhebungsphase unverzichtbar sind 

Die Erhebungsmerkmale sind 1m Mikrozensusgesetz 
1985 erheblich konkretisiert worden. Der Inhalt der 
Fragen (einschl. der Antwortmöglichkeiten) wird er-
ganzend durch eine Verordnung - wie bereits er-
wähnt - festgelegt. 

Oie Hilfsmerkmale 11 ), die einen Personenbezug ver-
mitteln können, sind frühze1t1g von den Erhebungs-

11 ) Nach§ 6 M1krozensusgesetz sind dies Vor-und Familiennamen der Haushaltsmit-
glieder, Telefonnummer, Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung 1m Gebaude, Vor-
und Familienname des Wohnungsinhabers, Name der Arbe1tsstatte 
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merkmalen zu trennen (d. h. bevor die Erhebungs-
merkmale aul rriasch1nelle Oatentrager ubernommen 
werden) und g es o n der t auf zu b e w a h r e n 
Name und Anschrift konnen lediglich fur Folgebefra-
gungen 12) verwendet werden. 

Die Kennzeichnung stat1st1scher zusammenhänge 
(Gebaude-, Wohnungs- und Haushaltszugehörigkeit) 
durch die Verwendung von 0 r d nun g s nummern 
1m Erhebungsverfahren regelt ebenfalls das M1krozen-
susgesetz 

Umfangreiche Regelungen zum Trennen und Löschen 
tragen dem Datenschutz voll Rechnung. So sind u. a. 
die Hilfsmerkmale sowie alle Fragebogen und Hilfspa-
piere u n v e r zu g l 1 c h zu ver n 1 c h t e n , so-
bald sie für die Erfüllung der stat1st1schen Aufgaben 
des Mikrozensus nicht mehr benötigt werden 13). Wei-
terhin sind die Ordnungsnummern mit Ausnahme der 
Auswahlbezirksnummer zu löschen und durch sy-
stemfreie Nummern, die einen Rück g r i ff auf die 
Hilfsmerkmale und Ordnungsnummern aus -
s c h 1 i e ß e n , zu ersetzen, sobald die zusammen-
hänge zwischen Person und Haushalt sowie Haushalt 
und Wohnung festgehalten worden sind. 

In das Mikrozensusgesetz ist ergänzend ein Verbot 
einer nachträglichen Re i den t i f i k a t i o n (mit 
Strafandrohung) zum Schutz der Befragten aufgenom-
men worden. 

Die Präzisierung des Auswahlverfahrens soll 
u. a. den Einsatz eines objektiven, mathematisch-stati-
stischen Zufallsverfahrens - also den Grundsatz der 
Gleichbehandlung - gewährleisten. 

Aufgenommen wurden Regelungen hinsichtlich des 
Einsatzes von Interviewern, ihrer Auswahl, ihrer Rechte 
und Pflichten, um im Interesse der Rechtssicherheit 
eine einheitliche Praxis 14) der 1 n t er v i e wert ä t i g -
k e 1 t zu gewahrle1sten. 

Unabhängig davon, daß am Grundsatz der lnterviewer-
befragung festgehalten wird, regelt das M1krozensus-
gesetz erganzend das Verfahren der schriftlichen 
Au s k u n f t s e r t e i 1 u n g und die Wahlmöglichkeit, 
allein oder gemeinsam mit anderen Haushaltsmitglie-
dern zu antworten. 

Das M1krozensusgesetz benennt die Punkte, über die 
die Auskunftspflichtigen s c h r 1ft1 ich zu u n -
t er r 1 c h t e n sind, um einerseits das Vertrauen des 
Befragten auf den Schutz seiner Daten zu stärken, 
andererseits die Bereitschaft zur Mitwirkung an der 
Erhebung zu fördern. 

12) § 11 Abs 4 M1krozensusgesetz benennt hierzu nur die Folgebefragungen im Rah-
men der bis zu vier aufeinanderfolgenden 1ahrhchen Erhebungen in den ausgewählten 
Auswahlbezirken einerseits und die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Durchfuhrung 
der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte andererseits 
13) Das M1krozensusgesetz setzt hier als spatesten Termin .vier Jahre nach Durchfuh-
rung des iahrl1chen Mikrozensus"(§ 11 Abs 2 M1krozensusgesetz) 
14) Zuverlass1ge Interviewer sind vom Stat1st1schen Landesamt mit besonderer Sorgfalt 
auszuwahlen, zu schulen und uber ihre Rechte und Pflichten zu belehren Es wtrd kein 
Interviewer 1n unmittelbarer Nahe seiner Wohnung oder bei einem Interessenkonflikt 
aufgrund seiner beruflichen oder d1enst11chen Tat1gke1t eingesetzt 
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Die Stichprobenerhebung über Arbe1tskrafte in den 
Europäischen Gemeinschaften, die durch unmittelbar 
geltende Rechtsakte der Europci.1schen Gemeinschaf-
ten angeordnet wird, sowie der Mikrozensus können 
zur gleichen Zeit mit g e m e 1 n s amen, sich ergän-
zenden Erhebungsunterlagen durchgeführt und ge-
meinsam ausgewertet werden. 

Die im M1krozensusgesetz aufgeführten Regelungen stel-
len keine grundsätzlich neue Verfahrensweise in der Erhe-
bung und Aufbereitung des Mikrozensus dar, sondern 
praz1sieren teilweise nur das in der Praxis bereits ausge-
übte Vorgehen, und zwar wesentlich ausfuhrlicher als die 
vorangegangenen Rechtsgrundlagen und die Regelun-
gen bei Arbeitskräftest1chproben in anderen Ländern. Mit 
seinen verfahrensmäß1gen Bestimmungen ist das M1kro-
zensusgesetz sicherlich zukunftsweisend, da das allge-
meine Persönlichkeitsrecht, der Schutz der Privatsphäre 
und das Recht auf individuelle „informationelle Selbstbe-
stimmung" so durch Gesetz gewahrt werden. Es darf aber 
nicht übersehen werden, daß der Mikrozensus seit seiner 
Einführung den Persönlichkeitsbereich respektiert und 
das Stat1st1kgehe1mnis als oberstes Gebot angesehen hat. 
Statistikgeheimnis und Datenschutz waren seit jeher als 
Verpflichtung dem Bürger gegenüber gesehen worden. 

Zur Testerhebung mit freiwilliger 
Auskunftserteilung 
Die Diskussion um die Au s k u n f t s p f 1 i c h t nahm im 
Gesetzgebungsverfahren einen sehr breiten Raum ein. 
Das neue Mikrozensusgesetz sieht erneut grundsätzlich 
Auskunftspflicht vor. Die Freiwilligkeit der Auskunftsertei-
lung ist nur bei den Fragen zu den Urlaubs- und Erho-
lungsreisen, zur Gesundheit und nach dem Eheschlie-
ßungsjahr vorgegeben. Ein Verzicht auf die Auskunfts-
pflicht für alle übrigen Tatbestände ist nach dem heutigen 
Kenntnisstand der wissenschaftlichen Forschung und den 

bisherigen Erfahrungen in der Bundesrepublik zur Zeit 
nicht möglich, da ansonsten die Genauigkeit der Ergeb-
nisse so sinkt, daß der Zweck des Mikrozensus (mit den 
gestellten Genauigkeitsanforderungen) nicht erreicht wer-
den kann. Auf die Notwendigkeit eines hohen Grades an 
Genauigkeit der Daten der amtlichen Statistik weist das 
Volkszahlungsurteil von 1983 hin. Für den Mikrozensus im 
besonderen bestätigt dies das M i k r o z e n s u s u r t e i 1 

des Bundesverfassungsgerichts von 1969: „Bei Berück-
sichtigung des Umstandes, daß bereits die Verweigerung 
der Angaben durch wenige Befragte das Ergebnis der 
Repräsentativumfrage in Frage stellen konnte, belastete 
es schließlich den einzelnen nicht übermäßig, daß ihm das 
Gesetz ... eine Verpflichtung zur Beantwortung der Fra-
gen ... auferlegte" 15). In einer Entschließung zum Gesetz-
entwurf bringt der Bundestag zum Ausdruck, daß er die 
oben genannten im M1krozensusgesetz enthaltenen frei-
willigen Tatbestände als wichtigen Schritt für die methodi-
sche Weiterentwicklung der Bundesstatistik 16) ansieht. 
„Der eingeschlagene Weg, Bevölkerungsbefragungen als 
Bundesstatistik auf freiwilliger Grundlage durchzuführen, 
sollte konsequent mit dem Ziel fortgesetzt werden, die 
Freiwilligkeit der Beantwortung möglichst auf alle Sachver-
halte zu erstrecken." Der Bundestag folgte hierbei den 
Anforderungen aus dem Volkszählungsurteil 1983, die ste-
tige Weiterentwicklung der Methoden von amtlicher Stati-
stik und Sozialforschung bei seinen Entscheidungen zu 
berücksichtigen und nach dem Verhältnismäßigkeitsprin-
zip zu prüfen, inwieweit bei dem erreichten Stand der 
Methodendiskussion alternative Erhebungstechniken als 
mildeste Mittel eingesetzt werden können. 

Zur Feststellung, ob in künftigen Mikrozensuserhebungen 
ganz oder teilweise auf die Aus-
k u n f t s p f 1 i c h t v e r z i c h t et werden kann, sind in 

15) Bundesverfassungsgericht· Urteil vom 16. Juli 1969 - 1 BvL 19/63 zur Verfassungs-
mäßigkeit einer Reprasentativstat1st1k (Mikrozensus), S 9. 
16) ST-Drucksache 10/3328, S 3 

Tabelle 1: Bevölkerung - Deutsche und Ausländer - nach Beteiligung am Erwerbsleben 
Ergebnisse des Mikrozensus und der EG-Arbeitskräftestich probe 

Stand: April 1982, Juni 1984 und Juni 1985 

1985 1 1985gegenüber1982 1985 gegenüber 1984 
Beteiligung 

Ins- 1 Männer 1 Frauen 1 Ins- j Männer j Frauen 1 Ins- 1 1 Männer j Frauen Ins- j Männer j Frauen 1 l~s- t 1 Männer 1 Frauen am gesamt gesamt gesam gesamt ge am Erwerbsleben 
1000 1 % 1000 1 % 

Insgesamt 
Bevölkerung . 60987 29162 31825 - 674 -333 -341 - 1, 1 - 1.1 - 1,1 -209 - 90 -119 - 0,3 - 0.3 - 0,4 
Erwerbs-

personen „. 29012 17578 11433 + sn +157 +520 + 2.4 + 0.9 + 4,8 +197 + 32 +165 + 0.7 + 0.2 + 1,5 
Nichterwerbs-

personen 31975 11584 20391 -1351 -490 -860 - 4,1 - 4,1 - 4,0 -406 -122 -284 - 1,3 - 1,0 - 1,4 

Deutsche 
Bevölkerung 56551 26741 29810 - 403 -118 -285 - 0.7 - 0,4 - 0,9 -140 - 42 - 98 - 0,2 - 0.2 - 0,3 
Erwerbs-

personen .... 26651 16010 10640 + 711 +221 +489 + 2,7 + 1,4 + 4,8 +248 + 72 +m + 0.9 + 0,4 + 1,7 
Nichterwerbs-

personen 29901 10731 19170 -1114 -339 -ns - 3,6 - 3,1 - 3,9 -389 -114 -275 - 1,3 - 1,0 - 1,4 

Ausländer 
Bevölkerung ... 4436 2421 2015 - 271 -215 - 56 - 5,7 - 8,2 - 2,7 - 69 - 48 - 21 - 1,5 - 1,9 - 1,0 
Erwerbs-

personen .... 2361 1568 793 - 34 - 64 + 30 - 1,4 - 3,9 + 4,0 - 52 - 40 - 12 - 2,1 - 2,5 - 1,5 
Nichterwerbs-

personen .... 2074 853 1222 - 237 -151 - 86 -10.2 -15,0 - 6,6 - 17 - 8 - 9 - 0,8 - 0.9 - 0,7 
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dem M1krozensusgesetz Testerhebungen, 1n denen alter-
native Verfahren zugrunde zu legen sind, für die Jahre 1985 
bis 1987 festgelegt worden Bei der Festlegung der alter-
nativen Verfahren und bei der Auswertung der Testerhe-
bungen wirkt ein W1ssenschaftl1cher Beirat mit 17) Uber die 
Ergebnisse der Testerhebungen, das heißt uber die Effi-
zienz von fre1wlll1gen Erhebungen unter Bedingungen ver-
schiedener Erhebungsverfahren und ablauforganisatori-
scher Regelungen und Vorkehrungen, wird noch zu einem 
späteren Zeitpunkt zu berichten sein 

Ergebnisse 

Deutliche Zunahme der Erwerbspersonen 

Die Gesamtzahl der Bevolkerung ist 1m Juni 1985 gegen-
über Juni 1984 um rund 209 000 Personen (- 0,3 %) auf 
knapp 61,0 Mill. Personen (siehe Tabelle 1) gesunken 1B). 

17) Gemaß § 13 Abs 3 M1krozensusgesetz setzt sich der Beirat aus zwei Hochschulleh-
rern auf dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretern der Sozialforschung zusammen 
Der Deutsche Bundestag hat bei der Beratung des Volkszahlungsgesetzes 1987 be-
schlossen, daß der Beirat auch an der Vorbereitung und Durchfuhrung der Volkszahlung 
1987 m1tw1rken soll 
18) Bei der vergleichenden Gegenuberstellung der Ergebnisse aus dem Mikrozensus 
1982 bzw 1985 und der EG-Arbe1tskraftest1chprobe 1984 ist der untersch1edl1che 
Auswahlsatz von 1%1n 1982 bzw 1985 und von 0.4 % 1n 1984 und der somit unter-
sch1edl1che. durch den Stichprobenfehler bestimmte Uns1cherhe1tsbere1ch (Zufalls-
schwankungen) zu berucks1chllgen Der relative Standardfehler geht 1m Mikrozensus 
1982 bzw 1985 fur hochgerechnete Besetzungszahlen unter 5 000 (d h fur weniger als 
50 Personen oder Falle in der Stichprobe) fur alle Merkmalsgruppen uber ± 20 % 
hinaus In der EG-Arbe1tskraftestichprobe 1984 hegt diese Grenze (50 Falle 1n der 
Stichprobe) bei hochgerechnet 12 500 Das heißt fur gleich große, hochgerechnete 
Angaben liegt 1984 gegenuber 1982 bzw 1985 ein großerer Stichprobenfehler vor 
Ferner ist zu beachten, daß der EG-Arbe1tskraftest1chprobe ebenso wie dem Mikrozen-
sus das „Benchtswochenkonzept" zugrunde hegt, das heißt daß die Merkmale der 
befragten Personen fur eine festgelegte Berichtswoche ermittelt werden Gegenuberge-
stellte Ergebnisse mehrerer Jahre liefern folglich nur Ouerschn1ttsvergleiche, die zw1-
schenzeitl1ch eingetretene Veranderungen nur insoweit einbeziehen, als sie 1n der 
1ewe1l1gen Berichtswoche noch andauerten Fur den Mikrozensus 1985 und die EG-Ar-
be1tskraftestichprobe 1984 konnte 1m Vergleich zu dem Mikrozensus 1982 nur eine sehr 
spate Berichtswoche festgelegt werden (Berichtswoche 19 bis 25 April 1982, 4 bis 
10 Juni 1984 und 10 bis 16 Juni 1985) Dadurch ergeben sich bei Vergleichen mit den 
Ergebnissen vom April 1982, Juni 1984 und Juni 1985 gewisse saisonale Effekte, die bei 
der Interpretation der Ergebnisse berucksichtigt werden mussen 
Das Berichtswochenkonzept (d h die E1nbez1ehung aller 1n der Berichtswoche beste-
henden Erwerbstat1gke1ten, auch der 1n dieser Zeit begonnenen oder beendeten) sowie 
die Anpassung der bei der Erhebung ermittelten Daten an die Eckzahlen der - mit 
zunehmendem Abstand zur letzten Volkszahlung unsicherer werdenden und erfah-
rungsgemaß uberhohten - Bevolkerungsfortschre1bung fuhren neben anderen Grun-
den dazu, daß die Gesamtzahl der Erwerbstat1gen nach dem Mikrozensus 1ewe1ls uber 
den aus allen verfugbaren stat1st1schen Quellen durchschnittlichen Erwerbstat1genzah-
len des zweiten Quartals bzw des Jahres liegt Siehe Becker, B „Entwicklung der 
Erwerbstat1gke1t 1985" 1n W1Sta4/1986, S 261 ff 

Damit setzte sich die seit 1982 vorliegende ruckläuf1ge 
Entwicklung 1m gleichen Maße fort Ergebnisse aus der 
naturlichen Bevölkerungsbewegung und der Wande-
rungsstat1st1k zeigen auf, daß dieser Ruckgang auf den 
Sterbefallüberschuß und den negativen Wanderungssal-
do zuruckzufuhren ist Der deutliche Überschuß der Ster-
befälle über die Geburten entfallt zu etwa zwei Dritteln auf 
die deutschen Frauen Obwohl fur Ausländer seit Anfang 
1985 die Zuwanderungen wieder über den Abwanderun-
gen liegen, ergibt sich aufgrund der starken Nettoabwan-
derung in 1984 ein deutlicher Ruckgang der Bevölke-
rungszahl vor allem bei den Männern, und zwar vom April 
1982 bis Juni 1985 um rund 271 000 Ausländer (- 5,7 %, 
also durchschnittlich - 1,9 % pro Jahr). Bei der Betrach-
tung der Arbe1tsmarktentw1cklung sind demographische 
Einflusse wie Wachstum/Rückgang der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter sowie Verschiebungen in der Alters-
und Geschlechtsstruktur zu berücksichtigen. Während die 
Bevölkerung von Juni 1984 bis Juni 1985 in der Altersklas-
se „unter 15 Jahre" eine deutliche Abnahme um 2,1 % (bei 
we1bl1chen Personen - 2,5 %) und in der Altersklasse „65 
und älter" eine Zunahme um 0,9 %, vor allem bei Männern 
( + 1,9 %), aufweist, entspncht die Verminderung der Be-
völkerung im „erwerbsfähigen" Alter (15 bis unter 65 Jahre) 
mit - 0,3 % bei den Männern und - 0,2 % bei Frauen in 
etwa der Gesamtbevölkerungsentwicklung (siehe Tabel-
le 2). 

Der Abnahme der Bevölkerung vom Juni 1984 zum Juni 
1985 stehen ein Anstieg der Erwerbspersonen (Erwerbs-
tätige und Erwerbslose) um rund 197 000 ( + 0,7 %) und 
ein Rückgang der Nichterwerbspersonen um 406 000 
(- 1,3 %) gegenüber (siehe Tabelle 1 ). Der Rückgang der 
Nichterwerbspersonen fällt bei den Frauen mit - 1,4 % 
nur unwesentlich stärker als bei den Männern mit - 1,0 % 
aus. Demgegenüber liegt bei den Erwerbspersonen der 
Schwerpunkt des Zuwachses mit + 1,5 % bet den Frauen 
(gegenuber + 0,2 % bei Männern). Diese Entwicklung 
liegt seit 1982 auf fast gleichem Niveau. Von April 1982 bis 
Juni 1985 erhöht sich die Erwerbspersonenzahl allein um 
520 000 Frauen, die N1chterwerbspersonenzahl verringert 
sich dagegen um 860 000 Frauen 

Tabelle 2: Bevölkerung nach Altersgruppen und Familienstand 
Ergebnisse des Mikrozensus und der EG-Arbeitskräftestichprobe 

Stand Apnl 1982, Juni 1984 und Juni 1985 

Alter von bis 1985 1985gegenüber1982 1985gegenuber1984 
unter __ Jahren ---

g~~=~t 1 Manner 1 Frauen Ins- / 1 Ins- 1 / Ins- 1 M" 1 F Ins- 1 1 Familienstand gesamt Manner Frauen gesamt Manner Frauen gesamt anner rauen gesamt Männer Frauen 
Beteiligung 

am Erwerbsleben 1000 % 1 ()()() % 

unler15 8968 4579 4389 -1380 -747 -633 -13,3 -14,0 -12,6 -192 - 80 -112 - 2,1 - 1,7 - 2,5 

15-65 42733 21256 21476 + 923 +532 +391 + 2,2 + 2,6 + 1,9 -105 - 71 - 34 - 0,2 - 0,3 - 0,2 
Ledig 13357 7574 5 783 + 739 +475 +264 + 5,9 + 6,7 + 4,8 -104 - 30 - 74 - 0,8 - 0,4 - 1,3 
Verheiratet 26171 12733 13438 - 213 -143 - 70 - 0,8 - 1,1 - 0,5 -140 -107 - 33 - 0,5 - 0,8 - 0,2 
Verwitwet/ 

geschieden 3204 949 2256 + 397 +199 +198 +14,1 +26,6 + 9,6 +139 + 66 + 73 + 4,5 + 7,5 + 3,4 
Erwerbs-

personen 28706 17 399 11308 + 750 +195 +555 + 2,7 + 1,1 + 5,2 +225 + 38 +187 + 0,8 + 0,2 + 1,1 
Nichterwerbs-

personen 14026 3858 10169 + 173 +337 -164 + 1,2 + 9,6 - 1,6 -329 -109 -221 - 2,3 - 2,7 - 2,1 

65undmehr 9286 3327 5960 - 217 -118 - 99 - 2,3 - 3,4 - 1,6 + 87 + 61 + 26 + 0,9 + 1,9 + 0,4 
Insgesamt 60987 29162 31825 - 674 -333 -341 - 1,1 - 1,1 - 1,1 -209 - 90 -119 - 0,3 - 0,3 - 0,4 
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Schaubild 1 

ERWERBSTATIGE UND ERWERBSLOSE 

Ergebnisse des M1krozensus11 und der EG·Arbe1tskraftestrchprobe 2) 
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Erwerbslose 
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1 J 1975 bis 1982 und 1985 - 2) 1983 und 1984 
Stat1st1sches Bundesamt 86 1089 

Die Gesamtentwicklung auf dem Arbeitsmarkt von 1975 
bis 1985 - mit der meist gegenläufigen Entwicklung bei 
den Erwerbstätigen und Erwerbslosen - ist in Schau-
bild 1 aufgezeigt. 

Gut jede zweite erwerbslose Frau lebt überwiegend 
von ihren Angehörigen 

Erstmals seit 1982 konnte im Mikrozensus vom Juni 1985 
wieder die Frage nach dem uberw1egenden Lebensunter-
halt der Bevölkerung gestellt werden. Dadurch ist es mög-
lich, deutlich zwischen der ausgeübten Tätigkeit einerseits 
und den Einkommens- und Unterhaltsquellen anderer-
seits zu unterscheiden. Dem uberw1egenden Lebensun-
terhalt kommt eine besondere Bedeutung zu, weil ein Teil 
der Bevölkerung über mehrere Einkommensquellen ver-
fugt, von denen die ausgeübte Tätigkeit nicht immer die 
vorherrschende Einkommensquelle ist. In Tabelle 3 sind 
die Ergebnisse nach dem Erwerbskonzept und nach dem 
Unterhaltskonzept kombiniert. 

Demographische Einflüsse, wie zum Beispiel die bereits 
erwähnte Verschiebung in der Altersstruktur der Bevölke-
rung, finden ihren Niederschlag auch in den Ergebnissen 
nach dem Unterhaltskonzept. So ist bei den Nichterwerbs-
personen eine deutliche Umschichtung in bezug auf die 
überwiegende Unterhaltsquelle festzustellen. Die rückläu-
fige Zahl der Kinder unter 15 Jahren, aber auch die oben 
genannte Umschichtung bei den Frauen von Nichterwerbs-
personen zu Erwerbspersonen, bedingen, daß der Anteil 
der Nichterwerbspersonen. die ihren überwiegenden Le-
bensunterhalt durch ihre Angehörigen bestreiten (also 
überwiegend nicht aus eigenen, sondern von den Einkom-
mensquellen ihrer Eltern bzw. ihres Ehegatten leben), an 
den Nichterwerbspersonen insgesamt von April 1982 mit 
65,2 % bis Juni 1985 auf 62,8 % sinkt. 

Für die Erwerbslosen hat sich der überwiegende Lebens-
unterhalt durch Arbeitslosengeld/-hilfe zwar mit + 31,2 % 
deutlich gesteigert, aber in seiner Bedeutung (d. h. in sei-
nem Anteil an den Erwerbslosen insgesamt) ist er im 
gleichen Zeitraum von 56,2 auf 48,3 % deutlich gesunken. 
Demgegenüber hat sich die Zahl der Erwerbslosen, die 

Tabelle3: Bevölkerung 1985 nach Beteiligung am Erwerbsleben (Erwerbskonzept) 
und überwiegendem Lebensunterhalt (Unterhaltskonzept) 

Ergebnisse des Mikrozensus 
Stand· April 1982 und Jum 1985 

Erwerbskonzept Unterhaltskonzept 

Personen 
davon mit uberwiegendem Lebensunterhalt durch 

Erwerbstätigkeit Arbeitslosengeld/-h1lfe Rente und dergleichen Angehörige 
Beteiligung Ge- 1985 1985 1985 1985 1985 

am schlecht ms- gegen- gegen- gegen- gegen- gegen-
Erwerbsleben gesamt über zusammen uber zusammen über zusammen uber zusammen über 

1982 1982 1982 1982 1982 
t 000 % 1000 1 %') % 1000 1 %') % 1000 1 %') % 1000 1 %') % 

Bevölkerung ..... insgesamt 60987 - 1,1 25075 41,1 + 1,2 1166 1,9 + 31,9 12503 20,5 + 3,0 22244 36.5 - 6,8 
männlich 29162 - 1,1 15892 54,5 - 0,5 735 2,5 + 36,5 5317 18,2 + 2,5 7218 24,8 - 7,5 
weiblich 31825 - 1,1 9184 28,9 + 4,4 430 1,4 + 24,8 7185 22,6 + 3,4 15026 41,2 - 6,5 

Erwerbspersonen ... insgesamt 29012 + 2,4 25075 86,4 + 1,2 1166 4,0 + 31,9 593 2,0 + 9,0 2178 7,5 + 1,8 
männlich 17 578 + 0,9 15892 90,4 - 0,5 735 4,2 + 36,5 311 1,8 + 8,1 640 3,6 + 2,3 
weiblich 11433 + 4,8 9184 80,3 + 4,4 430 3,8 + 24,8 282 2,5 +10,1 1538 13,5 + 1,7 

Erwerbstätige „. insgesamt 26626 - 0,6 25075 94,2 + 1,2 15 0,1 + 133,9 296 1, 1 -11,7 1241 4,7 - 25,5 
männlich 16402 - 1,1 15892 96,9 - 0,5 11 0.1 I 149 0.9 -10,6 350 2, 1 - 22,9 
weiblich 10225 + 0,4 9184 89,8 + 4,4 I I I 147 1,4 -12,7 890 8,7 - 26,4 

Erwerbslose2) .... insgesamt 2385 +52,9 X X X 1151 48,3 + 31,2 297 12,4 +42.3 938 39,3 + 91,5 
männlich 1177 +42.0 X X X 724 61,6 + 35,2 162 13,8 +33,6 290 24.6 + 68,9 
weiblich 1209 +65,2 X X X 427 35,3 + 24,9 134 11,1 +54,4 648 53,6 + 113,7 

Nichterwerbspersonen insgesamt 31975 - 4,1 X X X X X X 11910 31,2 + 2,8 20065 62,8 - 7,7 
männlich 11584 - 4,1 X X X X X X 5006 43.2 + 2,2 6578 56,8 - 8,3 
weiblich 2039t - 4,0 X X X X X X 6904 33,9 + 3,2 13488 66, 1 - 1,4 

')Anteil an Spalte .insgesamt". - 2) Einschl. arbeitsuchender Schüler und Studenten. 
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Schaub11d2 

BEVOLKERUNG, ERWERBSLOSE UND NICHTERWERBSPERSONEN 1975 BIS 1982 UND 1985 NACH UBEAWIEGENDEM LEBENSUNTERHALT1l 
Ergebnisse des Mikrozensus 1975 bis 1982 und 1985 

Uberw1egender Lebensunterhalt durch 

~ Erwerbstat1gke1t ~ Arbe1tslosengeld/~h1lfe ~ Rente und dgl ~ Angehorige 

% Bevo lkeru ng Erwerbslose Nichterwerbspersonen % 
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1) Fur 1983 und 1984 liegen keine Angaben zum uberw1egenden Lebensunterhalt vor 

ihren uberw1egenden Lebensunterhalt durch ihre Eltern, 
ihren Ehegatten oder andere Verwandte bestreiten, in 
demselben Zeitraum nahezu verdoppelt, ihr Anteil an den 
Erwerbslosen hat sich insgesamt von 30,4 auf 39,3 % sehr 
stark erhöht Bei den erwerbslosen Frauen mit überwie-
gendem Lebensunterhalt durch Angehonge fallen der Zu-
wachs mit + 113,7 % und die Veränderung des Anteils 
von 41,4 auf 53,6 % noch deutlicher aus Eine weitergehen-
de d1fferenz1erte Analyse, auch 1m Hinblick auf die Auswir-
kungen der Langze1tarbe1tslos1gke1t und der Wiederauf-
nahme der Arbeitsuche bei verheirateten Frauen, bleiben 
spateren Veroffentl1chungen vorbehalten 19). 

19) Siehe auch Mayer, H -L „Erwerbslos1gke1t 1m Haushaltszusammenhang" in W1Sta 
9/1981, s 657 ff 
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Für die Bevölkerung insgesamt ist zusammenfassend 
festzustellen, daß 1m Juni 1985 die Erwerbstatigke1t mit 
41, 1 % (gegenüber 40,2 % im April 1982) fast unverändert 
die wichtigste Quelle des überwiegenden Lebensunter-
halts darstellt. Während der Unterhalt durch Angehörige 
im Apnl 1980mit40,1 % (1982: 38,7 %) an den überwiegen-
den Unterhaltsquellen insgesamt noch mit der Erwerbstä-
tigkeit (40,3 %) als vorherrschende Einkommensquelle 
fast gleichbedeutend war, ist die Bedeutung deutlich auf 
36,5 % im Juni 1985 zurückgegangen. In demselben Zeit-
raum ist aber der Anteil der Bevölkerung, die überwiegend 
von Arbeitslosengeld/-hilfe lebt, von 0,6 auf 1,9 % und der 
der übrigen Unterhaltsquellen (Rente, Pensionen, Sozial-
hilfe, sonstige Unterstützungen - wie z. B. BAFöG und 
Vorruhestandsgeld -, eigenes Vermögen, Vermietung, 
Zinsen, Altenteil) von 19,0 auf 20,5 % gestiegen (siehe 
Schaubild 2). 

Tabelle 4 Anteil der Erwerbspersonen an 100 Männern bzw Frauen der jeweiligen Altersgruppen (Erwerbsquoten) 
Ergebnisse der EG-Arbe1tskraftest1chprobe und des Mikrozensus 

Stand Jum 1984 und Juni 1985 

Alter von Frauen 
Manner 

bis unter zusammen 1 ledig 1 verheiratet 1 verwitwet 1 geschieden 
Jahren 1984 [ 1985 1984 1 1985 1 1984 1 1985 1 1984 1 1985 1 1984 1 1985 1 1984 1 1985 

15-20 46,5 47,9 41,0 41,9 40,6 41,7 56,7 51,4 / / / / 
20-25 79,2 80,1 71,3 73,8 75,1 77,6 62,8 64,7 / I 75,6 74,4 
25-30 86,7 87,9 65,6 67,0 80,9 84,5 58,1 58,2 / / 76,6 82,0 
30-35 95,0 96,4 59,8 61,6 89,4 90,4 53.4 54,9 66,0 65,8 84,4 85,2 
35-40 97,1 97,7 59,8 61,9 90,3 91,7 54,6 56,6 66,5 73,3 87,1 88,8 
40-45 97,5 97,6 60,3 61,6 90,2 89.7 55,6 56,7 68,4 68,1 86,7 90,2 
45-50 96,6 96,6 56.4 57,1 87,0 85.7 51,5 52,4 61,2 65,3 88,1 86,5 
50-55 92,9 93,2 49,7 50,2 82,6 84,1 44.7 45,3 55.4 52,5 76,7 80,6 
55-60 80,1 79,1 40,2 37,8 78,0 75.7 34,6 31,7 37,6 37,9 70,6 6'9,3 
60-65 35,2 33,0 11,8 10,9 22,0 19.4 10,1 9.4 10,4 9,9 20,8 20,2 

15-65 81.4 81,9 51,7 52,7 61.4 63,5 47,5 47,8 32,0 32,2 76,0 78,4 

65-70 9,4 8,8 4,5 3,6 10,3 6,8 4,7 3,5 3,3 3,1 I / 
70-75. 5,7 5,5 2,9 2,6 8,0 6,5 2,9 2,9 2,1 1,8 I / 
75undmehr 3,3 3,2 1,2 1,1 3,4 2,4 1,8 1,1 0,7 0,9 / / 

15undmehr 71,3 71,5 41,1 41,7 56,8 58,8 42,5 42,5 9,2 9,4 65,4 66,4 

Insgesamt 1) 60,0 60,3 35,3 35,9 33,3 34,6 42,5 42,5 9,2 9,4 65,4 66,4 

1) Die .Insgesamt-Quoten" zeigen die Anteile der Erwerbspersonen an der gesamten Bevolkerung entsprechenden Geschlechts und Familienstands. 
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Schaub11d3 

ALTERSSPEZIFISCHE ERWERBSQUOTEN FUR MÄNNER UND FRAUEN 1975 UND 1985 
Ergebnis der EG-Ergebnisse des Mikrozensus 1975 und 1985 

% Manner und Frauen 
100 

80 

ao 

40 

20 

Alter von. bis unter . Jahren 

Erwerbsquote der 15- bis unter 55jährigen 
gestiegen, die der 55- bis unter 65jährigen weiter 
deutlich gesunken 

Durch den bereits aufgezeigten Rückgang der Bevölke-
rung bei gleichzeitigem Anwachsen der Erwerbspersonen 
erhöht sich die Gesamterwerbsquote, das heißt der Anteil 
der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) an 
der Gesamtbevölkerung, im Juni 1985 auf 60,3 % bei den 
Männern und 35,9 % bei den Frauen. Damit setzt sich der 
seit 1976 feststellbare Anstieg der Gesamterwerbsquote 
fort20). Diese Quoten sind abhängig von dem Altersaufbau 
der Bevölkerung und seiner Veränderung sowie von dem 
- auch im Zeitablauf - unterschiedlichen Erwerbsverhal-
ten der einzelnen Bevölkerungsgruppen. Hier liefern ge-
schlechts- und altersspezifische Erwerbsquoten, die sich 
als Anteil der Erwerbspersonen an den Männern bzw. 
Frauen der jeweiligen Altersgruppe bestimmen lassen, 
Hinweise auf auffällige Unterschiede im Erwerbsverhalten 
(siehe Tabelle 4). 

Die Betrachtung der Bevölkerungsgruppe der 15- bis un-
ter 65jährigen Männer, die auch als im „erwerbsfähigen" 
Alter befindlich bezeichnet werden, weist eine von 1975 bis 
1984 rückläufige Erwerbsquote auf, die 1m Gegensatz zu 
der stetig steigenden Gesamterwerbsquote steht, aber in 
den Verschiebungen im Altersaufbau der Bevölkerung be-
gründet ist. Von Juni 1984 bis Juni 1985 ist erstmals wieder 
eine ansteigende Erwerbsquote für die genannte Bevölke-
rungsgruppe (von 81,4 auf 81,9 %) aufgetreten, und zwar 
auch in den einzelnen Altersgruppen, mit Ausnahme der 
55- bis unter 65jährigen Männer. Bei den Frauen im „er-
werbsfähigen" Alter insgesamt setzt sich die langfristige 

20) Siehe Darstellung der Erwerbsquoten 1975 bis 1982; Mayer, H.-L "Umschichtung 
der Erwerbsbevölkerung" in WiSta 10/1983, S. 784 
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Erhöhung der Erwerbsquoten fort (52,7 % im Juni 1985 
gegenüber 51,7 % im Juni 1984). Dieser Anstieg und damit 
die Fortsetzung des langfristigen Trends gilt auch für die 
einzelnen Altersgruppen. Eine Ausnahme stellen hier 
ebenso wie bei den Männern die 55- bis unter 65jährigen 
Frauen dar. In der letztgenannten Altersgruppe ist deutlich 
die Wirkung der Maßnahmen zur Entlastung des Arbeits-
marktes, wozu vor allem vorgezogene Verrentungen zu 
zählen sind, feststellbar. Während 1975 die Erwerbsquote 
für 60- bis unter 65Jährige Männer bei 58,3 % liegt, sinkt 
diese bis zum Juni 1985 auf 33,0 %. Bei den gleichaltrigen 
Frauen reduziert sich die Erwerbsquote im entsprechen-
den Zeitraum von 16,4 auf 10,9 %. Die zuletzt genannten 
sinkenden Erwerbsquoten werden aber durch die in den 
anderen Altersgruppen ansteigenden Erwerbsquoten bei 
einer Zusammenfassung zu einem Gesamtindikator mehr 
als kompensiert. 

Ein möglicherweise verändertes Ausbildungsverhalten 
führt insbesondere bei den männlichen Personen im Alter 
von 15 bis unter 20 Jahren zu einem seit 1982 bestehenden 
Anstieg der Erwerbsquote auf 47,9 % im Juni 1985 (gegen-
über 46,0 % im April 1982). 

Bei dem Vergleich der altersspezifischen Erwerbsquoten 
für Frauen zwischen Mai 1975 und Juni 1985 (siehe Schau-
bild 3) weist die Altersgruppe „35 bis unter 40 Jahre" die 
größte Veränderung auf, und zwar steigt die Erwerbsquote 
von 50,0 auf 61,9 %, das heißt von 100 Frauen in dieser 
Altersklasse stehen fast zwölf zusätzlich im Erwerbsleben. 
Da für ledige Frauen von jeher hohe Erwerbsquoten zutref-
fen, beruht diese Entwicklung auf einer entscheidenden 
Veränderung des Erwerbsverhaltens der verheirateten 
Frauen im entsprechenden Alter (56,6 % im Juni 1985 ge-
genüber 45,9 % im Mai 1975) sowie der geschiedenen 
Frauen (88,8 gegenüber 79,6 %). 
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Tabelle 5 Erwerbslose 1 ) nach Altersgruppen 
Ergebnisse der EG-Arbe1tskraftest1chprobe und des Mikrozensus 

Stand Juni 1984undJuni 1985 

1984 1 1985 
Alter von bis Insgesamt 1 Manner 

1 
Frauen ! Insgesamt 1 Manner unter Jahren 

1 000 

15 - 20 320 140 180 285 125 
20 - 25 395 197 198 421 199 
25 - 35 586 294 292 645 300 
35 - 45 396 197 199 419 202 
45 - 55 345 183 163 392 213 
55 - 60 136 77 59 186 113 
60 - 65 27 21 6 33 23 
65 und mehr I I I I I 

Insgesamt 2 207 1110 1 098 2385 1177 

dar Auslander 309 180 129 339 

1) Einschl arbeitsuchender Schuler und Studenten. 

15- bis unter 20jährige Erwerbslose deutlich unter 
dem Vorjahresniveau 

200 

Die Zahl der Erwerbslosen ist von Juni 1984 bis Juni 1985 
auf rund 2,385 Mill. Erwerbslose gestiegen21). Hinter die-
sem Zuwachs und Erwerbslosen-Niveau lassen sich 
durch eine Differenzierung nach Altersgruppen und Fami-
lienstand einige demographische Aspekte untersuchen. 

War noch 1m Juni 1984 nahezu jeder dritte Erwerbslose 
junger als 25 Jahre, so liegt 1m Juni 1985 der Anteil dieser 
Altersgruppe an den Erwerbslosen insgesamt mit 29,6 % 
deutlich unter dem Voqahresniveau (siehe Tabelle 5). Dies 
ist u. a. auf eine Abnahme der Zahl der 15- bis unter 
20Jährigen Erwerbslosen zurückzuführen, die unter ande-
rem auch in dem Rückgang der Gesamtbevölkerung die-
ser Altersgruppe 1m gleichen Zeitraum um 234 000 ursäch-
lich begründet ist. Wie Tabelle 6 jedoch zeigt, liegen nach 
wie vor die höchsten Erwerbslosenquoten (als Anteil der 
Erwerbslosen an den abhängigen Erwerbspersonen) mit 
13,0 % im Juni 1985 bei den 15- bis unter 20Jahngen. 

Eine besonders hohe Steigerung der Erwerbslosenzahl 
ergibt sich fur die 55- bis unter 60Jähngen ( + 47,8 % 1m 

21 ) Die Abgrenzung der ermittelten Erwerbslosen 1n der EG-Arbe1tskraltest1chprobe 
1984 (nationales Konzept) erfolgt wie beim Mikrozensus Zur Vergle1chbarke1t der 1m 
Mikrozensus erm1ttellen Erwerbslosen mit den Arbeitslosen der Bundesanstalt fur 
Arbe1I siehe Mayer, H -L „Zur Abgrenzung und Struktur der Erwerbslos1gke1t" 1n W1Sta 
1/1979, S 22 ff Hier ist insbesondere das Benchtswochenkonzept zu berucks1cht1gen, 
wonach bei der Zuordnung einzelner Personen der Erwerbstat1gke1t Pnontat vor der 
Erwerbslos1gke11 eingeraumt wird Andererseits zahlen - 1m Gegensalz zur Arbe1tslo-
sen-Def1ni11on der International Labour Organisation (ILO) - auch kurzfristig nicht 
verfugbare Arbeitsuchende zu den „Erwerbslosen" nach dem Mikrozensus, dies fuhrt 
einerseits zu einer N1veauerhohung und andererse1ls zu einer Einschrankung des 
Ze1tvergle1ches Auch die zwischen EG-Arbe1tskraftest1chprobe 1984 und Mikrozensus 
1985 zum Teil abweichende Fragestellung und die Nichterfragung des Bezugs von 
Arbe1tslosengeld/-h1lfe 1m Jahr 1984 konnen die Ergebnisse beider Jahre beeinflußt 
haben 

1 

1 1985 gegenuber 1984 
Frauen ! Insgesamt 1 Manner 1 Frauen ! Insgesamt 1 Manner 1 Frauen 

1 
% 

161 - 35 - 15 - 19 - 10,8 - 10,8 - 10,7 
222 + 26 I + 24 + 6,1 I + 12,2 
345 + 59 + 6 + 53 + 10,0 + 2,0 + 18,1 
217 + 23 + 5 + 18 + 5,7 + 2,5 + 8,8 
180 + 47 + 30 + 17 + 13,6 + 16,4 + 10,5 
73 + 50 + 37 + 13 + 36,6 + 47,8 + 22,2 
11 + 6 I I + 22, 1 I I 
I I I I I I I 

1209 + 178 + 67 + 111 + 8,1 + 6,0 + 10,1 

139 + 31 + 20 + 11 + 9,9 + 11,1 + 8,2 

Juni 1985 gegenüber Juni 1984), aber auch für die 45- bis 
unter 55Jährigen Männer ( + 16,4 %). Bei den Frauen, bei 
denen insgesamt eine überdurchschnittliche Zunahme 
der Erwerbslosen um 10,1 % (gegenüber+ 6,0 % bei den 
Männern) vorliegt, sind von hohen Steigerungen insbe-
sondere die Altersgruppen „25 bis unter 35 Jahre" und „55 
bis unter60Jahre" betroffen. 

Die Erwerbslosenquoten in Tabelle 6 bestätigen, daß für 
Personen tm Alter von 35 bis unter 55 Jahren die negativen 
Auswirkungen der derzeitigen Arbeitsmarktsituation noch 
am wenigsten spürbar sind. Einerseits liegen hier - mit 
Ausnahme der Personen im Alter von 60 Jahren und älter 

Tabelle 6 · Anteil der Erwerbslosen 1 ) an 100 Personen 
der abhängigen Erwerbspersonen der jeweiligen Altersgruppen 

(Erwerbslosenquoten) 
Ergebnisse der EG-Arbeitskräftestichprobe und des Mikrozensus 

Stand Juni 1984 und Juni 1985 

Alter von. bis Insgesamt 1 Männer 1 Frauen 
unter Jahren 1984 1 1985 1 1984 1 1985 1 1984 1 1985 

15-20 14,4 13,0 11,5 10,4 17,8 16,3 
20-25 10,6 10,9 9,6 9,7 11,7 12,4 
25-35 9,8 10,3 8,3 8,1 12,1 13,5 
35-45 6,9 7,5 5,4 5,8 9,4 10,1 
45-55 6,3 7,0 5,2 5,9 8,6 9,1 
55-60 7,5 10,1 6,6 9,3 9,1 11,5 
60-65 5,6 7,0 6,3 6,9 4,0 7,3 
65undmehr . I I I I I I 

Insgesamt 8,7 9,2 7,1 7,5 11,0 11,8 
dar Auslander ,,, 13,5 15,3 11,8 13,6 16,9 18,5 

1) Einschl arbeitsuchender Schüler und Studenten 

- die niedrigsten Erwerbslosenquoten vor (7,5 % bei den 
35- bis unter 45Jährigen bzw. 7,0 % bei den 45- bis unter 
55jährigen), andererseits sind - zumindest 1m Vergleich 
zu anderen Altersgruppen - niedrige Zugänge an Er-
werbslosen zu verzeichnen. 

Tabelle 7: Erwerbslose 1 ) nach Familienstand 
Ergebnisse des Mikrozensus und der EG-Arbe1tskräftest1chprobe 

Stand Juni 1984 und Juni 1985 

Familienstand Insgesamt 1 Männer 1 Frauen 
1 000 1 

0io2) 1 Ofo3) 1 1 000 1 Ofo2) 1 Ofo3) 
1 1 000 1 Ofo2) 

1 
Ofo3) 

Ledig 972 11,3 + 1,7 567 11,3 + 0,3 404 11,3 + 3,6 Verheiratet 1132 1,3 +11,3 487 4,9 + 8,6 644 11,6 + 13,4 Verwitwet 52 11,3 + 19,8 15 12,5 + 7,9 37 10,8 +25,3 Geschieden 230 11,1 + 19,9 107 18,9 +30,5 123 15,8 +12,0 
Insgesamt 2385 9,2 + 8,1 1177 7,5 + 6.0 1209 11,8 +1a1 

1
) Einschl arbeitsuchender Schuler und Studenten - 2) Anteil an den abhängigen Erwerbspersonen entsprechenden Geschlechts und Familienstands - 3) Zunahme Juni 1985 

gegenüber Juni 1984 
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Von den rund 2,385 Mill. Erwerbslosen bilden die verheira-
teten Frauen mit 644 000 (27,0 %) die stärkste Erwerbslo-
sengruppe (siehe Tabelle 7) Im Vergleich zu den ledigen 
Frauen und den ledigen oder verheirateten Männern wei-
sen die verheirateten erwerbslosen Frauen 1m Juni 1985 
gegenuber Juni 1984 eine wesentlich starkere Zunahme 
( + 13,4 %) auf Auffällig ist weiterhin die hohe Erwerbslo-
senquote für Geschiedene (17,1 %), die außerdem erheb-
lich über dem Voqahresniveau ( + 19,9 %) liegt 

Bei der Untersuchung der hinsichtlich Geschlecht und 
Fam1l1enstand unterschiedlichen Erwerbslosenstruktur 
auf seine sozialen Auswirkungen ist auch die Dauer der 
Erwerbslosigkeit/ Arbeitsuche zu berücksichtigen. Von 
den Erwerbslosen, die die Frage nach der Dauer der Ar-

Tabelle 8: Erwerbslose 1 ) 1985 mit Angabe zur Dauer der Ar-
beitsuche nach Familienstand und Dauer der Arbeitsuche 

Ergebnis des Mikrozensus 
Stand Juni 1985 

Prozent 

Dauer der Arbeitsuche 
Familienstand 

unter 1 Jahr 1 1 Jahr und langer 

Männer 
Ledig .. 

· I 
56,5 43,5 

Verheiratet ..... 48,9 51,1 
Verwitwet/geschieden 33,6 66,4 

Zusammen 50,9 49,1 

Frauen 
Ledig ... .... 

1 

63,9 36,1 
Verheiratet ....... 54,7 45,3 
Verwitwet/geschieden 41,7 58,3 

Zusammen .. 56,0 44,0 

Insgesamt 
Ledig .. 59,5 40,5 
Verheiratet ....... "' 52,2 47,8 
Verwitwet/geschieden .. 38,2 61,8 

Insgesamt ... 53,5 46,5 

11 Einschl arbeitsuchender Schüler und Studenten. 

beitsuche beantworteten, suchten im April 1982 11,8 % 
bereits ein Jahr lang oder länger eine Arbeit. Dieser Anteil 
hat sich zum Juni 1984 auf 43,3 % und dann zum Juni 1985 
weiter auf 46,5 % erhöht (siehe Tabelle 8). Bei den männli-
chen Erwerbslosen liegt dieser Anteil bereits bei 49,1 %. 
Mehr als jeder zweite erwerbslose Ehemann sucht im Juni 
1985 bereits ein Jahr lang oder länger eine Arbeit. Bei den 
verwitweten und geschiedenen Personen liegt dieser An-
teil mit 61,8 % deutlich über dem Durchschnittsniveau. 

200 000 Selbständige mehr als im Mai 1975 

Die Arbeitsmarktlage und damit die Struktur der Erwerbs-
tätigen war in den letzten zehn Jahren erheblichen Verän-
derungen unterworfen. So sind u. a. im Vergleich der Er-
werbstät1genzahlen vom Mai 1975 und vom Juni 1985 nicht 
nur ein höherer Erwerbstät1genstand, sondern auch Um-
schichtungen zwischen den Wirtschaftsbereichen fest-
stellbar (siehe Tabelle 9). Während der Anteil der Erwerbs-
tat1gen 1n der „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei" von 
6,6 % 1m Mai 1975 auf 4,7 % 1m Juni 1985 gefallen ist und im 
„Produzierenden Gewerbe" von 46,5 auf 41,7 % zurück-
ging, weist der Wirtschaftsbereich „Handel, Verkehr und 
Nachrichtenübermittlung" nahezu unveränderte Anteile 
aus. Demgegenüber konnten die „übrigen Wirtschaftsbe-
reiche" (insbesondere die Dienstleistungen) ihre Bedeu-
tung erheblich steigern. Von 100 Erwerbstätigen arbeiten 
1m Juni 1985 knapp 36 in diesem Bereich, also fast sieben 
mehr als im Mai 1975. Diese Entwicklung ist auch in der 
Differenzierung nach der Stellung im Beruf unübersehbar. 
Im Juni 1985 liegt die Zahl der Selbständigen in den „übri-
gen Wirtschaftsbereichen" (Dienstleistungen) mit 815 000 
um 200 000 Personen, also um rund ein Drittel, über dem 
Niveau vom Mai 1975. Da die Zahl der Selbständigen in der 
„Land- und Forstwirtschaft, Fischerei" in demselben Zeit-
raum um 153 000 zurückgegangen ist, ist die positive Ent-
wicklung im Dienstleistungsbereich zum größten Teil kom-
pensiert. Für die Abhängigen (Arbeiter, Angestellte, Beam-
te) ist von 1975 bis 1985 in den ,;übrigen Wirtschaftsberei-
chen" eine Zunahme um rund 1,8 Mill. Erwerbstätige und in 
„Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung" eine Zu-
nahme von 0,27 Mill. feststellbar; im „Produzierenden Ge-
werbe" arbeiten demgegenüber fast 0,9 Mill. Abhängige 
weniger. 

Bei der Betrachtung der konjunkturell bedingten Entwick-
lung der abhängigen Erwerbstätigen zwischen Juni 1984 
und Juni 1985 zeigt sich eine Erhöhung der Erwerbstäti-
genzahl, die wiederum durch die „übrigen Wirtschaftsbe-
reiche" (Dienstleistungen) getragen wird (siehe Tabelle 
10). Die Zunahme von 209 000 Abhängigen (in allen Wirt-
schaftsbereichen zusammen) zwischen den beiden oben 
genannten Zeitpunkten beruht allein auf dem Zuwachs bei 
den weiblichen Abhängigen 22). 

22) Zur langfnst1gen Entwicklung der Stellung der Frau siehe auch Schnorr-Bäcker, S.: 
„Zur Stellung der Frau 1n der Wirtschaft" 1n W1Sta 7/1986, S. 489 ff. 

Tabelle 9: Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen 
Ergebnisse der EG-Arbeitskräftestichprobe und des Mikrozensus 

Stand: Mai 1975, April 1982, Juni 1985 

Erwerbstätige 
Darunter Stellung im Beruf 

Selbständige 1 Abhängige 1) Wirtschaftsbereich 
1975 1 1982 1 1985 1975 1 1982 1 1985 1 1975 1 1982 1 1985 

1000 1 %1 1000 1 % 1 1000 1 % 1 000 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei .. . ... 1726 6,6 1346 5,0 1262 4,1 613 483 460 239 262 289 

Produzierendes Gewerbe . 12070 46,5 11725 43,8 11 095 41,1 586 574 585 11347 11 080 10448 
Handel, Verkehr und Nach-

richtenübermittlung .... 4619 11,8 4 728 11,1 4 780 18,0 581 552 564 3889 4106 4154 
Übrige Wirtschafts-

bereiche . „ „ '' 7545 29,1 89n 33,5 9 49() 35,6 618 716 815 6788 8185 8599 
Insgesamt. 25960 100 26774 100 26626 100 2398 2324 2424 22264 23633 23491 

1) Beamte, Angestellte, Arbeiter, kaufmännisch/technisch und gewerblich Auszubildende. 
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Tabelle 10: Abhangig Erwerbstatige 1 ) nach W1rtschaftsbere1chen 
Ergebnisse der EG-Arbe1tskraftest1chprobe und des Mikrozensus 

Stand Juni 1984 und Juni 1985 

1984 1 1985 1985 gegenuber 1984 

Wirtschaftsbereich Ins- 1 1 gesamt Manner Frauen [ Ins- 1 

gesamt Manner [ 1 Ins- 1 1 1 Ins- 1 Frauen gesamt Manner Frauen gesamt Manner [ Frauen 

1 000 l % 

Land- und Forstwirtschaft, 
F1schere1 263 182 81 289 188 101 + 26 + 6 + 20 + 10,0 + 3,4 + 25,0 

Produzierendes Gewerbe 10481 8 016 2465 10448 7 921 2527 - 33 - 94 + 62 - 0,3 - 1,2 + 2,5 
Handel, Verkehr und 

Nachr1chtenuberm1ttlung 4164 2249 1915 4154 2 230 1925 - 10 - 19 + 10 - 0,2 - 0,8 + 0,5 
Ubrige Wirtschaftsbereiche 8375 3983 4391 8599 4090 4509 + 225 + 107 + 118 + 2,7 + 2,1 + 2,1 

Insgesamt 23 282 14430 8853 23491 14429 9062 + 209 I + 209 + 0,9 / + 2,4 

1) Beamte, Angestellte, Arbeiter, kaufmannisch/techrnsch und gewerblich Auszubildende 

44,5 % der verheirateten Frauen gehen einer 
Teilzeittätigkeit nach 

Die Teilze1terwerbstät1gkeit bei Frauen ist von zunehmen-
der Bedeutung. Zur Beurteilung dieser Entwicklung kön-
nen aus dem Mikrozensus einerseits Ergebnisse über die 
normalerweise pro Woche geleisteten Arbeitsstunden 1e 
Erwerbstätigen herangezogen werden, in die Schwankun-
gen etwa wegen unregelmäßig geleisteter Überstunden, 
Krankheit oder Urlaub nicht eingehen. Andererseits kann 
die Selbsteinstufung des Befragten - wie sie der Mikro-
zensus und die EG-Arbe1tskräftestichproben vorsehen -
als Vollzeit- oder Te1lzeitbeschäftigte sowie die Angabe 
der Ursachen bzw. der arbeitsmarktbezogenen Gründe für 
eine Te1lzeittät1gke1t, falls eine solche vorliegt, ein wichtiger 
Indikator für die Beurteilung der Arbeitsmarktsituation 
sein In der folgenden Darstellung werden nur die Abhän-
gigen betrachtet ( 1985 gibt es knapp 500 000 te1lzeitbe-
schäftlgte Selbständige und Mithelfende Familienangehö-
rige). Im Juni 1985 stufen 1,4 % der abhängig erwerbstäti-
gen Männer ihre Tätigkeit als Teilzeitarbeit ein, während 
28,9 % der erwerbstätigen Frauen in abhängiger Tätigkeit 
(44,5 % der verheirateten) einer Teilzeitarbeit nachgehen 
(siehe Tabelle 11 ). Von den 2,621 Mill. teilzeitbeschäftigten 
Frauen sind 2,188 Mill. (83,5 %) verheiratet. Der Vergleich 
mit den Ergebnissen 1m Mai 1975 zeigt, daß die Zunahme 
bei den erwerbstätigen Frauen in abhängiger Tätigkeit um 
1,03 Mill auf 9,06 Mill. im Juni 1985 vor allem auf einer 

Erhöhung der Teilzeittätigkeit beruht, und hier insbeson-
dere bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit bis zu 
20 Stunden in der Woche. Während im Mai 1975 der Anteil 
der abhängigen Frauen, die einer Tätigkeit von normaler-
weise 20 Stunden oder weniger pro Woche nachgehen, 
bei 13,6 % (1,09 Mill.) liegt, ist er im Juni 1985 auf 16,9 % 
(1,53 Mill.) gestiegen. 

Der hohe Anteil der Teilzeittätigkeit steht offensichtlich im 
Einklang mit den Präferenzen der weiblichen abhängigen 
Erwerbstätigen. Fast zwei Drittel aller teilzeitbeschäftigten 
Frauen wünschen keine Vollzeittätigkeit; nur 7,1 % gehen 
einer Te1lze1tarbe1t nach, weil sie keine Vollzeittätigkeit 
finden konnten. 

Bei der Frage nach einem unbefristeten oder befristeten 
Arbeitsvertrag sind zwischen männlichen und weiblichen 
Abhängigen nicht so starke geschlechtsspezifische Un-
terschiede festzustellen wie hinsichtlich der Vollzeit- und 
Teilzeittätigkeit. Im Juni 1985 sind 11,8 % der Abhängigen 
(mit Angabe zur Dauer des Arbeitsverhältnisses) mit einem 
befristeten Arbeitsvertrag tätig (siehe Tabelle 12). Betroffen 
von befristeten Arbeitsverträgen sind vor allem ledige und 
1unge Abhängige, was vor allem auf der Befristung des 
Arbeitsvertrages im Rahmen einer Berufsausbildung und 
der Wehr- bzw Ersatzdienstzeit beruht. 

Dennoch entfällt fast ein Drittel der befristeten Arbeitsver-
träge auf abhängig Erwerbstätige im Alter von 25 Jahren 
oder älter. Zur Beurteilung der Ursache und der arbeits-

Tabelle 11. Abhängig Erwerbstätige 1 ) 1985 nach Vollzeit-/Teilzeittätigkeit und Familienstand 
Ergebnis des Mikrozensus 

Frauen 
Vollzeit-IT e1lze1ttattgke1t Einheit Insgesamt Männer 

zusammen 1 
davon 

ledig 1 verheiratet 1 verwitwet 1 geschieden 

Abhang1g Erwerbstätige . 1 000 23491 14429 9062 3184 4915 306 657 
% 100 100 100 100 100 100 100 

Vollze1ttat1gke1t 1 000 20672 14232 6440 3018 2727 171 524 
% 88,0 98,6 11,1 94,8 55,5 55,9 19,8 

Te1lzeittat1gke1t 1000 2819 198 2621 166 2188 135 133 
% 12,0 1,4 28,9 5,2 44,5 44,1 20,2 

wegen Schulausbildung oder 
sonstiger Aus-
und Fortbildung 0io2) 6,4 19,5 5,5 16,2 4,8 3,9 4,6 

wegen Krankheit, Unfallfolgen '/o2) 1,9 1,1 1,5 3,1 1,0 I 4,2 
weil Vollze1ttatigke1t 

nicht zu finden ist 'Jo2) 1,5 13,3 1, 1 22,9 5,3 6,4 16,5 
weil Vollze1ttiltigke1t 

nicht gewünscht wird 'Jo2) 61,8 22,6 64,8 28,4 69,0 59,1 46,2 
Sonstiges 'fo2) 22,3 31,5 21,2 28,8 19,9 26,2 28,5 

1) Beamte, Angestellte, Arbeiter, kaufmännisch/technisch und gewerblich Auszubildende. - 2) Anteil an Zeile. Teilzeittätigkeit". 
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Tabelle 12. Abhangig Erwerbstätige 1 ) 1985 nach Familienstand, 
Altersgruppen und Art des Arbeitsvertrags 

Fam1l1enstand 
Altersgruppen 

Manner 
Frauen 

Insgesamt 
dar Auszubildende 

Ledig 
Verheiratet 
Verwitwet 
Geschieden 

von ... bis 
unter. Jahren 
15-20 .. 
20-25. 

.. 

25-30 ... .. 
30-40 . .. 
40-50 .. . .. 
50 und mehr .. ... 

Ergebnrs des Mikrozensus 
Stand Junr 1985 

1000 

1 Arbeitsvertrag 
Insgesamt ....-.--~---~----< 

1 unbefristet 1 befristet lohneAngabe 

14429 
9062 

23491 
1546 

12569 
7 857 

20425 
391 

nach dem Familienstand 
7 653 5 480 

14 310 13 519 
411 384 

1117 1 043 

nach dem Alter 

1907 820 
3428 2585 
2934 2605 
5143 4810 
5752 5479 
4326 4126 

1702 
1 039 
2741 
1138 

2067 
596 

19 
59 

1 059 
800 
294 
260 
189 
139 

158 
166 
325 

17 

107 
195 

8 
15 

28 
42 
36 
73 
84 
62 

1) Beamte, Angestellte, Arbeiter, kaufmannisch/techn1sch und gewerblich Auszubil-
dende. 

marktbezogenen Gründe hierfür und der Auswirkungen 
hinsichtlich der Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt sind noch 
tiefergehende Untersuchungen vorzunehmen. 

Nettoeinkommen für knapp die Hälfte der 
Erwerbstätigen über 1 800 DM 
Ein anschauliches Bild der sozialen Struktur der Erwerbs-
tätigen liefert die die Angaben zur Erwerbsbeteiligung/-tä-
tigkeit ergänzende Heranziehung von Einkommensanga-
ben aus dem Mikrozensus. Nach der Aussetzung des 
Mikrozensus für die Erhebungs1ahre 1983 und 1984 konn-

te 1n der Erhebung vom Juni 1985 erstmals wieder die 
Frage zum 1nd1v1duellen Nettoeinkommen gestellt werden. 
Ermittelt wird 1n vorgegebenen Einkommensgruppen die 
Gesamthöhe des Nettoeinkommens, also aus allen Ein-
kommensquellen, nicht nur aus der ausgeübten berufli-
chen Tät1gke1t. Die aus einer derartigen Selbsteinstufung 
der Befragten 1n vorgegebene Einkommensgruppen ge-
wonnenen Ergebnisse sind zwar 1n der Aussagekraft23) 
begrenzt, sie sollen aber auch weniger zum Nachweis von 
Einkommensschichtungen für die Gesamtbevölkerung 
oder verschiedene Personengruppen dienen. Vielmehr 
sollen die Einkommensaussagen die vorliegenden sozio-
ökonom1schen Merkmale ergänzen und so zum Beispiel 
eine differenzierte Untergliederung der abhängig Erwerbs-
tätigen liefern. In Tabelle 13 sind die Erwerbstätigen nach 
ihrer Stellung 1m Beruf und den ermittelten Einkommens-
gruppen dargestellt, wobei die Selbständigen in der 
„Land- und Forstwirtschaft, Fischerei", die Mithelfenden 
Familienangehörigen aller Wirtschaftsbereiche sowie Er-
werbstätige, die keine Angabe über ihre Einkommenslage 
gemacht haben oder kein eigenes Einkommen haben, aus 
der Betrachtung ausgeklammert sind. 

Von den 24,06 Mill. Erwerbstätigen im Juni 1985, für die im 
Mikrozensus Einkommensangaben ermittelt wurden, gab 
ein Viertel ein Nettoeinkommen im Monat Mai von unter 
1 200 DM, etwas mehr als ein Viertel von 1 200 DM bis 
unter 1 800 DM und ein Drittel von 1 800 DM bis unter 3 000 
DM an. 12,7 % der Erwerbstätigen verfügten im Mai 1985 
über mehr als 3 000 DM netto im Monat. Bei Betrachtung 

23) Zur Problematik des Aussagewertes von Einkommensangaben zur Selbsteinschät-
zung siehe Grass, K „Zur Genauigkeit von Einkommensangaben rn Interviews" in 
W1Sta 3/1973, S 193 ff., sowie Euler, M · „Genauigkeit von Ernkommensangaben in 
Abhäng1gke1tvon der Art der stat1st1schen Erfassung" 1n W1Sta 10/1983, S. 813 ff. 

Tabelle 13: Erwerbstätige 1 ) nach Stellung im Beruf und Nettoeinkommensgruppen 
Ergebnrsse des Mikrozensus 

Stand. April 1982 und Juni 1985 

In den Einkommensgruppen von . bis unter .. DM 
Berichts- Erwerbstätige 

unter 

1 

600 

1 

1000 

1 

1200 

1 

1400 

1 

1800 

1 

2200 

1 

3000 

1 

4000 
Stellung im Beruf zeit- insgesamt - - - - - - - und 

raum2) 600 1000 1200 1400 1800 2200 3000 4000 mehr 
1000 1 O/o 

Insgesamt 
Selbständige ... ... ... 1985 1751 100 6,0 5,9 5,4 4,1 10,0 14,5 16,5 13,5 24,1 
Beamte .. ... 1985 2133 100 6,8 2,1 2,0 4,5 12,1 16,9 25,6 19,8 10,3 
Angestellte3) .. .. 1985 10021 100 9,7 11,1 6,7 1,2 11,4 16,4 15,7 9,2 6,5 
Arbeiter4) .... .. ... 1985 10158 100 12,8 9,3 6,6 8,9 26,6 23,6 10,5 1,4 0,3 

Insgesamt . 1985 24062 100 10,5 9,1 6,1 7,4 20,3 19,3 14,5 7,2 5,5 
1982 24608 100 11,4 9,9 1,2 9,0 21,9 17,3 12,9 6,2 4,3 

Männer 
Selbständige .... ... 1985 1310 100 2,3 3,3 3,8 3,2 9,2 14,8 18,3 15,7 29,3 
Beamte ... ... 1985 1671 100 8,4 1,3 1,3 3,4 10,5 16,2 25,4 21,1 12,3 
Angestellte3) ... . .. 1985 4695 100 5,1 2,6 1,7 2,9 11,4 18,9 26,5 17,7 13,2 
Arbeiter4) ... . .. ... 1985 7339 100 8,3 3,1 3,0 6,7 31,0 31,4 14,3 1,8 0,4 

Zusammen. 1985 15015 100 6,8 2,8 2,5 4,8 20,7 24,3 19,7 10,2 8,3 
1982 15514 100 7,1 2,6 3,4 6,9 24,4 22,7 17,7 8,8 6,4 

Frauen 
Selbständige ... .. 1985 441 100 11,0 13,8 10,0 6,7 12,3 13,6 11,1 6,7 8,9 
Beamte .... .... 1985 461 100 I 4,7 4,4 8,5 18,0 19,2 26,2 15,2 3,0 
Angestellte3) ..... ... 1985 5326 100 13,9 18,5 11,1 10,9 22,7 14,2 6,3 1,8 0,7 
Arbeiter4) .. ········ 1985 2819 100 24,6 25,5 15,9 14,6 15,2 3,4 0,7 I I 

Zusammen ... 1985 9047 100 16,7 19,7 12,2 11,7 19,6 11,0 5,8 2,2 1,0 
1982 9095 100 18,7 22,2 13,5 12,7 17,7 8, 1 4,7 1,6 0,7 

1) Ohne 2,6 Mill Selbständige in der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Mithelfende Familienangehörige aller Wirtschaftsbereiche sowie ohne Erwerbstätige, die keine Angabe 
uber ihre Einkommenslage gemacht haben. - 2) Für Einkommensangaben März bzw Mai des betreffenden Erhebungsjahres; für iJbrige Merkmale April bzw. Juni. - 3) Einschl 
Auszubildende in anerkannten kaufmännischen und technischen Ausbildungsberufen - 4) Ernschl Auszubildende in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen. 
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dieser Einkommensstruktur ist grundsatzl1ch zu beruck-
s1cht1gen, daß die zugrundeliegenden Einkommensanga-
ben zum einen auch andere Einkommensquellen als die 
ausgeubte berufliche Tat1gke1t (z.B. Renten, Mieteinnah-
men, Zinsen) sowie eine zweite Erwerbstat1gke1t enthalten 
konnen, sich zum anderen aber auch nur auf Te1lze1t- oder 
Gelegenhe1tstät1gke1ten beziehen konnen 

Bei der Untergliederung der Einkommensstruktur nach 
dem Geschlecht und der Stellung 1m Beruf sind ganz 
erhebliche Strukturunterschiede feststellbar Bei dieser 
Betrachtung darf aber die te1lwe1se andersartige Tätig-
keits- und Arbeitszeitstruktur für die 1ewe1l1gen Erwerbstä-
t1gengruppen nicht außer acht bleiben 24). So ist der Tatbe-
stand, daß jede zweite Arbeiterin 1m Mai 1985 ein Monats-
einkommen von unter 1 000 DM zur Verfügung hat, u. a. in 
dem - gegenüber den männlichen Erwerbstatigen -
weit höheren Anteil von Teilzeitarbeit begründet. Während 
80,6 % der Arbeiterinnen 1m Mai 1985 ein eigenes Netto-
einkommen von unter 1 400 DM angeben, verfügen ledig-
lich 21,1 % der Arbeiter über ein entsprechend niedriges 
Einkommen. Nicht ganz zwei Drittel der Arbeiter haben 
sich den Einkommensgruppen zwischen 1 400 DM bis 
unter 2 200 DM zugeordnet. 

Dtpl.-Kaufmann Hans-Joachim Heidenre1ch 

24) Bei den Angestellten und Arbeitern ist zu berucks1cht1gen, daß in diesen Gruppen 
auch die 1ewe1l1gen Auszubildenden enthalten sind, die wegen ihres niedrigen Einkom-
mens zu einer Erhohung der Anteile 1n den niedrigen Einkommensgruppen fuhren. Ein 
ahnhcher Einfluß ist bei den Beamten durch die E1nbez1ehung derWehrd1enstle1stenden 
zu beachten 
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Zur Verfügbarkeit von 
Daten der 
Kostenstru ktu rstatisti ken 
des Statistischen 
Bundesamtes 

Vorbemerkung 
Die Kostenstrukturerhebungen gehören zu den wichtig-
sten Statistiken, die vom Statistischen Bundesamt zentral, 
das heißt ohne Einschaltung der Statistischen Landesäm-
ter, durchgeführt werden. Ihre Hauptaufgabe ist es, ein Bild 
über die Aufwands- und Ertragsstruktur 1n den Produk-
tionsprozessen von Wirtschaftseinheiten zu vermitteln. 

Hierbei kommt den Erhebungen als Datenbasis für die 
Ermittlung der Produktionswerte und der Wertschöpfung 
von Unternehmen eine wichtige Rolle zu. Darüber hinaus 
lassen die Kostenstrukturstatistiken die Bedeutung der 
Kostenfaktoren in der Produktion erkennen, bilden eine 
der notwendigen Grundlagen für Produktivitätsberech-
nungen und geben somit wichtige Anhaltspunkte für Ver-
gleiche der Wirtschaftlichkeit innerhalb und zwischen den 
Wirtschaftszweigen. Wesentliche Bedeutung haben die 
Statistiken auch für Untersuchungen der internationalen 
Wettbewerbssituation der deutschen Wirtschaft. 

Die Ergebnisse der Kostenstrukturerhebungen werden 
nicht nur von Politik und Verwaltung, sondern auch von der 
Wirtschaft und ihren Verbänden, der Wissenschaft und 
vielen anderen gesellschaftlichen Gruppierungen benö-
tigt. Daneben liefern die Kostenstrukturerhebungen wichti-
ge Ausgangsdaten für weiterführende Berechnungen im 
Rahmen der amtlichen Statistik. So bilden sie eine unent-
behrliche Datengrundlage für die Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen. Hier werden die Ergebnisse vor allem 
für die Berechnung der Wertschöpfung und ihrer Kompo-
nenten für Wirtschaftsbereiche im Rahmen der Entste-
hungsrechnung des Sozialproduktes herangezogen; dar-
über hinaus liefern sie wichtige Informationen für die Input-
Output-Rechnungen. Im Rahmen der Statistiken im Produ-
zierenden Gewerbe bilden die Kostenstrukturerhebungen 
u. a. eine wesentliche Grundlage für die Berechnung von 
Produktionsindizes und liefern Anhaltspunkte für die Ab-
stimmung mit wichtigen Größen der Material- und Waren-
eingangserhebung. 

Im folgenden sollen die wichtigsten Verwendungszwecke 
und Auswertungsmöglichkeiten der Angaben aus den Ko-
stenstrukturerhebungen des Statistischen Bundesamtes 
näher erläutert werden. Dabei wird, ausgehend von der 
Entstehungsgeschichte der Erhebungen, auch auf neuere 

986 

Entwicklungen und einige aktuelle Anforderungen einge-
gangen. 

1 Auf- und Ausbau der Kostenstrukturerhebungen 
Die Kostenstrukturerhebungen in der Bundesrepublik 
Deutschland haben sich über einen langen Zeitraum hin-
weg entwickelt und bieten sich heute als ein System von 
insgesamt 24 Erhebungen dar (siehe Übersicht 1 ). Ihre 
Entwicklung und Ausgestaltung stand von Anfang an in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Aufbau der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu Beginn der fünfzi-
ger Jahre Die Erhebungen sollten „in erster Linie Unterla-
gen für die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und 
die Sozialproduktsberechnung liefern" 1). 

Die ersten vom Statistischen Bundesamt in den Jahren 
1951 /52 durchgeführten Kostenstrukturerhebungen wur-
den durch das Volkszählungsgesetz vom 27. Juli 1950 
angeordnet. Die Erhebungen erstreckten sich auf den Be-
reich der gewerblichen Wirtschaft sowie auf ausgewählte 
freie Berufe. Sie waren als Stichprobenerhebungen auf 
repräsentativer und freiwilliger Grundlage konzipiert2). 
Eine Ausnahme bildet die einmalig für das Jahr 1953 
durchgeführte Kostenstrukturerhebung in der Wohnungs-
wirtschaft3), zu der gezielt ausgewählt wurde und Aus-
kunftspflicht bestand. 

Mit dem Gesetz über Kostenstrukturstatistik 
(KoStrukStatG) vom 16. Mai 1959 (BGBI. 1 S. 245) wurden 
die Kostenstrukturerhebungen auf eine dauerhafte Grund-
lage gestellt. Für die einzelnen Erhebungsbereiche wurde 
zeitlich versetzt ein v1erjährlicher Erhebungsturnus einge-
führt: 

Erstes Erhebungsjahr (beginnend 1959): Industrie und 
Handwerk; 

Zweites Erhebungs1ahr: Verkehrsgewerbe und freie Be-
rufe (neben Ärzten und Zahnärzten auch Tierärzte, 
Rechtsanwälte mit und ohne Notariat, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Architekten so-
wie Beratende Ingenieure); 

Drittes Erhebungsjahr: Großhandel (einschl. Verlags-
wesen) sowie Handelsvertreter- und Handelsmakler-
gewerbe; 

Viertes Erhebungsjahr: Einzelhandel sowie Gast-
gewerbe. 

Bis zum Jahr 1974 liefen die Kostenstrukturerhebungen 
unverändert im dargestellten Erhebungsturnus ab. 

Mit der Einführung einer jährlichen Pressestatistik wurde 
1975 das Gesetz über Kostenstrukturstatistik von 1959 

1) Siehe Barteis, H ,Das Programm der Kostenstrukturerhebungen 1950" m W1Sta 
10/1951. 
2) Dte Ergebnisse dieser Kostenstrukturerhebungen sind veroffentlicht tn: Statistisches 
Bundesamt „Die Kostenstruktur m der gewerblichen Wirtschaft und tn ausgewählten 
freien Berufen", Stat1st1k der Bundesrepublik Deutschland, Band 49, Wiesbaden 1956. 
3) Gemäß Verordnung über eine Stat1st1k der Kostenstruktur in der Wohnungswirtschaft 
1m Jahr 1953 vom 5 Jult 1954. Die Ergebnisse dieser Erhebung stn<l ver6ffentlicht m: 
Statistisches Bundesamt „Die Kostenstruktur m der Wohnungswirtschaft", Statistik der 
Bundesrepublik Deutschland, Band 189, Stuttgart 1958. 
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Übersicht 1. Kostenstrukturstatistiken des Statistischen Bundesamtes 

Bezeichnung der Gesetzliche Erhebungs- Erhebungs- Penod1z1tat Veroffent- Bisherige 
Auskunft- und Fachhche Fachsenen. Kostenstruktur- Grundlage der ertellung einhe1t und Aufbereitungs- der Gliederung hchung in Veroffent-

statistiken Erhebungen Benchtskre1s methode Erhebung Fachsene lichungen 

Kostenstrukturstat1st1k maximal 15 000 Fachsene4, 
1m Bergbau und Ver- Unternehmen Re1he431, 
arbeitenden Gewerbe mn20und 432, 

mehr tat1gen 433 
Personen 

Kostenstrukturstat1st1k max1mal4000 Stichprobe Systematik der Fachsene4, 
im Bauhauptgewerbe Unternehmen Wirtschafts- Reihe53 

') Pfhcht 
mit20und Jihrlich") 

zweige. Fas- 19756 ), 

Kostenstrukturstatistik mehr tat1gen sungfürdie 197S6), 
im Ausbaugewerbe Personen Statistik 1m 19n, 191e. 

Produzieren- 1979, 1980, 
denGewerbe Fachserie4, 1981.1982, Kostenstrukturstatistik maximal 1100 Totalerhebung 1983.1984 der Energie- und Unternehmen Reihe61, 

Wasserversorgung mit10und 63 
mehr tätigen 
Personen3) 

Kostenstrukturstatistik Fachserie 2, 1958.1962, 
im Handwerk Reihe 1.1 1966, 1970, 

1974, 1978, 
1982 

Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 1960, 1964, 
im Großhandel Reihe1 21 1968, 1972, 

1976, 1980 
Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 1961, 1965, 

im Einzelhandel Reihe1.3 1969, 1973, 
19n, 1991 

Kostenstrukturstatistik Fachserie 2, 1960, 1964, 
der Handelsvertreter Relhe1.2.2 1968, 1972, 
und Handelsmakler 1976, 1980 

Kostenstrukturstatistik Fachserie 2, 
in der Binnenschiffahrt Reihe1.5.2 
(GUterbeförderung) 

Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 
in der See- und Reihe1.5.2 
Küstenschiffahrt 

Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 
im Gewerblichen Relhe1 5.2 
Güterkraftverkehr, 
Spedition und Lagerei 

Kostenstrukturstatistik Fachserie 2, 
des Stadtschnellbahn- Reihe1.5.1 
und OmnibUSll9rkehrs 

Kostenstrukturstatistik Fachserie 2, 
der nichtbundes- Reihe1.5.1 
eigenen Eisenbahnen 

Kostenstrukturstatistik 2) Freiwillig 5% aller Unter- Stichprobe 4-jllhr1ich5) Systematik der Fachserie2, 
der Reis8119ranstal- nehmendes Wirtschafts- Reihe1.5.1 
tung und -vermittlung Erhebungs- zweige 

bereiches 
Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 1969, 1963, 

derÄrzte Reihe1.61 1967, 1971, 
1975, 1979, 
1983 

Kostenstrukturstat1Stlk Fachserie2, 
der Zahnärzte Reihe1.6.1 

Koster1Strukturstat1Stik Fachserie 2, 
der Tierärzte Re1he1.6.1 

Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 
von Rechtsanwihen Reihe1.6.2 
mit und ohne Notariat 

Kostenstrukturstatistik Fachserle 2, 
von Wirtschaftspni- Reihe1 62 
fern, Steuerberatern 
und st-rbevoll-
michtigten 

Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 
von Architekten Reihe1.6.2 

Kostenstrukturstatistik Fachserie2, 
der Beratenden Reihe1 62 
Ingenieure 

Kostenstrukturstatistik Fachserie 2, 1961, 1965, 
im Gastgewerbe Relhe1 4 1969, 1973, 

19n,1991 
Kostenstrukturstatistik Fachserle 2, 1960, 1964, 

der Buch- u ii Verlage Reihe1 21 1968, 1972, 
1976, 1980 

Koster1Strukturstat1Stlk 'l Totalerhe- 2-jährlich Fachserie 11, 1976, 1978, 
im Pressewesen bung8) Reihe5 1980, 1982 

11 Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 5. 1980 im Zusammenhang mit dem Bundesstatistikgesetz 1n der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. 4. 1980. - 2l Gesetz über Kostenstrukturstatistik (KoStruk StatG) vom 12. 5. 1959, gelindert durch § 5 des Gesetzes über eine Pressestatistik vom 1. 4. 
1975 und durch§ 13 des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe vom 6. 11. 1975 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30 5. 1980. - 3) Da 1n dem 
Erh~bungsbereich weniger als 1100 Unternehmen mit 10 und mehr tätiaen Personen zu verzeichnen sind, läßt der gesetzliche Rahmen eine Totalerhebung der Unternehmen dieses 
Benchtskre1ses zu - 'l Neue Stichprobenziehung ca. alle 4 Jahre - !l') Mit jeweils neuer Stichprobenziehung. - 6) Ohne Produzierendes Handwerk, ab Berichts1ahr 19n werden 
Ergebnisse im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe inkl. Prod. Handwerk (Unternehmen mit 20 und mehr taligen Personen) veröffentlicht - 7 ) Befragt werden alle Unternehmen, 
die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen, unabhängig vom Tätigkeitsschwerpunkt. - 8) Auf freiwililger Basis, die Rücklaufquote der Erhebungsbogen ist erheblich geringer als bei 
Totalerhebungen mit gesetzlicher Auskunftspflicht. 
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geändert. Die Period1z1tät der Kostenstrukturerhebungen 
bei Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen wurde dabei von 
bislang vier auf zwei Jahre verkurzt, diese Erhebung war 
als Erganzung der Jährlichen Pressestat1st1k konz1p1ert. 
Die Angaben aus beiden Quellen erganzen sich gegense1-
t1g und erlauben es, fundiertes Zahlenmaterial über die 
wirtschaftliche Lage 1m Pressewesen bereitzustellen. 

Wesentliche Neuerungen brachte das Gesetz zur Neuord-
nung der Statistik im Produzierenden Gewerbe vom 6 No-
vember 1975 4 ) Die Reform stand unter dem Leitgedan-
ken, fur das Produzierende Gewerbe (Industrie und Produ-
zierendes Handwerk) ein 1n sich geschlossenes, aufeinan-
der abgestimmtes und miteinander verzahntes System 
von Statistiken aufzubauen. Eine zentrale Rolle in diesem 
System fällt den Kostenstrukturerhebungen 1m Produzie-
renden Gewerbe zu, in die nunmehr auch ausgewählte 
Unternehmen des Produzierenden Handwerks einbezo-
gen wurden. Außerdem wurde die neue Kostenstrukturer-
hebung im Produzierenden Gewerbe mit Auskunftspflicht 
belegt und die Periodizität von v1eqährlichem auf jährlichen 
Turnus umgestellt. Zur Entlastung der Befragten wurde im 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewer-
be eine untere Abschneidegrenze eingeführt, und zwar bei 
Unternehmen mit 20 und mehr tatigen Personen. Für die 
Zahl der in die Erhebungen einzubeziehenden Unterneh-
men legte das Gesetz Höchstgrenzen fest. 

Insgesamt decken die Kostenstrukturerhebungen einen 
Bereich der Gesamtwirtschaft ab, auf den zwei Drittel des 
Bruttoinlandsproduktes entfallen. W1cht1ge, derzeit nicht 
erfaßte Wirtschaftsbereiche befinden sich im Dienstlei-
stungsbereich. Dies betrifft unter anderem Dienstlei-
stungsunternehmen, die besonders in den letzten Jahren 
hervorgetreten sind (z. B. Leasing, Softwareerstellung). 
Angesichts der zunehmenden Bedeutung des tertiären 
Sektors ist das Informationsdefizit in diesem Bereich be-
sonders unbefriedigend. Eine Verbesserung der Datenba-
sis setzt jedoch gesetzgeberische Maßnahmen voraus. 

2 Methode der Kostenstrukturerhebungen 
Aufgrund der Komplexität und des Schwierigkeitsgrades 
des Fragenkatalogs sind die Kostenstrukturstatistiken als 
Stichprobenerhebungen angelegt, um den gesamten für 
die Stichprobenziehung in Frage kommenden Berichts-
kreis möglichst wenig zu belasten. 

Unterschiede zwischen Produktions- und Kostenstruktu-
ren hängen wesentlich von der Größe der Unternehmen 
und ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Wirtschaftszwei-
gen ab. Die Stichprobe wird daher nach Wirtschaftszwei-
gen und Unternehmensgrößenklassen geschichtet. Im 
Produzierenden Gewerbe findet ferner eine Anordnung 
der Unternehmen nach Bundesländern statt (siehe hierzu 
Abschnitt 6). Um die Qualität der Ergebnisse zu sichern, 

4) Siehe hierzu Sobotschinski, A.: „Die Neuordnung der Stat1st1k des Produzierenden 
Gewerbes" in WiSta 7/1976; Jäger, M · „Die Stat1st1ken 1m Produzierenden Gewerbe 
nach Abschluß der Reform" in Bundesstat1st1k in Kontinuität und Wandel, Festschrift für 
Hildegard Barteis zu ihrem 70 Geburtstag 1984. 
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müssen in einigen Kostenstrukturerhebungen große Un-
ternehmen sowie Unternehmen in Wirtschaftszweigen mit 
Besonderheiten oder geringer Besetzungszahl komplett 
einbezogen werden. 

Aus sachlichen Erfordernissen differiert der Repräsenta-
tionsgrad zwischen den einzelnen Erhebungsbereichen. 
So läßt der gesetzliche Rahmen im Bergbau und Verarbei-
tenden Gewerbe die Befragung von maximal 15 000 Unter-
nehmen und 1m Bauhaupt- und Ausbaugewerbe von zu-
sammen höchstens 4 000 Unternehmen zu. Gemessen an 
der Gesamtzahl der Unternehmen oberhalb der Abschnei-
degrenze entspricht dies 1m Bergbau und Verarbeitenden 
Gewerbe einem Auswahlsatz von 44 %, 1m Bauhauptge-
werbe von 22 % und im Ausbaugewerbe von 17 %. Im 
Bereich der Energie- und Wasserversorgung dürfen nach 
dem Gesetz maximal 1 100 Unternehmen in die Erhebung 
einbezogen werden. Da in diesem Erhebungsbereich je-
doch weniger Unternehmen über der in den Kostenstruk-
turerhebungen geltenden Abschneidegrenze vorhanden 
sind (1984: 739), läßt die Ausschopfung des gesetzlichen 
Rahmens hier eine Totalerhebung zu. Bei den übrigen 
Kostenstrukturerhebungen schreibt der Gesetzgeber vor 
(§ 5 KoStrukStatG), daß die Erhebungen mit dem Ziel 
durchgeführt werden sollen, für 5 % der Gesamtzahl der 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und sonstigen 
Arbeitsstätten für die einzelnen Wirtschaftszweige reprä-
sentative Gesamtergebnisse zu erlangen. Weil die Teil-
nahme an diesen Erhebungen freiwillig ist, muß das Stati-
stische Bundesamt eine weit höhere Zahl von Unterneh-
men ansprechen, um an den angestrebten Repräsenta-
tionsgrad von 5 % heranzukommen. 

Die im Vergleich zu den übrigen Kostenstrukturerhebun-
gen relativ hohen Auswahlsätze der Erhebungen im Pro-
duzierenden Gewerbe sind im wesentlichen in ihren be-
sonderen Aufgaben als Basisstatistiken begründet. Ihre 
Verwendung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen, vor allem aber im System der Statistiken des 
Produzierenden Gewerbes, stellt außerordentlich hohe 
Anforderungen an die Vollständigkeit und Genauigkeit der 
Ergebnisse. 

Die Ergebnisse der Kostenstrukturerhebungen im Berg-
bau und Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe 
werden in allen Berichtsjahren auf die Grundgesamtheit 
hochgerechnet. Bei den übrigen Kostenstrukturerhebun-
gen ist eine Hochrechnung nicht immer möglich, da in 
einzelnen Jahren ein geeigneter Hochrechnungsrahmen 
(z. B. Bereichszählung oder Umsatzsteuerstatistik) fehlt. 
Außerdem ist wegen der Freiwilligkeit dieser Erhebungen 
der Rücklauf der Fragebogen teilweise zu gering, um über-
haupt hochgerechnete Ergebnisse nachweisen zu kön-
nen 5). 

5) Eine ausführliche Darstellung des methodischen Aufbaus der Kostenstrukturstich-
proben 1m Produzierenden Gewerbe liefert der Beitrag von Brandner, H. / Glaab, H. / 
Frank-Bosch, B. / Kraßn1g, P„ „Methode der Kostenstrukturerhebungen im Produzieren-
den Gewerbe" in WiSta 11 /1977. Ausführungen zum methodischen Aufbau der Stich-
proben in den übrigen Wirtschaftsbereichen finden sich in den jeweiligen Fachserien, in 
denen die Ergebnisse dieser Kostenstrukturerhebungen veröffentlicht werden (siehe 
Übersicht 1 ). 
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3 Erhebungstatbestände der 
Kostenstrukturerhebungen 

Die geeigneten Erhebungseinheiten fur die Kostenstruk-
turstat1st1ken sind Unternehmen6) Nur bei ihnen sind die 
notwendigen Unterlagen zur Beantwortung der 1n den Ko-
stenstrukturerhebungen erfragten Tatbestände vollstän-
dig vorhanden. 

Datengrundlage bilden Gewinn- und Verlustrechnungen, 
in bestimmten Wirtschaftsbereichen Einnahmen-/Über-
schußrechnungen sowie Jahresbilanzen der einzelnen 
Unternehmen. Zu einem großen Teil können die erfragten 
Merkmale unmittelbar dem betrieblichen Rechnungswe-
sen entnommen werden. Da das Rechnungswesen von 
Unternehmen auch fur andere und zum Teil weitergehende 
Aufgabenstellungen konz1p1ert ist, als dies fur die Kosten-
strukturstat1st1ken erforderlich ist, brauchen einerseits 
nicht alle in den Jahresabschlüssen ausgewiesenen Posi-
tionen erfragt zu werden. Andererseits müssen einzelne 
Positionen der Jahresabschlusse für die Zwecke der Ko-
stenstrukturerhebungen anders abgegrenzt werden Bei 
einigen Positionen treten besondere Bewertungsproble-
me auf. 

Im einzelnen handelt es sich bei den in den Kostenstruk-
turerhebungen erfragten Merkmalen um Umsatzgrößen, 
Kosten, Jahresanfangs- und -end bestände an Vorraten; 1n 
einigen Erhebungen werden auch Bestandsveränderun-
gen sowie von den Gebietskörperschaften oder den Euro-
päischen Gemeinschaften gewährte Subventionen er-
fragt. Darüber hinaus werden in einigen Kostenstrukturer-
hebungen die Umsatzsteuer sowie die abzugsfähige Vor-
steuer erfaßt. Zusätzlich wird auch die Zahl der Beschäftig-
ten der Unternehmen erhoben Um die versch1edenart1gen 
wirtschaftlichen Gegebenheiten in den einzelnen Berei-
chen der Gesamtwirtschaft stat1st1sch besser durchleuch-
ten zu können, werden die Aufwands- und Ertragsgrößen 
sowie die Beschaftigten in unterschiedlich tiefer Unterglie-
derung ermittelt So unterscheidet die Kostenstrukturerhe-
bung 1m Bereich gewerblicher Guterkraftverkehr, Sped1-
t1on elf Umsatzpositionen (z. B. Umsatz aus eigenen Be-
forderungsle1stungen 1m Nahverkehr, 1m Fernverkehr, 1m 
Personenverkehr, Umsatz aus Spedition, Umschlag und 
Lagerei, Verpackung u a.), demgegenüber werden in der 
Kostenstrukturerhebung 1m Handwerk neben dem Ge-
samtumsatz einschl1eßl1ch und ohne Umsatzsteuer nur 
noch der Handwerksumsatz, der Handelsumsatz sowie 
der ubnge Umsatz erfragt 

4 Darstellung im Produktionskonto 

Im Produktionskonto wird der Produktionsbegriff der Ko-
stenstrukturerhebungen, wie er sich aus der volksw1rt-
schaftl1chen Kre1slauftheone ableitet, in Kontenform dar-
gestellt Einzelw1rtschaftl1ch handelt es sich um eine Ge-

6) Der Begriff Unternehmen wird hier 1n einer deflrntonsch weiten Auslegung verwendet 
Das heißt, als Unternehmen werden auch Praxen von Arzten, Rechtsanwalten und 
sonstige selbst bucherfuhrende W1rtschaftse1nhe1ten angesehen Das Unternehmen ist 
1n den Kostenstrukturerhebungen Auswahl-, Erhebungs- und Aufbere1tungseinhe1t zu-
gleich 
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genuberstellung von Aufwendungen (linke Seite) und Er-
trägen (rechte Seite) e1nschl1eßlich des erwirtschafteten 
Uberschusses bzw Def1z1ts Im Produktionskonto sind die 
Größen so angeordnet, daß der gesamtw1rtschaftl1che Zu-
sammenhang und die Ableitung der einzelnen Wertschöp-
fungsgrößen ers1chtl1ch werden. 

Die inhaltliche Abgrenzung der 1n den Kostenstrukturerhe-
bungen erfragten Aufwands- und Ertragsgrößen ent-
spricht nicht immer der Form, 1n der sie für die Ableitung 
von Wertschöpfungsgroßen benötigt werden So enthal-
ten insbesondere die aus dem betrieblichen Rechnungs-
wesen entnommenen Aufwandsgrößen Bestandteile, dte 
nicht unter den Produktionsbegnff der Kostenstrukturer-
hebungen subsum1erbar sind (z. B. Personalkosten der 
mit reinen F1nanztransakt1onen befaßten Beschäftigten 
eines Produktionsunternehmens). Gebühren für öffentli-
che Dienstleistungen, die steuerähn\Jchen Charakter ha-
ben, werden in einigen Kostenstrukturerhebungen zusam-
men mit anderen Gebt.ihren erfaßt, da im Rechnungswe-
sen der Unternehmen Informationen in der entsprechen-
den Untergliederung nicht immer vorliegen bzw. nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand bereitgestellt werden 
könnten. 

Aber auch die Positionen der Ertragsseite des Produk-
tionskontos liegen aus erhebungstechnischen Gründen 
nicht immer so vor, wie sie der für Zwecke der Kostenstruk-
turerhebungen methodisch „reinen" Abgrenzung entspre-
chen wurden. Be1spielswe1se enthalten die Umsätze auch 
Einnahmen aus der Vergabe von Lizenzen und Patenten, 
also Erlose, die nicht unmittelbar aus Produktionsprozes-
sen resultieren. Andere, zur Berechnung von Leistungs-
größen notwendige Positionen entziehen sich aus psy-
chologischen Gründen einer statistischen Erfassung. So 
etwa werden Subventionen in den Kostenstrukturerhe-
bungen außerhalb des Produzierenden Gewerbes nicht 
erhoben. 

Ferner ist zu beachten, daß dte Befragten bei der Ermitt-
lung der Bestandsveränderungen bei Vorräten Wertansät-
ze zugrunde legen, wie sie für die Jahresabschlüsse gel-
ten. Auch bei den Abschreibungen geben die Unterneh-
men in der Regel nur Werte aus den Jahresabschlußrech-
nungen an Da innerhalb des betrieblichen Rechnungswe-
sens Bewertungsspielräume gegeben sind, können diese 
Pos1t1onen sogenannte Scheingewinne bzw. -verluste ent-
halten. 

Die Größen der rechten Seite des Produktionskontos kon-
stituieren den Bruttop rod u kt 1 o n s wert bzw. die 
Gesamtleistung der einzelnen Wirtschaftseinheiten. Die 
Begriffe Gesamtleistung und Bruttoproduktionswert in den 
Kostenstrukturerhebungen enthalten in ihrer methodi-
schen Abgrenzung die gleichen Tatbestände; sie be-
schreiben den Umfang der Gesamtproduktion von Unter-
nehmen aus betriebswirtschaftlicher SichF). 

Der weit überwiegende Teil des Bruttoproduktionswertes 
eines Unternehmens wird durch die Erlöse aus den Ver-

7) Im folgenden wird nur der Begriff Bruttoproduktionswert verwendet 
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kaufen (Außenumsätze) von Waren und D1enstle1stungen 
gebildet. Auch der Tell der Produktion, der 1m Unterneh-
merhaushalt konsumiert wird (Eigenverbrauch), ist als Be-
standteil der laufenden Produktion anzusehen und ent-
sprechend zu berucks1cht1gen. Weitere Elemente des 
Bruttoproduktionswertes bilden die 1m Unternehmen 
selbst hergestellten Anlagen, die nicht am Markt veräu-
ßert, jedoch in der Bilanz akt1v1ert werden, sowie die Be-
standsveränderungen an unfertigen und fertigen Erzeug-
nissen. 

Soweit Waren und Dienstleistungen verkauft werden, sind 
sie zu Marktpreisen bewertet. Nicht über den Markt vermit-
telte Leistungsgrößen (Bestände an unfertigen und ferti-
gen Erzeugnissen, selbsterstellte Anlagen) werden zu 
Herstellungskosten bewertet. 

In den Kostenstrukturerhebungen nach dem Gesetz über 
Kostenstrukturstatistik umfaßt der erfragte Bruttoproduk-
tionswert in einigen Fällen nicht alle im Produktionskonto 
dargestellten Bestandteile. So kommt be1spielswe1se im 
Bereich der Buch- und ähnlichen Verlage der Eigenpro-
duktion von Anlagen, wenn überhaupt, nur eine geringe 
Bedeutung zu. Die selbsterstellten Anlagen werden in die-
sem Erhebungsbereich daher nicht erfragt. Bei den Han-
delsvertretern und Handelsmaklern entspricht der Han-
delsumsatz in der Regel den Provisionen, da bei der reinen 
Vermittlungstätigkeit kein Wareneinsatz anfällt. 

Setzt man vom Bruttoproduktionswert einzelne Aufwands-
positionen auf der linken Seite des Produktionskontos ab, 
kommt man zunächst zum Nettoproduktionswert und dann 
zu vier verschiedenen Wertschöpfungsgrößen B). 

Der N et t o p rod u kt i o n s w e r t ist ein Indikator für 
die Eigenleistung eines Unternehmens, bei der die Bezü-
ge von Material und Waren sowie ein Teil der Dienstlei-
stungen, die unmittelbar in der Produktion wieder ver-
braucht werden, nicht mehr enthalten sind. Andererseits 

8) Zur Ableitung der Wertschöpfungsgroßen siehe auch Ubers1cht 2 

gehen in den Nettoproduktionswert noch bestimmte Vor-
leistungen anderer Unternehmen ein (Mieten und Pach-
ten, sonstige D1enstle1stungen, sonstige Kosten). 

Der Nettoproduktionswert ist Basis für Produktivitätsbe-
rechnungen u a. Nettoproduktionswerte bzw. vergleich-
bare Leistungsgrößen (z. B. Rohertrag, Nettoleistung) wer-
den in den Kostenstrukturerhebungen 1m Bereich des 
Produzierenden Gewerbes, 1n den Bereichen Handel und 
Verkehr sowie 1m Handwerk und im Gastgewerbe berech-
net und veröffentlicht. 

Bei Unternehmen im Bereich des Produzierenden Gewer-
bes wird, neben dem Nettoproduktionswert, der c e n -
s u s - v a 1 u e - ad de d berechnet. Er unterscheidet sich 
vom Nettoproduktionswert dadurch, daß die Kosten für 
sonstige industrielle/handwerkliche Dienstleistungen 
(durch Dritte ausgeführte Reparaturen, Instandhaltungen, 
Montagen u. dgl.) zusätzlich abgesetzt sind. Der census-
value-added wird in der amtlichen Statistik der Bundesre-
publik Deutschland vor allem bei der Berechnung der 
Wertschöpfung von fachlichen Unternehmensteilen ver-
wendet. Weil alle Transaktionen zwischen den fachlichen 
Einheiten saldiert sind (der census-value-added enthält im 
Unterschied zum Nettoproduktionswert keine Kosten für 
von anderen fachlichen Unternehmensteilen desselben 
Unternehmens bezogene Dienstleistungen), ist der cen-
sus-value-added der fachlichen Unternehmensteile daher 
ohne Doppelzählungen zum Unternehmenswert addi-
t1onsfähig 9). 

Die B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g ist definiert als der 
Wert der insgesamt produzierten Waren und Dienstlei-
stungen zu den am Markt erzielten Preisen 10), der den 

9) Siehe Fuhr, M „Schatzverfahren und erste Ergebnisse fur fachliche Unternehmens-
teile 1m Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe' in W1Sta2/1984, S. 127 II. 
10) Der Begriff Marktpreis trifft hier nur bedingt zu, da aus Veremfachungsgrunden die 
Leistungsstrome netto, das heißt ohne Umsatzsteuer, dargestellt sind. Es wird daher 
auch auf die vielfach verwendete Bezeichnung dieser Wertschöpfungsgröße als Brut-
towertschöpfung zu Marktpreisen verzichtet. 

Übersicht 2: Produktionskonto 1 ) 

Verbrauch an Roh-, Hilfs-und Brutto- Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und 
Betriebsstolfen2) produk- Dienstle1stungen2) 
Einsatz an Handelsware2J tions-c: wert2) „ 
Kosten für fremde Lohn-O> c: 

~ arbeiten2) 
·a; 

Kosten für sonstige Dienst- Netto- Umsatz aus Handelsware2) ~ > leistungen2) produk-

Mieten und Pachten2) Census-
tions-

Sonstige Kosten2) Value-
wert2) 

Added2) 
Verbrauchsteuern Brutto- Bestandsveränderungen an unfertigen 
Sonstige indirekte Steuern abzüglich Bruttowert-

wert- und fertigen Erzeugnissen aus eigener 
Subventionen schöpfung schöf,- Produktion 

ohne fung) 
Abschreibungen Brutto- sämtliche 
Bruttolöhne und Gehälter Netto- wert- auf den schöpfung Selbsterstellte Anlagen (einschl. 
einschl. Sozialkosten wert- zu 

Erzeugnis- Gebäude und selbstdurchgeführte 
schöpfung Faktor- sen Großreparaturen) soweit aktiviert 
zu Faktor- kosten lastenden 
kosten Steuern 

Überschuß3) Defizit 

1)Nichtmaßstabgerecht. - 2)0hneUmsatz-(Mehrwert-)Steuer. - 3) Einschl. Fremdkapitalzinsen. 
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Vorleistungen hinzugefugt worden ist Im Unterschied zu 
den bislang genannten Wertschopfungsgroßen enthalt die 
Bruttowertschopfung keinerlei Vorleistungen mehr. 

Die Bruttowertschopfung ohne sämtliche auf den Erzeug-
nissen lastenden Steuern (Bruttowertschopfung ohne Um-
satzsteuer und ohne Verbrauchsteuern, siehe Ubers1cht 2) 
wird in erster Linie für internationale Vergleiche herange-
zogen Da sie keine Verbrauchsteuern mehr enthält, kön-
nen zum Be1sp1el die zum Teil starken Unterschiede in der 
Besteuerungspraxis in den Landern der Europäischen 
Gemeinschaften ausgeschaltet werden 

Durch Subtraktion des Saldos aus indirekten Steuern 11) 

und Subventionen von der Bruttowertschöpfung ergibt 
sich die B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g zu Fakt o r k o -
s t e n Weil die Großen 1m Produktionskonto ieweils ohne 
Umsatzsteuer dargestellt sind, bestehen die indirekten 
Steuern ausschl1eßl1ch aus Kostensteuern. Es handelt 
sich dabei 1m wesentlichen um die Grundsteuer, die Ge-

11 ) Die indirekten Steuern entsprechen der Summe aus sonstigen indirekten Steuern 
und Verbrauchsteuern auf selbst hergestellte Erzeugnisse 

werbesteuer, die Vermogensteuer von Kapitalgesellschaf-
ten, die Kraftfahr;:eugsteuer, die Verbrauchsteuer auf 
selbst hergestellte Erzeugnisse sowie die Wechselsteuer 
Als Kostensteuern werden bei der Berechnung von Wert-
schopfungsgroßen allerdings nur solche angesehen, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der laufenden Pro-
dukt1onstatigke1t anfallen. Bei der Vermögensteuer von 
Kapitalgesellschaften - obgleich 1m betrieblichen Rech-
nungswesen von Unternehmen dieser Rechtsform auch zu 
den Kostensteuern zählend - ist dies nicht der Fall, ihre 
Zahlung stellt eine Form der Gewinnverwendung dar. Bei 
der Ableitung von Wertschöpfungsgroßen wird die Vermö-
gensteuer von Kapitalgesellschaften daher nicht mit den 
übrigen Kostensteuern zusammengefaßt, sondern als Be-
standteil des Überschusses angesehen. Subventionen 
des Staates für die Produktion werden bei der Ermittlung 
der Wertschöpfung als negative 1nd1rekte Steuern inter-
pretiert. Sie sind also, anders als 1m betrieblichen Rech-
nungswesen, nie Bestandteil der Ertragsseite des Produk-
tionskontos. 

Die Nettowerts c h ö p f u n g zu Faktor kosten 
ist definiert als das Einkommen der Produktionsfaktoren 

Übersicht 3: Erhebungsbereiche in den Kostenstrukturerhebungen 

Systematik der Wirtschaftszweige, 
Bezeichnung der Erhebungsbereiche Ausgabe 1979 

Nummer 

Produzierendes Gewerbe Energie- und Wasserversorgung1) 10 000 - 10 770 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe2) 11,2 
Bauhauptgewerbe2) 30 
Ausbaugewerbe2) 31 

Handel Großhandel 40,41 
Handelsvertreter und Handelsmakler 42 (ohne 42 111-42 257, 42 281-42 289, 42 390, 42 475, 

42 660-42 690, 42 771, 42 777, 42 857, 42 810-42 883, 
42 931-42 989) 

Einzelhandel 43 (ohne 43 143, 43 145, 43 251-43 260, 43 277, 43 313, 43 317, 
43 354-43 360, 43 380-43 390, 43 420, 43 450, 43 515, 43 640, 
43 710, 43 920-43 930, 43 945, 43 991,43 995) 

Verkehrsgewerbe Nichtbundese1gene Eisenbahnen 511 (ohne 51110) 
Binnenschiffahrt (Guterbeförderung) 513 (ohne 51 311, 51 319, 51 390) 
See- und Küstenschiffahrt 514 (ohne 51 491-51 495) 
Gewerblicher Guterkraftverkehr, Spedition und Lagerei 51 271, 51 277, (ohne 51 279, 51 290) 
Stadtschnellbahn- und Omnibusverkehr 51 210-51 247 (ohne 51 231, 51 235) 
Reiseveranstaltung und Re1severm1ttlung 55 551, 55 555 
Gastgewerbe 71 (ohne 71 191-71198, 71 396-71 399, 71 700) 
Buch- und ahnliche Verlage 76 (ohne 76 051-76 075) 
Pressewesen3) 76 051-76 0754) 

Freie Berufe Arzte 77111 
Zahnarzte 77114 
Tierarzte 77 411 
Rechtsanwälte 7 811 (ohne 78119) 
W1rtschaftspnifer, Steuerberater und Steuerbevollmachtigte 7 814, 7 817 
Architekten 7841 
BP.ratende Ingenieure 7 843 (ohne 78 435, 78 437) 

Handwerks) 22 231-22 238,22 285, 23 911, 23 917, 23 950, 24 030, 24 210, 
24 470, 24 911, 25 080, 25 215, 25 251-25 270, 25 601, 25 893, 
25910, 25 940, 26111-26114, 26131, 26137, 26560, 
26 811-26 815, 27 250, 27 561-27 565, 27 612, 27 616, 
27 661-27 665, 27 910, 28 110, 28 451-28 455, 29144, 
29 310-29350, 30 010-30040, 30 071-30 073, 30 075, 30 079, 
30 500, 30 810, 30 850, 31010,31 030, 31 050, 31 621, 
31 624-31627,31631, 31651,31661, 73111-73115, 
73141-73145, 73170, 73511-73517, 73910, 74110-74190, 
43 281, 43 440, 43 811, 43 950 

1) Nur Unternehmen mit 10 und mehr tätigen Personen. - 2) Nur Unternehmen mit 20 und mehr tätigen Personen einschl. Unternehmen des produzierenden Handwerks. -
3) Einschl Wirtschaftseinheiten aus anderen Wirtschaftszweigen, wenn diese Zeitungen oder Zeitschriften verlegen. - 4) Einschl. Wirtschaftseinheiten aus anderen Wirtschafts-
zweigen, sofern diese Ze11ungen und Zeitschriften verlegen. - 5) Ohne Unternehmen des produzierenden Handwerks mit 20 und mehrtät1gen Personen, aber einschl. Unternehmen 
mit überwiegend Handel 
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nach Abzug der Abschreibungen sowie nach Abfuhrung 
der indirekten Steuern unter Berücks1cht1gung der erhalte-
nen Subventionen (siehe Übersicht 2) Die Faktoreinkom-
men bestehen zum überwiegenden Teil aus den Bruttolöh-
nen und -gehältern einschl1eßl1ch gesetzlicher und fre1w1l-
l1ger Sozialabgaben. Darüber hinaus enthalten sie als 
Restgröße (Differenz aus der Summe der Pos1t1onen der 
linken Seite des Produktionskontos unter Berücksichti-
gung der Subventionen und dem Bruttoproduktionswert 
auf der rechten Seite) den Überschuß, der u. a. auch die 
Fremdkapitalzinsen und das Unternehmereinkommen 
enthält. 

5 Darstellung in wirtschaftssystematischer 
Untergliederung 
Die Ergebnisse der Kostenstrukturerhebungen werden für 
Wirtschaftszweige auf der Ebene des Bundes dargestellt. 
Die wirtschaftssystematische Gliederung erfolgt im Produ-
zierenden Gewerbe nach der Systematik der Wirtschafts-
zweige, Fassung für die Statistik im Produzierenden Ge-
werbe (SYPRO). Den anderen Bereichen wird die Syste-
matik der Wirtschaftszweige (WZ), Ausgabe 1979, zugrun-
de gelegt. Soweit die Qualität des Stichprobenmaterials 
und die statistische Geheimhaltung es zulassen, werden 
die Ergebnisse bis auf die Ebene von Wirtschaftsklassen, 
das heißt WZ-Fünfstellern, dargestellt (siehe Übersicht 3). 
Zusätzlich wird das Material innerhalb der einzelnen Wirt-
schaftszweige in der Regel auch nach Unternehmensgrö-
ßenklassen ausgewiesen, wobei die Unternehmen nach 
der Zahl der Beschäftigten und/oder nach dem Bruttopro-
duktionswert oder Umsatz gruppiert sind. 

Die tiefe wirtschaftssystematische Untergliederung des 
Materials und die zusätzliche Aufschlüsselung nach Unter-
nehmensgrößenklassen ist für die Weiterverwendung der 
Ergebnisse der Kostenstrukturerhebungen von großer 
Bedeutung. So benötigt zum Beispiel die Entstehungs-
rechnung des Sozialprodukts zur Bestimmung volkswirt-
schaftlicher Leistungsgrößen für die Wirtschaftszweige 
des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes (in der Glie-
derung nach WZ) Angaben der Kostenstrukturerhebungen 
für diesen Wirtschaftsbereich teilweise nach SYPRO-Vier-
stellern. Da in der Sozialproduktsberechnung die Lei-
stungsgrößen immer Aggregate aller Unternehmen eines 
Wirtschaftszweiges darstellen, Daten für Unternehmen mit 
weniger als 20 Beschäftigten - mit Ausnahme der nur 
vierjährlich vorliegenden Daten für Handwerksunterneh-
men aus der Kostenstrukturerhebung im Handwerk -
jedoch nicht verfügbar sind, bilden die Kostenstrukturda-
ten der Unternehmen mit 20 bis 49 Beschäftigten aus den 
Kostenstrukturerhebungen im Produzierenden Gewerbe 
häufig auch die einzigen statistischen Anhaltspunkte zur 
Schätzung von Leistungsgrößen für Unternehmen unter-
halb der Abschneidegrenze. 

Mit den Angaben der Kostenstrukturerhebungen können 
auch die Verpflichtungen gegenüber internationalen Orga-
nisationen erfüllt werden. So veröffentlicht das Statistische 
Amt der Europäischen Gemeinschaften (SAEG) Sozialpro-
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duktsdaten aus den Volksw1rtschaft11chen Gesamtrech-
nungen 1n der Untergliederung nach Wirtschaftszweigen 
entsprechend der NAGE-Systematik 12). Für die Um-
schlüsselung der Daten aus der nationalen Soz1alpro-
duktsrechnung 1n die im Rahmen der Europäischen Ge-
meinschaften übliche NAGE-Systematik sind Ergebnisse 
der Kostenstrukturerhebungen in möglichst tiefer w1rt-
schaftssystemat1scher Untergliederung unabdingbare 
Voraussetzung. 

6 Neue Anforderungen an die 
Kostenstrukturerhebungen 
Wie erwähnt, ging die Einführung der Kostenstrukturstati-
stiken in der jetzigen Form zu Beginn der fünfziger Jahre in 
erster Linie auf den Informationsbedarf der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zurück. Das sich zu die-
ser Zeit noch 1m Aufbau befindliche Kontensystem sollte 
zunächst die volkswirtschaftlichen Tätigkeiten und damit 
verbundene Vorgänge auf nationaler Ebene darstellen. 
Entsprechend wurden gesamtwirtschaftliche Größen zu-
nächst auch nur auf der Ebene des Bundes ermittelt. 
Regionale Gesichtspunkte waren in diesen Jahren noch 
von untergeordneter Bedeutung. Die methodische Anlage 
der Kostenstrukturerhebungen als wichtige Basisstatisti-
ken der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen war 
dementsprechend in erster Linie auf den Datenbedarf für 
Verwendungszwecke auf Bundesebene zur Berechnung 
nationaler Sozialproduktsgrößen ausgerichtet. Nur auf 
Bundesebene liefern die Kostenstrukturerhebungen opti-
male Ergebnisse. Sie streben - wie bereits angedeutet -
an, vor allem Unterschiede der Produktions- und Kosten-
strukturen von Unternehmen verschiedener Wirtschafts-
zweige und unterschiedlicher Größe darzustellen. 

In der Zwischenzeit ist der Bedarf an regionalen Daten der 
Kostenstrukturerhebungen gestiegen. Insbesondere mit 
dem Ausbau der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen der Länder wurden verstärkt Wünsche an das Statisti-
sche Bundesamt herangetragen, repräsentative Ergebnis-
se der Kostenstrukturerhebungen möglichst auch auf der 
Ebene von Bundesländern bereitzustellen. Für den Nach-
weis regionaler Strukturunterschiede ist das Konzept der 
Kostenstrukturerhebungen jedoch nur sehr eingeschränkt 
geeignet. Dies hat insbesondere zwei Gründe: 

- Wesentliches methodisches Charakteristikum der Ko-
stenstrukturerhebungen ist das Unternehmenskon-
zept. Nur das Unternehmen als kleinste rechtlich selb-
ständige Einheit verfügt über Unterlagen aus dem be-
trieblichen Rechnungswesen, die eine vollständige Be-
antwortung des umfangreichen Merkmalskataloges er-
lauben. Selbst die für die regionale Sozialprodukts-
rechnung vor allem relevanten Vorleistungen dürften 
unterhalb der Unternehmensebene kaum zu ermitteln 
sein. Dies haben übrigens Erhebungsversuche im Rah-
men früherer Zensen voll bestätigt. Andererseits ist das 

12) Allgemeine Systematik der W1rtschaftszwe1ge in den Europäischen Gemeinschaf-
ten, Ausgabe 1970. 
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Unternehmenskonzept für Regionalanalysen nur be-
dingt geeignet, da die gesamte Produktions- und Ko-
stenstruktur nur für das Gesamtunternehmen am Unter-
nehmenssitz nachgewiesen werden kann. Für regiona-
le Zwecke sind bei Unternehmen mit mehreren Betrie-
ben, soweit uberhaupt möglich, auf dem Wege der 
Schätzung entsprechende Aufteilungen des Produk-
tionswertes und der Kosten vorzunehmen. Diese 
Schätzungen beeinträchtigen die Qualität der Ergeb-
nisse, wobei der Einfluß des Schätzfehlers regional 
deutliche Unterschiede aufweisen wird, ie nach dem 
Anteil der Unternehmen mit Betrieben außerhalb der 
jeweiligen Region 13). Diese Probleme stellen sich vor 
allem beim Nachweis von Kostenstrukturdaten für die 
kleineren Bundesländer. So betrug beispielsweise im 
Jahr 1984 der Anteil der sogenannten Mehrländer-Un-
ternehmen an den Unternehmen insgesamt im Bun-
desland Hamburg 18,2 %, der Umsatz dieser Unterneh-
men am Umsatz aller Unternehmen 90,2 %. 42, 1 % des 
Umsatzes der Mehrländer-Unternehmen in Hamburg 
entfielen dabei auf produzierende Betriebe, die außer-
halb des Bundeslandes angesiedelt waren. Ein ähnli-
ches Bild ergibt sich, wenn auch nicht so extrem ausge-
prägt, in Hessen und Bremen (siehe Tabelle 2). Diese 
Strukturen zeigen, daß das den Kostenstrukturerhe-
bungen zugrunde liegende Unternehmenskonzept für 
regionale Nachweisungen der Erträge und Kosten 
rasch auf Grenzen stößt. 

Die nachfolgenden Tabellen 1 und 2 zeigen zum Ver-
gleich die Strukturen in den Bundesländern im Über-
blick. 

Tabelle 1: Betriebe von Mehrländerunternehmen') nach Land 
des Unternehmenssitzes 1984 

dar. Betriebe mit 
Betriebe von Sitz außerhalb 
Mehrländer- des Landes des Anteile 

Land des 
unternehmen Unternehmens-

s1tzes 
Unternehmens- Anzahl Umsatz sitz es Umsatz Umsatz 

Anzahl in Anzahl in (Sp 3in (Sp 4m 

Mill DM Mill DM %von %von 
Sp 1) Sp 2) 

1 2 3 4 5 6 

Schleswig-Holstein . 192 9130,1 73 872,1 38,0 9,6 
Hamburg ... 403 113 490,6 247 47 823,6 61,3 42,1 
Niedersachsen . . . 510 64525,8 231 10829,7 45,3 16,8 
Bremen " . 97 8139,4 52 3128,3 53,6 38,4 
Nordrhein-Westfalen 1427 150934,2 653 33 337,8 45,8 22,1 
Hessen '''' 881 79 504,1 429 31 377,4 48,7 39,5 
Rheinland-Pfalz . 244 28 570,1 133 4238,2 54,5 14,8 
Baden-Württemberg 1129 113150,9 574 42464,0 50,8 37,5 
Bayern ... 830 97 082,1 432 31270,3 52,0 32,2 
Saarland . .„ 26 1801,0 12 488,6 46,2 27,1 
Berlin (West) .... 300 15 078,3 216 10206,1 72,0 67,1 

Bundesgebiet ... 6039 681406,7 3052 216036,0 50,5 31,1 
1) Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe mit 20 und mehr tat1gen 
Personen, die in mehr als einem Bundesland Betriebe haben. 

- Nachteilig auf die Verwendungsmöglichkeiten der Ko-
stenstrukturerhebungen für regionalstatistische Zwek-
ke wirkt sich ferner aus, daß die Erhebungen als Stich-
proben angelegt sind. Dabei ist die Stichprobe in Anbe-
tracht des Unternehmenskonzeptes dieser Statistiken 
zwangsläufig auf eine Optimierung von Unternehmens-
ergebnissen in den jeweiligen Schichten der Stichpro-
be ausgerichtet. Zwar wird in einigen Kostenstrukturer-
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hebungen bei der Aufstellung der Stichprobenpläne 
durch die Anordnung der Auswahleinheiten nach Län-
dern eine gleichmäßige Aufteilung der ausgewählten 
Einheiten auf die Lander ermöglicht. Gleichwohl darf 
dabei nicht vergessen werden, daß durch die Anord-
nung der Auswahleinheiten nicht allen reg1onalstatist1-

Tabelle 2: Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden 
Gewerbe 1 ) nach Land des Unternehmenssitzes 1984 

Unternehmen dar 
insgesamt Mehrländer- Anteile 

unternehmen 
Land des Umsatz Umsatz Anzahl Umsatz 

Unternehmenssitzes Anzahl In Anzahl in (Sp.3in (Sp.4m 
Mill DM Mill.DM %von %von 

Sp.1) Sp.2) 
1 2 3 4 5 6 

Schleswig-Holstein .. 1120 26998,1 86 9355,4 1,7 34,7 
Hamburg .. „. 659 129 209,8 120 116535,9 18,2 90,2 
Niedersachsen „. 3072 131 575,5 125 66463,2 4,1 50,5 
Bremen .. .... 283 16 021,7 42 8 535,7 14,8 53,3 
Nordrhein-Westfalen ... 8799 393 803,1 484 156530,1 5,5 39,7 
Hessen .„ 2724 120796,3 265 81993,6 9,7 67,9 
Rheinland-Pfalz .... 2098 65131,7 81 29 015,8 3,9 44,5 
Baden-Württemberg " 7218 259683,8 305 122 038,9 4,2 47,0 
Bayern ...... 6624 211967,0 158 97156,2 2,4 45,8 
Saarland ... . ... 442 19162,4 10 1818,1 2,3 9,5 
Berlin (West) ..... " . 811 33863,7 75 16 096,7 9,2 47,5 

Bundesgebiet " 33850 1408213,2 1751 705539,5 5,2 50,1 

1) Unternehmen mit 20 und mehr tätigen Personen. 

sehen Anforderungen Rechnung getragen werden 
kann. Von Benutzern der Kostenstrukturerhebungen 
zur Berechnung regionaler Sozialproduktsgrößen wird 
in zunehmendem Maße der Wunsch nach einer stärke-
ren Berücksichtigung dieser Belange bereits bei der 
Aufstellung der Stichprobenpläne geäußert 14). 

Mit der Aussetzung des Zensus im Bergbau und Verarbei-
tenden Gewerbe sind die regionalstatistischen Anforde-
rungen an die Kostenstrukturerhebung in diesem Wirt-
schaftsbereich noch gestiegen. Wurden in der Vergangen-
heit die Zensusergebnisse originär bei den einzelnen Un-
ternehmen und Betrieben ermittelt, so werden - nicht 
zuletzt auch zur Entlastung der Befragten - nunmehr auf 
der Grundlage der Daten der Kostenstrukturerhebung 
Zensusergebnisse durch fundierte Schätzungen berech-
net. Umfangreiche Simulationsrechnungen hatten nämlich 
gezeigt, daß dieser Weg zu vertretbaren Ergebnissen 
führt. 

Festzuhalten bleibt aber, daß der Bundesrat in seinem 
Beschluß vom 27. September 1985 das Statistische Bun-
desamt aufgefordert hat, bei der Auswahl der Unterneh-
men zur Kostenstrukturerhebung Länderbelange stärker 
zu berücksichtigen, um den gewachsenen regionalen An-
forderungen an die Kostenstrukturerhebung im Bergbau 
und Verarbeitenden Gewerbe gerecht zu werden. lnwie-

13) Zu den damit zusammenhangenden Problemen siehe auch Voy, K. D„ .Probleme 
von regionalen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, aufgezeigt am Be1sp1el der 
Soz1alproduktsberechnung für Berlin (West) 1970 bis 1978" 1n Berliner Stat1st1k, Heft 11, 
1980. 
14) Gerß, W „Die Bedeutung der Kostenstrukturerhebungen in der regionalen Soz1al-
produktsrechnung", m Statistische Rundschau für das Land Nordrhein-Westfalen, Heft 
10/1985; ders „Genauigkeit von Landesergebrnssen der Kostenstrukturerhebung 1m 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe", a a 0 , Heft 1 /1986 
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weit dem gestiegenen regionalen Informationsbedarf bei 
der Anlage des Stichprobenplanes der Kostenstrukturer-
hebung 1n Zukunft besser Rechnung getragen werden 
kann (z B. durch Schichtung der Auswahleinheiten nicht 
nur wie bisher nach W1rtschaftszwe1gen und Unterneh-
mensgrößenklassen, sondern zusätzlich nach Ländern), 
wird derzeit 1m Stat1st1schen Bundesamt 1n Zusammenar-
beit mit den Statistischen Landesamtern geprüft. Ange-
sichts der Integration der Kostenstrukturerhebung in na-
tionale und internationale stat1st1sche Systeme muß bei 
dieser Prüfung maßgeblich sein, daß Änderungen des 
Stichprobenplanes die Aussagefähigkeit der Erhebungen 
für die Belange des Bundes nicht beeinträchtigen. Es geht 
deshalb darum, zwischen dem Bedarf des Bundes an 
w1rtschaftssystematisch tiefgegliedertem Material, dem 
vorgegebenen Stichprobenumfang und den zusätzlichen 
Wünschen der Länder einen vernünftigen Ausgleich her-
beizuführen. Zwangsläufig werden dabei aber in Betracht 
des unabdingbaren Unternehmenskonzeptes dieser Stati-
stiken Wünsche offen bleiben müssen. 

Dipl. -Volkswirt Joachim Kaiser 
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Allgemeine und berufliche 
Bildung 1985 

Vorbemerkung 

Im folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse der Bil-
dungsstatistik für das Jahr 1985 dargestellt und die seit 
1970 eingetretenen Veränderungen kommentiert. Im Mit-
telpunkt der Betrachtung stehen die Daten der amtlichen 
Schul-, Berufsbildungs- und Hochschulstatistik, die um 
bildungsbezogene Angaben aus anderen amtlichen Erhe-
bungen ergänzt wurden. Für den statistisch noch wenig 
durchleuchteten Weiterbildungsbereich wurde auf Zahlen-
material von privaten Institutionen zurückgegriffen. Einige 
Ausblicke auf zu erwartende künftige Entwicklungen stüt-
zen sich auf die Vorausschätzungen der Ständigen Konfe-
renz der Kultusminister der Länder (Kultusministerkonfe-
renz). 

1 Überblick 
Im Jahr 1985 besuchten 11,3 Mill. Schüler und Studenten 
Schulen und Hochschulen im Bundesgebiet (siehe Tabel-
le 1 ). Damit standen 18,6 % der Bevölkerung in Ausbil-
dung. In die Schulkindergärten und Vorklassen gingen 
65 900 Kinder. In allgemeinbildenden Schulen wurden 7,2 
Mill. Schüler unterrichtet, 2,3 Mill. in den Klassenstufen 1 
bis 4, 3,9 Mill. in den Klassenstufen 5 bis 10 und 0,7 Mill. in 
den Klassenstufen 11 bis 13; außerdem gab es 0,3 Mill. 
Sonderschüler. 2,8 Mill. Schüler erhielten eine Ausbildung 
an beruflichen Schulen; unter ihnen 1,8 Mill. Auszubilden-
de, deren betriebliche Berufsausbildung durch den Be-
such von (Teilze1t-)Berufsschulen ergänzt wird. An den 
Hochschulen waren 1,3 Mill. Studenten eingeschrieben. 

Tabelle 1: Schüler und Studenten nach Bildungsbereichen 
1000 

Bildungsbereich 1970 1 1975 1 1980 1 1985 

Schulkindergär1en und 
Vorklassen . . . . ..... 33,4 88,4 66,4 65,9 

Allgemeinbildende Schulen ... 8937,5 10 033,2 9128,5 7157,7 
Klassenstufen 1 bis 4 ...... 3978,2 3929,4 2783,9 2271,7 
Klassenstufen 5 bis 101) 4303,6 5 207,6 5318,1 3919,6 
Klassenstufen 11 bis 132) ... 333,7 502,3 672,2 695,0 
Sonderschulen ... .... 322,0 393,8 354,3 271,4 

Berufliche Schulen . . . .„ 2 071,7 2288,5 2668,7 2776,4 
Hochschulen .... ..... 527,6 836,0 1036,3 1336,4 

Insgesamt ... 11570,3 13 246,2 12 899,9 11336,5 

1) Einschl Abendhauptschulen und Abendrealschulen. - 2) Einschl Abendgymna-
sien und Kollegs. 

Die Zahl der Schüler an allgemeinbildenden Schulen, die 
1976 mit 10, 1 Mill. ihren höchsten Stand erreicht hatte, ging 
seitdem kontinuierlich auf 7,2 Mill. im Jahr 1985 zurück. In 
den Klassenstufen 1 bis 4 wurde bereits 1972 mit 4,2 Mill. 
der höchste Schülerbestand erreicht, in den Klassenstu-
fen 5 bis 10 1978 mit 5,5 Mill. und in den Klassenstufen 11 
bis 13 1983 mit 0,7 Mill.; seither ist die Schülerzahl in allen 
Klassenstufen rückläufig. Dagegen stieg von 1970 bis 
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Schaubild 1 

BEVÖLKERUNG 1970, 1975, 1980 UND 1985 NACH DEM ALTER 

Allgeme1nb1ldende Schulen 1) 
Klassenstufen 

Hochschulen 1) 

M1ll 1e 
Altersiahr 
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/ 
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1) Die Zuordnung des Alters zu B1ldungsbere1chen gilt für den jeweds frühestmOghchen 
typischen Eintritt und bei ununterbrochenem Gang durch das Ehldungssystem 
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25 
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1985 die Zahl der Schüler an beruflichen Schulen von 2,1 
Mill. auf 2,8 Mill. und die Zahl der Studenten von 0,5 Mill. auf 
1,3 Mill. beständig an. 

Die Gesamtzahl der in allgemeiner oder beruflicher Ausbil-
dung stehenden jungen Menschen ist wesentlich von der 
Stärke der entsprechenden Altersjahrgänge abhängig. 
Der Altersaufbau der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland wurde durch die geburtenstarken Jahrgänge 
der 60er Jahre mit rund einer Million Neugeborenen pro 
Jahr und die nachfolgenden geburtenschwachen Jahr-
gänge mit 600 000 Neugeborenen im Durchschnitt der 
Jahre 1973 bis 1985 entscheidend geprägt. In Schaubild 1 
ist die Altersstruktur der Bevölkerung für ausgewählte Jah-
re dargestellt und in Beziehung zu den verschiedenen 
Bildungsbereichen gesetzt worden. Bei der Zuordnung 
der Altersjahre zu den Bildungsbereichen wurde jeweils 
vereinfachend vom frühestmöglichen typischen Eintritt so-
wie von einem ununterbrochenen Gang durch den betref-
fenden Bildungsbereich ausgegangen. Trotz dieser Ver-
einfachung läßt sich erkennen, wie die demographische 
Welle mit ihren geburtenstarken und anschließend gebur-
tenschwachen Jahrgängen im Beobachtungszeitraum das 
Bildungssystem durchlaufen hat. Nachdem die geburten-
starken Jahrgänge 1970 die Klassenstufen 1 bis 4 und 
1975 die Klassenstufen 5 bis 10 der allgemeinbildenden 
Schulen erreicht hatten, durchliefen sie 1980 die Klassen-
stufen 11 bis 13 der allgemeinbildenden Schulen und die 
beruflichen Schulen. Derzeit befinden sie sich im Über-
gang in die Hochschulen bzw. in das Beschäftigungssy-
stem. 

Die Entwicklung der Schülerzahlen in den einzelnen Bil-
dungsbereichen kann aber nicht allein mit demographi• 
sehen Einflüssen erklärt werden. Veränderungen in der 
Verteilung der Schüler auf die einzelnen Schularten sind 
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auch in dem Trend zu höheren B1ldungsabschlussen und 
der damit verbundenen gestiegenen B1ldungsbeteil1gung 
uber die Pfl1chtschulze1t hinaus begründet. Dies wird bei-
spielhaft deutlich, wenn die Schuler 1n Klassenstufe 8 nach 
Schularten aufgegliedert werden. Diese Klassenstufe wur-
de gewahlt, da ihre Schüler in der Regel die Entscheidung 
fur eine weiterführende Schulart gefällt haben, aber noch 
der Vollze1tschulpf11cht unterliegen. Dabei zeigt sich (siehe 
Tabelle 2), daß 1970 56,4 % der Schüler in Klassenstufe 8 
(ohne Sonderschulen) zur Hauptschule gingen; 1985 wa-
ren es nur noch 38,5 %. Dementsprechend erhöhte sich 
der Anteil der übrigen Schularten: 1970 wurden die Real-
schulen von 21,2 % der Schuler besucht, 1985 von 29,2 %; 
der Anteil der Schüler an Gymnasien (einschl. Gesamt-
schulen) stieg in diesem Zeitraum von 22,4 auf 32,3 %. 

Tabelle 2: Schüler in Klassenstufe 8 nach Schularten') 

Insgesamt \Hauptschulen\ Realschulen \ Gymnasien \ Gesamt-
Jahr schulen 

1000 1 % 

1970 789,0 56,4 21,2 22,4 -
1975 948,9 46,0 24,3 26,3 3,4 
1980 993,3 40,5 28,2 21,3 4,0 
1985 732,5 38,5 29,2 21,4 4,9 

1) Ohne Sonderschulen 

Ein weiteres Beispiel für die erweiterte Bildungsbeteili-
gung bildet die Zunahme des Anteils der Schulabgänger 
mit Hochschul- oder Fachhochschulreife sowie der Stu-
denten an der gleichaltrigen Bevölkerung. Wie Tabelle 3 
zeigt, erhöhte sich dieser Wert im Zeitraum von 1970 bis 
1985 bei den Schulabgängern mit Hochschul- oder Fach-
hochschulreife von 10,8 auf 28,4 % und bei den Studenten 
von 9,8auf18,0 %. 

Jahr 

1970 
1975 
1980 
1985 

Tabelle 3: Schulabgänger mit Hochschul- oder 
Fachhochschulreife sowie Studenten 

Schulabganger mit Hochschul- \ 
oder Fachhochschulreife Studenten 

1000 1 %') 1 1000 1 

87,9 10,8 527,6 
169,5 19,6 836,0 
218,5 21,4 1 036,3 
298,1 28,4 1 336,4 

O/o2) 

9,8 
14,0 
15,6 
18,0 

1) Anteil am Durchschnittsjahrgang der 18- bis unter 211ahngen Bevölkerung -
2) Anteil an der 19- bis unter 26jahrigen Bevölkerung 

2 Schulen 

2.1 Schüler 

Im Jahr 1985 besuchten 9 934 100 Schuler allgemeinbil-
dende oder berufliche Schulen 1m Bundesgebiet (siehe 
Tabelle 4), wobei hier die Kinder in Schulkindergärten und 
Vorklassen außer Betracht bleiben. Von den 7 157 700 
Schülern an allgemeinbildenden Schulen wurden 
2 255 600 1n den Grundschulen, 1 572 300 in den Haupt-
schulen und 271 400 1n den Sonderschulen unterrichtet; 
an den Realschulen gab es 1 049 000 und an den Gymna-
sien 1 750 400 Schüler. 217 500 Schüler besuchten Ge-
samtschulen. Dabei werden hier nur die Schüler an inte-
grierten Gesamtschulen gesondert nachgewiesen; die 
Angaben für die kooperativen und add1t1ven Gesamtschu-
len, bei denen die verschiedenen Schularten in einer ge-
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1) Einschl Berufsvorbere1tungs1ahr, Berufsgrundb11dungs1ahr und Berufssonderschuten. - 2) Quelle 
Sekretariat der Stanchger'I Konferenz der Kultusminister der Lancier in der Bundesrepublik Deutsch· 
land, Dokumentation Nr 91 "Vorausberechnung der Sch~er- und Absolventenzahlan 1983 bis 2000", 
Oktober 1984 

Statistisches Bundesamt 86 1093 

meinsamen Schulanlage weiterbestehen, wurden den 
Zahlen der jeweiligen Schularten zugeordnet. An den 
Abendschulen und Kollegs wurden 41 600 Schüler ge-
zählt. Von den 2 776 400 Schülern an beruflichen Schulen 
erhielten 2 024 600 ihren Unterricht in Berufsschulen 
(einschl. Berufsvorbereitungsjahr, Berufsgrundbildungs-
jahr und Berufssonderschulen), 9 800 in Berufsaufbau-
schulen und 392 500 in Berufsfachschulen. Fachober-
schulen und Fachgymnasien besuchten 135 700 und 
Fachschulen (einschl. Schulen des Gesundheitswesens) 
213 800 Schüler. 

Tabelle 4: Schüler nach Schularten 
1000 

Schulart 1970 1 1975 1 1980 1 1985 1 20001) 

Allgemeinbildende Schulen 8 937,5 10 033,2 9128,5 7 157,7 7 014,2 
Grundschulen 3 978,2 3914,7 2 770,7 2 255,6 2 551,2 
Hauptschulen 2369,2 2 510,4 2 273,7 1 572,3 1 563,8 
Sonderschulen 322,0 393,8 354,3 271,4 278,9 
Realschulen „ 863,5 1147,2 1351,1 1049,0 933,0 
Gymnasien „ 1379,5 1863,5 2119,0 1 750,4 1 409,8 
Gesamtschulen - 165,8 220,3 217,5 236,8 
Abendschulen und Kollegs . 25,1 37,8 39,4 41,6 40,7 

Berufliche Schulen ..... 2071,7 2288,5 2 668,7 2 776,4 1 800,5 
Berufsschulen2) .... 1599,8 1636,0 1969,7 2 024,6 1 269 ,5 
Berufsaufbauschulen .... 40,4 27,8 21,7 9,8 10,3 
Berufsfachschulen . 205,0 295,0 352,0 392,5 270,0 
Fachoberschulen/ 

Fachgymnasien ..... 59,0 118,7 133,7 135,7 91,2 
Fachschulen3) .. 167,5 211,1 191,6 213,8 159,54) 

Insgesamt .. 11 009,2 12321,7 11797,2 9934,1 8814,7 

1) Prognose· Sekretariat der Standigen Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland, Dokumentation Nr 91 , Vorausberechung der 
Schuler- und Absolventenzahlen 1983 bis 2000', Oktober 1984. - 2) Einschl. Berufs-
vorbereitungsjahr, Berufsgrundbildungsjahr und Berufssonderschulen. -
3) Einschl. Schulen des Gesundheitswesens - 4) Fachschulen, die nicht in den 
Zuständigkeitsbereich der Kultusministerien fallen, nach dem Anteil von 1985 durch 
eigene Schätzung ergänzt. 
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Oie durch sinkende Geburtenzahlen und qua\if1z1ertere 
Bildungsbeteiligung der Bevölkerung bedingten Änderun-
gen 1m Schulbereich zeigen sich sehr deutlich auch bei 
der Gliederung nach Schularten (siehe Schaubild 2). 
Nachdem die Grundschulen im Jahr 1972 und die Haupt-
schulen 1m Jahr 1976 ihren höchsten Schulerbestand auf-
wiesen, wurde dieser Höchstwert 1979 bei den Realschu-
len, 1980 bei den Gymnasien und 1983 bei den Berufsfach-
schulen erreicht Die Berufsschulen hatten im Jahr 1985 so 
viele Schüler wie nie zuvor. 

Nach den Vorausberechnungen der Kultusministerkonfe-
renz 1) dürfte die Schülerzahl an allgemeinbildenden Schu-
len bis 1990 auf 6,5 Mill. sinken. Dies bedeutet gegenüber 
dem Höchstwert von 10,1 Mill. im Jahr 1976 einen Rück-
gang von 3,5 Mill.; 1m Jahr 2000 wird wieder mit 7,0 Mill. 
Schülern gerechnet. Für die beruflichen Schulen wird er-
wartet, daß sich die Zahl der Schüler zunächst von 2,8 Mill. 
im Jahr 1985 um rund eine Million auf 1,7 Mill. 1m Jahr 1995 
vermindert, dann aber wieder bis auf 1,8 Mill. im Jahr 2000 
ansteigen wird. 

2.2 Schulabgänger 
Im Jahr 1985 gingen nach Beendigung der Vollzeitschul-
pflicht 320 000 Schüler mit und 72 500 ohne Hauptschul-
abschluß von der Schule ab (siehe Tabelle 5). 415 900 
Schüler erreichten den Realschul- oder einen gleichwerti-
gen Abschluß und 298 100 die Hochschul- oder Fach-
hochschulreife. Der Vollständigkeit wegen wurden in die-
se Zahlen auch die Schulabgänger aus beruflichen Schu-
len miteinbezogen, soweit sie einen entsprechenden all-
gemeinbildenden Abschluß erlangten. Insgesamt verlie-
ßen 1 126 400 Schüler die verschiedenen beruflichen 
Schulen mit einem entsprechenden Abschluß. 

Jahr 

1970 
1975 
1980 
1985 

Tabelle 5: Schulabgänger nach Abschlußarten 
1 ()()() 

Abgänger nach Beendigung Abgänger mit Abgänger mit Abgänger derVollzeitschulpflicht Realschul- Hochschul-
ohne 

1 
mit oder gleich- oder aus 

beruflichen wertigem Fachhoch- Schulen1) Hauptschulabschluß Abschluß schulreife 

134,8 346,3 200,0 87,9 702,3 
108,8 351,7 291,3 169,5 793,0 
111,6 393,8 380,9 218,5 995,8 
72,5 320,0 415,9 298,1 1126,4 

1) Sofern Schulabgänger aus beruflichen Schulen mit dem Schulabschluß einen 
Realschul- oder gleichwertigen Abschluß oder die Hochschul- oder Fachhochschul-
reije erworben haben, sind sie außerdem bei den entsprechenden Abschlußarten 
nachgewiesen. 

Bei der zahlenmäßigen Entwicklung der Schulabgänger 
wirkten sich mit zeitlicher Verzögerung wiederum die sehr 
unterschiedliche Besetzung der e nzelnen Schuljahrgän-
ge und der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen aus. 
Ein Vergleich der Jahre 1970 und 985 zeigt, daß sich die 
Zahl der Schulabänger, die die Sc ule nach Beendigung 
der Vollzeitschulpflicht ohne Haup schulabschluß verlas-

1) Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusm nister der Landerinder Bundesre-
publik Deutschland, Dokumentation Nr. 91 • Vorausb rechnung der Schüler- und Absol-
ventenzahlen 1983 bis 2000", Oktober 1984. 
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sen, von 134 800 auf 72 500 nahezu halbiert (Höchstwert 
1973: 141 500) und sich die Zahl der Abgänger mit Haupt-
schulabschluß von 346 300 auf 320 000 ebenfalls deutlich 
verringert hat (Höchstwert 1979: 431 300). Dagegen hat 
sich die Gesamtzahl der Abgänger mit Realschul- oder 
gleichwertigem Abschluß von 200 000 auf 415 900 mehr 
als verdoppelt und die der Abgänger mit Hochschul- oder 
Fachhochschulreife von 87 900 auf 298100 mehr als ver-
dreifacht (Höchstwerte 1983: 437 800 bzw. 305 600). 

2.3 Lehrer 
Im Jahr 1985 waren 585 500 Lehrpersonen hauptberuflich 
- das heißt mit voller oder bis zu 50 % ermäßigter Pflicht-
stundenzahl - im Schulbereich tätig (siehe Tabelle 6). 
494 300 Lehrer unterrichteten in allgemeinbildenden und 
91 200 in beruflichen Schulen. Damit wurde die Zahl der 
hauptberuflichen Lehrer gegenüber 1970, als es 311 900 
Lehrpersonen an allgemeinbildenden und 42 200 an be-
ruflichen Schulen gab, um 182 400 bzw. 49 000 erhöht. 
Allerdings geht die Lehrerzahl an allgemeinbildenden 
Schulen seit 1982 (501 600 Lehrer) bereits wieder zurück, 
da an den Grund- und Hauptschulen sowie Realschulen 
angesichts stark sinkender Schülerbestände seit Anfang 
der 80er Jahre auch weniger hauptberufliche Lehrer einge-
setzt wurden. Dagegen waren im Beobachtungszeitraum 
nie so viele hauptberufliche Lehrer an beruflichen Schulen 
tätig wie im Jahr 1985. 

Tabelle 6: Haupt- und nebenberufliche Lehrer an 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 

1 ()()() 

Schulbereich 1970 1 1975 1 1980 1 

Hauptberufliche Lehrer1) 

Allgemeinbildende Schulen ..... 311,9 422,1 494,7 

Berufliche Schulen ....... 42,2 59,6 77,4 
Insgesamt .. 354,1 481,7 572,2 

Nebenberufliche Lehrer2) 
Allgemeinbildende Schulen ...... 118,0 104,6 67,5 

Berufliche Schulen 67,7 71,1 80,5 
Insgesamt 185,7 175,6 147,9 

1) Personenzählung. - 2) Fallzählung. - 3) 1984. 

1985 

494,3 

91,2 
585,5 

50,23) 

80,43) 

130,63) 

Im Jahr 1984 - dem letzten verfügbaren Berichtsjahr mit 
vergleichbaren Daten - wurden 130 600 nebenberufliche 
Lehrer gezählt, 50 200 an allgemeinbildenden und 80 400 
an beruflichen Schulen. Nebenberufliche Lehrer erteilen 
weniger als 50 % der Pflichtstunden eines vollbeschäftig-
ten hauptberuflichen Lehrers; bei den Ergebnissen han-
delt es sich um eine Fallzählung. Seit 1970, als 185 700 
Lehrer nebenberuflich tätig waren, ist ihre Zahl tendenziell 
- insbesondere irn allgemeinbildenden Schulwesen -
rückläufig. 

3 Berufsausbildung 

3.1 Auszubildende 
Der größte Teil der Jugendlichen (Ende 1985 über 60 % der 
16- bis unter 19jährigen Bevölkerung) erhält als Auszubil-
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dender eine Berufsausbildung 1m dualen Ausbildungssy-
stem, das durch zwei untersch1edl1che B1ldungstrager ge-
kennzeichnet ist. Wahrend der Besuch der (Teilze1t-)Be-
rufsschulen zur Vermittlung der fachtheoret1schen Ausbil-
dungsinhalte dient, vollzieht sich die praktische Berufs-
ausbildung durch das unmittelbare Lernen am Arbeitsplatz 
oder in den Ausbildungswerkslatten Als Auszubildende 
(fruher: Lehrlinge) gelten hier Personen, die aufgrund 
eines Ausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsge-
setz 2) eine betriebliche Berufsausbildung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf durchlaufen. Nicht zu den Aus-
zubildenden wird gezahlt, wer eine berufliche Ausbildung 
ausschließlich an beruflichen Schulen (z B Schüler an 
Berufsfachschulen) oder in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis (z. B. Beamter 1m Vorbereitungsdienst) 
vermittelt bekommt. 

Detaillierte Ergebnisse Liber die Auszubildenden (Stich-
tag: 31. Dezember) und über die von ihnen 1m Berichtsjahr 
abgelegten Abschlußprüfungen werden jährlich von der 
Berufsb1ldungsstat1stik nachgewiesen 3). Diese Angaben 
beruhen auf den Meldungen der berufsständischen Kam-
mern und der sonstigen für die Berufsausbildung zustän-
digen Stellen an die amtliche Statistik. Unabhängig hier-
von wird seit 1976 zu Beginn eines Ausbildungsjahres 
(Stichtag: 30. September) eine Ausbildungsplatzbilanz er-
stellt, um frühzeitig Eckdaten über die Versorgung der 
Jugendlichen mit Ausbildungsplätzen zu erhalten. Hierzu 
melden die zuständigen Stellen die Anzahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsvertrage an das Bundesministe-
rium für Bildung und Wissenschaft, das mit der Durchfüh-
rung dieser Erhebung das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung beauftragt hat. Diese Daten werden um die Angaben 
der Bundesanstalt für Arbeit über die unbesetzten Ausbil-
dungsplätze und die noch nicht vermittelten Bewerber 
ergänzt. 

Am Jahresende 1985 standen 1 831 300 Jugendliche in 
einer betrieblichen Berufsausbildung (siehe Tabelle 7). 
Damit wurde der bislang höchste Bestand an Auszubil-
denden erreicht. Den großten Ausbildungsbereich bildete 
Industrie und Handel (einschl. Banken, Versicherungen, 
Gast- und Verkehrsgewerbe) mit 874 600 Auszubilden-
den. Werden die 687 500 Auszubildenden des Handwerks 
hinzugerechnet, so ergibt sich, daß mehr als 85 % aller 
Auszubildenden 1n der gewerblichen Wirtschaft beschäf-
tigt waren. Die Zahlen der Auszubildenden 1n den übrigen 
Ausbildungsbereichen betrugen: Landwirtschaft 53 400, 
Öffentlicher Dienst 72 600 sowie Freie Berufe, Hauswirt-
schaft und Seesch1ffahrt 143 200. Bei der Aufgliederung 
der Auszubildenden nach Ausb1ldungsbere1chen ist aller-
dings zu berücksichtigen, daß sich die Zuordnung nicht 
nach der Branchenzugehörigkeit des Ausbildungsbetrie-
bes, sondern nach den im Berufsbildungsgesetz festge-
legten Zuständigkeiten für die einzelnen Berufe richtet. 

Auch im Bereich der betrieblichen Berufsausbildung ha-
ben die geburtenstarken Jahrgange zu einer deutlichen 
Ausweitung geführt. So befanden sich 1973 - dem ersten 

2) Berufsb1ldungsgeselz (BB1G) vom 14 August 1969 (BGBI 1 S 1112), zuletzt geandert 
durch das Berufsb1ldungsfcirderungsgesetz vom 23 Dezember 1981 (BGBI. 1 S. 1692). 
3) Siehe Fachsene 11, Reihe 3 „Berufliche Bildung", 1n der auch Angaben über Ausbil-
der und Ausbildungsberater ausgewiesen sind 
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Tabelle?· Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 
Stand Jeweils 31 Dezember 

1000 

Freie 
Industrie Berufe, 

Land- Öffentlicher Haus-Jahr Insgesamt und Handwerk w1rtschaft Dienst w1rtschaft2), Handel1) Seeschiff-
fahrt 

19733) 1 331,2 694,1 465,4 25,7 49,7 96,4 
1975 1 328,9 634,0 504,7 33,0 46,0 111,4 
1980 1715,5 786,9 702,3 46,8 53,8 125,6 
1985 1 831,3 874,6 687,5 53,4 72,6 143,2 

')Einschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe - 2) Hauswirt-
schaft im stildt1schen Bereich - 3) Für die Jahre vor 1973 liegen nur unvollständige 
Ergebnisse vor 

Jahr mit vollständigen Angaben aus der Berufsbildungs-
stat1st1k - 1,3 Mill. Jugendliche zur Ausbildung in einem 
Betrieb, 1985 waren es 1,8 Mill„ also 500 000 mehr. Allein 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft erhöhte sich in 
diesem Zeitraum der Bestand an Auszubildenden um über 
400 000: beim Handwerk um 222 000 von 465 400 auf 
687 500, bei Industrie und Handel um 180 500 von 694 100 
auf874 600. 

Tabelle 8: Angebot an und Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
Stand· Jewelis30 September 

1 000 

Angebot 1 Nachfrage Neuabge- Unbesetzte Unver-
Jahr an nach schlossene Ausbildungs- mittelte Ausbildungs-

Ausbildungsplätzen verlräge platze Bewerber 

19761) 513,9 523,5 495,8 18,1 27,7 
1980 694,6 667,3 650,0 44,6 17,3 
1985 719,1 756,0 697,1 22,0 58,9 

Quelle. Bundesminister fur Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Grundlagen und Per-
spektiven für Bildung und Wissenschaft, Band 10,Berufsbildungsbericht1986' 
'l Für die Jahre vor 1976 liegen keine Ergebnisse vor. 

Wie aus der Ausbildungsplatzbilanz zum Stichtag 30. Sep-
tember (siehe Tabelle 8 und Schaubild 3) hervorgeht, 
konnte das Ausbildungsplatzangebot der zum Teil 
sprunghaft gestiegenen Nachfrage weitgehend angepaßt 
werden. Dabei umfaßt das Angebot die Anzahl der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverhältnisse und die bei 
den Arbeitsämtern gemeldeten unbesetzten Ausbildungs-
plätze. Die Nachfrage beinhaltet die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge und die bei den Ar-
beitsämtern gemeldeten unvermittelten Bewerber. Latent 
vorhandene Wünsche nach Ausbildung, die nicht gemel-
det werden, bleiben dabei ebenso unberücksichtigt wie 
vorhandene, aber nicht registrierte offene Ausbildungs-
plätze. Die im Zeitraum von 1976 bis 1985 erreichte Steige-
rung des Ausbildungsplatzangebots von 513 900 auf 
719 100 reichte jedoch nicht aus, um allen Bewerbern eine 
betriebliche Berufsausbildung zu sichern. Denn gleichzei-
tig stieg die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen von 
523 500 auf 756 000. Zwar konnten im Jahr 1985 697 100 
Ausbildungsverträge neu abgeschlossen werden (1976: 
495 800), trotzdem standen in diesem Jahr 22 000 unbe-
setzten Ausbildungsplätzen noch 58 900 unvermittelte Be-
werber gegenüber. Allerdings scheint der Gipfel der Nach-
frage nach Ausbildungsplätzen überschritten zu sein, 
nachdem 1985 erstmals ein geringfügiger Rückgang ge-
genüber 1984 zu verzeichnen gewesen war. 
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3.2 Bestandene Abschlußprüfungen 

Am Ende der Berufsausbildung ist eine Abschlußprüfung 
abzulegen. Durch diese Prüfung wird festgestellt, ob der 
Auszubildende über die für seinen Ausbildungsberuf ge-
forderten Fertigkeiten und Kenntnisse verfügt. 1985 been-
deten 632 500 Auszubildende erfolgreich ihre betriebliche 
Berufsausbildung: 337 400 in Industrie und Handel, 
194 200 im Handwerk und 101 000 in den übrigen Ausbil-
dungsbereichen (siehe Tabelle 9). In keinem Jahr zuvor 
erhielten so viele Jugendliche den Facharbeiter-, Gesel-

Jahr 

19733) 
1975 
1980 
1985 

Tabelle 9: Bestandene Abschlußprüfungen 
nach Ausbildungsbereichen 

1 000 

Industrie Land- Öffentlicher Insgesamt und Handwerk wirtschaft Dienst Handel1) 

416,5 261,4 100,0 11,6 15,4 
460,7 275,5 116,0 11,2 18,3 
568,1 300,2 182,8 19,8 17,9 
632,5 337,4 194,2 20,7 23,7 

Freie 
Berufe, 
Haus-

wirtschaft2), 
Seeschiff-

fahrt 

28,1 
39,7 
47,4 
56,6 

1) Einschl. Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe. - 2) Hauswirt-
schaft 1m städtischen Bereich. - 3) Für die Jahre vor 1973 liegen nur unvollständige 
Ergebnisse vor. 

len- oder Gehilfenbrief. Gegenüber dem Jahr 1973, für das 
erstmals vollständige Ergebnisse der Prüfungsstatistik 
vorliegen, hat sich die Zahl der bestandenen Abschlußprü-
fungen um 216 000 erhöht. Da die Auszubildenden nach 
Abschluß der Berufsausbildung überwiegend eine Er-
werbstätigkeit anstreben, wurden in den vergangenen 
Jahren hohe Anforderungen an die Aufnahmefähigkeit des 
Arbeitsmarktes gestellt. 
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4 Hochschulen 

4.1 Übergang von der Schule zur Hochschule 

Der Übergang der Schulabgänger mit Hochschul- oder 
Fachhochschulreife auf die Hochschulen kann auf ver-
schiedene Weise untersucht werden. So werden jährlich 
die Schüler 1n den Abschlußklassen, die zur Hochschul-
oder Fachhochschulreife führen, über ihre Studien- und 
Berufsabsichten befragt. Die bisherigen Ergebnisse die-
ser „Abiturientenbefragung" haben jedoch gezeigt, daß die 
Absichtserklärungen bzw. Wünsche der Befragten noch 
vielfältigen Veränderungen unterliegen, so daß sich aus 
dem Datenmaterial nur allgemeine Trendaussagen zum 
Studierverhalten ziehen lassen. Im Gegensatz dazu läßt 
sich aus der Verknüpfung von Schul- und Hochschulstati-
stik rückblickend auch der tatsächliche Übergang einzel-
ner Entlaßjahrgänge von der Schule zur Hochschule ermit-
teln. Solche jahrgangsweisen Übergangsquoten werden 
gewonnen, indem die Studienanfänger verschiedener Be-
richtsjahre daraufhin untersucht werden, ob sie zu einem 
ausgewählten Abiturientenjahrgang gehören 4). 

In Tabelle 1 O ist für unterschiedliche Entlaßjahrgänge dar-
gestellt, wieviel Prozent der Schulabgänger mit Hoch-
schul- oder Fachhochschulreife in einem Beobachtungs-
zeitraum von vier Jahren, vom Jahr des Schulabschlusses 

Tabelle 10: Schulabgänger mit Hochschul- oder 
Fachhochschulreife nach dem Jahr des Studienbeginns 

Prozent 

Studienbeginn bis 
Von den Schulabgängern mit Hochschul-

oder Fachhochschulreife des Jahres 
zum Ende des ... 19721) 1 1975 1 1980 1 1982 l 1983 1 1984 l 1985 Kalenderjahres 

nach Schulabschluß begannen ... % ein Studium innerhalb des in der 
Vorspalte genannten Zeitraums 

Hochschulreife 

~: ~Abs~~l:u:Bj~h'.': : : : : : : : 1 
60,9 47,8 36,5 33,3 32,3 28,4 25,7 
79,8 72,6 61,7 57,4 53,7 48,7 " . 
92,4 81,8 75,3 69,2 64,8 . " " . 

3. . . " " . " . . " . 94,5 84,6 79,6 73,5 .. " „. 

Fachhochschulreife 

~: (Abschl:u:Bjahr): : : : : : : : 1 
53,3 45,4 33,3 29,0 27,9 25,0 23,4 
71,9 65,8 50,2 44,7 40,6 36,2 .„ 
84,0 74,3 58,2 50,7 46,0 " . .„ 
86,1 76,6 60,8 52,7 . „ " . " . 

Insgesamt 

~: (~~schl·u·B·jahr). : : : : . : · 1 ~:~ 47,2 35,7 32,2 31,2 27,6 25,1 
70,8 59,0 54,2 50,4 45,6 " . 

2. " " " " " " " " " " 90,6 79,9 71,3 64,5 60,1 " . . " 
3 . . . . . . . 92,7 82,5 75,2 68,3 " ... .„ 

1) Für die Jahre vor 1972 liegen keine Ergebnisse vor. 

an gerechnet, mit einem Studium begonnen haben. Da-
nach ist festzustellen, daß die Schulabgänger des Jahres 
1972 noch zu 92,7 % bis vier Jahre nach Schulabschluß ein 
Studium aufgenommen haben, danach sank die Über-
gangsquote deutlich auf 75,2 % im Jahr 1980 und 68,3 % im 
Jahr 1982 ab. Bei den Schulabgängern mit Hochschulreife 
verlief diese Entwicklung auf einem höheren Niveau als bei 
den Abgängern mit Fachhochschulreife: Die Übergangs-
quote sank hier von 94,5 % 1972 auf 73,5 % 1982; bei den 

•) Zur Methodik siehe auch Stärk-Rötters, D: .Deutsche Studienanfänger 1975 bis 
1982" in WiSta 11 /1983, S. 886 ff. 
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Schulabgängern mit Fachhochschulreife ging sie 1m glei-
chen Zeitraum von 86, 1 auf 52,7 % zu ruck Die rückläufigen 
Ubergangsquoten bewirkten Jedoch keinen Rückgang der 
Studienanfängerzahlen, solange sie durch zunehmend 
geburtenstarkere Jahrgänge und einen erhöhten Anteil 
von Schulabgängern mit Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife an der Bevölkerung kompensiert wurden. Dies 
galt bis zum Jahr 1983. Inzwischen sind die Stud1enan-
fangerzahlen rücklauf1g (siehe Abschnitt 4.2). 

4.2 Studenten 

Im Wintersemester 1985/86 waren 1 336 400 Studenten an 
den öffentlichen und privaten Hochschulen im Bundesge-
biet immatrikuliert. An den Universitäten, theologischen 
und pädagogischen Hochschulen studierten 929 200 Stu-
denten; an den Gesamthochschulen wurden 85 000, an 
den Kunsthochschulen 21 500 und an den Fachhochschu-
len 300 700 Studenten gezählt (siehe Tabelle 11 ). In diesen 
Zahlen sind die Einschreibungen von Beurlaubten, Besu-
chern von Studienkollegs sowie der Gast- und Nebenhö-
rer nicht enthalten. 

Tabelle 11: Studenten nach Hochschularten 
1000 

Hochschulart 1970 1 1975 1 1980 1985 

Universitäten 1) 411,5 632,9 749,0 929,2 
Gesamthochschulen - 43,1 69,4 85,0 
Kunsthochschulen 10,5 15,3 18,0 21,5 
Fachhochschulen . 105,6 144,7 199,8 300,7 

Insgesamt 527,6 836,0 1 036,3 1336,4 

1) Einschl pädagogischer und theologischer Hochschulen 

Die Gesamtzahl der Studenten stieg von 527 600 im Jahr 
1970 auf über 1,3 Mill. 1m Jahr 1985 an. Sie hat sich damit 
innerhalb eines Zeitraums von 15 Jahren mehr als verdop-
pelt. Der größte Teil der Zunahme entfiel dabei mit 517 700 
auf die Universitäten (einschl. pädagogischer und theolo-
gischer Hochschulen). Wie bereits erläutert, hängt diese 
Entwicklung nicht nur mit dem Eintritt der geburtenstarken 
Jahrgänge in den Hochschulbereich, sondern auch mit 
dem erhohten Anteil der Stud1enberechtigten an der Be-
völkerung und einer damit einhergehenden zusätzlichen 
Nachfrage nach Studienplätzen zusammen. 

Tabelle 12· Studienanfänger, Studenten und 
bestandene Hochschulprüfungen 

1 000 

Studien- 1 1 

Bestandene 
Jahr anfanger1) 

Studenten Hochschul-
prufungen2) 

1970 119,7 527,6 
1975 163,4 836,0 117,3 
1980 190,0 1 036,3 123,7 
1985 206,9 1336,4 141,53) 
19904) 172,6 bis 223,2 1 134,7 bis 1 427,8 173,2 bis 185,5 
19954) 129,9 bis 167, 1 886,8 bis 1141,5 146,0 bis 190,0 
20004) 129,0 bis 166,2 732,7 bis 940,6 112,2 bis 144,5 

1) Sommersemester und darauffolgendes Wintersemester - 2) Wintersemester und 
darauffolgendes Sommersemester - 3) 1984 - 4) Prognose Sekretariat der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der Lilnder in der Bundesrepublik Deutschland, 
Dokumentation Nr 95 ,Prognose der Studienanfänger, Studenten und Hochschulab-
solventen bis 2000', Februar 1986 
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Schaub11d4 

STUDENTEN, STUDIENANFANGER SOWIE 
BESTANDENE HOCHSCHULPRUFUNGEN 

Mill Mill 
1.6 1,6 

1,4 1,4 

1.2 1,2 

1,0 1,0 

0,8 0,8 

0.6 0,6 

0,4 0,4 

0,2 0,2 

Bestandene 
Hochschulprufungen 

0 0 
1970 75 80 85 90 95 2000 

Prognose1l 

1) Quelle Sekretanat der Starld1gen Konferenz der Kultusmm1ster der Lander 1n der Bundesrepubhk 
Deutschland, Dokumentat10n Nr 95 "Prognose der Stud1enanfanger, Studenten und Hochschulab-
solventen bis 2000". Februar 1986 - Schraffterte Flache Bandbreite der Prognose 

Statist1sehes Bundesamt 86 1095 

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonfe-
renz 5) wird sich die Zahl der Studenten zunächst noch 
weiter erhöhen und Ende der achtziger Jahre maximal 
einen Wert von knapp 1,5 Mill. erreichen. Danach wird ihre 
Zahl wieder abnehmen; für das Jahr 2000 wird mit 0,73 bis 
0,94 Mill. Studenten gerechnet (siehe Tabelle 12 und 
Schaubild 4). 

Bei den Studienanfängern ist der Höhepunkt der Entwick-
lung bereits überschritten. Im Jahr 1985 (Sommerseme-
ster 1985 und Wintersemester 1985/86) hatten sich 
206 900 Studenten erstmals an einer Hochschule im Bun-
desgebiet eingeschrieben. Gegenüber dem Höchstwert 
von 232 100 Erstimmatnkulierten im Jahr 1983 ist damit die 
Zahl der Studienanfänger um 25 200 gesunken. Gleichzei-
tig nahm aber - wie dargestellt - die Gesamtzahl der 
Studenten noch zu. Dies ist auf einen Anstieg der Verweil-
dauer der Studenten an den Hochschulen zurückzuführen, 
die wegen gestiegener Fachstudiendauer und häufigerer 
Aufnahme eines weiterführenden Studiums länger an den 
Hochschulen verbleiben. Nach den Vorausberechnungen 
der Kultusministerkonferenz5) werden die Studienan-
fängerzahlen aufgrund der rückläufigen Jahrgangsstärken 
auch in den kommenden Jahren abnehmen; der Tiefpunkt 
wird voraussichtlich im Jahr 1998 mit 126 300 bis 162 400 
Erstimmatrikulierten erreicht. 

5) Sekretariat der Stand1gen Konferenz der Kultusminister der Landerinder Bundesre-
publik Deutschland, Dokumentation Nr 95 „Prognose der Studienanfänger, Studenten 
und Hochschulabsolventen bis 2000'', Februar 1986 
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4.3 Bestandene Hochschulprüfungen 

Im Prüfungsjahr 1984 6) (Wintersemester 1983/84 und 
Sommersemester 1984) haben 141 500 Kandidaten eine 
Abschlußprüfung an den Hochschulen im Bundesgebiet 
bestanden. In der Gruppe „Diplom (U) und entsprechende 
Abschlußprüfungen", in der außer den w1ssenschaftl1chen 
Diplomstudiengängen die Magister-, die sonstigen ver-
gleichbaren Hochschulprüfungen sowie kirchliche und 
staatliche Prüfungen (ohne die Lehramtsprüfungen) nach-
gewiesen werden, wurden 57 200 Prüfungen erfolgreich 
abgelegt. Die Zahl der Promotionen erreichte 14 100. 
25 600 Personen bestanden die Lehramtsprüfung. Außer-
dem waren 44 600 Abschlüsse in der Prüfungsgruppe 
„Diplom (FH)/Kurzstudiengänge", in der auch Diplomab-
schlüsse in Fachhochschulstudiengängen an wissen-
schaftlichen Hochschulen enthalten sind, zu verzeichnen 
(siehe Tabelle 13). 

Tabelle 13: Bestandene Hochschulprüfungen 
nach Prüfungsgruppen 1 ) 

1 ()()() 

Prüfungsgruppe 197:32) 1 1975 1 1980 1 

Diplom (U)- und 
entsprechende 
Abschlußprüfungen .. 32,3 33,7 46,3 

Doktorprüfungen .... 10,1 11,4 12,2 
Lehramtsprüfungen3) .. 29,9 40,3 30,5 
Diplom (FH)/ 

Kurzstudiengänge . . 29,2 31,9 34,7 
Insgesamt .. 101,6 117,3 123,7 

1984 

57,2 
14,1 
25,6 

44,6 
141,5 

1) Personenzählung - Prüfungsjahr: Wintersemester und darauffolgendes Sommer-
semester. - 2) Für die Jahre vor 1973 liegen nur unvollständige Ergebnisse vor. -
3) 1973, 1975und1980geschätzt. 

Die Gesamtzahl der bestandenen Hochschulprüfungen 
lag im Jahr 1984 um 40 000 höher als 1973, dem ersten 
Jahr mit vollständigen Ergebnissen zur Prüfungsstatistik. 
Dabei verlief die Entwicklung in den einzelnen Prüfungs-
gruppen unterschiedlich. Im Zeitraum von 1973 bis 1984 
nahm die Zahl der Diplom (U)- und der entsprechenden 
Abschlußprüfungen von 32 300 auf 57 200 zu, die Zahl der 
Doktorprüfungen stieg von 10 100 auf 14100 und die der 
Abschlüsse in der Prüfungsgruppe „Diplom (FH)/Kurzstu-
diengänge" von 29 200 auf 44 600. Dagegen ging die Zahl 
der erfolgreichen Lehramtsprüfungen, die 1975 noch 
40 300 betrug, angesichts der schlechten Berufsaussich-
ten für Lehrer auf 25 600 im Jahr 1984 deutlich zurück. 

Nach den Vorausberechnungen der Kultusministerkonfe-
renz 7) dürfte die Zahl der bestandenen Hochschulprüfun-
gen je nach der Annahme zur Studierwilligkeit der Abitu-
rienten im Jahr 1989 mit 173 700 bzw. 1994 mit 200 500 
einen Höchstwert erreichen. Danach soll die Absolventen-
zahl auf 112 200 bis 144 500 im Jahr 2000 sinken. 

4.4 Personal 
An den Hochschulen im Bundesgebiet wurden 1984 
319 300 Beschäftigte gezähltB). Von den 274 400 hauptbe-

6) Angaben zum Jahr 1985 lagen bei Redaktionsschluß noch nicht vor. 
7) Siehe Fußnote 5. 
B) Siehe Fußnote 6. 
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ruflich Tätigen gehörten 91 400 zum wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personal (Professoren, Hochschulas-
sistenten, w1ssenschaftl1che und künstlerische Mitarbei-
ter, Lehrbeauftragte für besondere Aufgaben) und 183 000 
zum Verwaltungs-, technischen und sonstigen Personal. 
44 900 übten ihre Tat1gkeit nebenberuflich aus; dazu ge-
horten insbesondere die Lehrbeauftragten, Tutoren und 
wissenschaftlichen Hilfskräfte mit Abschlußprüfung (siehe 
Tabelle 14). 

Tabelle 14: Personal an Hochschulen 

Gegenstand der Nachwe1sung 19721) 1 1975 1 1980 1 1984 

1 ()()() 
Wissenschaftliches und 

künstlerisches Personal 88,2 103,6 127,4 134,6 

Hauptberuflich .... .. 65,8 76,2 85,5 91,4 

Nebenberufhch 22,4 27,4 41,8 43,2 

Verwaltungs-, technisches 
und sonstiges Personal „ 130,3 166,6 191,2 184,7 

Hauptberuflich ... 108,0 140,1 163,6 183,0 

Nebenberuflich . . . . . .. 22,3 26,5 27,5 1,72) 

Insgesamt ... 218,4 270,2 318,5 319,:32) 

Anzahl 
Studenten je haupt-

1 
beruflicher Lehrperson ...... tO tt 12 t4 

'J Für die Jahre vor 1972 liegen keine vergleichbaren Ergebnisse vor. - 2) Ohne 
studentische Hilfskräfte 

Bei einem Vergleich mit den Personalzahlen der Vorjahre 
ist zu berücksichtigen, daß seit 1982 die studentischen 
Hilfskräfte, die früher unter dem nebenberuflichen Verwal-
tungs-, technischen und sonstigen Personal nachgewie-
sen wurden, nicht mehr erfaßt werden. Die Angaben über 
das gesamte Personal an Hochschulen sind daher nicht 
voll vergleichbar. Es kann aber festgestellt werden, daß 
sich von 1972 bis 1984 das hauptberufliche Personal von 
173 800 um über 100 000 auf 27 4 400 erhöht hat, wobei das 
hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Per-
sonal von 65 800 auf 91 400 angestiegen ist. Die Expan-
sion des Hochschulbereichs spiegelt sich also auch in 
den Personaldaten wider. Allerdings ist im gleichen Zeit-
raum die Zahl der Studenten schneller gestiegen, so daß 
1972 im Durchschnitt zehn, 1980 zwölf und 1984 vierzehn 
Studenten auf eine hauptberufliche Lehrperson entfielen. 

5 Weiterbildung 
Informationen über die Weiterbildungsbeteiligung der Be-
völkerung liegen bisher vor allem als Statistiken der ver-
schiedenen Träger vor; sie beruhen auf einer Erfassung 
der Teilnahmefälle. Solche Statistiken werden regelmäßig 
bundesweit zum Beispiel von den Volkshochschulen, den 
Kirchen und der Bundesanstalt für Arbeit erstellt. Die Kul-
tusministerkonferenz hat im Jahr 1977 eine Empfehlung für 
ein einheitliches Minimalprogramm für Datenerhebungen 
im Bereich der außerberuflichen Weiterbildung beschlos-
sen; einige Bundesländer können bereits entsprechende 
Angaben zur Verfügung stellen. Gesamtergebnisse zur 
Weiterbildung lassen sich aus diesen Statistiken aufgrund 
unterschiedlicher Erhebungskonzepte, ungeklärter Über-
schneidungen und vorhandener Datenlücken noch nicht 
gewinnen. 
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Neben den fallbezogenen Stat1st1ken gibt es personenbe-
zogene Ansatze· Die We1terb1ldung wird durch Befragung 
der Bevolkerung erfaßt. Die e1nz1ge bundesweite Erhe-
bung, die sowohl die außerberufl1che (allgemeine und poli-
tische) als auch die berufliche We1terb1ldung e1nbez1eht, 
beruht auf einer repräsentativen Stichprobe der deutschen 
Bevolkerung im Alter von 19 bis unter 65 Jahren und wurde 
1m Auftrag des Bundesm1n1stenums fur Bildung und Wis-
senschaft von Infratest Sozialforschung als „Berichtssy-
stem Weiterbildungsverhalten" erstellt. Aus diesem Be-
richtssystem stehen bisher Ergebnisse für die Jahre 1979 
und 1982 zur Verfügung (siehe Tabelle 15). 

Tabelle 15 Teilnehmer an Weiterbildungsveranstaltungen 
nach Weiterbildungsbereichen 

Deutsche Teilnehmer im Alter von 19 bis unter 65 Jahren 
We1terb1ldungs- 1979 

1 
1982 bereich 

Mill ' 
0Jo1) 1 Mill 1 0/01) 

Allgemeine 
Weiterbildung 4,0 12 4,9 14 

Berufliche 
We1terb1ldung 3,3 10 4,2 12 

Politische 
Weiterbildung 0,7 2 0,7 2 

lnsgesamt2) 6,0 18 7,7 22 

Quelle· Bundesminister fur Bildung und Wissenschaft (Hrsg ), B1ldung-W1ssenschaft-
Aktuell ,Benchtssystem Weiterbildungsverhalten 1982", Februar 1984 
1) Anteil an der gleichaltrigen Bevölkerung - 2) Erfaßt werden Personen, die an der 
allgemeinen, beruflichen oder poilt1schen We1terb1ldung teligenommen haben, d h 
Mehrfachteilnahme wird nicht berücks1cht1gt 

Danach hatten sich 1982 22 % der Deutschen im Alter von 
19 bis unter 65 Jahren im letzten Jahr an allgemeiner, 
politischer oder beruflicher Weiterbildung beteiligt, 1979 
waren es 18 %. Hochgerechnet ist damit die Zahl der 
Weiterbildungsteilnehmer von 6,0 auf 7,7 Mill. Personen 
gestiegen. Diese Zunahme zeigt sich auch in den einzel-
nen Weiterbildungsbereichen. Bei der allgemeinen 
Weiterbildung erfolgte in diesem Zeitraum ein Anstieg von 
12 auf 14 % bzw. von 4,0 auf 4,9 Mill. Personen. Bei der 
beruflichen Weiterbildung erhöhte sich die Te1lnahmequo-
te von 1Oauf12 %; dies entspricht einer Steigerung von 3,3 
auf 4,2 Mill. Personen. Lediglich die politische Weiterbil-
dung stagnierte bei 2 % bzw. 0,7 Mill Personen. 

6 Bildungsniveau der Bevölkerung 
Angaben über das Bildungsniveau der Bevolkerung liefert 
der Mikrozensus, eine amtliche Repräsentativstatistik der 
Bevölkerung und des Erwerbslebens mit einem Auswahl-
satz von 1 %. Da Daten aus dem Mikrozensus vom Juni 
1985 derzeit noch nicht vorliegen, muß hier auf die Ergeb-
nisse der Erhebung vom April 1982 zurückgegriffen wer-
den. Dabei kann die unter 15 Jahre alte Bevölkerung aus 
der Betrachtung ausgeklammert werden, da aufgrund der 
bestehenden Schulpflicht in diesem Alter eine Schul- oder 
Berufsausbildung in der Regel noch nicht abgeschlossen 
werden kann. 

Die Ergebnisse des Mikrozensus spiegeln den beschrie-
benen Trend zu höheren Bildungsabschlüssen wider. Wie 
Tabelle 16 zeigt, verfügten im Jahr 1982 25,9 % der Bevöl-
kerung im Alter von 15 Jahren und älter über einen Real-
schulabschluß, die Fachhochschul- oder Hochschulreife. 
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In der Gruppe der 20- bis unter 30Jährigen Bev61kerung 
konnten aber bereits 44,2 % einen derartigen Abschluß 
nachweisen, wahrend die Altersgruppe ab 60 Jahren le-
diglich zu 17,2 % eine Realschule oder ein Gymnasium 
erfolgreich absolviert hatte. 68,9 % der Bevolkerung des 
Jahres 1982 waren mit oder ohne entsprechenden Ab-
schluß von der Volks- bzw. Hauptschule abgegangen. 
Wahrend Jedoch von der Bevölkerung ab 60 Jahren noch 
82,8 % den Volksschul-/Hauptschulabschluß als letzten 
allgemeinbildenden Schulabschluß erworben hatten, wa-
ren es in der Altersgruppe der 20- bis unter 30Jähngen nur 
noch53,7 %. 

Tabelle 16· Bevölkerung im April 1982 nach Altersgruppen 
und allgemeinbildendem Schulabschluß 1 ) 

Allgemeine Schulausbildung 
mit allgemeinbildendem 

noch in Schulabschlu8 
Alter von Insgesamt Schul- Volks- Realschul-
bis unter aus- schul-/ oder Fachhoch-/ 

Jahren bildung2) Hauptschul- gleich- Hochschul-
abschluß3) wertiger reife 

Abschluß 
1000 % 

15-20 53ß7 45,6 35,1 11,0 2,4 
20-30 8727 2,1 53,1 23,6 20,6 
30-40 7850 0,4 66,7 18,3 14,6 
40-50 9311 0,3 16,7 14,5 8,5 
50-60. 7566 - 80,1 12,5 1,4 
60undmehr 12471 - 82,8 11,1 5,5 

Insgesamt . 51313 5,2 68,9 15,9 10,0 

1) Ergebnis des Mikrozensus - 2) Einschl ohne Angabe. - 3) Abgänger von der 
Volks- bzw Hauptschule mit oder ohne entsprechendem Abschluß. 

Auch das Niveau der beruflichen Bildungsabschlüsse hat 
zugenommen (siehe Tabelle 17). Etwa 55 % der Bevölke-
rung des Jahres 1982 1m Alter von 15 und mehr Jahren 
hatte außer einer allgemeinbildenden Schule auch eine 
berufliche Ausbildung absolviert. 44,7 % hatten eine Lehr-
oder Anlernausbildung durchlaufen, 4,6 % besaßen einen 
Fachschulabschluß und 5,8 % einen Fachhochschul- oder 
Hochschulabschluß. Während jedoch bei den 30- bis un-
ter 40jähngen bereits 56,3 % eine Lehr- oder Anlernausbil-
dung erhalten und 11,7 % einen Fachhochschul- oder 
Hochschulabschluß erlangt hatten, lagen diese Anteile bei 
den höheren Altersgruppen deutlich niedriger und erreich-
ten ihre niedrigsten Werte in der Gruppe ab 60 Jahren mit 
37,4 bzw. 3,7 %. 

Tabelle 17 Bevölkerung 1m April 1982 nach Altersgruppen 
und beruflichem Bildungsabschluß1) 

Darunter mit beruflichem Blldungsabschluß 

Alter„. Lehr-/ Fach- Fach- Hoch-
bis unter 

Insgesamt Anlern- schul- hoch- schul-
Jahren aus- abschluß3) schul- abschluß5) b11dung2) abschluß4) 

1 000 % 

15-20 5387 11,4 0,1 - -
20-30 8727 51,1 3,4 2,0 3,7 
30-40 7850 56,3 6,8 3,2 8,5 
40-50 „ 9311 51,2 6,7 2,4 4,6 
50-60 7 566 46,3 5,4 1,9 3,5 
60undmehr . 12471 31,4 4,2 1,3 2,4 

Insgesamt .. 51313 44,7 4,6 1,9 3,9 

1) Ergebnis des Mikrozensus - 2) Einschl gleichwertigen Berufsfachschulabschlus-
ses sowie beruflichen Praktikums - 3) Einschl Meister-/Technikerausbildung. -
4) E1nschl. lngenieurschulabschluß. - 5) Einschl. Lehrerausbildung 
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7 Öffentliches Bildungsbudget 

Die Bildungsausgaben der öffentlichen Haushalte werden 
hier in der Abgrenzung des Bildungsgesamtplans (Bil-
dungsbudget) der Bund-Lander-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung dargestellt. 
Hierzu gehören die Ausgaben für Kindergärten, die vor-
schulische Bildung, den Schul- und Hochschulbereich, 
die Weiterbildung, Förderungsmaßnahmen und die ge-
meinsame Forschungsförderung von Bund und Ländern. 
Nicht einbezogen sind die Verwaltungsausgaben und Ver-
sorgungsleistungen. 

Die Ausdehnung des Bildungsbereichs spiegelt sich auch 
in der Entwicklung des öffentlichen Bildungsbudgets wi-
der. Im Jahr 1984 - dem letzten verfügbaren Berichts-
jahr - beliefen sich die Ausgaben auf 82,3 Mrd. DM, 1970 
waren es erst 27,8 Mrd. DM gewesen (siehe Tabelle 18). 
Die Bildungsausgaben haben sich also in diesem Zeit-
raum verdreifacht. Das öffentliche Bildungsbudget je Ein-
wohner stieg ebenfalls von 458auf1 346 DM und damit auf 
das Dreifache. Allerdings bedeutet dieses Ausgaben-
wachstum nicht eine entsprechende Ausweitung der Ka-
pazitäten im Bildungsbereich, da ein erheblicher Teil durch 
Preissteigerungen sowie Lohn- und Gehaltserhöhungen 
bedingt war. Gemessen am gesamten öffentlichen Haus-
halt bzw. am Bruttosozialprodukt ist der Anteil des öffentli-
chen Bildungsbudgets seit Mitte der 70er Jahre rückläufig. 
Beliefen sich die Anteile im Jahr 1975 auf 16,0 bzw. 5,5 %, 
so fielen sie bis 1984 auf 14,5 bzw. 4,7 % zurück. 

Tabelle 18: Öffentliches Bildungsbudget 

Ausgaben Anteil am 

Jahr insgesamt 1 je Einwohner öffentlichen 1 Brutto-
Haushalt 1) sozialprodukt 

Mrd.DM 1 DM % 

1970 27,8 458 14,2 4,1 
1975 56,8 919 16,0 5,5 
1980 77,1 1253 15,5 5,2 
t984 82,3 1346 14,5 4,7 

') Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Länder, Gemeinden/Ge-
meindeverbände. 

8 Ausbildungsförderung 
Nach§ 1 Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)9) 
besteht ein Rechtsanspruch auf individuelle Ausbildungs-
förderung für eine der Neigung, Eignung und Leistung 
entsprechende Ausbildung, wenn dem Schüler oder Stu-
denten die für seinen Lebensunterhalt und seine Ausbil-
dung erforderlichen Mittel anderweitig nicht zur Verfügung 
stehen. Dabei wird von dem Grundsatz ausgegangen, daß 
vorrangig Einkommen und Vermögen des Schülers oder 
Studenten, seines Ehegatten und seiner Eltern zur Dek-

9) Bundesgesetz über ind1v1duelle Forderung der Ausbildung (Bundesausbildungs-
förderungsgesetz - BAföG) m der Fassung der Bekanntmachung vom 6 Juni 1983 
(BGB/. 1 S. 645, 1680). 
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kung des Ausbildungsbedarfs heranzuziehen sind, soweit 
diese Einkommen und Vermögen bestimmte Grenzen 
überschreiten. 

Über die Ausbildungsförderung nach dem BAföG wird 
Jahrlich eine Bundesstatistik durchgeführt; vergleichbare 
Daten liegen seit dem Jahr 1977 vor. Daneben kommt für 
Schüler auch eine Förderung aufgrund landesrechtlicher 
Regelungen 1n Betracht; hierüber gibt es für das Bundes-
gebiet allerdings keine Gesamtübersichten. Daher wird im 
folgenden nur die Ausbildungsförderung nach dem BAföG 
dargestellt. 

Im Jahr 1985 erhielten im Jahresdurchschnitt 363 500 
Schüler und Studenten Leistungen nach dem BAföG (sie-
he Tabelle 19). Der Schwerpunkt der Förderung lag im 
Hochschulbereich. Hier erhielten durchschnittlich 290 300 
Studenten eine individuelle Förderung nach dem BAföG: 
190 600 an wissenschaftlichen Hochschulen (Universitä-
ten, pädagogische und theologische Hochschulen, Ge-
samthochschulen), 91 900 an Fachhochschulen und 7 700 
an sonstigen Ausbildungsstätten. Von den 73 200 geför-
derten Schülern besuchten 11 300 ein Gymnasium, 13 900 
ein Kolleg und 21 000 eine Berufsfachschule oder eine 
Berufsschule in Vollzeitform. Außerdem bekamen 4 700 
Fachoberschüler, 17 400 Fachschüler und 4 800 Schüler 
sonstiger Ausbildungsstätten eine individuelle Ausbil-
dungsförderung. Bund und Länder wendeten hierfür 2,3 
Mrd. DM auf, 0,4 Mrd. DM für die Schülerförderung und 1,9 
Mrd. DM für die Studentenförderung. 

Tabelle 19: Geförderte und Finanzaufwand für die 
BAföG-Förderung nach Ausbildungsstätten 

Geförderte Finanzaufwand 
Ausbildungsstätte 19771) 1 1980 1 1985 19771) 1 1980 1 1985 

1 000 Mill.DM 

Schulen ... 269,5 489,0 73,2 861,9 1592,1 413,0 
Gymnasien2) ....... 124,0 179,6 11,3 283,2 445,2 50,4 
Kollegs . 10,4 13,5 13,9 65,8 91,8 96,5 
Berufsfachschulen3) 57,4 201,5 21,0 174,5 586,2 102,7 
Fachoberschulen 30,8 39,3 4,7 107,3 170,8 30,1 
Fachschulen ..... 33,4 37,7 17,4 162,6 199,8 100,7 
Sonstige Schulen . . .. 13,6 17,4 4,8 68,6 98,3 32,6 

Hochschulen ....... 317,6 340,9 290,3 1679,8 2044,2 1904,7 
Fachhochschulen „. 79,4 88,1 91,9 423,8 552,8 619,2 
Wissenschaftliche 
Hochschulen4) ...... 227,5 241,2 190,6 1198,9 1423,3 1235,9 

Sonstige Hochschulen 10,7 11,7 7,7 57,2 68,0 49,5 
Insgesamt 587,1 829,9 363,5 2541,8 3636,2 2317,7 

1) Für die Jahre vor 1977 liegen keine vergleichbaren Ergebnisse vor - 2) Einsehl. 
integrierter Gesamtschulen. - 3) Einschl Berufsschulen in Vollzeitform. - 4) Univer-
sitaten, padagog1sche und theologische Hochschulen, Gesamthochschulen 

Von 1977 bis 1980 erhöhte sich die Zahl der Geförderten 
von 587100 auf 829 900, sank dann aber bis 1985 auf 
363 500 ab. Diese Entwicklung ist insbesondere auf ge-
setzgeberische Maßnahmen im Bereich der Schülerförde-
rung zurückzuführen. So wurden im Herbst 1978 die Klas-
sen 10 der Berufsfachschulen (einschl. aller Formen der 
beruflichen Grundbildung) in die Ausbildungsförderung 
nach dem BAföG einbezogen. Aufgrund der finanzwirt-
schaftlichen Situation wurde die Ausweitung der dem 
Grunde nach förderungsberechtigten Schüler im Herbst 
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1983 wieder eingestellt. Zum gleichen Zeitpunkt wurde 
auch die gesamte Schülerförderung auf die ausblldungs-
bedingt auswarts untergebrachten Schuler und die Schu-
ler des Zweiten Bildungswegs konzentriert. Die Zahl der 
geförderten Schuler nahm daher von 1977 bis 1980 von 
269 500 bis auf einen Hochstwert von 489 000 zu, vermin-
derte sich dann aber bis 1985 auf 73 200. Dagegen blieb 
die Zahl der geförderten Studenten 1m gleichen Zeitraum 
vergle1chswe1se konstant: 1977 317 600, 1980 340 900 
und 1985 290 300. Die gesetzlichen Maßnahmen zur Kon-
solidierung der Staatsfinanzen haben ihren Niederschlag 
in der Entwicklung des Finanzaufwandes für die Ausbil-
dungsforderung nach dem BAföG gefunden Die gesam-
ten Ausgaben von Bund und Landern für diesen Bereich 
wurden nach einem Anstieg von 2,5 Mrd. DM im Jahr 1977 
auf 3,6 Mrd. DM 1m Jahr 1980 zurückgeführt auf 2,3 Mrd. DM 
im Jahr 1985. Der überwiegende Teil der Einsparungen 
entfiel auf den Schulbereich, bei dem die Ausgaben von 
1,6 Mrd. DM im Jahr 1980 auf 0,4 Mrd. DM im Jahr 1985 
sanken. 

Dipl. -Volkswirt Volker Kordsmeyer 
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Bruttojahresverdienste in 
Industrie und Handel 1985 

Vorbemerkung 
Nachdem sich für Arbeiter und Angestellte der Zuwachs 
der durchschnittlichen Bruttojahresverdienste gegenüber 
dem Vorjahr in den ersten drei Jahren nach 1980 laufend 
vermindert hatte, war der Jahresverdienst eines Industrie-
arbeiters 1984 (Männer und Frauen zusammen betrachtet) 
wieder etwas angestiegen, und zwar um 3,4 gegenüber 
2,9 % im Jahr 1983. Eine wichtige Ursache hierfür dürfte die 
mit den gesamtwirtschaftlichen Aufschwungtendenzen 
einhergehende leichte Zunahme der bezahlten wöchentli-
chen Arbeitszeit von 40,8 auf 41,2 Stunden gewesen sein. 
Dieser Wiederanstieg des Verdienstzuwachses für Arbei-
ter hat sich 1985 fortgesetzt; er betrug 4,0 %. Für Angestell-
te hatte sich der Rückgang der Zuwachsraten bis in das 
Jahr 1984 hinein vollzogen. 1985 hat aber auch für diese 
Arbeitnehmergruppe der Bruttojahresverdienst wieder 
stärker zugenommen (4,2 gegenüber 3,6 % im Vorjahr). 

Die Zunahme der Jahresverdienste im Jahr 1985 ist des-
halb besonders bemerkenswert, weil in den Wirtschafts-
zweigen mit Arbeitszeitverkürzung und vollem Lohnaus-
gleich nur geringfügige Stufenerhöhungen der Tarife1) 
(z. B. in der Metall- und Druckindustrie um jeweils 2 % zum 
1. April 1985) stattgefunden haben. Andererseits hat aber 
der Rückgang der Kurzarbeiter in der Industrie von rund 
350 000 im Jahresdurchschnitt 1984 auf 210 000 im 
Jahr 1985 den nachgewiesenen Anstieg der Durch-
schnittsverdienste begünstigt. 

Im folgenden soll dargelegt werden, wie sich die Jahres-
verdienste für Arbeiter und Angestellte in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen im Vergleich zum Vorjahr vor dem Hin-
tergrund des gesamtwirtschaftlichen Aufschwungs ent-
wickelt haben. 

1) Erhohungen, die nicht beim Inkrafttreten des Tanfvertrages, sondern als weitere 
Erhöhung während der Laufzeit des Tanfvertrages wirksam werden 

Arbeiterverdienste in der Industrie 

Für einen vollbeschäftigten Industriear b e 1 t er lag 1985 
der durchschnittliche Bruttojahresverdienst einschließlich 
Sonderzahlungen jeder Art mit 40 582 DM erstmals über 
40 000 DM (siehe Tabelle 1 ). Noch rund 15 % mehr konnte 
bei Betrieben der Energie- und Wasserversorgung ver-
dient werden (46 870 DM), während die Arbeiter im Hoch-
und Tiefbau mit dem Jahresverdienst von 34 868 DM um 
14 % unter dem Gesamtdurchschnitt lagen. Zwischen die-
sen Wirtschaftsbereichen mit dem höchsten und niedrig-
sten Jahresverdienst betrug die Differenz immerhin 
12 000 DM. Hinsichtlich der Bedeutung für die Beschäfti-
gung ist jedoch zu beachten, daß von den mit der Brutto-
jahresverdiensterhebung erfaßten männlichen Arbeitern 
43 % in der Investitionsgüterindustrie, 20 % in der Grund-
stoff- und Produktionsgütenndustrie und 12 % im Hoch-
und Tiefbau, hingegen nur knapp 3 % in der Energie- und 
Wasserversorgung tätig waren. 

Für eine vollbeschäftigte Industriear b e i t e r i n betrug 
der durchschnittliche Bruttojahresverdienst 1985 rund 
28 000 DM. Ein um 20 % höherer Jahresverdienst 
(33 712 DM) wurde Arbeiterinnen in der Energie- und Was-
serversorgung gezahlt, während der Jahresverdienst in 
der Verbrauchsgüterindustrie mit 25 542 DM um 9 % unter 
dem Gesamtdurchschnitt lag. Der hieraus ermittelbare 
Verdienstunterschied betrug rund 8 200 DM. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß noch nicht einmal 1 % der erfaßten 
vollbeschäftigten Arbeiterinnen ihren Arbeitsplatz in der 
Energie- und Wasserversorgung hatte. Demgegenüber 
waren rund 45 bzw. 38 % aller Arbeiterinnen in der Investi-
tionsgüter- bzw. Verbrauchsgüterindustrie tätig. 

Betrachtet man die Verdienstentwicklung zum Vorjahr 
nach Wirtschaftsbereichen, so heben sich von der Zu-
wachsrate für die gesamte Industrie von 4,0 % besonders 
ab die Verdienststeigerung von 5,9 % für den Bergbau 
einerseits sowie das unveränderte Verdienstniveau („Null-
wachstum") im Hoch- und Tiefbau andererseits. Geprägt 
wurde das Gesamtergebnis aber von der Verdienstent-
wicklung in der Investitionsgüterindustrie ( + 4,6 %), der 
44 % aller erfaßten Arbeiter angehören. Hier hat sich der 
konjunkturelle Aufschwung zuerst vollzogen, und zwar im 
besonderen in den Industriezweigen Kraftfahrzeugherstel-
lung, Maschinenbau und Elektrotechnik, in denen nach 

Tabelle 1: Bruttojahresverdienste der Arbeiter in der Industrie 

Insgesamt Männer Frauen 
Verände- Verände- Verände-

rung rung rung 
Wirtschaftszweig 1984 1985 1985 1984 1985 1985 1984 1985 1985 

gegenüber gegenüber gegenüber 
1984 1984 1984 

DM O/o DM % DM % 

Industrie 1) ................. ············· 36809 38279 +4,0 38973 40582 +4.1 26901 27986 + 4,0 
Industrie (ohne Bauindustrie) ................ 37044 38660 +4,4 39624 41394 +4,5 26901 27987 +4,0 
Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme-

und Wasserversorgung ................... 45165 46528 +3,0 45492 46870 +3,0 32656 33712 +3,2 
Bergbau .... ......................... 39852 42193 +5,9 39852 42193 +5,9 - - -
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie .. 39331 41160 +4,6 40408 42311 +4,1 29765 30941 +4,0 
Investitionsgüterindustrie ..... ······ ...... 37683 39411 +4,6 39765 41678 +4,8 28526 29698 +4,1 
Verbrauchsgüterindustrie .... ······ ..... 32059 33111 +3,3 36975 38085 +3,0 24654 25542 +3,8 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie ....... 34835 35971 +3,3 38507 39781 +3,3 24900 25615 +2.9 
Hoch- und Tiefbau mit Handwerk2) . . . . . . . .... 34875 34868 -0,0 34875 34868 -0.0 - - -

1) Einschl. Hoch- und Tiefbau, dieser mit Handwerk. - 2) Ohne Fertigteilbau im Hochbau. 
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den Ergebnissen der Monatsstat1st1ken 1m Produzieren-
den Gewerbe ein Umsatzanstieg gegenuber 1984 von 
1ewe1ls uber 12 % zu verzeichnen war Diese Ergebnisse 
wie auch d1e1enigen der Verd1enststat1st1k sind allerdings 
auch von einem Basiseffekt beeinflußt, da 1984 infolge des 
sechswoch1gen Streiks in der Metall1ndustne Umsatz- und 
Verdiensteinbußen eingetreten sind. Die überdurch-
schn1ttl1ch hohe Verdienstzunahme 1n der Investitions-
güterindustrie steht in Zusammenhang mit der trotz Ar-
beitszeitverkürzung verhaltnismäß1g günstigen Entwick-
lung der Wochenverdienste - der entsprechende Index 
erhöhte sich 1985 gegenüber dem Voriahr um 4,5 % - und 
dem bereits erwahnten betrachtlichen Rückgang der Kurz-
arbeit. So ging zum Beispiel die Zahl der Kurzarbeiter 1m 
Maschinenbau von 45 131 im Jahresdurchschnitt 1984 auf 
10 691 1m Jahr 1985 zu ruck. Besonders bemerkenswert 
war auch die Verminderung der Kurzarbeit 1m Bergbau von 
51 340auf12 632 Arbeiter im Jahr 1985. Dieser Ruckgang 
ist vor allem für den erwähnten Anstieg der Durchschnitts-
verdienste in diesem Wirtschaftsbereich verantwortlich. Im 
Baugewerbe ist die Stagnation der Jahresverdienste in 
Zusammenhang mit der auch 1985 noch rücklaufigen Bau-
tät1gke1t im Wohn- und Wirtschaftsbau sowie der hohen 
Arbeitslosigkeit zu sehen. Angesichts der noch weiter 
angestiegenen Kurzarbeit (von 85 589 auf 91 242 Arbeiter) 
konnte auch die nach einer v1ermonat1gen Lohnerhö-
hungspause in einer Schlichtung vereinbarte Anhebung 
der Tariflöhne zum 1. August 1985 um 2,4 % keine Erhö-
hung der Jahresverdienste mehr bewirken, sondern ledig-
lich einen Rückgang der Durchschn1ttsverd1enste vermei-
den helfen. 

In der Darstellung der Entwicklung nach Industriezweigen 
(siehe Tabelle auf S. 479*) fallen die überdurchschnittlich 
hohen Verdienstzunahmen im „Übrigen Bergbau usw." 
( + 7,3 %) und im Schiffbau ( + 7,2 %) sowie bei der Her-
stellung von Büromaschinen und der Mineralölverarbei-
tung (jeweils + 6,9 %) besonders auf. 

Die Verdienststeigerung 1m übrigen Bergbau war - wie 
bereits erwähnt - vor allem eine Folge des Abbaus der 
Kurzarbeit. Die Verdienstzunahme im Schiffbau beruhte 
ebenfalls zu einem großen Teil auf einem Basiseffekt. 1984 
betrug 1n einigen großen norddeutschen Werften die 1ah-
resdurchschn1ttl1che wöchentliche Arbeitszeit teilweise 
unter 35 Stunden. 1985 sind hingegen 1n Zusammenhang 
mit der termmgebundenen Abwicklung von einigen Groß-
aufträgen (Spezialschiffbau, Großreparatur, Umbauten 
usw.) m erhebltchem Umfang mehr Arbeitsstunden gelei-
stet worden. In Hamburg erhöhten sich zum Beispiel die 
bezahlten Wochenstunden von 37,4 auf 42,2 Stunden. Dar-
in waren 2,6 bzw. 4,1 Mehrarbeitsstunden enthalten. Im 
Bundesdurchschnitt erhöhte sich die wöchentliche Ar-
beitszeit 1m Schiffbau um 4,8 % auf 41,2 Stunden. Sie führte 
zusammen mit einer Erhöhung des Stundenverdienstes 
um 5,7 % zu einer Steigerung des durchschnittlichen Wo-
chenverdienstes um 9 % und trug damit vor allem zu dem 
überdurchschnittlich hohen Anstieg der Bruttojahresver-
dienste bei 

Während in der Verdienstzunahme von 6,9 % bei der Her-
stellung von Büromaschinen usw. die günstige Umsatz-
und Ertragsentwicklung dieses Wirtschaftszweiges in den 
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vergangenen Jahren Ausdruck gefunden haben dürfte, 
uberrascht der Verd1enstanst1eg in dieser Hohe fur die 
M1neralölverarbe1tung Mit einer leicht gestiegenen Nach-
frage nach Mineralölprodukten sowie einer etwas hoheren 
Auslastung der Rafflneriekapaz1tat, die seit 1978 ständig 
reduziert worden ist, hat 1985 bei sinkenden Dollarkursen 
wieder eine befriedigende Ertragss1tuat1on bestanden, die 
Lohn- und Gehaltsaufbesserungen ermögltcht hat. Das 
läßt sich auch daran erkennen, daß das tarifvertragl1ch 
geregelte Urlaubsgeld bei den Großunternehmen der 
Mineralölwirtschaft 1985 erneut angehoben wurde. Außer-
dem ist den Geschäftsberichten zu entnehmen, daß in 
Zusammenhang mit der Verringerung der Anzahl der Be-
schäftigten zusatzl1che außertarifl1che Leistungen im Rah-
men von Sozialplanen und dergleichen erbracht wurden. 

Bemerkenswert ist auch die Verdienstzunahme von 6,4 % 
in der Metallerzeugung und -bearbeitung, einem W1rt-
schaftszwe1g, der immer noch durch Anpassungs- und 
Strukturbereinigungsprozesse gekennzeichnet ist, mit 
dem em besserer Ausgleich von Produktion und Absatz 
herbeigeführt werden soll. In der Eisen- und Stahlindustrie 
hat der Tarifabschluß 1984 für das Tarifgebiet Nordrhein-
Westfalen überhaupt keine Erhöhung der Stundenlöhne 
erbracht. Nach neun Leermonaten ohne Ausgleich sind 
die Stundenlöhne ab 1. Januar 1985 um 3,3 % erhöht wor-
den. Außerdem hat seit dem 1. Oktober 1984 eine Verkür-
zung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 38 Stunden statt-
gefunden. Die das Jahr 1984 betreffenden tariflichen Maß-
nahmen haben zu einem vergleichsweise geringen Ver-
dienstdurchschnitt für dieses Jahr geführt. 1985 konnte 
neben der genannten Tariferhöhung mit dem konjunkturel-
len Aufschwung vor allem in den Investitionsgüterindu-
strien die Kurzarbeit fast vollständig abgebaut werden. 
Außerdem berichteten einige Betriebe von Personaleng-
pässen, die nur durch zusätzliche Akkordarbeit, Prämien-
zahlungen und teilweise auch Neueinstellungen überwun-
den werden konnten. Alle diese Maßnahmen haben den 
Liberdurchschnitt11chen Anstieg der Bruttojahresverdien-
ste von 1985 bewirkt. 

Neben den Industriezweigen mit überdurchschnittlich ho-
hen Verdienststeigerungen sind für einige Zweige, bei 
denen sich die wirtschaftliche Belebung 1985 noch kaum 
ausgewirkt hatte, nur relativ geringe Jahresverdienstzu-
nahmen festgestellt worden, und zwar für die Gewinnung 
und Verarbeitung von Steinen und Erden ( + 1,6 %), die 
Holzverarbeitung ( + 2, 1 %) und die Ledererzeugung 
(+ 2,2%). 

Bei der Gewinnung von Steinen und Erden hat sich im 
Zusammenhang mit dem Rückgang der Bautätigkeit die 
Zahl der durchschnittlich bezahlten Wochenstunden von 
43, 1 auf 42,4 Stunden vermindert. Durch diesen Rückgang 
ergab sich bei einer Steigerung der Stundenverdienste um 
2,3 % lediglich eine Zunahme der Wochenverdienste um 
1 %. In den Tarifgebieten der holzverarbeitenden Industrie 
sind wegen der Einführung der 38,5-Stundenwoche 1985 
meist nur Tariflohnsteigerungen von 2 % vereinbart wor-
den. Da sich die bezahlten Wochenstunden nicht verän-
dert haben, ergab sich deshalb nur eine Steigerung der 
Wochenverdienste um 2 %, die das Jahresverdienst-
ergebnis maßgeblich bestimmt haben dürfte. In der Leder-
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Schaubild 1 

BRUTTOJAHRESVERDIENSTE UND ANZAHL DER HOCHGERECHNETEN 
ERFASSTEN ARBEITER IN DER INDUSTRIE 199511 
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erzeugung lag die durchschnittliche Tariferhbhungsrate 
zwar in allen Tant\,i8bieten bei 3,2 %. Angesichts einer auch 
aus der Produktionsstatistik nachweisbaren zurückgehen-
den mengenmäßigen Produktion dürften Rationalisie-
rungsmaßnahmen vermutlich dazu beigetragen haben, 
daß sich der durchschnittliche Stundenverdienst wie auch 
der Wochenverdienst nur um 2,7 % erhöhten. Die noch 
geringere Zunahme der Bruttojahresverdienste deutet 
darauf hin, daß auch für Sonderzahlungen 1m Vergleich 
zum Vorjahr weniger aufgewendet wurde. 

Mit den Veränderungen der Bruttojahresverdienste für 
1985 hat sich die 1m Schaubild 1 dargestellte Rangfolge 
der Wirtschaftszweige ergeben. Die gleichzeitig nachge-
wiesene hochgerechnete Anzahl der erfaßten Arbeiter gibt 
eine Vorstellung von der Bedeutung dieser Verdienst-
ergebnisse im Hinblick auf die bestehenden Beschäfti-
gungsverhältnisse. Die Rangfolge der jeweils fünf am An-
fang und Ende stehenden Wirtschaftszweige hat sich ge-
genüber dem Vorjahr nur in einer Position verändert, und 
zwar liegt der Bruttojahresverdienst im übrigen Bergbau 
mit 48 662 DM an zweiter Stelle nach der Mineralölverar-
beitung mit 54 746 DM. 1984 hatte dieser Industriezweig 
noch den dritten Platz eingenommen. Die bemerkenswer-
testen Veränderungen haben sich ergeben für die Indu-
striezweige Herstellung von Büromaschinen, ADV-Gerä-
ten usw. und den Hoch- und Tiefbau. Während der erstge-
nannte Industriezweig an die 23. Stelle aufgerückt ist, 
nachdem er zuletzt auf Platz 28 rangierte, ist der Hoch- und 
Tiefbau nunmehr auf die 31. Stelle von 43 nachgewiesenen 
Industriezweigen zurückgefallen; 1984 hatte er noch 
Platz 26 eingenommen. 

Angestelltenverdienste in Industrie und Handel 

Der Bruttojahresverdienst eines vollbeschäftigten 
m ä n n 1 ich e n Angestellten in der Industrie überschritt 
1985 die Grenze von 60 000 DM und betrug im Durch-
schnitt 61 122 DM (siehe Tabelle 2). Am höchsten lagen 
die Angestelltenverdienste im Bergbau mit 64 865 DM, am 
niedrigsten hingegen in der Verbrauchsgüterindustrie mit 
54 532 DM. Der relative Abstand zum Durchschnittswert 
lag mit + 6 bzw. - 11 % beträchtlich unter den für die 
männlichen Arbeiter in der Industrie ermittelten Ergebnis-
sen, so daß auch der Abstand zwischen den beiden 
Grenzwerten mit 10 300 DM trotz des insgesamt höheren 
Verdienstniveaus der Angestellten noch unter demjenigen 
für die Arbeiterverdienste lag (12 000 DM). Der gemessen 
am Durchschnittsverdienst sehr viel geringere Streuungs-
bereich der Angestelltenverdienste deutet auf eine größe-
re Homogenität der Angestelltentätigkeiten hin. Von allen 
männlichen Angestellten der Industrie, die in die Bruttojah-
resverdiensterhebung einbezogen wurden, entfielen mehr 
als die Hälfte auf den Bereich der Herstellung von Investi-
tionsgütern (51 %). In der Grundstoff- und Produktions-
güterindustrie waren noch einmal 20 % der männlichen 
Angestellten tätig, im drittgrößten Bereich, der Ver-
brauchsgüterindustrie, nur noch 12 %. Im Vergleich dazu 
lag das durchschnittliche Verdienstniveau in den erfaßten 
Dienstleistungsbereichen (Groß- und Einzelhandel, Kredit-
institute, Versicherungsgewerbe) mit 48 152 DM für vollbe-
schäftigte männliche Angestellte um mehr als 20 % unter 
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dem der Industrie. Außerdem war der Streuungsbere1ch 
der Verdienste zwischen den D1enstle1stungsbere1chen 
großer Er belief sich gemessen am Durchschnittswert flir 
alle Bereiche auf + 16 % fur das Versicherungsgewerbe, 
dem D1enstle1stungsbere1ch mit dem höchsten ermittelten 
Brutto1ahresverd1enst, und auf - 15 % bezogen auf den 
flir den Einzelhandel ermittelten geringsten Wert. Mithin 
war auch die Verd1enstd1fferenz zwischen dem hochsten 
und niedrigsten Wert (fast 15 000 DM) höher als bei den 
männlichen Industrieangestellten. 

Eine vollbeschäftigte w e i b l 1 c h e Angestellte in der 
Industrie erreichte 1985 einen Bruttoiahresverdienst von 
knapp 40 000 DM (39 917 DM). Der höchste Brutto1ahres-
verd1enst lag für weibliche Angestellte mit 43 358 DM in 
der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie Der ge-
ringste Verdienst (35 653 DM) wurde - ebenso wie bei 
den männlichen Kollegen - in der Verbrauchsgüterindu-
strie erzielt Der Streuungsbereich der Verdienste zwi-
schen den einzelnen industriellen Bereichen entsprach in 
etwa dem der Verdienste für die männlichen Angestellten. 
Der Verdienst in der Grundstoff- und Produktionsgüter-
industrie lag um rund 9 % über dem Durchschnittswert der 
Verdienste für die gesamte Industrie, derjenige der Ver-
brauchsgüterindustrie hingegen um 11 % darunter; die 
Verdienstdifferenz betrug - den niedrigen Durchschn1tts-
verd1ensten entsprechend - nur 7 700 DM. Für die Be-
schäftigungsbedeutung der dargestellten Verdienste gilt, 
daß 45 % aller einbezogenen weiblichen Angestellten im 
lnvestit1onsgüterbere1ch tätig waren. Für weitere 22 und 
17 % der weiblichen Angestellten waren die Grundstotf-
und Produktionsgüterindustrie sowie die Verbrauchs-
güterindustrie die Arbeitgeber. 

Betrachtet man im Vergleich dazu die Verdienste im 
Dienstleistungsbereich, so lag nicht nur der Durch-
schnittsverdienst (32 949 DM) flir eine weibliche Ange-
stellte um 17 % niedriger. Vor allem waren die Verdienstab-
stände zwischen den einzelnen Bereichen erheblich grö-
ßer als in der Industrie. Im Versicherungsgewerbe, dem am 
besten bezahlenden Wirtschaftsbereich, lagen die Jahres-

verd1enste um 30 % über dem Durchschnittswert für alle 
D1enstle1stungsbere1che, die Verdienste im Einzelhandel 
dagegen um 17 % darunter Die absolute Gehaltsdifferenz 
betrug mehr als 15 000 DM (15 486 DM) Diese Ergebnisse 
werden noch anschaulicher vordem Hintergrund, daß jede 
zweite weibliche Angestellte im Einzelhandel tätig war, 
jede vierte Angestellte ihren Arbeitsplatz bei Kreditinstitu-
ten hatte und nur 7 % aller weiblichen Angestellten bei 
Versicherungsunternehmen beschäftigt waren. 

Wird die Verd1enstentw1cklung der Angestellten insge-
samt betrachtet, so fällt zuerst auf, daß in der Industrie die 
Entwicklung etwas günstiger verlief ( + 4,4 %) als im 
Dienstleistungsbereich ( + 3,6 %). Werden die industriel-
len Bereiche allem betrachtet, haben sich für die Angestell-
tenverdienste ähnliche Zuwachsraten wie für die Arbeiter-
verdienste ergeben mit dem Bergbau an der Spitze der 
Entwicklung ( + 5,9 %) und dem Hoch- und Tiefbau am 
Ende ( + 1,8 %). Der Investitionsgüterbereich war auch 
hier mit der Hälfte aller beschäftigten Angestellten Haupt-
träger der Entwicklung ( + 4,9 %). Die zu den Arbeiterver-
diensten gemachten Aussagen gelten deshalb grundsätz-
lich auch für die Angestellten. Ergänzend ist zu bemerken, 
daß sich die überdurchschnittlich hohe Verdienststeige-
rung im Bergbau ebenfalls hauptsächlich mit dem erhebli-
chen Rückgang der Kurzarbeit erklären läßt, von der 1984 
alle technischen Angestellten und sogar Teile der kauf-
männischen Angestellten betroffen waren. Bei den Ange-
stellten im Hoch- und Tiefbau, die weniger als 20 % aller 
Arbeitnehmer in diesem Wirtschaftszweig ausmachten, ist 
anders als bei den Arbeitern eine geringe Zunahme der 
Verdienste ( + 1,8 %) festgestellt worden. Sie dürfte damit 
zusammenhängen, daß im Angestelltenbereich die An-
passung an eine zurückgehende Produktion durch Ar-
beitszeitverkürzung oder Kurzarbeit nicht im selben Maße 
möglich ist oder praktiziert wird. 

Im Dienstleistungsbereich haben die Verdienste im Einzel-
handel weniger zugenommen ( + 2,8 %) als in den drei 
übrigen Bereichen ( + 3,5 bis 3,9 %). Ursache hierfür war 
vor allem die mit 2,5 % um 1, 1 Prozentpunkte niedrigere 

Tabelle 2: Bruttojahresverdienste der Angestellten in Industrie und Handel 

Insgesamt Männer Frauen 
Zunahme Zunahme Zunahme 

Wirtschaftszweig 1984 1985 1985 1984 1985 1985 1984 1985 1985 
gegenuber gegenüber gegenüber 

1984 1984 1984 
DM % DM % DM % 

Industrie 1). Handel, Kreditinstitute und 
Versicherungsgewerbe 46644 48611 + 4,2 54014 56329 + 4,3 34143 35522 + 4,0 

lndustrie1) 53321 55679 + 4,4 58427 61122 + 4,6 38393 39917 + 4,0 
Industrie (ohne Bauindustrie) 53369 55799 + 4,6 58504 61281 + 4,1 38528 40086 + 4,0 
Elektrizitäts-. Gas-, Fernwärme-und 

Wasserversorgung 53713 55575 + 3,5 57355 59414 + 3,6 40566 41930 + 3,4 
Bergbau 58698 62147 + 5,9 61165 64865 + 6,1 41008 43173 + 5,3 
Grundstoff- und Produktionsguterindustrie 54675 57097 + 4,4 59657 62384 + 4,6 41517 43358 + 4,4 
lnvestitionsguterindustne 55001 57681 + 4,9 59971 63026 + 5,1 38693 40249 + 4,0 
Verbrauchsgüterindustrie 46340 48046 + 3,1 52541 54532 + 3,8 34431 35653 + 3,5 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 48149 49669 + 3,2 52846 54588 + 3,3 36265 37491 + 3,4 
Hoch- und Tiefbau mit Handwerk2) 52720 53644 + 1,8 57394 58531 + 2,0 35751 36285 + 1,5 
Handel, Kreditinstitute und 

Versicherungsgewerbe 39103 40527 + 3,6 46557 48152 + 3,4 31705 32949 + 3,9 
darunter. 

Großhandel .„ .„ 42086 43578 + 3,5 46792 48510 + 3,1 31951 33185 + 3,9 
Einzelhandel . „ .. 31660 32561 + 2.8 40294 41170 + 2,2 26579 27469 + 3,3 
Kreditinstitute ... " .. 44470 46130 + 3,1 50566 52345 + 3,5 38201 39630 + 3,7 
Versicherungsgewerbe . '' ''''' 47853 49731 + 3,9 54050 56067 + 3,1 41244 42955 + 4,1 

1) Einschl Hoch- und Tiefbau, dieser mit Handwerk. - 2) Ohne Fertigteilbau im Hochbau. 
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Schaubild2 

BRUTTOJAHRESVERDIENSTE UND ANZAHL DER HOCHGERECHNETEN 
ERFASSTEN ANGESTELLTEN IN INDUSTRIE UND HANDEL 198511 

M1neralol\lerarbe1tuny 

Ubnger Bergbau2~ Torfgewinnung 

H v Buromasch1nen, Datenverarb 
geraten u. -e1nnchtungen 

Straßenfahrzeugbau, Rep v 
Kraftfahrzeugen usw 

Braunkohlenbergbau u 
-bnkettherstellung 

Ste1nkohlenbergbau u -bnkett-
herstellung, Kokerei 

Kali- und Stemsalzbergbau, 
Salmen 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

Tabakverarbeitung 

Chemische lndustne 
(o H v Chemiefasern) 

Elektrotechnik,· Rep v elektr 
Geraten fur den Haushalt 

Herstellung von Chemiefasern 

Zellstoff-, Holzschl1ff-, Pap1er-
u Pappeerzeugung 

Stahl-, Lerchtmetall- u Sch1enen-
fz.bau (o Lokomot1vbau) 

Maschinenbau, Lokomot1vbau 

NE-Metallerz., NE-Metallhalb-
zeugw, NE-Metallg1eßere1 

Elektnz1tats-, Gas-, Fernwarme-
u Wasserversorgung 

Druckerei, Verv1elfalt19ung 

Metalterzeugung u -bearbe1tung 
(o NE-Metalle usw ) 

Brauerei, Malzerei 

Erzbergbau, Gew.v. spalt- u. 
brutstoffha\t1gen Erzen 

Hoch- u. Tiefbau m Handwerk 
(o.Fert1gte1lbau 1m Hochbau) 

Gumm1verarbe1tung, Verarbeitung 
von Asbest 

Schtffbau 

Gewinn u Verarb v Steinen u 
Erden (o.Verarb. v. Asbest) 

Fetnmechamk, Optik, H v 
Uhren usw. 

H v.EBM-Waren, Stahlverform., 
Oberflachenveredl , Hartung 

H.v. Kunststoffwaren 

H. und Verarbeitung von Glas 

Papier- und Pappeverarbettung 

Versicherungsgewerbe 

Ledererzeugung 

Obst- und Gemuseverarbeitung 

Holzbearbeitung 

Holzverarbeitung, Aep.v. 
Gebrauchsgutern aus Holz u.a 

Kred1tmst1tute 

H v Mus1k1nstr, Spielwaren, 
Sportgeraten, Schmuck u.a 

T ext1 lgewerbe 

F 1schverarbe1tung 

Brot- und Backwaremndustne 

Schlachthauser (o kommunale 
Schlachth.}, Fleisctwerarb. 

Feinkeramik 

Großhandel 

H.v. Schuhen; Rep.v. 
Schuhen usw. 

Bekleidungsgewerbe 

'1:.eH~r~t~~~~~ 
Einzelhandel 

H.v. •Herstellung von 

15 

;:a 

~ 

'"" 
;('LJ 

~ 

'"""' 
[U;I 

IUaL<I 

~ 

~ 

_.. 
r.i 
r.ca.I 

~ 

raa4 

~ 

[U;I 

1 

~ 

j:I 

~ 

1 

' 
'"" 

1 

0 60 

1) Geordnet nach der Hohe der Angastelltenverdiensta. -
2) Gewinnung von Erdöl, Erdgas, sonstiger Bergbau 

Wirtschaft und Statistik 12/1986 

• Brutto1ahreS"11erd1enste 

Tausend DM 
30 45 60 75 

43 5,9 

35 7,3 

57 7,3 

120 180 240 300 

~ Tausend Angestellte 

Statistisches Bundesamt 861028 

Tariferhöhungsrate. Sie steht in Zusammenhang mit der 
zum 1. Januar 1986 vereinbarten Verkürzung der Arbe1ts-
ze1t auf 38,5 Stunden bei vollem Gehaltsausgleich ange-
sichts einer 1m Vergleich zur Industrie ungünstigeren Um-
satz- und Produktivitätsentwicklung . 
In der Darstellung der Verdienstentwicklung nach Indu-
striezweigen (siehe Tabelle auf S. 480*) hat sich ein über-
durchschnittlich hoher Verdienstzuwachs im Steinkohlen-
bergbau usw. ( + 6,3 %) und im übrigen Bergbau usw. 
( + 6,2 %) vor allem infolge des erwähnten Basiseffektes 
(Kurzarbeit hatte 1984 zu verhältn1smäß1g niedrigen Ver-
diensten geführt) ergeben. In einem anderen Zweig der 
Energiewirtschaft, der Mineralölverarbeitung, ist mit 
+ 5,9 % ebenfalls wiederum ein sehr hoher Verdienstzu-
wachs festgestellt worden, der die Spitzenposition dieses 
Industriezweiges in der Verdienstskala festigt. Eine über-
durchschnittlich hohe Steigerung der Angestelltenver-
dienste von 5,7 % wies auch ein besonders wachstums-
starker Zweig der Investitionsgüterindustrie auf, die Her-
stellung von Büromaschinen, ADV-Geräten usw. (Umsatz-
zuwachs 1985 gegenüber dem Vorjahr 20 %). 
Zu den Industriezweigen mit den geringsten Verdienstzu-
nahmen gehörte mit 2,3 % die Holzbearbeitung (Sägewer-
ke, Sperrholz- und Spanplattenherstellung usw.), ein Wirt-
schaftszweig, der im besonderen abhängig ist vom Bau-
haupt- und Baunebengewerbe sowie den Industrien der 
Holzverarbeitung (Möbelherstellung usw.), deren Produk-
tion 1985 rückläufig war oder stagnierte. Mit Steigerungen 
von 2,3 und 2,4 % gehören zwei Industriezweige der Nah-
rungs- und Genußmittelindustrie - Schlachthäuser und 
Fleischverarbeitung sowie Brauerei, Mälzerei - zu den 
Wirtschaftszweigen mit den geringsten Verdienstzunah-
men. Auch hier handelt es sich um Branchen, für die 
Sättigungstendenzen in der Konsumgüternachfrage nach 
den Ergebnissen der Produktionsstatistik bereits teilweise 
zu rückläufigen oder stagnierenden Produktionsmengen 
und -werten geführt haben. 
Die bisher dargestellten Verdienständerungen führen zu 
der im Schaubild 2 nachgewiesenen Rangfolge der Gehäl-
ter nach Wirtschaftszweigen, deren Bedeutung als Arbeit-
geber erkennbar wird in der Beschäftigtenzahl, die mit der 
Bruttojahresverdiensterhebung erfaßt wurde. Gegenüber 
dem Vorjahr hat sich die Rangfolge der Angestelltenver-
dienste auf den fünf ersten bzw. fünf letzten Positionen 
nicht verändert. Die bemerkenswerteste Veränderung hat 
sich für den Hoch- und Tiefbau ergeben. Dieser Wirt-
schaftszweig, der im Vorjahr noch auf Platz 18 verzeichnet 
war, ist aufgrund der unterdurchschnittlichen Verdienst-
entwicklung nunmehr an 22. Stelle von 47 Wirtschafts-
zweigen aufgeführt. Darüber hinaus hat es nur Verände-
rungen um maximal zwei Rangplätze gegeben. 

Zur Entwicklung des Verdienstabstandes zwischen 
Männern und Frauen 

Der Anteil des Durchschnittsverdienstes für Frauen ge-
messen am Durchschnittsverdienst für Männer wird in 
Pressedarstellungen häufig als „Beweis" dafür verwendet, 
in welchem Umfang Frauen gegenüber Männern im Er-
werbsleben benachteiligt sind. Die Problematik von Ni-
veauvergleichen ist bereits in einem früheren Beitrag dar-
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gelegt worden 2) Im folgenden soll auf die Schw1engke1ten 
des Ze1tvergle1chs dieser Kennzahl eingegangen werden 

Der Anteil der Frauenverdienste an den Mannerverd1en-
sten hat sich seit Einfuhrung der Brutto1ahresverd1enst-
erhebung 1m Jahr 1971 - 1ewe1ls bezogen auf alle erfaß-
ten W1rtschaftszwe1ge - wie folgt entwickelt. 

1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 

Verdienst der 
mannlichen Arbeitnehmer = 100 

Arbeiter 

64,0 
65,2 
65,4 
66,4 
67,7 
68,5 
69,0 
69,4 
68,8 
68,6 
68,7 
69,4 
69,2 
69,0 
68,9 

Angestellte 

60,5 
61,6 
62,1 
63,2 
63,9 
63,8 
64,1 
64,3 
64,2 
63,9 
64,0 
64,3 
63,1 
63,2 
63,1 

Nach einer Zunahme des Anteilswertes bis 1978 ist seit-
dem weitgehend eine Konstanz dieses Wertes festzustel-
len. 

Verringert sich der Anteil des Frauenverdienstes in einem 
Jahr, findet man bei der Darstellung der Ergebnisse häufig 
die Bemerkung, die Verdienstsituation der berufstätigen 
Frau verschlechtere sich. Um hierzu Stellung zu nehmen, 
ist es notwendig, auf die wichtigsten, statistisch nachweis-
baren Bestimmungsgründe der durchschnittlichen Brutto-
jahresverdienste einzugehen, das sind die Indexentwick-
lung der Wochen- und Monatsverdienste einerseits sowie 
die Verteilung der Arbeiter und Angestellten auf die Lei-
stungsgruppen der Lohnstatistik andererseits. 

Nach den folgenden Indexergebnissen für die Brutto-
wochenverdienste der Arbeiter in der Industrie und die 
Bruttomonatsverdienste der Angestellten in Industrie und 
Handel auf Basis 1980 (umbasiert auf 1971 = 100) haben 
sich die Wochen- und Monatsverdienste seit 1971 für 
Frauen stärker erhöht als für Männer. 

2) Siehe W1Sta 11lt984, S 956 

Jahr 
Arbeiter Angestellte 

Manner Frauen Manner Frauen 

1971 100 100 100 100 
1972 107,5 109,4 108,5 109,7 
1973 118,6 121,8 119,1 121,3 
1974 127,8 133,3 131,2 134,6 
1975 133,3 141,7 141,2 146,7 
1976 144,2 155,7 150,3 156,3 
1977 154,5 167,9 160,5 167,4 
1978 162,7 177,6 169,6 177,5 
1979 173,9 187,4 180,0 188,1 
1980 182,8 199,6 192,7 201,2 
1981 190,9 207,8 202,1 211,9 
1982 197,4 216,6 211,8 222,5 
1983 202,4 225,5 218,5 230,0 
1984 209,0 234,1 225,8 237,6 
1985 215,7 242,7 234,7 246,1 

Eine weitere Erklärung für die Verringerung des Verdienst-
abstandes seit 1971 könnte sein, daß im Zeitablauf mehr 
Frauen als Männern höherwertige Tätigkeiten übertragen 
wurden. Die Verteilung der Arbeiter und Angestellten auf 
die Leistungsgruppen in Tabelle 3 läßt erkennen, daß 
Männer wie auch Frauen 1985 im Vergleich zu 1971 höher 
qualifiziert waren und höherwertige Tätigkeiten ausübten. 
Bei den Arbeitern läßt sich für die Männer eine stärkere 
Höherqualifizierung nachweisen als für Frauen, deren Ver-
teilung auf die Leistungsgruppen sich seit 1971 eigentlich 
nur sehr wenig verändert hat. Bei den Angestellten hinge-
gen hat der Anteil der weiblichen Angestellten in den 
Leistungsgruppen II und III, das sind Tätigkeiten mit den 
vergleichsweise höchsten Anforderungen, von zusammen 
33,5 auf 44,8 % zwar relativ stärker zugenommen als bei 
den Männern. Bei der Dominanz der männlichen Ange-
stellten 1n der Besetzung der beiden oberen Leistungs-
gruppen (78,0 und 85,2 % in den Jahren 1971 und 1985) 
dürfte jedoch von dieser Strukturverschiebung nur ein 
geringer Einfluß auf die Verringerung des Verdienst-
abstandes ausgegangen sein. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß von den beiden stati-
stisch nachweisbaren Bestimmungsgründen mit Sicher-
heit nur die Entwicklung der „Preiskomponente" zur Verrin-
gerung des Verdienstabstandes zwischen Männern und 
Frauen beigetragen hat. Neben den genannten Faktoren 
gibt es 1edoch eine Vielzahl von statistisch zur Zeit nicht 
nachweisbaren Einflußfaktoren, wie zum Beispiel das Le-

Tabelle 3 ·Verteilung der Arbeiter und Angestellten auf die Leistungsgruppen der Lohnstatistik nach dem Geschlecht 
Ergebnisse der laufenden Verdiensterhebung in Prozent 

Arbeiter m der lndustrie2) Kaufmannische und technische Angestellte 
Erhebungs- m lndustrie2), Handel, bei Kred1tmstituten und im Versicherungsgewerbe 

monat f----· 
Leistungsgruppen Leistungsgruppen 

Juh 
1 1 2 1 3 II 1 III 1 IV 1 V im Jahr 

Manner 1 Frauen 1 Manner 1 Frauen 1 Männer 1 Frauen Männer 1 Frauen 1 Manner 1 Frauen 1 Männer 1 Frauen 1 Männer J Frauen 

1971 52,3 6,0 34,2 46,6 13,5 47,4 29,9 4,6 48,1 28,9 19,2 53,8 2,8 12,7 
1972 53,1 6,1 33,9 47,2 13,0 46,7 30,8 4,9 47,9 30,0 18,6 52,5 2,7 12,6 
19731) 52,9 5,6 34,1 46,9 13,0 47,5 33,3 6,4 47,8 31,5 16,5 51,2 2,4 10,9 
1974 54,0 5,7 33,8 46,2 12,2 48,1 34,2 6,3 48,3 33,6 15,3 50,0 2,1 10,2 
1975 55,4 6,1 33,2 46,4 11,4 47,6 34,9 6,5 48,1 34,1 15,1 49,8 2,0 9,7 
1976 55,6 5,8 33,2 45,9 11,3 48,3 35,7 6,7 47,7 34,8 14,8 49,6 1,8 8,9 
1977 55,5 5,4 33,4 46,4 11,1 48,3 36,0 7,1 47,7 35,6 14,5 48,7 1,8 8,6 
1978 56,2 5,4 32,9 46,7 10,9 47,9 36,4 7,4 47,3 36,3 14,4 47,8 1,8 8,5 
1979 56,3 5,5 32,6 46,5 11,1 48,0 37,0 7,6 47,4 37,2 13,9 47,1 1,8 8,1 
1980 56,3 5,4 32,9 46,6 10,8 48,0 37,4 7,4 47,4 37,6 13,5 46,8 1,7 8,1 
1981 57,3 5,5 32,5 46,9 10,2 47,6 38,1 7,6 47,1 38,2 13,1 46,2 1,7 8,1 
1982 58,2 5,7 32,2 47,2 9,6 47,1 38,8 7,7 46,7 38,9 12,9 45,8 1,6 7,6 
19831) 59,3 6,4 31,1 45,0 9,6 48,6 38,6 6,9 46,4 36,3 13,2 46,5 1,7 10,2 
1984 59,5 6,4 30,9 43,9 9,6 49,8 39,1 6,9 46,0 36,9 13,3 46,9 1,6 9,2 
1985 58,9 6,2 31,5 43,4 9,6 50,4 39,3 7,1 45,9 37,7 13,2 46,4 1,6 8,8 

') Umstellung des Berichtskreises - 2) Einschließlich Hoch- und Tiefbau mit Handwerk. 
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bens- und Berufsalter, die Dauer der Unternehmenszuge-
höngke1t, die Gewährung von Sonderzahlungen 1eder Art 
usw. bis hin zu den kaum quantifizierbaren qualitativen 
Merkmalen des einzelnen Arbeitnehmers, wie Führungs-
eigenschaften, Mob1htat, Wahrscheinlichkeit von Ausfall-
zeiten usw. Ein Teil dieser verdienstbestimmenden Fakto-
ren wird mit der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung er-
faßt, die zuletzt für 1978 durchgeführt wurde. Aus Ergebnis-
sen dieser Erhebungen für 1966 und 1978 läßt sich zum 
Beispiel entnehmen, daß 1978 der Abstand der Frauenver-
dienste zu den Männerverdiensten von Arbeitnehmern 
unter 30 Jahren geringer als 1966 war, was teilweise auf 
eine günstigere Oualifikationsstruktur der Frauen, teilwei-
se aber auch auf eine längere Berufs- oder Unternehmens-
zugehörigkeit zurückzuführen sein dürfte. Zusammenfas-
send bleibt festzustellen, daß bei der Vielzahl von Einfluß-
faktoren, die in unterschiedlichem Maße auf die Bruttojah-
resverdienste für Männer und Frauen einwirken können, 
eine an den Durchschnittswerten für den gesamten Erfas-
sungsbereich festgestellte Veränderung des Verdienst-
abstandes keine Aussage darüber zuläßt, ob sich die 
Beschäftigungs- und Verdienstsituationen weiblicher Ar-
beitnehmer insgesamt verbessert oder verschlechtert ha-
ben. Für solche Aussagen müßten sehr viel homogenere 
Teilmassen untersucht werden, wobei zweifelhaft bleibt, 
ob sich alle wesentlichen Merkmale überhaupt statistisch 
erfassen lassen. 

Dipl. -Volkswirt Lothar Hake 

Wirtschaft und Statistik 12/1986 1011 



Preise im November 1986 

Die seit Monaten anhaltende rucklauflge Preisentwicklung 
auf den hier beobachteten Wirtschaftsstufen (Produzieren-
des Gewerbe, Großhandel, Einzelhandel und private 
Haushalte), die nur 1m September 1986 unterbrochen war, 
setzte sich 1m November 1986 mit Ausnahme beim Einzel-
handel fort. Da sich im vergleichbaren Voqahreszeitraum 
von Oktober auf November 1985 die Preise im Durch-
schnitt entweder deutlich erhöht hatten (Großhandelsver-
kaufspreise, Einzelhandelspreise, Verbraucherpreise) 
oder konstant geblieben waren (Erzeugerpreise gewerbli-
cher Produkte), ergaben sich im Berichtsmonat für alle hier 
darzustellenden Preisindizes bemerkenswerte Preisrück-
gänge gegenüber November 1985 („Basiseffekt"). 

Wie die nachfolgende Übersicht zeigt, gaben im Berichts-
monat nicht die Mineralölprodukte den Ausschlag für die 
negativen Monatsraten, da diesmal auf allen Wirtschafts-
stufen der Verbilligung des Motorenbenzins eine deutliche 
Verteuerung des Heizöls sowie des Dieselkraftstoffs ge-
genüberstand. Wie schon im Vormonat wirkte sich aller-
dings auch im Berichtsmonat die Verbilligung der mit dem 
Heizöl konkurrierenden Wärmeenergieprodukte Gas und 
Fernwärme auf den Erzeugerpreisindex sowie auf den 
Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
aus. Die Preise dieser Produkte werden in der Regel von 
den Energieversorgungsunternehmen mit etwa halbjährli-
cher Verzögerung an die des Heizöls angepaßt. 

Index der Erzeugerpreise 
gewerblicher Produkte . 

ohne Mineralölerzeugnisse. 
ohne Gas und Fernwärme .. 

Großhandelsverkaufspre1se ..... . 
ohne Mineralölerzeugnisse ..... . 

Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte ..... . 

ohne Heizol und Kraftstoffe 
ohne Gas, Umlagen für 
Zentralhlllzung und Fernwärme 

Veränderung November 1986 
gegenüber 

Oktober 1986 November 1985 

- 0,3 
- 0,3 
-0,1 
-0,6 
-0,7 

-0,1 
- 0,1 

% 

-4,9 
- 2,3 
- 3,3 
- 9,2 
-3,1 

-1,2 
+ 1,0 

-0,7 

Der Index der E r z e u g e r p r e i s e g e w e r b 1 ich e r 
Pro d u kt e (Inlandsabsatz) ermäßigte sich gegenüber 
dem Vormonat um 0,3 % auf 115,9 (1980 = 100), den nie-
drigsten Stand seit August 1983. Nachdem schon im Vor-
monat mit - 4,7 % der größte Preisrückgang innerhalb 
von zwölf Monaten seit März 1950 gemessen worden war, 
wurde diese negative Jahresrate im November 1986 mit 
- 4,9 % sogar noch unterschritten. 

Wesentlich zum Indexrückgang gegenüber dem Vormo-
nat beigetragen haben neben den bereits erwähnten 
Preissenkungen für Orts- und Erdgas (- 4,9 bzw. 
- 4,6 %) die Verbilligung von wichtigen Gütergruppen des 
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes wie Eisen und 
Stahl (- 1,5 %), NE-Metalle und Metallhalbzeug (- 1,6 %) 
sowie die durchschnittliche Preisermäßigung der Nah-
rungsmittel um 0,4 %. Noch nicht von der auf breiter Ebene 
abwärts gerichteten Preisbewegung erfaßt war der Teilin-
dex für Investitionsgüter, auch wenn im November 1986 
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Jahr 
Monat 

1981 D 
1982 D 
1983 D 
1984 D 
1985 D 
1985 Sept 

Okt 
Nov 
Dez 

1986 Jan 
Febr. 
März. 
April 
Mai 
Juni ... 
Juli 
Aug . .... 
Sept 
Okt 
Nov . 

Ausgewahlte Preisindizes 
1980 ~ 100 

Erzeugerpreise 
Groß-gewerblicher Produkte 1) 
han- Einzel-

darunter dels- han-
dels-msge- lnvest1-1

1 
Ver- ver-

samt t1ons- brauchs- kaufs- pre1se3) 
pre1se1) 

guter 2) 

107,8 104,4 108,2 107,8 105,3 
114,1 110,5 111,8 113,6 110,3 
115,8 113,9 112,7 113,7 113,2 
119,2 116,8 115,4 116,9 115,6 
121,8 120,1 118,5 117,5 117,5 
122,1 120,6 118,4 116,6 117,3 
121,9 120,9 118,5 115,6 117,3 
121,9 120,9 118,9 115,8 117,8 
121,5 121,2 117,3 115,2 117,8 
121,2 121,8 115,7 115,1 117,9 
120,6 122,0 113,9 112,6 117,8 
120,1 122,3 112,1 111,5 117,6 
119,4 122,8 111,6 111,1 117,7 
118,6 123,0 110,4 110,1 117,7 
118,5 123,4 110,2 109,1 117,7 
117,7 123,7 108,2 106,8 117,2 
117,5 124,0 108,9 106,6 116,9 
117,5 124,2 109,5 107,2 116,9 
116,2 124,4 108,7 105,8 116,7 
115,9 124,5 108,8 105,2 116,8 

Preise !ur die 
Lebenshaltung 
aller privaten 

Haushalte 

nsg - Saison-1 e 1 ohne 
samt waren4) 

106,3 106,3 
111,9 112,0 
115,6 115,7 
118,4 118,4 
121,0 121,0 
120,9 121,4 
121,1 121,6 
121,3 121,8 
121,4 121,7 
121,6 121,7 
121,3 121,3 
121,0 121,0 
120,9 120,8 
120,9 120,7 
121,1 120,9 
120,5 120,5 
120,2 120,5 
120,4 120,7 
120,0 120,3 
119,9 120,3 

Veränderung gegenüber dem jeweiligen Vormonat in% 
1985 Sept + 0,2 + 0,1 + 0,4 + 0,3 + 0,3 + 0,2 + 0,2 

Okt. .... - 0,2 + 0,2 + 0,1 - 0,9 - + 0,2 + 0,2 
Nov - - + 0,3 + 0,2 + 0,4 + 0,2 + 0,2 
Dez - 0,3 + 0,2 - 1,3 - 0,5 - + 0,1 - 0,1 

1986 Jan - 0,2 + 0,5 - 1,4 - 0,1 + 0,1 + 0,2 -
Febr. - 0,5 + 0,2 - 1,6 - 2,2 - 0,1 - 0,2 - 0,3 
März - 0,4 + 0,2 - 1,6 - 1,0 -0,2 - 0,2 -0,2 
April - 0,6 + 0,4 - 0,4 - 0,4 + 0,1 - 0,1 - 0,2 
Mai - 0,1 + 0,2 - 1,1 - 0,9 - - - 0,1 
Juni . .. -0,1 + 0,3 - 0,2 - 0,9 - + 0.2 + 0.2 
Juli -0,1 + 0,2 - 1,8 - 2, 1 -0,4 - 0,5 - 0,3 
Aug . - 0,2 + 0,2 + 0,6 - 0,2 - 0,3 - 0,2 -
Sept „. - + 0,2 + 0,6 + 0,6 - + 0,2 + 0,2 
Okt. . - 1,1 + 0,2 - 0,1 - 1,3 -0,2 - 0,3 - 0,3 
Nov ... - 0,3 + 0,1 + 0,1 - 0,6 + 0,1 -0,1 -
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in O/o 

1981 D + 1,8 + 4,4 + 8,2 + 1,8 + 5,3 + 6,3 + 6,3 
1982 D . „ + 5,8 + 5,8 + 3,3 + 5,4 + 4,1 + 5,3 + 5,4 
1983 D + 1,5 + 3,1 + 0,8 + 0,1 + 2,6 + 3,3 + 3,3 
1984 D + 2,9 + 2,5 + 2,4 + 2,8 + 2,1 + 2,4 + 2,3 
1985 D „ . .. + 2,2 + 2,8 + 2,1 + 0,5 + 1,6 +2,2 +2,2 
1985 Sept + 2,0 + 2,1 +2,2 + 0,3 + 1,8 +2,2 + 2,4 

Okt. .... + 1,3 + 2,1 + 0,1 - 1,4 + 1,4 + 1,8 + 1,8 
Nov .. + 1,3 + 2,6 + 1,5 - 0,6 + 1,6 + 1,8 + 1,9 
Dez + 0,9 + 2,8 + 0,3 - 1,2 + 1,6 + 1,8 + 1,8 

1986 Jan. „. - + 2,9 -2,2 - 1,9 + 1, 1 + 1,3 + 1,4 
Febr .. - 0,8 + 2,8 - 4,3 -5,2 + 0,6 + 0,1 + 0.8 
März - 1,4 + 2,9 -5,9 -1,1 - + 0,1 + 0,2 
April .. „ - 2, 1 + 2,6 - 6,0 - 1,1 - 0, 1 -0,2 -
Mai . .. -2,9 + 2,4 -1,2 -1,1 - 0,3 - 0,2 - 0,2 
Juni - 2,9 + 2,1 -1,2 -1,9 - 0,2 - 0.2 - 0,2 
Juli . - 3,6 + 2,1 - 8,5 - 8,1 - 0,3 - 0,5 - 0,5 
Aug .. - 3,6 + 2,9 -1,6 - 8,3 -0,1 - 0,4 - 0,5 
Sept - 3,8 + 3,0 -1,5 - 8,1 - 0,3 - 0,4 - 0,6 
Okt - 4,1 + 2,9 - 8,3 - 8,5 - 0,5 - 0,9 - 1,1 
Nov - 4,9 + 3,0 - 8,5 - 9,2 - 0,8 - 1,2 - 1,2 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)Steuer. - 2) Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden 
Verwendung, entsprechend der Warengliederung des Index der Bruttoproduktion für 
Investitions- und Verbrauchsgüter. - 3) Einschl Umsatz-(Mehrwert-)Steuer. -
4) Kartoffeln, Gemuse, Obst, Südfruchte, Frischfisch und Blumen. 

mit einer Monatsrate von nur + 0,1 % der niedrigste mo-
natliche Preisanstieg dieses Index seit dem Dezember 
1985 festgestellt wurde. 

Der Rückgang des Index der Großhand e 1 s ver -
kauf s p r e i s e gegenüber dem Vormonat fiel im No-
vember 1986 mit - 0,6 % weniger deutlich aus als noch im 
Oktober 1986 (- 1,3 %). Da jedoch im vergleichbaren Vor-
jahreszeitraum, nämlich von Oktober auf November 1985, 
die Großhandelsverkaufspreise im Durchschnitt um 0,2 % 
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gestiegen waren, ergab sich für den November 1986 mit 
einer Jahresrate von - 9,2 % der größte bisher festgestell-
te Indexrückgang innerhalb Jahresfrist (der Gesamtindex 
der Großhandelsverkaufspreise wird seit Januar 1964 
nachgewiesen). 

Wie schon beim Index der Erzeugerpreise gewerblicher 
Produkte vollzog sich auch im Großhandel die rückläufige 
Preisentwicklung auf breiter Basis. So wurden für sieben 
der vierzehn Wirtschaftsgruppen des Großhandels Preis-
senkungen gegenüber dem Vormonat errechnet, die dies-
mal beim Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren mit 
- 0,6 % nur geringfügig größer waren als beim Großhan-
del mit Fertigwaren mit - 0,5 %. 

Im Jahresvergleich ergaben sich zwischen diesen beiden 
Wirtschaftszweigen des Großhandels jedoch wesentlich 
deutlichere Unterschiede in der Preisentwicklung. So ging 
der Index für den Großhandel mit Rohstoffen und Halbwa-
ren (Indexstand im November 1986: 95,8) gegenüber dem 
November 1985 (116,4) um knapp 18 % zurück. Dies ist in 
erster Linie auf die starken Preisermäßigungen beim Groß-
handel mit festen Brennstoffen, Mineralölerzeugnissen so-
wie beim Großhandel mit Altmaterial und Reststoffen um 
39 bzw. 28 % zurückzuführen. Beim Großhandel mit Fertig-
waren wurde im gleichen Zeitraum lediglich ein Indexrück-
gang von 1,6 % festgestellt. 

Die Teilindizes für die vierzehn Wirtschaftsgruppen des 
Großhandels wiesen im Berichtsmonat folgende Monats-
bzw. Jahresraten auf: 

Großhandel mit: 
Rohstoffen und Halbwaren . . . ............ . 

Getreide, Futter- und Dünge· 
mitteln, Tieren ...................... . 

Textilen Rohstoffen und Halb· 
waren, Häuten usw ................... . 

Technischen Chemikalien, 
Rohdrogen, Kautschuk ............... . 

Festen Brennstoffen, 
Mineralölerzeugnissen ............... . 

Eisen, Stahl, NE-Metallen usw ............ . 
Holz, Baustoffen, 

Installationsbedarf ................... . 
Altmaterial, Reststoffen ................ . 

Fertigwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... . 
Nahrungsmitteln, Getränken, 

Tabakwaren ........................ . 
Textilien, Bekleidung, 

Schuhen, Lederwaren ................ . 
Metallwaren, Einrichtungs· 

gegenständen ...................... . 
Feinmechanischen und optischen 

Erzeugnissen, Schmuck usw ....... . 
Fahrzeugen, Maschinen, 

technischem Bedarf . , ............... . 
Pharmazeutischen, kosmetischen 

u. i. Erzeugnissen . . . . . . . . . . . ....... . 
Druckerzeugnissen, Waren 

verschiedener Art (o. a. S.) ............ . 

Veränderungen 
November 1986 November 1986 

gegenüber gegenüber 
Oktober 1986 November 1985 

% 
-0,6 -17,7 

-1,9 - 8,1 

+ 0,9 -10,2 

-0,5 - 4,1 

+ 0,8 -39,0 
-1,1 - 7,6 

+ 0,2 
-3,8 -28,4 
-0,5 - 1,6 

-1,0 - 4,6 

+ 0,8 

+ 0,1 + 0,9 

- 0,2 + 0,1 

-0,6 + 0,1 

+ 0,1 + 1,7 

- 0,1 

Der Index der Ei n z e 1 h an de 1 s p r e i s e ist von Ok-
tober 1986 auf November 1986 wieder geringfügig ange-
stiegen ( + 0,1 %), nachdem im Vormonat noch eine nega-
tive Monatsrate (- 0,2 %) errechnet worden war. Da er 
jedoch vor Jahresfrist von Oktober 1985 auf November 
1985 stärker zugenommen hatte ( + 0,4 %), fiel im Be-
richtsmonat der negative Abstand zum Vorjahresmonat 
mit - 0,8 % noch deutlicher aus als in den beiden Vormo-
naten (Oktober 1986: - 0,5 %; September 1986: 
-0,3%). 
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So reichten die Pre1sermaßigungen gegenüber dem Vor-
monat beim Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken 
und Tabakwaren (- 0,3 %), beim Einzelhandel mit elektro-
technischen Erzeugnissen, Haushaltsgroßgeräten, Musik-
instrumenten (- 0,3 %) sowie beim Einzelhandel mit Kraft-
stoffen (- 0,2 %) - hier stand der Verbilligung des Moto-
renbenzins eine Erhöhung des Dieselkraftstoffs gegen-
über - nicht aus, um die Verteuerung bei den übrigen 
sechs Wirtschaftsgruppen des Einzelhandels auszuglei-
chen. 

Der - mit zwei Unterbrechungen 1m Juni und September 
1986 - seit Februar dieses Jahres rückläufige Preisindex 
für die L e b e n s h a 1 tu n g a 11 e r p r i v a t e n 
Hau s h a 1 t e ging im November 1986 auf den Indexstand 
von 119,9 (1980 = 100) weiter zurück (- 0,1 %), also auf 
ein Verbraucherpreisniveau, das noch unter dem vom Ja-
nuar 1985 lag. Auch hier bewirkte der Basiseffekt - der 
Indexanstieg von Oktober auf November 1985 hatte 0,2 % 

Schaublld2 

AUSGEWJIHLTE REIHEN AUS DEM PREISINDEX FÜR DIE LEBENSHALTUNG 
ALLER PRIVATEN HAUSHALTE IM NOVEMBER 1986 

Veranderung gegenuber dem Vormonat in % 

Gesamtindex 

Nahrungsmittel, Getränke, 
Tabakwaren 

Bekleidung, Schuhe 

Wohnungsmieten, Energie 
(ohne Kraftstoffe) 

Wohnungsmieten 

E(C:~e Kraftstoffe) - o,& 

Möbel, Haushaltsgeräte 
und andere Güter für 
die Haushaltsführurig 

Güter für die Gesundhe1ts-
und Körperpflege 

GUter für Verkehr und 
Nachrichtenübermittlung 

Guter für Bildung, Unterhaltung, 
Freizeit (ohne 01enstleisrungen 
des Gastgewerbes) 

Guter fur die personl iche Ausstattung, 
Dienstleistungen des Beherbergungs-
gewerbes sowie Güter sonstiger Art 

-0,2 

+0,2 

+0,2 

-0,3 

0,0 

0,0 
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betragen-, daß der im Vormonat errechnete, bisher größ-
te durchschnittliche Preisrückgang innerhalb von zwölf 
Monaten von - 0,9 % im Berichtsmonat mit - 1,2 % noch 
übertroffen wurde. 

Ausschlaggebend für den Kaufkraftgewinn, den die priva-
ten Haushalte gegenüber dem Vormonat empfanden, wa-
ren einmal die im Durchschnitt um 0,6 o/o gesunkenen 
Energiekosten (ohne Kraftstoffe), die wie eingangs er-
wähnt auf das billiger gewordene Gas (- 3,2 %) sowie die 
niedrigeren Umlagen für Zentralheizung und Fernwärme 
(- 3,3 %) zurückzuführen sind, und zum anderen die Ver-
billigung der Saisonnahrungsmittel um 2,8 %. Ohne Gas, 
Umlagen für Zentralheizung und Fernwärme sowie ohne 
Saisonnahrungsmittel hätte sich der Gesamtindex um 
0, 1 % erhöht. 
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Unter dem Einfluß der gesunkenen Benzinpreise 
(- 1,2 %) ging auch der gesondert berechnete Pre1s1ndex 
für die Anschaffung und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen 
im Benchtsmonat wieder zurück, und zwar um 0,2 % ge-
genuber Oktober 1986 sowie um 5,4 % gegenüber Novem-
ber 1985. 

Preisindex fur die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte . 
von 4-Personen-Haushalten 

von Angestellten und 
Beamten mit hoherem Einkommen 

von 4-Personen-Arbeitnehmerhausha lten 
mit mittlerem Einkommen 

von 2-Personen-Haushalten 
von Renten- und Soz1alh1lfeempfängern 

Einfache Lebenshaltung eines Kindes . 

Veranderungen November 1986 
gegenuber 

Oktober 1986 November 1985 
% 

- 0,1 -1,2 

-0,1 -1,0 

-0,1 -1,2 

- 0,2 - 0,6 
- 0,2 -0,1 

Von den für spezielle Haushaltstypen berechneten Preis-
indizes wiesen sowohl der Index für die Lebenshaltung 
von Renten- und Sozialhilfeempfängern als auch der Index 
für die einfache Lebenshaltung eines Kindes im Monats-
vergleich nur geringe, 1m Jahresvergleich mit Jahresraten 
von - 0,6 bzw. - 0,1 % Jedoch größere Abweichungen 
vom Preisindex aller privaten Haushalte auf. Im Monatsver-
gleich profitierte dieser Personenkreis stärker als die übri-
gen Haushaltstypen von der Verbilligung der Saisonwa-
ren. Im Jahresvergleich fielen jedoch die Kaufkraftgewinne 
wegen des geringeren Anteils der Energie- und Kraftstoffe 
an den Gesamtausgaben der 2-Personen-Haushalte von 
Renten- und Sozialhilfeempfängern bzw. für die einfache 
Lebenshaltung eines Kindes deutlich niedriger aus. 

Aus dem Bereich der hier besprochenen Preisindizes sind 
im einzelnen folgende Preisveränderungen von Oktober 
auf November 1986 hervorzuheben (in Klammern die Ver-
änderungen gegenüber November 1985): 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
leichtes Heizöl 
Dieselkraftstoff 
Schweres Heizöl 
Weizenkleie 
Putz- und Pflegemittel 
Hartmetall und Hartmetallwerkzeuge 
Erzeugnisse aus Wellpappe 
Kalkammonsalpeter 
Rindfleisch 
Fernwärme 
Polyilthylen 
Olkuchen und Schrote 
Hüttenaluminium 
Schweinefleisch 
Acyclische Alkohole 
Walzdraht 
Erdgas 
Ortsgas 
Baustahlmatten 

Großhandelsverkaufspreise 
Wolle 
leichtes He1zol 
Seefische 
Eier 
Dieselkraftstoff 
Möbel 
Frischgemüse 
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+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
-
-
-
-
-
-
-
--
-
-
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

Veränderungen 
% 

5,3 (- 59,5) 
3,5 (- 35,7) 
3,5 (- 54,2) 
2,7 (- 1,1) 
1,5 (+ 3,1) 
1,2 (+ 1,8) 
1,1 (- 2,8) 
1,1 (- 27,2) 
0,7 (- 3,4) 
1,4 (- 9,2) 
2,5 (- 19,2) 
3,5 (- 18,9) 
3,5 (- 18,8) 
3,8 (- 8,3) 
4,1 (- 25,7) 
4,5 (- 16,5) 
4,6 (- 31,9) 
4,9 (- 22,4) 
5,8 (- 23,9) 

5,7 (- 13,5) 
5,0 (- 60,2) 
4,7 (- 0,9) 
4,6 (- 1,1) 
2,6 (- 42,1) 
0,9 (+ 3,4) 
0,7 (- 9,3) 

noch Großhandelsverkaufspre1se 
Motorenbenzin 
Stahlrohre 
Chemische Dungem1ttel 
Betonstahl 
Erzeugnisse der Olmuhlen 
Frischobst 
Lebende Schlachtschweine 
Schweinefleisch 
Rohkaffee 
Stahlschrott 
Speisekartoffeln 
Buromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 

und-einrichtungen 

Verbraucherpreise 
leichtes Heizöl 
Frische Fische und Fischfilets 
Dieselkraftstoff 
Schnittblumen und Topfpflanzen 
fremde Reparaturen an Kraftwagen 
Fernseh-, Rundfunk-, Phono-, 

Foto-und Kinogeräte 
Margarine 
Motorenbenzin 
Frischgemüse 
Gas 
Frischobst 
Umlagen fur Zentralheizung, 

Fernwarme 
Kartoffeln 

Veränderungen 
% 

- 0,7 (- 38,1) 
- 1,2 (- 10,7) 
- 1,9 (- 14,2) 
- 2,3 (- 10,4) 
- 2,5 (- 19,2) 
- 3,2 (- 10,6) 
- 5,6 (- 14,5) 
- 6,0 (- 13,4) 
- 8,4 (- 14,0) 
- 8,7 (- 38,5) 
- 9,5 (+ 42,6) 

- 10,4 (- 19,7) 

+ 3,6 (- 58,5) 
+ 2,6 (+ 6,0) 
+ 1,1 (- 36,2) 
+ 0,7 (+ 0,6) 
+ 0,2 (+ 2,3) 

- 0,8 (- 2,6) 
- 0,8 (- 10,9) 
- 1,2 (- 30,4) 
- 2,7 (- 0,5) 
- 3,2 (- 20,2) 
- 3,3 (- 6,0) 

- 3,3 (- 18,9) 
- 4,7 (+ 22,1) 

Dipl. -Volkswirt Johann Szenzenstein 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 1986 
Einheit 1983 1984 1985 der Nachwe1sung Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. 

Bevölkerung 1) 

Erwerbstätigkeit 
Erwarbstltiga 2) ................. 1 000 25331 25 357~ 25 542~ 25701 p 25774p 25859p 25995p 26149p 26160p . .. 

dar. Abhängige ................. 1 000 22057 22075~ 22248~ 22384p 22688p . .. 
Arbeitsmarkt 3) 
Arbeitslosa4) .................... 1 000 2258 2266 2304 2122 2078 2132 2120 2046 2026p 2068p 
und zwar: 

Männer ..................... 1 000 1273 1277 1289 1121 1 077 1092 1080 1040 1033p 1073p 
Jugendliche unter 20 Jahren ....... 1 000 192 166 159 118 125 150 159 151 135p 132p 
Ausländer ..................... 1 000 292 270 253 241 235 234 231 233 235p 240p 

Arbeitslosenquote ................ % 9,1 9,1 9,3 8,5 8.4 8,6 8,5 8,2 8,1 p 8,3p 
Zugang an Arbeitslosen . . . . . . . . . . . . 1 000 309 306 313 206 251 347 269 283 303p 292p 
Offene Stellen ................... 1 000 76 88 110 169 173 170 169 165 155p 145p 
Arbeitsvermittlungen . . . . . . . . . . . . . . 1 000 130 146 156 167 178 191 160 180 172p 148p 
Kurzarbeiter .................... 1 000 675 384 235 153 118 87 77 180 235p 205p 

Unternehmen und Arbeits-
stätten 
lnsolvanzan .................... Anzahl 16114 16760 18876 1523 1634 1680 1484 1 573 1652 . .. 
Unternehmen ................... Anzahl 11845 12018 13625 1125 1 215 1237 1046 1085 1146 . .. 
dar.: Verarbeitendes Gewerbe ........ Anzahl 2471 2193 2306 187 199 181 165 174 196 . .. 

Baugewerbe ................. Anzahl 2467 2765 3228 288 250 269 207 237 217 . .. 
Handel .................... Anzahl 3112 3146 3370 277 318 333 295 293 321 . .. 
Dienstleistungen von Unternehmen 

und Freien Berufen ........... Anzahl 2967 3149 3835 288 382 386 327 319 343 . .. 
Übrige Gemeinschuldner5) .......... Anzahl 4269 4742 5251 398 419 443 438 488 506 . .. 
Beantragte Konkursverfahren . . . . . . . . . Anzahl 15999 16698 18804 1 524 1633 1675 1483 1572 1648 . .. 

dar. mangels Masse abgelehnt ...... Anzahl 12252 12826 14512 1241 1270 1 297 1175 1 237 1295 . .. 
Eröffnete Vergleichsverfahren . . . . . . . . Anzahl 145 91 105 3 8 8 5 3 8 ... 
Wechselproteste ................ Anzahl 162 979 153929 152349 12114 11187 11220 9928 10006 10864 . .. 
Wechselsumme . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mill.DM 1 511 1295 1410 101 110 110 99 97 105 ... 
Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 
Viehbestand 8) 
Rinder (einschl. Kälber) ............. 1 000 15552 15688 15627 15806 
Schweine ...................... 1 000 23449 23617 24282 24959 
Gewerbliche Schlachtungen 
Rinder ........................ 1 000 4571 5018 4858 394 384 406 391 504 536 . .. 
Kälber ........................ 1 000 630 686 688 59 55 52 54 64 63 . .. 
Schweine ...................... 1 000 36146 36805 37018 3188 3228 3159 3012 3271 3316 . .. 
Schlachtmenge . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 OOOt 4494 4640 4641 400 398 395 378 438 453 ... 
dar.: Rinder ..................... 1 000 t 1382 1493 1455 122 120 126 120 156 165 . .. 

Kälber . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 000 t 72 81 81 7 6 6 7 8 8 . .. 
Schweine . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 000 t 3020 3045 3085 269 270 262 250 273 279 ... 

Geflügel 
Eingelegte Bruteier7) .............. 1 000 435034 432875 410232 36540 33349 35018 34835 34697 29852 . .. 
Geschlachtetes Geflügel 8) . . . . . . . . . . t 296788 304333 310767 25321 26937 30015 26269 29504 31536 ... 
Hochsee- und KOstanfischarai 
Fangmenge ..................... 1 000 t 274 293 191 10 13 12 15 ... . .. . .. 
Produzierendes Gewerbe • 
Index der Nettoproduktion9)10) ....... 1980=100 95.4 98,6 103,0 103,9 109,5 100,3 90,1 111,8 114,7 . .. 
Elaktrizltlts- und Gasversorgung 
Index der Nettoproduktion 9) 1 O) ....... 1980=100 101,2 105,5 110.5 92,1 96.0 87.7 85,0 101.4 107,7 ... 
Elektrizitätserzeugung . . . . . . . . . . . . . Mill.kWh 373806 394885 408706 29472 29557 29585 ... . .. . .. . .. 
Inlandsversorgung mit Elektrizität ..... Mill.kWh 359391 372974 384027 28725 28590 28505 .. ... . .. . .. 
Gaserzeugung 11) . . . . . . . . . . . . . . . . . Mill. m3 36378 35167 35064r 2494 2314 2449 2477r 2322 . .. . .. 
Inlandsversorgung mit Gas 11) ........ Mill. m3 61429 62077 65946r 3751 3847 3776 3683r 4621 . .. . .. 
Bergbau und Vararbeitandas 
Gewerbe 
Beschäftigte12) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 000 6927 6854 6940 7021 7044 7096 7122 7149 7130 ... 

Tätige Inhaber und Angestellte13) .... 1 000 2169 2149 2174 2206 2207 2211 2226 2242 2243 . .. 
Arbeiter14) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 000 4758 4704 4766 4815 4837 4885 4896 4908 4887 ... 
Bergbau ...................... 1 000 227 218 213 209 209 209 209 212 210 . .. 
Verarbeitendes Gewerbe .......... 1 000 6700 6636 6727 6812 6835 6888 6913 6937 6920 . .. 

Grundstoff- und Produkt1onsgUter-
gewerbe ................... 1 000 1394 1372 1368 1362 1366 1375 1379 1381 1373 . .. 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe ................... 1 000 3511 3488 3597 3706 3720 3752 3764 3781 3777 . .. 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe ................... 1 000 1341 1327 1317 1309 1310 1 313 1318 1323 1319 . .. 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 1 000 454 450 446 435 440 447 453 453 451 ... 
Geleistete Arbeiterstunden 12) . . . . . . . . Mill. Std 7918 7841 7906 629 659 675 594 700 739 ... 
Bruttolohnsumme12) .............. Mill.DM 155153 158621 167461 14617 15072 15720 14677 14600 16051 . .. 
Bruttogehaltsumme 12) ............. Mill.DM 111 592 115031 120861 10537 11495 10728 10221 10173 10238 . .. 
Kohleverbrauch12) 15) . . . . . . . . . . . . . . 1 000 t 38872 41833 41153 9285 8186 
Heizölverbrauch 12) ................ 1 000 t 15456 14409 12976 3179 3074 
Gasverbrauch 12) 16) . . . . . . . . . . . . . . . Mill.m3 25714 26485 27061 6494 6020 
Stromverbrauch 12) ................ Mill. kWh 166511 173919 177893 14719 14769 14 799 14125 15120 15826 . .. 

1) Angaben Qbardie Bevölkerung smd in einer gesonderten Tabelle auf S. 435• dargestellt. - 2) Jährliche und monatliche Erwerbstät1genschatzungen (Durchschnittsberechnungen; für Abhing1ge nur 
Jahres- und Quartalsdurchschnrtte). - Methodische Erläuterungen hierzu 1n „Entwicklung der Erwerbstätigkeit", WiSta 11 /1982 und „Grundzüge der Schätzung monatlicher Erwerbstätlgenzehlen", 
W1Sta 8/1986 - 3) Angaben nach den Unterlagen der Arbeitsämter. - 4) Siehe auch „Empfänger von Arbe1tslosengeld/-h1lfe" 1m Abschnitt „Sozialleistungen•. - 5) Organisationen ohne 
Erwerbszweck, private Haushalte und Nachlässe. - 6) 1983bis1985: Viehzählung im Dezember. - 7) In Brütere1en mit emem Fassungsvermögen der Brutanlagen von 1 000 Eiern und mehr. - 8) In 
GeflQgelschlachtere1en mit einer Schlachtkapazität von mmd 2 000 Tieren 1m Monat. - 9) Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt - 10) Fachhche Unternehmensteile. -11) Berechnet auf einen 
Heizwert von 35 1 69 kJ/m3. - 12) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr einschl. Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und 
Wasserversorgung. --Kombinierte Betriebe werden demjenigen Wirtschaftszweig zugerechnet, m dem der Schwerpunkt des Betriebes. gemessen an der Beschäftigungszahl, hegt. Näheres siehe auch 
Fachserie 4. Reihe 4.1.1 - 13) Emschl. Mithelfende Fam1lienangehorige sowie Auszubildende m kaufmann1schen und m den übrigen nichtgewerblichen Ausbildungsberufen. - 14) Emschl. 
Auszubildendem gewerblichen Ausbildungsberufen. - 15) Heizwert Hu = 29.3076 G1ga1oule/t. = 8, 1410 KWh/m3. - 16) Brennwert Ho= 35 169 kJ/m3 = 9,7692 kWh/m3. 
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Gegenstand 
der Nachwe1sung 

Bevölkerung 1) 
Erwerbstätigkeit 
Erwerbstiltige2) ............. . 

dar. Abhängige ............. . 
Arbeitsmarkt 3) 
Arbeitslose4) ................ . 
und zwar: 

Männer .................. . 
Jugendliche unter 20 Jahren ... . 
Ausländer ................. . 

Arbeitslosenquote ............ . 
Zugang an Arbeitslosen . . . .... . 
Offene Stellen ............... . 
Arbeitsvermittlungen .......... . 
Kurzarbeiter . . . . . . . . . . . . . . .. 

Unternehmen und Arbeits-
stätten 
lnsolvenzen ................ . 
Unternehmen ............... . 
dar.: Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe ............. . 
Handel ................ . 
Dienstleistungen von Unternehmen 

.. und Freien Berufen . . . . . . . . 
Ubrige Gemeinschuldner5) ...... . 
Beantragte Konkursverfahren ..... . 

dar. mangels Masse abgelehnt .. . 
Eröffnete Vergleichsverfahren .... . 
Wechselproteste ............ . 
Wechselsumme . . . . . . ....... . 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 
Viehbestand 6) 
Rinder (einschl. Kälber) . . . . . . . .. 
Schweine ........ . 
Gewerbliche Schlachtungen 
Rinder .................... . 
Kälber .................... . 
Schweine .................. . 
Schlachtmenge .............. . 
dar.: Rinder . . . . . . . . . . . . . . . .. 

Kälber ................. . 
Schweine .............. . 

Geflügel 
Eingelegte Bruteier?) . . . . . . . .. . 
Geschlachtetes Geflügel 8) · ...... . 
Hochsee- und Küstenfischerei 
Fangmenge ................. . 

Produzierendes Gewerbe 
Index der Nettoproduktion 9) 1 O) .... 
Elektrizitäts- und Gasversorgung 
Index der Nettoproduktion 9) 1 O) ..•. 
Elektrizitätserzeugun9 ......... . 
Inlandsversorgung mit Elektrizitilt .. 
Gaserzeugung 11) ............. . 
Inlandsversorgung mit Gas 11) .... . 
Bergbau und Verarbeitendes 
Gewerbe 
Beschäftigte 12) .............. . 

Tätige Inhaber und Angestellte 13) . 
Arbeiter 14) . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Bergbau .................. . 
Verarbeitendes Gewerbe ...... . 

Grundstoff- und Produktionsgüter-
gewerbe ............... . 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe ............... . 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe ............... . 

Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

Vorjahr Vorjahresmonat Vormonat 

1983 1984 1985 Aug. 86 Sept. 86 Okt. 86 Nov. 86 Aug. 86 Sept 86 Okt. 86 Nov. 86 

gegenuber gegenüber gegenuber 

1982 1983 1984 Aug. 85 Sept. 85 Okt. 85 Nov. 85 Juh 86 Aug. 86 Sept. 86 Okt. 86 

1.5 + o. 1 p + o. 7 p + 1.1 p + 1, 1 p + 1. 1 p 
1,7 + 0.1 p + 0.8p + 1,2p 

+ 
+ 

0,5p + 0,6p + O,Op 
1.4p 

+ 23.2 + 0,3 + 

+ 24.7 + 0,3 + 
+ 16,5 - 13,6 -
+ 18,9 - 7,5 -

1,7 

1.0 
4.3 
6.3 

4.3 

8.2 
- 12,4 

2.2 
X X 

- 0,1 
- 27,7 
+ 11.6 
+ 11.4 

- 0,8 
+ 16,0 
+ 12.6 
- 43,2 

+ 1.5 + 4,0 
- 0.6 + 1,5 
+ 3,3 - 11.3 
- 9,5 + 12,1 
+ 0.1 + 1.1 

+ 
+ 
+ 
+ 

4,0 + 6,1 
7,8 + 11.1 
1.2 + 4.4 
4,1 + 4,7 
4,6 - 37,2 

- 13,9 - 5,6 
1.4 - 14.3 

+ 
+ 

3,0 + 
4.3 + 

- 0,4 + 
+ 3,3 + 
+ 2.0 + 
+ 1,9 + 
+ 0,9 + 
+ 6,9 + 
+ 2.3 + 

- 5,1 -
- 10.2 + 

- 1,0 + 

+ 

+ 
+ 
+ 

+ 

0,5 + 
3,2 + 
1.9 + 
2.8 + 
0,2 -
2.7 + 

4,1 
2,6 -
4,8 -
2.7 
4.2 -

3,7 

3,9 -

0.9 
0,7 

9,8 
9,0 
1.8 
3.2 
8,0 

13,0 
0.8 

0,5 
2,5 

7.1 

3.4 

4.2 
5.6 
3.8 
3.3 
1.1 

1,1 
0.9 
1.1 
4.3 
0,9 

X 
+ 2.1 
+ 25.1 
+ 7.0 
- 38.9 

+ 12.6 
+ 13.4 
+ 5.2 
+ 16.7 
+ 7.1 

+ 21.8 
+ 10.7 
+ 12.6 
+ 13,1 
+ 15.4 

+ 

+ 

+ 
+ 
+ 

+ 

+ 

1.0 
8,9 

0.4 
2,8 

3,2 
0,3 
0,6 
o.o 
2,5 
0.4 
1,3 

5,2 
2,1 

- 35,0 

X 
- 10.1 
+ 43.8 
- 4,4 
+ 3,9 

- 4.8 
- 5,9 
- 17,1 
- 15,5 
+ 5.4 

+ 4,5 
2.2 
4.2 
1.2 

- 61,5 
- 10,3 

6.6 

+ o.6 
+ 3.8 
- 4.3 
+ 0,1 
+ 2,6 
+ 5,9 
- 0,4 
+ 1.3 

- 7,7 
+ 2,5 

- 26.3 

+ 4,5 + 0,4 

+ 
+ 
+ 

+ 

+ 
+ 
+ 

+ 

+ 

4,7 -
3,5 
3,0 
0,3r + 
6,2r + 

1,3 + 
1,1 + 
1,3 + 
2.2 -
1,4 + 
0,3 -

3,1 + 

0.4 

7,6 
7.4 

1.6 
2.1 
1.4 
3.4 
1,8 

- 4,9 - 5,7p - 6,5p - 0,5 - 3,5 - 1.0p + 2.0p 

- 8,2 
- 13,4 
- 1,4 

8,3p - 9,0p -
- 15,1 p - 15.7p + 

1,5p - 2.1 p -

1,0 
5,9 
1.2 

X X X X 
22,5 

0,5 
16,2 
11.7 

- 0,3 
+ 41,2 
+ 8,0 
+ 76,7 

- 1,1 
- 5.2 
- 3,9 
- 4,0 
- 2,0 

- 8,1 
+ 9.4 
- 0,9 
+ 0,6 
- 40,0 
- 15,4 
- 8,5 

+ 16,2 
+ 2.4 
+ 2.7 
+ 8.8 
+ 18.8 
+ 5.8 
+ 4,1 

+ 1.2 
+ 10.0 

- 5,9p -
+ 38,6p + 
+ 5,2p + 
+ 85.0p + 

- 1,0 
- 1,0 
+ 4,3 
- 19,3 
+ 8,1 

+ 5,9 
- 1.0 
- 1.3 
- 0,5 
+100,0 
- 15,3 
± o.o 

+ 2.4 
+ 7.4 
+ 1.5 
+ 3.3 
+ 3,8 
+ 13.5 
+ 2.8 

+ 2.1 
+ 7,5 

+ 2,8 - 0,1 

+ 2,6 -

+ 1,6 + 
+ 2.1 + 
+ 1,5 + 
- 1,3 -
+ 1.6 + 

- 0.4 -

+ 3.3 + 

- 0.2 -

1.7 

1.4 
2.1 
1,1 
1.4 
1.5 

7,Sp -
32.0p -

1.3p -
28.4p -

- 11,7 
- 15,4 
- 8,8 
- 23,0 
- 11,4 

- 15,3 
- 1,1 
- 11,5 
- 9,4 
- 37,5 
- 11,5 
- 10,0 

+ o.2•1 
- 3,6 
+ 3,1 
- 4,7 
- 4,3 
- 4.4 
+ 6,1 
- 4,6 

- 0,5 
- 12.5 

+ 27,0 

- 10.2 

- 3,1 

+ 1.1 
- 2,5 

+ 0.4 
+ 0,7 
+ 0.2 
+ 0,1 
+ 0.4 

+ 

3,7 
5,3 
1,0 

X 
+ 5.1 
- 2,1 
+ 12.4 
+134,2 

+ 6,0 
+ 3.7 
+ 5,5 
+ 14,5 
- 0,7 

- 2,4 
+ 11.4 
+ 6,0 
+ 5,3 
- 40,0 
+ 0.8 
- 2,0 

+ 28,9 
+ 18,2 
+ 8.6 
+ 15,9 
+ 29,6 
+ 21.1 
+ 9,2 

- 0,4 
+ 12,3 

- 0.7p + 
- 10.2p -

4,0p 
2.5p 
2.4p + 0.6p + 

X X 
3,6p 
6,3p 

- 14,2p 

+ 7.2p -
6,0p -
4,3p 

+ 30.5p 

+ 5.0 
+ 5.6 
+ 12.6 
- 8.4 
+ 9.6 

+ 7.5 
+ 3.7 
+ 4.8 
+ 4.7 
+166,7 
+ 8.6 
+ 8.2 

+ 6,3 
- 0,4 
+ 1.4 
+ 3.4 
+ 5.8 
+ 0,1 
+ 2,0 

.... 14,0 
+ 6,9 

- 12.6p 

+ 24.1 + 2.6 

+ 19,3 + 6,2 

- 6."3 
+ 25.5 

+ 0.4 
+ 0,7 
+ 0.2 
+ 1,6 
+ 0.4 

+ 0.1 

+ 0,5 

±
- 0,3 

0,0 
- 0.4 
- 0,9 
- 0,3 

- 0,6 

~ 0,1 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe -
5,5 -
3,9 -

1,6 

0,7 

1,0 
0,9 

0,8 -
0,9 -

0,3 

3,6 

0,2 
0,2 - 0.4 -

0,6 

3,0 

0.2 
0,1 

+ 0,3 

+ 0,3 

+ 0,3 
+ 1.2 
- 11,9 

+ 0,4 r 

+ 0,1 r 
0,3 
0,5 

Geleistete Arbeiterstunden 12) .... . 
Bruttolohnsumme 12} .......... . 
Bruttogehaltsumme 2) ......... . 
Kohleverbrauch 12) 15) . . ...... . 
Heizolverbrauch . . . . . . . ...... . 
Gasverbrauch 12) 16) . . . . . . . .. . 
Stromverbrauch 12) ........... . 

+ 
4.3 -
1.6 + 
1.4 + 

+ 0,7 -
- 12,1 
+ 
+ 

0,5 
2,7 

+ 
+ 

1.0 
2.2 
3.1 
7.6 
6,8 
3,0 
4.4 

+ 
+ 
+ 

.... 
+ 
+ 

0,8 -
5,6 + 
5,1 + 
1,6 
9,9 
2.2 
2,3 -

2.2 
3,6 
6.1 

o.i 

+ 3.3 -
+ 8.1 + 
+ 6.1 + 
- 14,5b) 
+ 28.8b) 
+ 0,3b) 
+ 0,2 -

0.4 
5,1 
5,9 

1.2 

- 6,6 
- 4,7 

- 4.6 

~ 1l:~ ~ 
- 0,5 r+ 
- 11,80) 
- 3,3C) 
- 7,3C) 
+ 7.0 i+-

5,6 
9,9 
0,6 

4.7 
1) Angaben über die Bevolkerung sind 1n einer gesonderten Tabelle auf S. 435• dargestellt - 21 J8hrl1che und monatliche Erwerbstöt1genschötzungen (Durchschmttsberechnungen; für Abhän-
gige nur Jahres- und Quartalsdurchschnitt bzw Ver8nderung gegenuber Vor1ahresquartel oder Vorquartal). - Methodische Erläuterungen hierzu m W1Sta 11 /1982 und WiSta 8/1986. - 3) 
Angaben nach den Unterlagen der Arbeitsämter. -4) Siehe auch „Empfanger von Arbe1tslosengeld/-h1tfe" 1m Abschnitt „Soz1elle1stungen„. - 5) Orgamsat1onen ohne Erwerbszweck, private 
Haushalte und Nachlässe. -6) 1982bis1985 Viehzählung 1m Dezember. - 7) In Brütere1en mit emem Fassungsvermögen der Brutanlagen von 1 000 Eiern und mehr -8) In Geflügelschlachte-
re1en mit einer Schlachtkapazität von m1nd. 2 OOOT1eren 1m Monat -9) Von Kalenderunregelmaß1gke1ten bereinigt -10) fachliche Unternehmensteile -11) Berechnet auf einen Heizwert von 
35 169 kJ/m3. -12) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr einschl. Handwerk. ohne Baugewerbe sowie ohne Elektrizttats-, Gas, Fernwärme- und Wasser-
versorgung. - Komb1n1erte Betriebe werden demjenigen Wirtschaftszweig zugerechnet, in dem der Schwerpunkt des Betriebes, gemessen an der Beschäftlgtenzahl, l1egt. Näheres siehe auch 
Fachserie 4, Reihe 4 1.1 - 13) Einschl Mithelfende Fam1henangehor1ge sowie Auszubildendem kaufmännischen und m den übrigen n1chtgewerbllchen Ausbildungsberufen - 14) Einschl. 
Auszubildendem gewerblichen Ausbildungsberufen. - 15) Heizwert Hu = 29,3076 G1gajoule/t = 8,410 kWh/m3. - 16) Brennwert Ho= 35 169 kJ/m3 = 9,7692 kWh/m3. 
a) Gegenüber der Vorzahlung - b) 3. VJ 1986 gegenüber 3. VJ 1985 - cl 3 VJ 1986 gegenüber 2 VJ 1986 
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Gegenstand 
der Nachweisung 

Index des Auftragseingangs für 1) 
das Verarbeitende Gewerbe 
Grundstoff- und Produktionsgüter-

gewerbe .................. . 
Investitionsgüter produzierendes 

Gewerbe ................... . 
Verbrauchsgüter produzierendes 

Gewerbe ................. . 

Index der Nettoproduktion 2) 3) 
Bergbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Verarbeitendes Gewerbe ....•...... 

Grundstoff- und Produktionsgüter-
gewerbe .................. . 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe .................. . 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe .................. . 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe .. 

Index der Bruttoproduktion 2) für 
Investitionsgüter ............... . 
Verbrauchsgüter ............... . 

Index der Arbeitsproduktivität 
Produktionsergebnis Je Beschäftigten .. 
Produktionsergebnis je Arbeiter ..... . 

Produktion ausgewählter Erzeugnisse 
Steinkohle (Förderung) .....•...... 
Braunkohle, roh (Förderung) ..•...... 
Erdöl, roh ..............•...... 
Zement (ohne Zementklinker) .•...... 
Roheisen für die Stahlerzeugung .... . 
Stahlrohblöcke und -brammen .... . 
Walzstahl (ohne vorgewalztes 

Stahlhalbzeug) .........•...... 
Chemiefasern . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Motorenbenzin ..........•.... 
Heizöl .................... . 
Schnittholz ................... . 
Personenkraftwagen . . . . . . . . . . . . . . 
Farbfernsehempfangsgeräte ...... . 
Geräte und Einrichtungen für die ADV4) .. 
Isolierglas, auch bearbeitet ........ . 
Baumwollgarn ................. . 
Fleischwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Zigaretten .................... . 

Gesamtumsatz5)6) ............... . 
Bergbau ................... . 
Verarbeitendes Gewerbe ......... . 

Grundstoff- und Produktionsgüter-
gewerbe .................. . 

lnvest1t1onsgüter produzierendes 
Gewerbe ................. . 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe .................. . 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe .. 
dar. Auslandsumsatz 7) ......•...... 

Bauhauptgewerbe 
Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
dar.: Angestellte ................ . 

Arbeiter ................... . 
Geleistete Arbeitsstunden ........... . 

im Hochbau ................ . 
dar.: Wohnungsbau . . . . ........ . 

Gewerblicher Hochbau ........ . 
Offentlicher Hochbau ......... . 

im Tiefbau .................. . 
Straßenbau ................. . 
Gewerblicher Tiefbau ........... . 
Sonstiger öffentlicher Tiefbau ... . 

Bruttolohnsumme . . . . . . . ....... . 
Bruttogehaltsumme ............... . 
Index des Auftragseingangs . . . . . . . . . 
Index des Auftragsbestands ......... . 
Produktionsindex2)8)9) . . . . . . . .... . 
Gesamtumsatz . . . . ............. . 

dar. Baugewerbhcher Umsatz ...... . 

Handwerk 
Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Gesamtumsatz (ohne Umsatzsteuer) .... 

Statistische Monatszahlen 

Einheit 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 

1000t 
1000 t 
1000 t 
1000t 
1000t 
1000 t 

1000t 
1000t 
1000 t 
1000 t 

1000 m3 
1000St 
1000 St 
Mill DM 
1000 m2 

t 
t 

Mill. St 

Mrd.DM 
Mill.DM 
Mrd. DM 

Mill.DM 

Mill.DM 

Mill.DM 
Mill.DM 
Mill.DM 

1000 
1poo 
1000 

Mill.Std 
Mill.Std 
1 OOOStd 
1000Std 
1 OOOStd 
1 OOOStd 
1 OOOStd 
1 OOOStd 
1 OOOStd 
Mill.DM 
Mill.DM 

1980=100 
1980=100 
1980=100 

1983 

107,9 

109.2 

108,2 

105,0 

90,6 
96,3 

94,0 

98,7 

91,5 
99,3 

100.4 
94,2 

105,0 
107,8 

82202 
124281 

4116 
30366 
25659 
35346r 

26061 r 
906 

19380 
36991 
9325 
3568 
4706 
9180 

12609 
177928 
913967 
155768 

1312.7 
32274 
1 280.4 

Grundzahlen 

1984 

118.2 

120,8 

119.3 

111.4 

90,1 
99,5 

97,8 

102,2 

94,0 
101,1 

99,6 
95.4 

109,7 
112,5 

1985 

127,8 

125,7 

133,6 

115,0 

91.1 
105,1 

99,1 

112.7 

95,1 
104,0 

111.4 
98,9 

114,1 
116,7 

79426 82398 
126739 120667 

4055 4105 
28633 25574 
28937r 30229 
38991 40086r 

27957r 
934 

19813 
36890 

9874 
3511 
3906 

11915 
12030 

189601 
955337 
160630 

1398,5 
34878 
1363,6 

28919r 
977 

20037 
34851 

9388 
3868 

306 
15095 
11659 

197116 
987672 
167002 

1496.4 
35677 
1460,7 

405509 441888 461341 

531 471 562482 628 815 

176778 187606 194708 
166 639 171 605 175 849 
355234 402524 444068 

1122 
154 
912 

1480,3 
1052,4 

631 694 
272841 
130337 
427901 
145908 

90715 
191278 
30798 

6767 
94,4 
89,2 
88,7 

1106 
153 
899 

1460,7 
1030,9 

620907 
268446 
126010 
429877 
143931 
91562 

194384 
31334 

6879 
88,9 
82,6 
89,1 

1026 
147 
827 

1269,5 
856,1 

484248 
240259 
116845 
413356 
132496 
91466 

189394 
27513 

6701 
87,4 
77,3 
82,7 

Mill. DM 108402 111006 101958 
Mill. DM 106390 108950 99976 

1000 3727,7 3733,7 3668,6 
Mill. DM 323 586 329 139 325 966 

April 

139,1 

131.9 

145,9 

132,0 

89,6 
115,4 

105,3 

128,2 

103,0 
106,0 

125,4 
110,1 

123.9 
126,7 

7 569 
10226 

345 
2617 
2534 
3379 

2450r 
88 

1378 
2860 

895 
395 
336 

1543 
934 

18799 
83184 
14333 

132.3 
2853 
129.4 

38152 

58726 

17671 
14878 
40278 

984 
141 
794 

121,8 
79.4 

43988 
22721 
11261 
42480 
13217 
9210 

20053 
2343 

524 
104,1 

98,2 
7313 
7149 

Mai 

119,6 

114,8 

127,0 

106,9 

83,2 
106,1 

100,2 

115,8 

94,2 
98,5 

111,5 
99,8 

114,2 
116,9 

6076 
8583 

353 
2667 
2392 
3135 

2174 
85 

1686 
3168 

822 
313 
285 

1186 
849 

14645 
83095 
11 655 

115,0 
2527 
112.4 

33685 

49610 

14692 
14462 
33706 

1000 
142 
810 

108,9 
70,5 

39894 
19715 
9737 

38342 
12260 
8328 

17754 
2429 

544 
106.2 

95,3 
7785 
7 619 

Juni 

128,2 

121,8 

138,3 

110,3 

85,4 
112,3 

103,6 

124,4 

98,1 
104,3 

123,9 
104,7 

120,2 
122,8 

6482 
7727 

333 
2691 
2348 
3174 

2443 
82 

1 559 
2738 

916 
344 
323 

1435 
1001 

17186 
81401 
13363 

125,0 
2376 
122,7 

34973 

56900 

16058 
14718 
38040 

1012 
140 
824 

121,3 
78,4 

44115 
22020 
10908 
42926 
13905 

9271 
19750 
2457 

558 
117,9 
86,5 
98,3 

1986 

Juh 

127,0 

123.4 

135,8 

108,5 

79.4 
101,6 

96,1 

108,2 

91,2 
103,8 

105.4 
91,5 

108,3 
110.4 

7329 
8872 

338 
2861 
2125 
2884 

2145 
76 

1743 
2910 

907 
272 
175 

1368 
1079 

16238 
84248 
15498 

121,6 
2416 
119,2 

34141 

53109 

17010 
14932 
35707 

1022 
139 
835 

128,5 
82,9 

45110 
24342 
11977 
45612 
14779 
9790 

21043 
2698 

550 
114.4 

101,0 
9294 10376 
9090 10165 

3618,9 
83917,0 

Aug. 

108,3 

106,1 

111,7 

102,3 

79,2 
90,8 

89,9 

92,8 

80,3 
100,8 

91,0 
77,4 

97,1 
99,1 

6577 
8276 

335 
2568 
2228 
2967 

2105 
50 

1744 
2891 

773 
225 
243 

1072 

9349 
82243 
14953 

104,8 
2212,8 

102,6 

30225 

43683 

14730 
13952 
29178 

1032 
140 
844 

108,8 
69,9 

36943 
21191 
10561 
38912 
12755 
8372 

17785 
2477 

546 
110,5 

88,5 

Sept. 

130,6 

119,5 

134.2 

138,0 

78,6 
114,2 

101,4 

125.6 

107,0 
109,5 

123,6 
110,0 

120,6 
123,2 

6401 
8143 

320 
2830 
2303 
3085 

2555 
72r 

1544 
2651 

923 
352 
366 

1641 

Okt. 

136,7 

125,9 

140,6 

142,6 

86,1 
116,5 

102,6 

126,9 

108,0 
121,9 

123,6 
110,7 

123,5 
126,3 

6953 
10125 

322 
2903 
2302 
3161 

2367 
82 

1 507 
2329 

960 
363 
443 

1622 

20308 21 610 
86016r 89500 
15 332r 15963 

129.5 
2435 
127.0 

34576 

'58615 

18919 
14918 
38122 

1036 
143 
845 

131,8 
85,2 

46259 
24877 
12827 
46580 
15412 
9817 

21 351 
2633 

549 
114,2 
85,9 

106,1 

132,7 
2604 
130,1 

35957 

58709 

19610 
15809 
38333 

1039 
144 
845 

139,6 
90,8 

49443 
26483 
13607 
48840 
16215 
10304 
22321 
2768 

547 
99,1 

110,1 
9311 10821 11611 
9124 10625 11 392 

3720,8 
87421,5 

1) 1985 endgültiges Ergebnis unter Berücks1cht1gung nachtraglich eingegangener Berichtigungen der Berechnungsunterlagen -2) Von Kalenderunregelmäß1gke1ten bereinigt. -3) Faehliche 
Unternehmensteile. - 41 Ohne Em- und Ausgabeemhe1ten, einschl ZubehOr, Einzel- und Ersatztefle - 5) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr einschl. 
Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektr1Z1tats-, Gas-, Fernwarme- und Wasserversorgung. - Komb1merte Betriebe werden demjenigen W1rtschaftszwe1g zugerechnet, m dem der 
Sehwarpunkt des Betriebes, gemessen an der Beschaftlgtenzahl, hegt Näheres siehe auch Fachserie 4, Reihe 4.1 1. - 6) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 7) Umsatz mit Abnehmern 1m Aus-
land und - soweit einwandfrei erkennbar- Umsatz mit deutschen Exporteuren. - 8) Unternehmen - 9) Vormonatsvergleich emgeschrankt, da Ergebnisse ab Oktober bereits aufgrund der 
Totalerhebung 1m Bauhauptgewerbe 19B6 berechnet sind Der hieraus resultierende stat1st1sche Effekt beläuft sich auf etwa +3.9 % beim Hochbau und+ 1,0 % beim T1ebau. 
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Gegenstand 
der Nachwe1sung 

Index des Auftragseingangs für 1) 

1983 

1982 

das Verarbeitende Gewerbe + 4.4 
Grundstoff- und Produktionsguter-

gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . + 7, 1 
Investitionsgüter produzierendes 

Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . + 2, 7 
Verbrauchsguter produzierendes 

Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . + 4,8 

Index der Nettoproduktion2)3) 
Bergbau . . . . . . . . . . . . ..... . 
Verarbeitendes Gewerbe . . . . . .. . 

Grundstoff- und Produktionsgüter-
gewerbe ............... . 

lnvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe ................ . 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe ............... . 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

Index der Bruttoproduktion2) für 

- 4,8 
+ 0,9 

+ 3,2 

- 0,4 

+ 1.3 
+ 0,6 

lnvest1t1onsgüter . . . . . . . . . . . . . . - 0,9 
Verbrauchsgüter . . . . . . . . . . . . . + 1,5 

Index der Arbeitsproduktivität 
Produktionsergebnis je Beschäftigten + 4,9 
Produktionsergebnis je Arbeiter . . + 5, 7 

Produktion ausgewählter Erzeugnisse 
Steinkohle (Förderung) ......... . 
Braunkohle, roh (Forderung) ...... . 
Erdöl.roh . . . . . . . . . . . . . . ... . 
Zement (ohne Zementklinker) 
Roheisen für die Stahlerzeugung .. . 
Stahlrohblöcke und -brammen .... . 
Walzstahl (ohne vorgewalztes 

Stahlhalbzeug) ............. . 
Chemiefasern ............... . 
Motorenbenzin ............. . 
Heizöl .................. . 
Schnittholz ................. . 
Personenkraftwagen . . . . . . . . . . . . 
Farbfernsehempfangsgeräte ..... 
Geräte und Einrichtungen 

für die ADV4) . . . . . . . . . . .. . 
Isolierglas, auch bearbeitet .... . 
Baumwollgarn . . . . ........ . 
Fleischwaren . . . . . .......... . 
Zigaretten . . . . . . . . . . . . ... . 

Gesamtumsatz 5) 6) . . . . . . . ... . 
Bergbau . . . . . . . . . . . . ...... . 
Verarbeitendes Gewerbe ........ . 

Grundstoff- und Produktionsgilter-
gewerbe . . . . . . . ....... . 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe .. „ ...•••... „. 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe . . . „ .. „ .... 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 
dar. Auslandsumsatz 7) . . . . ..... 

Bauhauptgewerbe 
Beschäftigte „ .. „ . . . . . . . . „ .. 
dar.: Angestellte ............... . 

Arbeiter . „ ....... „ .. „ 
Geleistete Arbeitsstunden . . . . .. . 

im Hochbau ............ . 
dar.: Wohnungsbau . . . . . . . . .. 

Gewerblicher Hochbau ...... . 
Öffentlicher Hochbau ....... . 

1m Tiefbau . . . . . . . . . . . . . .. . 
Straßenbau ............. . 
Gewerblicher Tiefbau ... . 
Sonstiger öffentlicher Tiefbau ... . 

Bruttolohnsumme . . . . . . . . . . . . .. 
Bruttogehaltsumme . . . . . . ...... . 

Index des Auftragseingangs ....... . 
Index des Auftragsbestands ....... . 
Produkt1onsindex2)8)9) .......... . 

Gesamtumsatz . . . . . . . . . . . . . . .. 
dar. Baugewerblicher Umsatz ..... . 

Handwerk 

- 7,7 
- 2,4 
- 3,3 
+ 1.2 
- 2,3 
- 0,2 

+ 1,1 
+ 7.4 
- 0,3 
- 11,6 
+ 8,2 
+ 1,8 
+ 12,8 

+ 16,9 
+ 0,1 
+ 8,1 
+ 2.5 
+ 6,5 

+ 2.2 
- 2,9 
+ 2,3 

+ 1.1 

+ 3.2 

+ 2,7 
+ 2.4 
+ 2.1 

- 2,7 
- 1,7 
- 2,4 
- 2,8 
- 0,2 
+ 1,8 
+ 0,6 
- 10,0 
+ 9.4 
- 10,4 
- 9,3 
+ 7,2 
+ 0,2 
+ 1,6 

+ 9.9 
+ 7,7 
+ 0,6 

+ 
+ 

1,7 
1,6 

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . - 1, 7 
Gesamtumsatz (ohne Umsatzsteuer) . . + 3.3 

Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

Vorjahr Vorjahresmonat Vormonat 

1984 1985 Juli 86 Aug. 86 Sept 86 Okt. 86 Juli 86 Aug 86 Sept. 86 Okt. 86 

gegenilber 

1983 

+ 9.5 

+ 10.6 

+ 10.3 

+ 6.1 

- 0.6 
+ 3.3 

+ 4.0 

+ 3.5 

+ 2.7 
+ 1.8 

1984 

+ 8,1 

+ 4.1 

+ 12.0 

+ 3,2 

+ 1.1 
+ 5.6 

+ 1.3 

+ 10.3 

+ 1.2 
+ 2.9 

gegenüber gegenüber 

Juli 85 Aug. 85 Sept. 85 Okt 85 Juni 86 Juli 86 Aug. 86 Sept. 86 

- 0,9 

- 6,0 

+ 0,6 

+ 3,3 

- 5,5 
+ 1.2 

- 2,4 

+ 1.8 

+ 3.4 
+ 2.7 

- 3,7 

- 7,9 

- 2,5 

- 0,3 

- 2.9 
+ 0,7 

- 3,7 

+ 3.3 

- 0,9 
+ 3,7 

+ 1,9 

- 3,9 

+ 2,8 

+ 8,2 

- 8,3 
+ 3.3 

- 1,0 

+ 4.8 

+ 4.2 
+ 5,3 

3,1 

- 8,8 

+ 

+ 

+ 

+ 
+ 

2,6 

3,9 

7,3 
0.4 

2.2 

1,0 

2.7 
0,9 

- 0,9 

+ 1.3 

1,8 

1,6 

7,0 
9.5 

7,2 

- 13,0 

- 7,0 
- 0,5 

- 14,7 

- 14,0 

- 17,7 

- 5,7 

- 0,3 
- 10,6 

- 6,5 

- 14,2 

- 12,0 
- 2.9 

+ 20,6 + 4,7 

+ 12.6 + 5.4 

+ 20.1 + 4,8 

+ 34,9 + 3,3 

- 0,8 
+ 25,8 

+ 12.8 

+ 35,3 

+ 33,3 
+ 8.6 

+ 9,5 
+ 2,0 

+ 1,2 

+ 1,0 

+ 0,9 
+ 11,3 

+ 3.0 + 11.8 + 0.4 + 2,6 + 3,1 - 2.6 - 14,9 - 13.7 + 35.8 0 
+ 1.3 + 3,7 + 1,8 + 1.2 - 2.5 + 2.2 - 12,6 - 15,4 + 42,1 + 0,6 

+ 4.5 + 4.0 - 0,2 - 0.4 + 1.7 - 0,7 - 9.9 - 10.3 + 24,2 + 2,4 
+ 4.4 + 3,5 - 0.3 - 0,2 + 1,9 - 0,3 - 10.1 - 10.2 + 24,3 + 2,5 

- 3.4 
+ 2.0 
- 1,5 
- 5.7 
+ 12.8r 
+ 10,3 

+ 7,3r 
+ 3,1 
+ 2,3 
- 0,3 
+ 5,9 
- 2,6 
- 17,0 

+ 29,8 
- 4,6 
+ 6,6 
+ 4,5 
+ 3,1 
+ 6,5 
+ 8,1 
+ 6,5 

+ 9,0 

+ 5,8 

+ 6,1 
+ 3,0 
+ 13,3 

- 1,4 
- 0,8 
- 1,4 
- 1.3 
- 2,0 
- 1,7 
- 1,6 
- 3,3 
+ 0,5 
- 1,4 
+ 0,9 
+ 1,6 
+ 1.7 
+ 1.7 

- 5,8 
- 7,4 
+ 0,5 

+ 2.4 
+ 2.4 

+ 3,7 
- 4,8 
+ 1,2 
- 10.7 
+ 4.5 
+ 2,8 

+ 3.4 
+ 4,6 
+ 1.1 
- 5,5 
- 4,9 
+ 10.2 
- 2,9 

+ 26.7 
+ 3.1 
+ 4.0 
+ 3.4 
+ 4.0 
+ 7,0 
+ 2.3 
+ 7.1 

+ 4.4 

+ 11.8 

+ 3.8 
+ 2,5 
+ 10.3 

7,2 
- 4,2 

8,1 
- 13.1 
- 17,0 
- 22.0 
- 10.5 

7.3 
3.8 
7.9 

- 0,1 
- 2,6 
- 12.2 

2.6 

- 1.7 
- 6.4 
- 7,2 

8,2 
8,2 

+ 0,2 - 1.7 
+ 1,7 - 1.0 

- 2,6 
- 6,0 
- 2,0 
- 0,6 
- 19,0 
- 15.4 

+ 
+ 

7.9r 
7.8 
2.1 

- 4,3 
1.7 

- 4,9 
- 26,4 

+ 17,7 
- 2.0 
+ 12,3 
+ 0.9 
+ 2.1 
- 3,2 
- 13,3 
- 2,9 

- 14,1 

+ 2.1 

+ 5.1 
+ 0,6 
- 3,1 

- 3.1 
- 4,4 
- 2,5 
- 4.2 
- 7,3 
- 12,1 
+ o.o 
- 0,5 
+ 2.2 
- 2.7 
+ 7.0 
+ 3,6 
+ 1.4 
- 0,4 

+ 10,3 

+ 0,7 

+ 
+ 

1,8 
1.9 

- 8,5 
- 9,4 
- 2,3 
+ 2.8 
- 8,4 
- 8,1 

- 10,7 
- 19,5 
- 1.3 
- 5,0 
+ 2,8 
+ 11,9 
+ 12,5 

- 4,6 

- 2,1 
- 0,6 
+ 6.4 
- 5,6 
- 15,2 
- 5,4 

- 19,1 

+ 3.8 

- 0,6 
- 1,1 
- 6,9 

- 3.2 
- 4,2 
- 2,7 
- 6,2 
- 8,3 
- 11,6 
- 5,4 
± 0 
- 2.0 
- 4,7 
- 4,0 
+ 0.9 
+ 0,2 
- 0,6 

+ 18.3 

- 0,3 

- 0,1 
- 0,0 

- 7,4 
- 16,6 
- 3,0 
- 0,0 
- 5,3 
- 8,1 

- 8,7 
- 5.1 
- 5,8 
+ 1.1 
- 13,0 
- 11.5 

+ 8.4 - 8.4 
9,3r - 6.6 

- 6,0 - 12.9 
1,5 - 11.3 

+ 
+ 

3,1 + 1.0 
2.0 - 0.8 

- 4,1 + 8.6 

+ 16,0 - 1.8 

+ 12,8 
+ 4,1 r 
+ 10,7r 

- 1,0 
- 9,5 
- 0,8 

- 11,8 

+ 10.0 
- 0.3 
± o.o 
- 4,1 
- 12.9 

3.9 

- 15.4 

+ 4,3 + 1.5 

+ 5,2 
+ 1.7 
- 2,0 

- 3,2 
- 2,5 
- 3,0 
- 0,4 
- 3,0 
- 7,7 
+ 5.4 
+ 5,0 
+ 4,6 
+ 1.2 
+ 8,6 
+ 5.4 
- 0,3 
+ 1.3 
+ 8,7 
+ 9,7•) 
+ 1,4 

+ 10,3 
+ 10,6 

- 0,7 8 ) 
+ 4,0•) 

+ 2.0 
- 0,1 
- 4.0 

- 1.8 
- 1.4 
- 1.7 
- 2.9 
- 3.8 
- 6,7 
+ 2.5 
- 1,0 
- 1.3 
- 3.2 
+ 0.1 
- 0,5 
- 4.3 
+ 1.4 

+ 9.5 

- 1.6 

+ 
+ 

3.7 
3.6 

+ 13.1 
+ 14.8 
+ 1,5 
+ 6,3 
- 9,5 

9,1 

- 12,2 
- 7,5 
+ 11.8 
+ 6,3 
- 1.0 
- 20,9 
- 45,8 

- 4,7 
+ 7,8 
- 5,5 
+ 3,5 
+ 16,0 

- 2.7 
+ 1.7 
- 2,8 

2.4 

- 6,7 

+ 5,9 
+ 1,5 
- 6,1 

+ 1.0 
- 0,4 
+ 1.3 
+ 5,9 
+ 5,7 
+ 2.3 
+ 10.5 
+ 9,8 
+ 6,3 
+ 6,3 
+ 5,6 
+ 6,5 
+ 9,8 
- 1,6 

- 3,0 

+ 2.7 

+ 11.6 
+ 11.8 

- 10.3 
- 6,7 
- 0,9 
- 10,2 
+ 4,8 
+ 2,9 

- 1,9 
- 33.6 
+ 0.1 
- 0,7 
- 14,8 
- 17.2 
+ 38.9 

- 21,6 

- 42.4 
- 2,4 
- 3,5 

- 13,8 
- 8,4 
- 13.9 

- 11,5 

- 17,7 

- 13.4 
- 6,6 
- 18,3 

+ 1.0 
+ 0,8 
+ 1.1 
- 15,3 
- 15,6 
- 18,1 
- 12,9 
- 11,8 
- 14,7 
- 13,7 
- 14,5 
- 15,5 
- 8,2 
- 0,6 

- 3.4 

- 12,4 

- 10,3 
- 10.2 

- 2.7 
- 1,6 
- 4,5 
+ 10,2 
+ 3,4 
+ 4,0 

+ 21.4 
+ 45,1 r 
- 11,5 
- 8,3 
+ 19.4 
+ 56,4 
+ 50.6 

+ 8,8 
+ 24.3 
+ 0,6 
+ 2.6 
+ o.o + 2.5 

- 7,4 
+ 13.4 
- 2,4 
- 12.1 
+ 4,0 
+ 3.1 
+ 21.0 

+ 53,1 - 1,2 

+117.2 + 
+ 4,6r + 
+ 2,5r + 

6.4 
4,1 
4,1 

+ 23,5 
+ 10.0 
+· 23.8 

+ 14,4 

+ 34,2 

+ 28.4 
+ 6,9 
+ 30.7 

+ 0.4 
+ 1.9 
+ 0,1 
+ 21.1 
+ 21,9 
+ 25,2 
+ 17,4 
+ 21.5 
+ 19,7 
+ 20,8 
+ 17.3 
+ 20.1 
+ 6,3 
+ 0,4 

+ 3.3 
- 0,7bJ 
+ 19,9 

+ 16,2 
+ 16,4 

+ 2,8b 
+ 4,2b 

+ 2,5 
+ 7,0 
+ 2.4 

+ 4,0 

+ 0.2 

+ 3.7 
+ 6,0 
+ 0.6 

+ 0,3 
+ 0,8 
+ o.o 
+ 5,9 
+ 6,5 
+ 6,9 
+ 6,5 
+ 6,1 
+ 4,g 
+ 5,2 
+ 5,0 
+ 4,5 
+ 5,1 
- 0,3 

- 13,2 

+ 3,8 

+ 7.3 
+ 7.2 

1) 1985 endgültiges Ergebnis unter Berucks1cht1gung nachträglich eingegangener Berichtigungen der Berechnungsunterlagen. - 2) Von Kalenderunregelm8ßigke1ten bereinigt - 3) fachliche 
Unternehmensteile. - 4) Ohne Em- und Ausgabeeinheiten, einschl Zubehor, Einzel- und Ersatzteile. - 5) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr einschl. 
Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektrizitäts-, Gas~, Fernwarme- und Wasserversorgung. - Komb1n1erte Betriebe werden demjenigen Wirtschaftszweig zugerechnet. 1n dem der 
Schwerpunkt des Betriebes, gemessen an der Beschäftigtenzahl, liegt. Näheres siehe auch Fachsene 4, Reihe 4.1.1 - 6) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 7) Umsatz mit Abnehmern im Aus-
land und - soweit einwandfrei erkennbar - Umsetz mit deutschen Exporteuren - 8) Unternehmen - 9) Vormonatsvergleich eingeschränkt, da Ergebnisse ab Oktober bereits aufgrund der 
Totalerhebung tm Bauhauptgewerbe 1986 berechnet srnd Der hieraus resultierende stat1st1sche Effekt bel8uft sich auf etwa +3,9 % beim Hochbau und +1,0 % beim Tiebau 
a) 3 VJ 86 gegenüber 3. VJ 85 - b) 3. VJ 86 gegenuber 2 VJ 86 

Wirtschaft und Statostik 12/1986 461" 



Gegenstand 
der Nachwe1sung 

Bautätigkeit und Wohnungen 
Baugenehmigungen 

G'Wae~~~~=ltW~hng_e~~~de_ : : : : : .. : : 
Veranschlagte Kosten des Bauwerkes 

G'iinaeuh~~~=ltN1~htw_o~ng~b-ä~d~ .. : . : : .. 
Veranschlagte Kosten des Bauwerkes 

Wohnungen insgesamt 
(alle Baumaßnahmen) . . . . . . . . . 

Baufertigstellungen 
Wohngebaude (Rauminhalt) ....... . 
Nichtwohngebäude (Rauminhalt) .. 
Wohnungen insgesamt 

(alle Baumaßnahmen) ........... . 

Handel, Gastgewerbe, 
Reiseverkehr 
Großhandel (Umsatzwerte) 1 )2) ..... 
davon mit: 

Getreide, Futter- und Dungemitteln, 
Tieren . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 

textilen Rohstoffen und Halbwaren, 
Häuten usw. . . . . . ........... . 

technischen Chemikalien. Rohdrogen, 
Kautschuk . . . . . . . . . . ..... . 

festen Brennstoffen, Mmeralölerzeug-
nissen . . . . . . . . . ........... . 

Erzen, Stahl, NE-Metallen usw. . . . . .. 
Holz, Baustoffen, Installationsbedarf .. 
Altmaterial. Reststoffen . . . . . . . . . . . 
Nahrungsmitteln, Getranken. 
Taba~waren ................. . 

Textilien, Bekleidung, Schuhen, 
Lederwaren . . . . . . . . . . . . .. 

Metallwaren, Einrichtungsgegen-
ständen . . . . . . . . . . . ....... . 

feinmechanischen und optischen 
Erzeugnissen, Schmuck usw. . ..... 

Fahrzeugen, Maschinen. 
technischem Bedarf . . . . . . . . . . .. 

pharmazeutischen, kosmetischen u.ä. 

Pa~~~~8~~~~:~eu9ni5sä.i ·wären· · · · 
verschiedener Art, o.a. S. . ....... . 

Bmnengroßhandel . . . . . .......... . 
Produktionsverbindungshandel . . . .. 
Konsumt1onsverbmdungshandel . . .. . 

Außenhandel . . . . . . . . . . ....... . 
dar.: Einfuhrhandel . . . . . . . . . . . . . . . . 

Ausfuhrhandel .............. . 
Streckengroßhandel . . . . . . . . ... . 
Lagergroßhandel ............... . 

Einzelhandel (Umsatzwerte) 2) ...... . 
davon mit: 

Nahrungsmitteln, Getranken, 
Tabakwaren . . . . . . . . . ..... . 

Textilren, Bekleidung, Schuhen, 
Lederwaren . . . . . . . . . . . . . . . . 

Einnchtungsgegenstanden 
(ohne elektrotechnische usw.) . . . .. 

elektrotechnischen Erzeugnissen, 
Musikinstrumenten usw. . . . . . . ... 

"aco~~a;:~hi~~~ck_e'.2_eu~~1~~e~.. . . . .. 
pharmazeutischen, kosmetischen und 
Kr::1~~~~~s~~~;;,1~~~~#~~sen usw. . .. . 

(Tankstellen ohne Agenturtankst.) ... . 
Fahrzeugen, Fahrzeugteilen 

und -reifen „ ... „ ... „ ... „ . 
sonstigen Waren, Waren 

verschiedener Art ......... . 

dav~~~=~~~~~d~~~~~~~~~~~~m~~- .... . 
Warenhäuser . . . . . . . . . . . . . . . .. . 
SB-Warenhäuser . . . . . . . . . . 
Verbrauchermarkte . . . . . . ..... . 
Supermärkte . . . . . . . . . . . . . . . 

Gastgewerbe (Umsatzwerte) 2) .... . 
Beherbergungsgewerbe ........ . 
Gaststättengewerbe . . . . . . . . . . .. 
Kantinen . . . . . . . . . . . . . ..... . 

Reiseverkehr 
Einreisen über die Auslandsgrenzen 

der Bundesrepublik Deutschland 3) ... 
Einreisen über die Grenze zur DDR4l .. 
Ausreisen uber die Grenze zur DDR4) ... 
Ankünfte 5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
darunter Gäste mit Wohnsitz außerhalb der 
„ Bundesrepublik ............ . 
Ubernachtungen 5) . . . . . . . . . . . . .. . 
darunter Gliste mit Wohnsitz außerhalb der 

Bundesrepublik . . . . . . . . ..... . 
Warenverkehr mit Berlin (West) 
Lieferungen aus Berlin (West) . . . ..... 
Lieferungen nach Berlin (West) . . . . . .. 
Warenverkehr mit dar DDR 
und Berlin (Ost) 
Lieferungen des Bundesgebietes .... . 
Bezüge des Bundesgebietes . . ... . 

Statistische Monatszahlen 

Einheit 

Anzahl 
1000 m3 
Mill DM 
Anzahl 

1000 m3 
Mill DM 

Anzahl 

1983 

163880 
202 712 

64 766 
38580 

161775 
32387 

Grundzahlen 

1984 

135869 
159632 
51994 
30085 

119599 
23868 

1985 

115823 
125018 
40650 
30011 

127 915 
25108 

419 655 336 080 252 248 

1000 m3 173681 193817 154283 
1000 m3 147639 150794 123491 

Anzahl 340781 398373 312053 

1g80=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1000 
1000 
1000 
1000 

1000 
1000 

1000 

111,8 

120,6 

120.2 

126.6 

109.5 
108,6 
101.3 

98.4 

111.2 

107,5 

110,6 

110.9 

116.5 

120.4 

111.9 
108.7 
108,9 
108,3 
110,6 
112.6 
97.3 

112,0 
108,1 

108.4 

114,7 

101,9 

103.0 

107,6 

108,6 

113.2 

116,8 

114,5 

102,8 

95.3 
94.3 

114,2 
149,6 
122.2 
107,1 
109,1 
105,9 
109,9 

120.9 

120.6 

154,7 

151.9 

112.6 
123.9 
106,6 
136,6 

119.9 

126,9 

123.4 

138.5 

125.9 

130,3 

121.6 
119.7 
121.1 
117.0 
124.3 
126.4 
109,8 
120.4 
121.1 

111.3 

117.2 

104,6 

105,8 

109,7 

111.4 

119.1 

124.3 

117,5 

105.3 

98,1 
91.5 

118,8 
168.2 
126.3 
109,8 
114.9 
107.1 
110,3 

123.4 

117.4 

159.9 

156,9 

112,7r 
132,7r 
100,5 
133,8 

121,5 

132,5r 

126.3 

139.4r 

134,5 

139.3 

130,7 
122,6 
123.5 
120.8 
125,7r 
125.4r 
111.8 
120,7 
124,5r 

113.9 

119,0 

108,5 

103,5 

111,8 

115,3 

124,5 

122,6 

121.5 

108.4 

98.3 
92,1 

122,7 
190,2 
130,5 
111,7 
119,3 
107,5 
116,1 

421 659 424389 422256 
14386 15614 16637 
14 512 15 855 17162 
51996 57180 58676 

9 830 11 942 1 2 686 
190839 207 953 213082 

21 599 26152 28079 

April 

12139 
12454 
4018 
2757 

12715 
2549 

22515 

3559 
4409 

7211 

129,1 r 

144,3r 

152.0 

151,2 

90.5r 
134,1 r 
116,5r 
113.3 

129,2r 

129,5r 

136,0r 

134.3r 

168.5r 

154,6 

130.3 
130,5r 
129,8r 
131,8r 
125,1 r 
131.2r 
104.4r 
115,8 
134,5r 

123.3 

121,7 

117,3 

110.1 

109.1 

116.9 

129.3 

116,5 

170,7 

111.1 

113.0 
87.1 

127.1 
210.4 
134,0 
109,8 
115.4 
105,8 
126,8 

33190 
1257 
1 266 
4623 

904 
15037 

1968 

Mill. DM 32839 35089 37648 3287 
Mill DM 25408 26090 27687 2442 

Mill DM 6947 6408 7 901 r 629 
Mill. DM 6 878 7744 7 636 567 

Mai 

11423 
11192 
3625 
2881 

12915 
2611 

20343 

3187 
3332 

6641 

112.8r 

113,0 

130,6 

134.0 

80,0r 
112.8r 
104,5 

89,9r 

126,9 

100,7r 

116,6r 

120,0r 

139.4r 

139,8r 

113,3r 
114,2r 
112.4r 
117,9 
108,9r 
113,0 

92.8 
102,6 
117,0r 

117,7 

126.6 

113,3 

98,7 

97,3 

98.8 

125.4 

113,0 

144.7 

105.8 

86,3 
88,1 

130,0 
223.1 
140,0 
127.4 
142,9 
120,5 
110.1 

38573 
1954 
1974 
6066 

1148 
21125 

2550 

2877 
2116 

534 
552 

Juni 

12515 
12201 
3937 
2887 

12755 
2626 

22195 

4 777 
3832 

9851 

115,3r 

107.3r 

133,1 

137.8 

73,0r 
126.0 
115.4 

97.6r 

124.8 

105.1 r 

121.7r 

126,0r 

152,9r 

146.0r 

123,6r 
117, 1 r 
115.8r 
119,6 
110,2r 
112.6r 
95.4r 

106.0 
119.1 r 

111.0 

120,0 

94.0 

99,8 

96,9 

102.4 

126.4 

109,9 

148.4 

95,5 

79.0 
78,9 

119,7 
204,7 
131,4 
118.3 
136,8 
108.7 
120,5 

39395 
1 556 
1 515 
5915 

1 242 
22154 

2647 

3060 
2220 

529 
519 

1986 

Juli 

12326 
12014 
3885 
3118 

13446 
2529 

21904 

Aug. 

11040 
10865 
3543 
2767 

12542 
2512 

20324 

4654 5207 
3911 4482 

9293 10226 

114.4r 

97.2r 

115.1 r 

135,8r 

69,1 r 
117,6r 
123.7r 

90,8r 

127,0r 

126,2r 

123.3r 

138,1 r 

151.0r 

149,1r 

130.4r 
116.0r 
112,5r 
123.1 r 
109,6r 
108,5r 
100.2 
100.4 
120,1 

116.2 

124,1 

100,9 

107,0 

101.8 

111,5 

132.8 

108,5 

149,6 

102,1 

74.2 
97.1 

129,8 
211.6 
136,7 
123.1 
140.5 
114.5 
118.4 

46269 
1934 
1654 
6169 

1644 
26483 

3938 

3170 
2211 

664 
562 

102,5r 

101.1r 

102,7r 

118.8 

61,4r 
97.1 r 

109,5r 
71,2r 

110,9r 

133,7r 

112,5 

118,8r 

130,3r 

129,1 r 

120,3r 
105,3r 
102,2r 
111.4r 
94.4r 
97,7r 
82,7 
87,5r 

108,6r 

104.4r 

117,5r 

91,0r 

91,2r 

96,8r 

110,3 

122,5r 

99.4 

113,2r 

94,1 r 

79,8r 
82,2 

123,8 
204,6 
130,1 
124,2 
147.2 
113,6 
105,3 

49397 
1877 
2047 
6019 

1483 
27495 

3485 

2798 
1983 

536 
513 

Sept. 

9892 
9675 
3145 
2802 

13244 
2870 

18163 

6517 
5930 

12920 

118,6r 

113,8r 

124,7r 

138,7r 

63,8r 
121,5r 
129.7r 

87.3r 

123.4r 

178,7r 

140,7r 

159,7r 

152,0r 

146.3r 

131.2r 
120,8r 
117,5r 
127,3r 
112.4r 
119,1 r 
95,0r 

102.1 r 
125,3r 

113.1 

114,7 

122,6 

104.6 

105.6 

122,8 

122.7 

10~.4 

130,0 

99,3 

119.3 
82,9 

118,lp 
199.4p 
125.4p 

41329 
1638 
1692 

3290 
2303 

532 
545 

Okt 

9344 
9432 
3122 
2848 

13229 
2833 

17835 

123.7 

107,9 

142.1 

143.7 

68,3 
115.9 
134,0 

88,4 

136.7 

161.7 

150,3 

174.4 

165,1 

154.4 

140,2 
125,6 
120.3 
136,3 
118,0 
124.1 
95,9 

104.7 
131.4 

124.0p 

124,4p 

135,0p 

123.3p 

122,8p 

128,2p 

130,0p 

103,9p 

146,5p 

107,8p 

132.0p 
92,2p 

37340 
1754 
1639 

3514 
2591 

720 
623 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer- - 2) In J8We1l1gen Preisen - 3) Einschl Durchreisen - 4) Emschl. Transitverkehr von bzw nach Berlin (West) - 5) In allen Beherbergungsstätten mit 
9 und mehr Gastebetten, ohne Campmgplätze, bis einschl 1983 auch ohne Jugendherbergen und Kinderheime 
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Gegenstand 
der Nachwe1sung 

Bautätigkeit und Wohnungen 
Baugenehmigungen 
G'i\'i~~~~!ir'ohng_ebaude. . .. 

Veranschlagte Kosten des Bauwerkes 
G"R"aeuh~~~!ltNi~htwo~ngeba~d~ .... 

Veranschlagte Kosten des Bauwerkes 
Wohnungen insgesamt 

(alle Baumaßnahmen) . . . . 
Baufertigstellungen 
Wohngebaude (Rauminhalt) .... 
Nichtwohngebäude (Rauminhalt) 
Wohnungen insgesamt 

(alle Baumaßnahmen) ..... 
Handel, Gastgewerbe, 
Reiseverkehr 
Großhandel (Umsatzwerte) 1) 2) .. 
davon mit: 

Getreide, Futter- und Dungem1tteln, 
Tieren . . . . . . . . . . 

textilen Rohstoffen und Halbwaren, 
Häuten usw. . . . . . . . ... 

technischen Chemikalien, Rohdrogen, 
Kautschuk . . . . . . . . . . . . 

festen Brennstoffen, Mineralölerzeug-
nissen . . . . . . . . . . . . . 

Erzen, Stahl, NE-Metallen usw. . ... 
Holz, Baustoffen, Installationsbedarf . 
Altmaterial, Reststoffen . . . . . . 
Nahrungsmitteln, Getranken, 

Tabakwaren . . . . . 
Textilien, Bekleidung, Schuhen, 

Lederwaren . . . . . . . . 
Metallwaren, Einnchtungsgegen-

standen . . . . . . . . . . 
femmechamschen und optischen 

Erzeugnissen, Schmuck usw. . . 
Fahrzeugen, Maschinen, 

technischem Bedarf . . . . . . 
pharmazeutischen, kosmetischen u.a 

Erzeu8nissen . . . . . . . . . 
Pa~;~Chf~J~~~~eÄ~~~~~"S.w~ren . . 

Bmnengroßhandel . . . . . . . .. 
Produkt1onsverbmdungshandel .. 
Konsumt1onsverb1ndungshandel 

Außenhandel . . . . . . . . . . . . 
dar.. Einfuhrhandel . . . . . . . .. 

Ausfuhrhandel . . . . . . 

E!~eecr~~~R\,oa~~ae7del . . . . . 
Einzelhandel (Umsatzwerte) 2) 
davon mit· 

Nahrungsmitteln, Getranken, 
Tabakwaren . . . . . . . . . 

Textilien, Bekleidung, Schuhen, 
Lederwaren . . . . . . . . . ... . 

Ei(b~~!u.:J~~r~~:~~~~~cdhe: usw.) .. . 
elektrotechnischen Erzeugnissen, 

Musikinstrumenten usw. . . . ... 
Pa&l~6ma::~hi~~~ck:~zeu~~1~~e~,. . 
pharmazeutischen, kosmetischen und 
Kr~~~~~ds~~~~.;~~~~iJ~~sen usw 

(Tankstellen ohne Agenturtankst) . 
Fahrzeugen, Fahrzeug!eilen 

und -reifen . . . . . . . . .. 
sonstigen Waren, Waren 

verschiedener Art . . . . 

daV~~!:rid~~~d~~~~i~'i~~~~~~m~r:=. 
Warenhc:iuser . . . . .. 
SB-Warenhäuser . . . . . . . .. 
Verbrauchermärkte . . . . . . 
Supermarkte . . . . . . . . . . 

Gastgewerbe (Umsatzwerte) 2) .. 
Beherbergungsgewerbe . . . . 
Gaststättengewerbe . . . 
Kantonen . . . . . . . . . .. 

Reiseverkehr 
Einreisen uber die Auslandsgrenzen 

der Bundesrepublik Deutschland 3) 

~~~~~~::n u;\'t~!rdd~e ~~~~;e z~~r 0JJoRR
4J) 

Ankünfte 5) . . . . . . . . . . . . . . 
darunter Gäste mit Wohnsitz 
.. außerhalb der Bundesrepublik ... 
Ubernachtungen 5) . . . .... 
darunter Gäste mit Wohnsitz 

außerhalb der Bundesrepublik 
Warenverkehr mit Berlin (West) 
Lieferungen aus Berlin (West) . 
Lieferungen nach Berlin (West) 
Warenverkehr mit dar DDR 
und Berlin (Ost) 
Lieferungen des Bundesgebietes . 
Bezüge aes Bundesgebietes . . . 

Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vorjahr 

1983 1984 1985 

gegenuber 

1982 1983 1984 

+ 24,6 
+ 22.6 
+ 26,6 
+ 21,3 
+ 15,1 
+ 14,6 

+ 25.3 

6,0 
8,0 

1,8 

+ 3,8 

+ 7,9 

+ 10,4 

+ 16,7 

- 4,4 
- 1,8 
+ 8,3 
+ 8,0 

+ 3,4 

+ 6.1 

+ 8,0 

+ 11,7 

+ 10,5 

+ 7,0 

+ 5,6 
+ 0.9 
+ 1,5 
- 0,2 
+ 5.5 
+ 7,5 
- 0,6 
+ 0,4 
+ 3.0 
+ 3,4 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

2.1 

2.4 

4,6 

1,6 

3,0 

5,7 

2,7 

+ 12,1 

+ 1,2 

- 2,5 
+ 1,1 
+ 9,5 
+ 8,6 
+ 3,5 
+ 1,3 
+ 3,0 
+ 0,6 
+ 0,7 

- 1,1 
+ 3,0 
+ 2,8 
+ 1,3 

+ 3,9 
- 2,7 

+ 3,5 

- 17,1 
- 21,3 
- 19,7 
- 22,0 
- 26,1 
- 26,3 

- 19,9 

+ 11,6 
+ 2,1 

+ 16,9 

+ 8,1 

0,0 

+ 28,7 

+ 20,0 

+ 2,8 
+ 14,1 
+ 5,2 
+ 38,0 

+ 7,8 

+ 18,0 

+ 11,6 

+ 24,9 

+ 8,1 

+ 8,2 

+ 8,7 
+ 10,1 
+ 11,2 
+ 8,0 
+ 12,4 
+ 12,3 
+ 12,8 
+ 7,5 
+ 12.0 
+ 2.7 

+ 2,2 

+ 2,6 

+ 2,7 

+ 2.0 

+ 2,6 

+ 5,2 

+ 6,4 

+ 2,6 

+ 2,4 

+ 2,9 
- 3,0 
+ 4,0 
+ 12.4 
+ 3.4 
+ 2,5 
+ 5,3 
+ 1,1 
+ 0.4 

+ 0,6 
+ 8,5 
+ 9,3 
+ 3,4 

+ 10,5 
+ 2,8 

+ 9,9 

+ 6,7 + 6,8 
+ 7.4 + 2,7 

+ 
+ 

8,8 
3,6 

- 7,8 
+ 12,6 

- 14,8 
- 21,7 
- 21,8 
- 0,2 
+ 7,0 
+ 5,2 

- 24,9 

- 20,4 
- 13,1 

- 21,7 

+ 2,1 

- 2,7 

+ 3,4 

+ 3,3 

+ 0,1 r 
+ 7.1 r 
- 5,7 
- 2,0 

+ 1,3 

+ 4,4r 

+ 2,4 

+ 0,6r 

+ 6,8 

+ 6,9 

+ 7,5 
+ 2.4 
+ 2,0 
+ 3,2 
+ 1,1 r 
- O,Sr 
+ 1,8 
+ 0,2 
+ 2,8r 
+ 2,3 

+ 
+ 

+ 
+ 
+ 

+ 
+ 

1,5 

3,7 

2,2 

1,9 

3,5 

4,5 

1.4 

3.4 

2,9 

+ 0,2 
+ 0,7 
+ 3,3 
+ 13.1 
+ 3,3 
+ 1,7 
+ 3,8 
+ 0.4 
+ 5,3 

- 0,5 
+ 6,5 
+ 8,2 
+ 2,7 

+ 6,3 
+ 2,5 

+ 7,5 

+ 7,3 
+ 9,9 

+ 23,3r 
- 1,4 

Vergleich zum 

Vorjahresmonat Vormonat 

Juh 86 Aug 86 Sept 86 Okt. 86 Juh 86 Aug 86 Sept 86 Okt 86 

gegenuber gegenuber 

Juli 85 Aug 85 Sept. 85 Okt. 85 Juni 86 Juh 86 Aug. 86 Sept. 86 

+ 3,5 
- 4,7 
- 5,0 
- 5,1 
- 6,0 
- 10,7 

- 11,9 

- 31,4 
- 21,6 

- 35,6 

- 9,4r 

- 9,7r 

- 24,7r 

- 14,8r 

- 42,1r 
- 16,5 
+ 3,2r 
- 31,1 

+ 3,1 r 

- 1,6r 

O,Or 

+ 2,8r 

+ 7,3r 

+ 5,3r 

+ 0,1 r 
- 8,4r 
- 12,2r 
- 0,6r 
- 12,2r 
- 12,5 
- 15,4 
- 18,6 
- 5,7r 
+ 1,3 

+ 3,2 

+ 0,9 

+ 7,2 

+ 1,7 

+ 0,6 

+ 3.9 

- 18,7 

+ 8,2 

- 6,0 

+ 7,2 
+ 1,7 
+ 5,8 
+ 10,4 
+ 4.4 
+ 2,0 
+ 2,9 
+ 1.4 
+ 3,4 

+ 2.4 
+ 8,1 
+ 4,6 
+ 0,2 

- 7,6 
+ 1,2 

- 3,0 

- 5,3 
- 5,1 

- 4,7 
- 13,4 

+ 10,6 
+ 3,1 
+ 3,3 
- 2.2 
+ 13.4 
+ 9,5 

- 3,2 

- 16,3 
+ 12.4 

- 20,1 

- 14,1r 

- 16,2r 

- 1B,6r 

- 14,8 

- 49,5r 
- 21,7r 
- 1,4r 
- 40,7r 

- 2,7r 

- 4,0r 

+ 0,7 

+ 1,0r 

+ 10,8r 

- 0,2r 

+ 0,6r 
- 12,0r 
- 17,0r 
- 1,3r 
- 20,1r 
- 17,6r 
- 17,3 
- 27,3r 
- 8,7r 
- 2,2r 

- 1,2r 

+ 3,3r 

- 1,7r 

- 1,0r 

+ 0,6 

+ 1,7r 

- 23,7 

+ 8,7r 

- 11,8r 

- 2,1 r 
+ 0,2 
+ 3,9r 
+ 10,3r 
- 0,3r 
+ 1.4 
+ 3,4 
- 0,1 
+ 4.4 

+ 3,8 
- 0,7 
- 3,8 
- 1,8 

- 6,2 
+ 2.4 

- 3,1 

- 3,1 
- 2,8 

- 30,5 
- 16,9 

- 1,7 
- 10,7 
- 11,8 
- 2,3 
+ 4,6 
+ 23,6 

- 17,4 

- 15,8 
- 5,3 
- 18,7 

- 5,7r 

- 8,8r 

- 17,4r 

- 8,3r 

- 42,5r 
- 12,7r 
+ 8,7r 
- 33,9r 

+ 7,7r 

+ 7,7r 

+ 5,3r 

+ 3,0r 

+ 14,8r 

+ 7,8r 

- 2,3r 
- 4,7r 
- 9,3r 
+ 4,9r 
- 8,7r 
- 5,2r 
- 14,2r 
- 15,3r 
- 2,1r 
+ 5,8 

+ 4,7 

+ 14,6 

+ 4,6 

+ 4,9 

+ 5,0 

+ 5,0 

- 13,3 

+ 15,9 

- 1,3 

+ 10,7 
+ 7.4 
+ 10,3 
+ 14,3 
+ 5,5 

+ 2,6 
- 2,9 
- 4,0 

- 1,6 
- 1,8 

- 9,0 
- 17,0 

- 5,4 
- 9,2 
- 7,2 
+ 2,0 
+ 11,1 
+ 16,5 

- 15,7 

- 1,5 
- 1,5 
- 1,3 
+ 8,0 
+ 5,4 
- 3,7 

- 1,3 

+ 
2,6 
2,1 

5,7 

- 10,3 - 0,8 

- 13,5 - 9,4 

- 14,6 - 13,5r 

- 12,4 - 1,5 

- 43,0 - 5,3r 
- 23,5 - 6,7 
+ 2,8 
- 34,3 

+ 7,2r 
- 7,0 

+ 1.4 + 1,8r 

- 3,0 + 20,1 r 

- 0,1 + 1,3r 

+ 1,0 + 9,6r 

+ 9,0 - 1,2r 

+ 3,2 + 2,1 r 

+ 1,7 + 5,5r 
- 10,0 - 0,9 
- 14,2 - 2,8 
- 1,5 + 2,9r 
- 11.4 - 0,5r 
- 8,9 - 3,6r 
- 13,6 + 5,0r 
- 20,3 - 5,3 
- 6,5 + 0,8r 
+ 0,6p + 4,7 

+ 2.4p + 
+ 1,2p + 
+ 5,2p + 
+ 2,9p + 
+ 3,6p + 
+ 1,0p + 
- 24,3p -

+ 10,1 p + 

+ 
+ 

7,1 p + 

3,1 p -
1,7p + 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

3,4 

7,3 

7,2 

5,1 

8,9 

5,1 

1,3 

0,8 

6,9 

6,1 
23,1 

8,4 
3.4 
4,0 
4,1 
2,7 
5,3 
1,7 

+ 4,7 
+ 8,0 
- 8,1 

+ 17.4 
+ 24,2 
+ 9,2 
+ 4,3 

+ 32,3 
+ 19,5 

+ 48,8 

- 10,4 
g,6 
8,8 

- 11,3 
6,7 
0,7 

- 7,2 

+ 11,g 
+ 14,6 

+ 10,0 

- 10,4r 

+ 4,0r 

- 10,8r 

- 12,5 

- 11.1 r 
- 17.4r 
- 11,5r 
- 21,6r 

- 12,7r 

+ 5,9r 

- 8,8r 

- 14,0r 

- 13,7r 

- 13,4r 

- 7,7r 
- 9,2r 
- 9,2r 
- 9,5r 
- 13,9r 
- 10,0 
- 17,5 
- 12,8r 
- 9,6r 
- 10,2r 

- 5,3r 

- 9,8r 

- 14,8r 

- 4,9r 

- 1,1 

- 7,8 

- 8,4 

- 24,3r 

- 7,8r 

+ 7,5r 
- 15,3 
- 4,6r 
- 3,3r 
- 4,8r 
+ 0,9 
+ 4,8 
- 0,8 
- 11,1 

+ 6,8 
- 2,9 
+ 23,8 
- 2,4 

- 9,8 
+ 3,8 

- 11,5 

- 10,0 + 3,6 - 11,7 
- 3,6 - 0,4 - 10,3 

+ 3,6 
- 11,7 

+ 25,4 
+ 8,4r 

- 19,3 
- 8,8 

- 10,4 
- 11,0 
- 11,2 
+ 1,3 
+ 5,6 
+ 14,3 

- 10,6 

+ 25,2 
+ 32,3 

+ 26,3 

+ 15,7r 

+ 12,6r 

+ 21,4r 

+ 16,8r 

+ 3,9r 
+ 25,1 r 
+ 18.4r 
+ 22,6r 

+ 11,3r 

+ 33,7r 

+ 25,1 r 

+ 34.4r 

+ 16,7r 

+ 13,3r 

+ 9,1 r 
+ 14,7 
+ 15,0 
+ 14,3 
+ 19,1 r 
+ 21,9r 
+ 14,9r 
+ 16,7r 
+ 15.4r 
+ 8,3 

- 2,4r 

+ 34,7r 

+ 14,7r 

+ 9,1 

+ 11,3r 

+ 0,2r 

+ 6,0r 

+ 14,8r 

+ 5,5r 

+ 4g,5r 
+ 0,9 
- 4,6p 
- 2,Sp 
- 3,6p 

- 16,3 
- 12,8 
- 17.4 

+ 17,6 
+ 16,1 

+ 
0,7 
6,2 

- 5,5 
- 2,5 
- 0,7 
+ 1,6 
- 0,1 
- 1,3 

- 1,8 

+ 4,3 

- 5,2 

+ 14,0 

+ 3,6 

+ 7,0 
- 4,6 
+ 3,4 
+ 1,2 

+ 10,8 

- 9,5 

+ 6,8 

+ 9,2 

+ 8,6 

+ 5,6 

+ 6,8 
+ 4,0 
+ 2.4 
+ 7,1 
+ 5,0 
+ 4,2 
+ 0,9 
+ 2,5 
+ 4,9 
+ 9,6p 

+ 8,5p 

+ 10,1 p 

+ 17,gp 

+ 16,3p 

+ 4,4p 

+ 5,9p 

- 1,4p 

+ 12,7p 

+ 8,6p 

+ 10,6p 
+ 11,2p 

- 9,7 
+ 7,1 
- 3,1 

+ 12,5 
+ 6,8 

+ 35,3 
+ 14,3 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) In 1ewe1llgen Preisen - 3) Emschl Durchreisen - 4) Emschl Transitverkehr von bzw nach Berlm (West). - 5) In allen Beherbergungsstätten mit 
9 und mehr G8stebetten, ohne Campingplatze, bis einschl 1983 auch ohne Jugendherbergen und Kinderheime 
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Statistische Monatszahlen 

Gegenstand 
der Nachweisung 

Außenhandel 
Einfuhr (Spezialhandel) .......... . 
Warengruppen 

Ernährungswirtschaft ............ . 
Gewerbliche Wirtschaft . . . . . . . .. 

Rohstoffe . . . . . . . . . . . . . . 
Halbwaren . . . . . . . . . . . ..... . 
Fertigwaren . . . . . . . . . . . . . . . .. 

Ländergruppen (Herstellungslander) 
Industrialisierte westliche Lilnder ... . 

dar. EG-Länder ............... . 
Entwicklungsländer . . . . . ....... . 
Staatshandelsländer ......... . 

Ausfuhr (Spezialhandel) ........ . 
Warengruppen 

Ernährungswirtschaft ............ . 
Gewerbliche Wirtschaft .......... . 

Rohstoffe . . . . ............. . 
Halbwaren ................ . 
Fertigwaren ................. . 

Ländergruppen (Verbrauchsländer) 
Industrialisierte westliche Länder .... 

dar. EG-Lilnder . . . . . . . . . . . . . .. 
Entwicklungsländer ............. . 
Staatshandelslander .......... . 

Einheit 

Mill. DM 

Mill.DM 
Mill. DM 
Mill. DM 
Mill. DM 
Mill.DM 

Mill. DM 
Mill DM 
Mill.DM 
Mill. DM 

Mill DM 

Mill. DM 
Mill.DM 
Mill. DM 
Mill.DM 
Mill. DM 

Mill DM 
Mill.DM 
Mill. DM 
Mill. DM 

Grundzahlen 

1983 1984 1985 

390192 434257 463811 

50475 
333 780 

52203 
73144 

208433 

54605 
372970 

58237 
81403 

233 330 

57 953 
398283 

57456 
86794 

254034 

304711 337775 365521 
198 943 217 269 235 664 
63 069 69 816 71 698 
22157 26432 26310 

432 281 488 223 537 164 

23624 
405729 

7 203 
34328 

364198 

26673 
458342 

8299 
40172 

409 872 

28025 
505 812 

8565 
41038 

456209 

341 307 395 898 441 278 
217677 243639 257265 

66 976 67 484 66 366 
22 605 23 325 27 883 

April 

39940 

5161 
33866 

2820 
6233 

24814 

33203 
21175 
4676 
2044 

49989 

2504 
47162 

707 
2993 

43461 

42113 
25569 

5385 
2407 

Mai 

32571 

4 771 
27180 

2595 
5076 

19509 

26763 
17 258 
4245 
1544 

40632 

2020 
38350 

590 
2516 

35243 

34481 
20681 
4076 
1 999 

Juni 

34470 

4562 
29089 

2278 
5154 

21 656 

28608 
18231 
4059 
1 782 

44395 

2204 
41 914 

616 
2692 

38605 

37 745 
23077 
4476 
2095 

1986 

Juli 

34528 

4259 
29596 

2217 
4503 

22875 

28571 
18196 
4171 
1 764 

45417 

2281 
42841 

601 
2383 

39857 

37885 
22481 
4946 
2492 

Aug. 

27975 

3977 
23537 

2018 
3740 

17 780 

Sept. 

34045 

4367 
29046 

2155 
4438 

22453 

22474 27872 
13893 17491 
4004 4484 
1 461 1 672 

36117 44407 

2038 
33785 

506 
1988 

31291 

2320 
41821 

605 
2381 

38835 

29 763 37 974 
17020 22680 
4367 4322 
1919 2039 

Okt. 

37540 

4827 
31938 

2369 
4445 

25124 

30995 
18617 

4 794 
1 731 

48226 

2671 
45181 

670 
2 794 

41716 

41235 
23605 
4686 
2237 

Einfuhr- (-) bzw. Ausfuhrüber-
schuß (+) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mill. DM +42089 +53966 +73353 l+-10049 +8061 +9925 10889 +8141 10361 +10686 

Index der tatslchlichan Werte 
Einfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 
Ausfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 

Index des Volumens 
Einfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 
Ausfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 

Index der Durchschnittswerte 
Einfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 
Ausfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 

Austauschverhllltnis 
(Terms of Trade) . . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 

Verkehr 
Beförderte Personen 
Eisenbahnverkehr ................ . 
Straßenverkehr ................. . 
Luftverkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Beförderte Güter 
Eisenbahnverkehr ............... . 
Straßenverkehr 

(ohne Nahverkehr im Bundesgebiet) .. 
Binnenschiffahrt . . . . . . . . . . . . . . . . 
Seeschiffahrt .................. . 
Luftverkehr .................... . 
Rohrfernleitungen (rohes Erdöl) ...... . 

Kraftfahrzeuge 
Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge .. 

dar. Personenkraftwagen . . . . . . . .. 
Besitzumschreibungen gebrauchter 

Kraftfahrzeuge ................ . 

Streßenverkehrsunfllle 
Unfälle mit Personenschaden ...... . 
Getötete . . . . . . . . . . . . . ........ . 
Schwerverletzte ................. . 
Leichtverletzte .................. . 
Unfälle mit nur Sachschaden 

Geld und Kredit 
Bargeldumlauf ........ . 

Deutsche Bundesbank 
Währungsreserven und sonstige 

Mill. 
Mill. 
Mill. 

1000 t 

1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t 

1000 
1000 

1000 

Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 
1000 

Mrd. DM 

Auslandsaktiva 1) . . . . . . . . . . . . . . . . Mrd. DM 
Kredite an inländische Kreditinstitute Mrd. DM 

Kreditinstitute 
Kredite an inländische Nichtbanken .... 

an Unternehmen und Privat-
personen .............. . 

an öffentliche Haushalte ..... . 
Einlagen inländischer Nichtbanken . . .. 

dar. Spareinlagen . . . . . . . . . . . . . . 

Bausparkassen 
Neuabschlüsse von Bausparverträgen . . 
Bauspareinlagen (Bestande) . . . . . .. . 
Baudarlehen (Bestände) 2) .......... . 

Mrd. DM 

Mrd.DM 
Mrd. DM 
Mrd. DM 
Mrd. DM 

1000 
Mill. DM 
Mill.DM 

114,3 
123.4 

127,2 135,9 140.4 
139,4 153,3 171,2 

100,1 
109,8 

105,3 109,7 130,9 
119,8 126,9 145,2 

114,1 
112.4 

120,8 123,9 107 .2 
116,3 120,8 117 ,9 

98,5 

1147,3 
6 306.4 

35,9 

310021 

354535 
223936 
126 275 

619 
55229 

96,3 97,5 

1086,1 1104.4 
5 948,2 5 808,9 

38,6 41,7 

329 780 334 613 

366 502 
236478 
132307 

676 
57 770 

380512 
222408 
138 979 

741 
56790 

2847,5 2739,2 2671,0 
2 426.8 2 393,9 2 379,3 

6 123,3 6 236,0 6 256,8 

374107 359 485 327 745 
11732 10199 8400 

145090 132514 115533 
344120 333 519 306 562 
1318,0 1421,3 1512,6 

96.4 

84,0 
85,5 

1808,5 

1380,5 
427,9 

1 368,1 
548.4 

99,8 

84,1 
96,3 

104,2 

86,0 
105,3 

1915,6 2013,9 

1 468,8 1 548,2 
446,8 465,8 

1454,6 1 551,4 
568,8 601,6 

110,0 

91,2 

3.4 

28954 

36123 
22768 
11610p 

70 
4894 

351,8 
310,6 

727,7 

26476 
632 

9230 
24906 
126,8 

104,6 

86,0 
102,7 

2045,8 

1582,8 
463,0 

1584,7 
630,6 

114,5 
139,2 

112,0 
119,2 

102.2 
116,8 

114,3 

89,3 

3,8 

25171 

33565 
21 263 
11485r 

65 
5166 

280,2 
247,8 

600,9 

35161 
816 

12423 
33035 
132,0 

105,5 

83.4 
92,1 

121,2 
152,1 

118,2 
130,8 

102,5 
116,3 

113,5 

89,7 

4,0 

26335 

34 761 
21 254 
11137p 

61 
4 797 

278,5 
249,0 

595,0 

34906 
825 

12277 
32808 
126,2 

105,4 

84,3 
106,2 

2051,8 2066,9 

1 589.4 1 606,2 
462.4 460,7 

1 595,3 1 606,7 
631,8 633,3 

121.4 
155,6 

120,1 
132,9 

101,0 
117,0 

115.8 

96,4 

4,1 

98,3 119,7 
123,7 152,1 

99,8 117,8 
106,9 130,9 

98,5 101,6 
115,7 116,2 

117,5 114.4 

85,0 

4,3 

25706 23481 

34465 31 528 

132,0 
165,2 

130,5 
144,1 

101,1 
114,7 

113,5 

115~~p 112~g1 104~-~p 113~-~~ 
5270 5212 4937 ... 

263.4 
238,7 

618.4 

33503 
774 

11 556 
31 829 

123.9 

108,1 

86,1 
99,3 

200.3 245,4 
182,9 225,6 

512.4 563, 1 

31817r 
828r 

11138 
3043~ 

119,9r 

108,3 

88,2 
92,6 

31411 
817 

40356 

109,2 

107,0 

92,3 
95,4 

2072,9 2075,9 2082,1 

1608,7 
464.4 

1609,1 
632.4 

1 612,3 1618,8 
463,8 463,3 

1 623,5 1 627 .o 
635,4 637,1 

108,71 

2088,21 

1622,61 
465,61 

1640.~1 
641,01 

2174,0 2351,3 2441,1 186,5 175,3 176.4 177,3 163,2 232,7 187,8 
125374 124850 122654 119811 118996 118497 117223 116590 116023 115625 
138979 145039 145816 145617 144567 145777 144517 144133 144116 144101 

1) Gegenüber früheren Oarstelfungen infolge methodischer Anderung veranderte Ergebnisse - 2~ Aus Zuteilung und Zw1schenkred1tgewährung 
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Gegenstand 
der Nachweisung 

Außenhandel 
Einfuhr (Spezialhandel) . . . . ... 
Warengruppen 

Ernährungswirtschaft ..... . 
Gewerbliche Wirtschaft . . . . . .. 

Rohstoffe . . . . . . . . ... . 
Halbwaren ............... . 
Fertigwaren . . . . . ....... . 

Ländergruppen (Herstellungslander) 
Industrialisierte westliche Länder 

dar. EG-Länder ............ . 
Entwicklungsländer ........ . 
Staatshandelsländer ....... . 

Ausfuhr (Spezialhandel) ...... . 
Warengruppen 

Ernahrungswirtschaft ......... . 
Gewerbliche Wirtschaft . . . ... . 

Rohstoffe .............. . 
Halbwaren ............ . 
Fertigwaren .............. . 

Ländergruppen (Verbrauchsländer) 
Industrialisierte westliche Länder 

dar. EG-Länder ........... . 
Entw1cklungslimder .......... . 
Staatshandelslimder . . . . . . 

Einfuhr- (-) bzw. Ausfuhrüber-
schuß (+) .................. . 

Index der tetsllchlichen Werte 
Einfuhr ................... . 
Ausfuhr . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Index des Volumens 
Einfuhr ................... . 
Ausfuhr .................. . 

Index der Durchschnittswerte 
Einfuhr .................. . 
Ausfuhr .................. . 

Austauschverhllltnis 
(Terms of Trade) ............ . 

Verkehr 
Beförderte Personen 
Eisenbahnverkehr ............ . 
Straßenverkehr . . . . . . . . . .... . 
Luftverkehr . . . . . . . . . . . ..... . 
Beförderte Güter 
Eisenbahnverkehr ............. . 
Straßenverkehr 

(ohne Nahverkehr 1m Bundesgebiet) 
Binnenschiffahrt . . . . . . . ..... . 
Seesch1ffahrt . . . . . . . . . . . . . . . . 
Luftverkehr ................ . 
Rohrfernleitungen (rohes Erdöl) ... . 

Kraftfahrzeuge 
Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge 

dar. Personenkraftwagen 
Besitzumschreibungen gebrauchter 

Kraftfahrzeuge . . . . . . . . 
Straßenverkehrsunflllle 
Unfälle mit Personenschaden .... . 
Getötete ................... . 
Schwerverletzte . . . . . ... . 
Leichtverletzte . . . . . . . . . . . . . . 
Unfälle mit nur Sachschaden 

Geld und Kredit 
Bargeldumlauf .............. . 
Deutsche Bundesbank 
Währungsreserven und sonstige 

Auslandsaktiva 1) . . . . . . . . . . . . 
Kredite an inländische Kreditinstitute 

Kreditinstitute 
Kredite an inländische Nichtbanken 

an Unternehmen und Privat-
personen . . . . . . . ... . 

an öffentliche Haushalte .. . 
Einlagen inländischer Nichtbanken .. 

dar. Spareinlagen . . . . . . . . ... 

Bausparkassen 
Neuabschlüsse von Bausparvertragen. 
Bauspareinlagen (Bestände) ..... . 
Baudarlehen (Bestände) 2) . . . . .. . 

Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in% 

Vor1ahr 

1983 1984 1985 

gegenuber 

1982 1983 1984 

+ 3,6 

+ 1,6 
+ 3,8 
- 12,0 
+ 4,8 
+ 8,3 

+ 6,4 
+ 6,0 
- 7,8 
+ 3,7 
+ 1,1 

- 1.0 
+ 1,2 
- 0,2 
+ 0,3 
+ 1,3 

+ 2,5 
+ 0,8 
- 7,6 
+ 10,2 

- 17,9 

+ 11,3 

+ 8,2 
+ 11,7 
+ 11,6 
+ 11,3 
+ 11,9 

+ 10,9 
+ 9,2 
+ 10,7 
+ 19,3 
+ 12,9 

+ 12,9 
+ 13,0 
+ 15,2 
+ 17,0 
+ 12,5 

+ 16,0 
+ 11,9 
+ 0,8 
+ 3,2 

+ 28,2 

+ 6,8 

+ 6,1 
+ 6,8 
- 1,3 
+ 6,6 
+ 8,9 

+ 8,2 
+ 8,5 
+ 2,7 
- 0,5 

+ 10,0 

+ 5,1 
+ 10.4 
+ 3,2 
+ 2,2 
+ 11,3 

+ 11,5 
+ 9,7 
- 1,7 
+ 19,5 

+ 35,9 

Vergleich zum 

Vor1ahresmonat Vormonat 

Juli 86 Aug. 86 Sept. 86 Okt. 86 Juli 86 Aug. 86 Sept. 86 Okt. 86 

gegenüber gegenuber 

Juli 85 Aug. 85 Sept. 85 Okt 85 Juni 86 Juli 86 Aug. 86 Sept. 86 

- 16,0 - 21,5 

- 14,4 - 7,6 
- 16,5 - 23,6 
- 52,5 - 52,0 
- 41,3 - 50,4 
- 1,1 - 6,8 

- 11,1 - 16,8 
- 12,7 - 20,0 
- 34,7 - 37,5 
- 31,3 - 32,6 
- 5,2 - 7,3 

- 4,7 - 4,5 
- 5,2 - 7,7 
- 19,9 - 18,1 
- 35,8 - 33,2 
- 2,1 - 5,2 

- 1,8 - 4,4 
- 1,6 - 5,3 
- 20,3 - 19,2 
- 15,4 - 17,0 

+ 60,8 +142,7 

- 6,7 

- 1,1 
- 7,4 
- 52.8 
- 35,4 
+ 12.6 

- 2.5 
- 2.2 
- 23.5 
- 16.0 
+ 1.2 

- 0,2 
+ 1,3 
- 12.4 
- 27.1 
+ 4,0 

+ 3,5 
+ 5,5 
- 12.2 
- 4,7 

+ 39.5 

- 7,5 

+ 3,2 
- 9.2 
- 47,3 
- 37,1 
+ 6.4 

- 5.0 
- 8,0 
- 14.1 
- 26,9 
- 2,1 

+ 0,1 
- 2,3 
- 12.5 
- 23.4 
- 0,3 

+ 0,6 
- 0.3 
- 16.9 
- 8.6 

+ 23.3 

+ 0,2 

- 6,6 
+ 1,7 
- 2,7 
- 12,6 
+ 5,6 

- 0,1 
- 0,2 
+ 2,8 
- 1,0 

+ 2.3 

+ 3,5 
+ 2,2 
- 2,5 
- 11,5 
+ 3,2 

+ 0.4 
- 2,6 
+ 10,5 
+ 18,9 

+ 9,7 

- 19,0 

- 6.6 
- 20,5 
- 9,0 
- 17,0 
- 22,3 

- 21,3 
- 23,6 
- 4,0 
- 17,2 
- 20,5 

- 10.7 
- 21,1 
- 15,8 
- 16,6 
- 21,5 

- 21,4 
- 24,3 
- 11.7 
- 23.0 

- 25,2 

+ 21,7 

+ 9,8 
+ 23.4 
+ 6,8 
+ 18.7 
+ 26,3 

+ 24,0 
+ 25.9 
+ 12,0 
+ 14,5 

+ 23.0 

+ 13.8 
+ 23,8 
+ 19,6 
+ 19,8 
+ 24.1 

+ 27,6 
+ 33.3 
- 1.0 
+ 6.3 

+ 27,3 

+ 10,3 

+ 10,5 
+ 10,0 
+ 9,9 
+ 0,2 
+ 11,9 

+ 11,2 
+ 10,7 
+ 6,9 
+ 3,5 

+ 8,6 

+ 15,1 
+ 8,0 
+ 10,7 
+ 17.4 
+ 7,4 

+ 8,7 
+ 9,7 
+ 7,7 
+ 9,7 

+ 3,1 

+ 3,6 + 11,3 + 6,8 - 16,0 - 21,5 - 6.6 - 7,5 + 0.2 - 19,0 + 21,8 + 10,3 
+ 1,1 + 13,0 + 10,0 - 5,1 - 7,3 + 1,1 - 2,1 + 2,3 - 20,5 + 23,0 + 8,6 

+ 3,9 + 5,2 + 4,2 + 2,7 - 2,9 + 10,9 + 9,6 + 1,6 - 16,9 + 18,0 + 10,8 
- 0,3 + 9,1 + 5,9 - 0,7 - 3,0 + 5,2 + 1,6 + 1,6 - 19,6 + 22,5 + 10,1 

- 0,3 + 5,9 + 2,6 - 18,3 - 19,1 - 15,8 - 15,6 - 1,5 - 2,5 + 3,1 - 0,5 
+ 1.4 + 3,5 + 3,9 - 4,6 - 4,5 - 3,9 - 3,5 + 0,6 - 1, 1 + 0.4 - 1,3 

+ 1,7 - 2,2 + 1,2 + 16,7 + 18,1 + 14,2 + 14,4 + 2,0 + 1,5 - 2,6 - 0,8 

+ 1,7 
- 3,7 
+ 2,5 

- 2,5 

+ 5,5 
+ 0,9 
- 7,9 
+ 5,6 
- 3,1 

- 5,3 
- 5,7 
+ 7,7 

+ 6,4 

+ 3.4 
+ 5,6 
+ 4,8 
+ 9.2 
+ 4,6 

+ 10,5 - 3,8 
+ 12,6 - 1.4 

+ 7,7 + 1,8 

+ 4,3 
+ 1,1 
+ 4,6 
+ 4,8 
+ 3,6 

- 3,9 
- 0,5 
- 8,7 
- 3,1 
+ 7,8 

+ 1,7 
- 2,3 
+ 8,0 

- 1,5 

+ 3,8 
- 6,0 
+ 5,0 
+ 9,6 
- 1,7 

- 2,5 
- 0,6 

+ 0,3 

- 8,8 
- 17,6 
- 12,8 
- 8,1 
+ 6.4 

+ 4,0 + o.o 
- 0,1 + 1,2 

- 10,3 - 9,6 

+ 0,8 + 0,5 
... 

- 2,9p + 1,1p 
+ 9,7 + 6,5 
+ 11,0 + 12,9 

+ 3,5 
+ 5,8 

+ 2,6 

+ 15,7 
+ 22,0 

+ 1,2 

- 4,5p + 

+ 5,6 

+ 20,2 
+ 21,5 

+ 11,8 

- 4,6 
- 8,5 
- 5,2 
- 2,9 

- 0,7r -
4,0 + 
3.51 -
1,9_f 

+ 

+ 

4,3 
4,2 
3,8 

+ 6,7 + 7,0r + 9,7 

+ 7,4 - 11,8 

+ 2,7 + 5,7 

- 2,4 - 8,7 

- 0,9 - 8,5 

0,7p + 
... + 

4,1p - 3,2p -
5.1 

7,2p + 
3,3 - 5,3 ... + 9,9 - 1,1 -

- 5,4 
- 4.1 

+ 3,9 

- 4,0 
- 6,2 
- 5,9 
- 3,0 
- 1,8 

- 23,9 
- 23,4 

- 17,1 

5,0 

+ 22,6 
+ 23.4 

+ 9,9 

+ 7,0r -
3.61 -

- 4,4_f 

1,3 
1,3 
2,9 

- 3.2r - 8,9 

8,9p 

+ 8,8 + 3,5 + 4.4 + 7,7 + 7,5 + 7,1 + 7,9 + 2,6 + 0.2 - 1,2 + 1,6p 

- 3,3 + 0,1 + 2.3 + 4,2 + 5,0 + 9,4 + 20,5p + 2,1 + 2.4 + 4,6 + 8,3p 
+ 14,2 + 12,6 + 9,4 - 7,8 - 8,7 - 3,0 - 18,4p - 6,5 - 6,7 + 3,0 - 15,9p 

+ 6,5 + 5,9 + 5,1 + 5,9 + 5,9 + 5,7 + 5,5p + 0,3 + 0,1 + 0,3 + 0,3p 

+ 7,1 
+ 4,7 
+ 5,9 
+ 5,8 

+ 6,3 
+ 3,7 
+ 4,5 

+ 6,4 
+ 4.4 
+ 6,3 
+ 3,7 

+ 8,2 
- 0,4 
+ 4.4 

+ 5.4 
+ 4,2 
+ 6,6 
+ 5,8 

+ 3,8 
- 1,8 
+ 0.5 

+ 7,2 
+ 1,8 
+ 9,8 
+ 11,1 

+ 3,7 
- 2,0 
- 1,6 

+ 7,2 + 7,0 
+ 1,7 + 0,2 
+ 10,2 + 10,2 
+ 11.4p + 11,3 

+ 1,7 
- 2,1 
- 1,7 

+ 5,2 
- 2.2 
- 1,9 

+ 6,7p + 0,1 
+ 1,6p + 0,8 
+ 10,5p + 0,2 
+ 11,6p - 0,1 

+ 2,0 
- 2,3 
- 2,3 

+ 0,5 
- 1,8 
- 0,9 

+ 0,2 
- 0,1 
+ 0,9 
+ 0,5 

- 7,9 
- 0,5 
- 0.3 

+ 0.4 
- 0,9 
+ 0,2 
+ 0,3 

+ 42,6 
- 0,5 
- 0,0 

+ 0,2p 
+ 0,6p 
+ 0,8p 
+ 0,6p 

- 19,3 
- 0,3 
- 0,0 

1) Gegenüber früheren Darstellungen infolge methbd1scher Anderung veränderte Ergebnisse - 2) Aus Zuteilung und Zw1schenkred1tgewährung 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 1986 
Einheit 1983 1984 1985 der Nachweisung April Mai Juni Juli Aug Sept. Okt. 

Wertpapiermarkt 
Bruttoabsatz inländischer Wertpapiere 

festverzinsliche Wertpapiere ...... Mill. DM 226655 227 394 261153 28112 13635 13646 25023 171181 15130 20037 
Aktien (Nominalwert) . . ... Mill. DM 4280 2992 3769 847 394 234 177 309 176 452 

Umlaufsrendite festverzinslicher 
Wertpapiere .. . . . . . . . . . % 8,09) 7,89) 6,99) 5,6 5,9 6,0 6,0 5,8 5,8 6,0 

Index der Aktienkurse ........ . . 1980=100 135,29) 153,69) 209,29) 321,7 296,2 288,6 272,2 296,0 299,9 292,0 
dar. Publikumsgesellschaften .... 1980=100 135,39) 151,69) 207,49) 325,8 298,1 291,2 273,3 298,4 302,0 293,7 

Sozialleistungen 
Arbeitsförderung 
Empfänger von Arbeitslosengeld ....... 1000 10149) 8599) 8369) 819 736 690 722 736 702 . .. 

Arbe1tslosenh1lfe ....... 1000 4859) 5989) 6179) 635 616 597 581 575 562 . .. 
Unterhaltsgeld 1) ....... 1000 1309) 1319) 1359) 154 155 155 139 131 146 . .. 

Einnahmen der Bundesanstalt fur Arbeit Mill DM 2 586,69) 2 733,79) 2670,39) 2680,1 2687,2 2 552,7 2744,2 2611,6 2503,7 ... 
dar. Beitrage ................ Mill. DM 2389,39) 2 537,29) 2457,69) 2 234,4 2295,5 2402,5 2529,1 2451,4 2361,7 

Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit .. Mill. DM 2 720,39) 2470,49) 2478, 19) 3192,8 2531,2 2349,3 2 537,7 2 258,3 2309,0 . .. 
dar Arbeitslosengeld ......... . . . Mill. DM 1425,39) 1178,69) 1173,89) 1 394,6 1158,3 997,0 1 031,5 1 024,4 1005,2 . .. 

Gesetzliche Krankenversicherung 
Mitglieder insgesamt . . . . . . . . . . .... 1000 358069) 360149) 362019) 36293 36288 36295 36285 36390 ... ... 
dar.: Pflichtmitglieder2) . . . . . . ...... 1000 207769) 208869) 21 0949) 21227 21223 21223 21224 21314 ... ... 

Rentner ................... 1000 104609) 105689) 106229) 10645 10648 10652 10650 10653 .. . .. 
Finanzen und Steuern 
Kassenmlßige Steuereinnahmen 
des Bundes und der Ulnder3) ....... Mill. DM 342 715 357471 375 638 24942 26224 40987 28837 28433 39851 26233p 
Gemeinschaftsteuern 

(gern. Art. 106 Abs. 3 GG)4) .. . . . . Mill. DM 291419 305104 324067 19252 20670 37622 23520 22857 36579 20982p 
dar.· Lohnsteuer ........ . . .... Mill. DM 128889 136350 147 630 11 086 11034 12401 13941 12717 12102 12051 p 

Veranlagte Einkommensteuer .... Mill. DM 28275 26368 28568 - 1152 - 860 7 284 - 655 - 446 8257 - 379p 
Körperschaftsteuer .......... Mill. DM 23675 26312 31 836 45 564 7 825 - 28 - 79 7747 - 193p 
Umsatzsteuer ..... . . Mill DM 59190 55500 51428 3307 4 781 5082 4408 5077 4723 4834p 
Einfuhrumsatzsteuer .... . . Mill DM 46681 54983 58397 4609 4654 4258 4441 4431 3445 4401 p 

Bundessteuern . . . . . . . . . . . . .... Mill. DM 52115 54059 55036 
dar. Zolle und Verbrauchsteuern 

4558 4455 4712 4698 4744 4857 4669p 

(ohne Biersteuer) ........... . . . Mill.DM 48879 50664 51164 4236 4090 4458 4427 4306 4593 4416p 
dar.: Zölle .......... ........ Mill DM 4 746 5332 5412 450 430 419 424 426 424 491p 

Tabaksteuer ............ Mill.DM 13881 14429 14452 1180 1204 1096 1 259 1219 1317 1238p 
Branntweinabgaben ......... Mill. DM 4277 4238 4153 351 276 320 327 276 302 294p 
Mineralölsteuer .... . . . . . . . Mill. DM 23338 24033 24521 2041 1966 2413 2215 2170 2363 2186p 

Landessteuern ... . . . . ... . .. Mill. DM 18377 18581 18475 1824 2347 1 602 1763 2363 1466 1446p 
dar.: Vermögensteuer .... Mill DM 4992 4492 4287 45 905 100 59 941 62 69p 

Kraftfahrzeugsteuer ... . ...... Mill. DM 6984 7284 7350 1167 852 935 1001 809 777 739p 
Biersteuer . . . . ........... Mill. DM 1296 1 255 1 254 94 113 120 113 130 116 105p 

Einnahmen aus der Gewerbesteuer-
umlage5) . . . . . . . . . . . . . . . .... Mill. DM 4377 4135 4491 800 278 3 849 310 3 887p 

Gemeindeanteil an Einkommensteuer5) ... Mill. DM -23575 -24408 -26430 - 1490 - 1526 -2953 -1 993 -1841 -3054 -1751 p 
Verbrauchsbesteuerte Erzeugnisse 
Zigaretten (Menge) ......... . . . .. Mill. St 121 661 120040 121101 10916 8889 9624 10903 10132 10490 11042 
Bierausstoß ................ 1000 hl 94983 92585 93295 8286 8827 8680 9344 83131 7729r 7786 
Leichtöle. Benzin bleifrei .......... '. 1000 hl 3097 2451 2548 2631 3144 3176 3692 4576 

Benzin bleihaltig .... . . . . '. 1000 hl 301 527 316 568 308571 26633 25290 24079 26127 24081 24221 25456 
Gasble (Dieselkraftstoff) .. . . . . . . . ' 1000 dt 129 700 133 723 136638 13883 12101 12585 13732 13044 13428 14986 
Heizöl (EL und L) .... . . . . . . . . . 1000 dt 320347 331 808 356120 45608 40733 40820 38556 24 798 15747 16891 

Wirtschaftsrechnungen 
Ausgaben für den Privaten 
Verbrauch 8)7) 
2-Pers.-Haush. von Renten- u. Sozial-

hllfeempf. m. geringem Einkommen .. DM 1400,88 1435,46 1499,06 ... . .. .. ... ... . .. 
dar. für: Nahrungs- und Genußmittel 8) . DM 449,60 462,59 457,04 ... .. ... .. ... ... . .. 

Elektrizität, Gas, Brennstoffe u ä. . . DM 132,15 135,19 149,25 ... . . . .. .. ... ... . .. 
4-Pers.-Arbeitnehmerhaushalte mit 

mittlerem Einkommen DM 2836,88 2848,76 2864,85 .. ... ... ... ... ... 
dar. für: Nahrungs- und Ge~~ß,;.,itte.Jli) DM 739,69 740,18 736,58 .. ... ... ... ... . .. 

Elektrizitat, Gas, Brennstoffe u.a. . DM 188,80 189,44 208,19 ... ... ... ... . .. 
4-Pers.-Haush. von Angestellten und 

Beamten mit höherem Einkommen .... DM 4293,78 4394,34 4525,33 ... .. .. . .. .. ... . .. 
dar. für: Nahrungs- und Genußmittel 8) ... DM 922,32 930,37 949,11 .. . .. ... ... . .. 

Elektrizitilt, Gas, Brennstoffe u.ä. DM 232,66 264,23 271,17 ... . .. ... ... . .. 
Löhne und Gehälter 
Arbeiter(lnnenJ in der Industrie 
Durchschnittlich bezahlte Wochen-

stunden . . . . . . . . . . . . . . . . ... Std 40,5 40,9 40,7 40,7 40,7 . .. 
Index . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 1980=100 97,3 98,3 97,8 97,9 98,0 . .. 

Durchschnittliche Bruttostunden-
verdienste . . .... . .. . ..... DM 15,41 15,77 16,39 16,72 17,14 . .. 
Index .................. . .. 1980=100 114,1 116,8 121,3 124,2 127,3 . .. 

Durchschnittliche Bruttowochen-
verdienste . . . . . . . . . . .......... DM 627 647 667 680 698 ... 
Index ................. . . . . . 1980=100 111,0 114,7 118,5 121,5 124,6 . .. 

Angestellte in Industrie und Handel 
Durchschnittliche Bruttomonats-

verdienste ................. . . . DM 3325 3446 3589 3696 3765 . .. 
Index ....................... 1980=100 113,7 117,4 121,9 124,9 127,4 . .. 

Tarifentwicklung i. d. gewerbl. Wirt-
schaft u. bei Gebietskörperschaften 
Index der tariflichen Wochenarbeits-

zeit (Arbeiter) . . . . . . . . . . . . . . . 1980=100 99,9 99,9 98,7 98,1 98,1 ... 
Index der tariflichen Stundenlohne ...... 1980=100 113,9 116,9 121,7 125,2 127,6 . .. 
Index der tariflichen Monatsgehälter .... 1980=100 113,2 115,9 119,5 122,6 124,4 . .. 

1) An Teilnehmer von Maßnahmen zur laufenden Fortbildung und Umschulung einschl. Ubergangsgeld fur Behinderte. -2) Ohne Rentner -3) Emschl EG-Anteile an Zöllen und Umsatzsteuer -
4} Vor der Steuerverteilung - 5} Gem Gememdefinanzreformgesetz - 6) Ausgewahlte private Haushalte; wegen der Jährlichen Anderung des Berichtskreises sind die Angaben für die 
einzelnen Jahre nur beschrankt vergleichbar - 7) Aufgrund der E1nfuhrung einer neuen Systematik (SEA 1983) liegen fur 1986 noch keine Zahlen vor -8) Einschl fertige Mahlzeiten und Verzehr 
m Gaststatten und Kantinen. - 9) D errechnet aus 12 Monatsdurchschnitten. 
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Gegenstand 
der Nachwe1sung 

Wertpapiermarkt 
Bruttoabsatz inland1scher Wertpapiere 

Festverzinshche Wertpapiere 
Aktien (Nominalwert) . . .... 

Umlaufsrend1te festverzinslicher 
Wertpapiere . . . ... 

Index der Aktienkurse . . . . . . .. . 
dar Pubhkumsgesellschaften ... . 

Sozialleistungen 
Arbeitsförderung 
Empfänger von Arbeitslosengeld .. 

Arbeitslosenhilfe .. 
Unterhaltsgeld 1) .... 

Einnahmen der Bundesanstalt fur Arbeit 
dar. Beiträge . . . . . . . . . . . .. 

Ausgaben der Bundesanstalt flir Arbeit 
dar. Arbeitslosengeld . . . . . . . 

Gesetzliche Krankenversicherung 
Mitglieder insgesamt . . . ....... . 
dar .. Pfhchtm1tglieder2) . . . . . . . 

Rentner . . . . ...... . 

Finanzen und Steuern 
Kassenmllßige Steuereinnahmen 
des Bundes und der Ulnder3) . . . 
Gemeinschaftsteuern 

(gern. Art. 106 Abs. 3 GG)4) ... . 
dar. Lohnsteuer . . . . ..... . 

Veranlagte Einkommensteuer 
Körperschaftsteuer . . . . .. . 
Umsatzsteuer ......... . 
Einfuhrumsatzsteuer .. 

Bundessteuern . . . . ......... . 
dar. Zölle und Verbrauchsteuern 

(ohne Biersteuer) . . . . . . . . . .. 
dar.: Zölle . . . . . . . . . . . . . . 

Tabaksteuer . . . . . . 
Branntweinabgaben .. 
Mineralölsteuer . . . .. . 

Landessteuern ...... . 
dar.: Vermögensteuer . . . . . 

Kraftfahrzeugsteuer . . . . ... 
Biersteuer . . . . . . . . . . . . . 

Einnahmen aus der Gewerbesteuer-
umlage 5) . . . . . ......... . 

Gemeindeanteil an Einkommensteuer5) 
Verbrauchsbesteuerte Erzeugnisse 
Zigaretten (Menge) . . . . . . 
Bierausstoß . . . . . . . . . . . .. 
Leichtöle: Benzin bleifrei ........ . 

Benzin bleihaltig . . . . . 
Gasöle (Dieselkraftstoff) . . . . . . . 
Heizol (EL und L) . . . . . . . . . . 

Wirtschaftsrechnungen 
Ausgaben für den Privaten 
Verbrauch 6)7) 
2-Pers.-Haush. von Renten- u. Sozial-

h1lfeempf. m. geringem Einkommen 
dar für: Nahrungs- und Genußmittel B) 

Elektrizität, Gas, Brennstoffe u ä .. 
4-Pers -Arbeitnehmerhaushalte mit 

mittlerem Einkommen . . . . . . . 
dar. für: Nahrungs- und Genußmittel B). 

Elektrizität, Gas, Brennstoffe u.ä .. 
4-Pers.-Haush. von Angestellten und 

Beamten mit höherem Einkommen . 
dar. für: Nahrungs- und Genußmittel B). 

Elektrizität, Gas, Brennstoffe u.a .. 

Löhne und Gehälter 
Arbelter(innen) in der Industrie 
Durchschnittlich bezahlte Wochen-

stunden . . . . . . . . . . . . . . .. 
Index .................. . 

Durchschnittliche Bruttostunden-
verdienste . . . . . . . . . . . . . 
Index ................... . 

Durchschnittliche Bruttowochen-
verdienste . . . . . . . . . . . . . . 
Index ................... . 

Angestellte in Industrie und Handel 
Durchschnittliche Bruttomonats-

verdienste . . . . . . . . . . . . . . .. 
Index ................. . 

Tarifentwicklung i. d. gewerbl. Wirt-
schaft u. bei Gebietskörperschaften 
Index der tariflichen Wochenarbe1ts-

ze1t (Arbeiter) . . . . . . . . . .. . 
Index der tariflichen Stundenlöhne .. . 
Index der tariflichen Monatsgehalter 

Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

Vor1ahr Voriahresmonat Vormonat 

1983 1984 1985 Juli 86 Aug 86 Sept 86 Okt. 86 Juli 86 Aug. 86 Sept. 86 Okt. 86 

gegenuber gegenüber gegenuber 

1982 1983 1984 Juli 85 Aug. 85 Sept. 85 Okt 85 Juni 86 Juli 86 Aug. 86 Sept. 86 

+ 7,1 + 0,3 + 14,8 
+ 26,0 

- 7,9 
+ 38,4 - 30,1 - 58,5 

- 12, 1 9) - 2,5 9) - 11,5 9) - 11,8 
+ 31,69) + 13,69) + 36,29) + 30,7 
+ 31,99) + 12,09) + 36,89) + 31,8 

+ 9,59) - 15,39) -
+ 66,9 9) + 23,2 9) + 

9,59) + 1,09) + 
+ 18,09) + 5,79) -
+ 18,19) + 6,29) -

2,29) - 9,29) + 

2,79) -
32,89) -

2,59) + 
2,39) -
3,19) -
0,39) + 
0,49) + 

2,8 
3,9 

13,9 
0,7 
0,5 

11,6 
5, 1 9) - 17 ,3 9) - 3,2 

+ 

0,1 
0,2 
0,5 

+ 4,6 

+ 
+ 

4,9 
4,4 
7,6 

+ 10,3 
+ 10,2 
+ 6.1 
+ 5,1 

+ 4,9 
+ 0.4 
+ 13.7 
- 0,1 
+ 2,2 
+ 8,1 
+ 0,2 
+ 4.4 
+ 0,3 

- 29,3 
+ 2,0 

+ 
+ 

+ 
+ 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

... 
+ 

7.9 
0,2 

3.9 
5,6 
3,1 

7,8 
4,8 
2,6 

5.4 
2,1 
6,5 

5,1 
3,2 
3,0 

- 0,5 
- 0,5 

+ 3,5 
+ 3,3 

+ 3,5 
+ 2,7 

+ 1,2 
+ 3,3 

+ 0,0 + 3,5 
+ 3,5 

+ 
+ 
+ 

0,69) + 
0,59) + 
1,09) + 

0,59) + 
1,09) + 
0,59) + 

0,7 
1,4 
0,2 

+ 4,3 

+ 4,7 
+ 5,8 
- 6,7 
+ 11,1 
- 6,2 
+ 17,8 
+ 3,7 

+ 3,6 
+ 12,3 
+ 4,0 
- 0,9 
+ 3,0 
+ 1,1 
- 10,0 
+ 4,3 
- 3,2 

- 5,5 
+ 3,5 

- 1,3 
- 2,5 

+ 5,0 
+ 3,1 
+ 3,6 

+ 2,5 
+ 2,9 
+ 2,3 

+ 0,4 
+ 0,1 
+ 35,7 

+ 2,3 
+ 0,9 
+ 13,6 

+ 5,1 

+ 6,2 
+ 8,3 
+ 8,3 
+ 21,0 
- 7,3 
+ 6,2 
+ 1,8 

+ 1,0 
+ 1,5 
+ 0,2 
- 2,0 
+ 2,0 
- 0,6 
- 4,6 
+ 0,9 
- 0,0 

+ 8,6 
+ 8,3 

+ 0,9 
+ 0,8 

X 
X 

+ 2,2 
+ 7,3 

+ 4,4 
- 1,2 
+ 10,4 

+ 0,6 
- 0,5 
+ 9,9 

+ 3,0 
+ 2,0 
+ 2,6 

+ 1,0 - 0,5 
+ 1,0 - 0,5 

+ 2,3 + 3,9 
+ 2,4 + 3,9 

+ 3,2 + 3,1 
+ 3,3 + 3,3 

+ 3,6 + 4,1 
+ 3,3 + 3,8 

+ 0,0 + 2,6 
+ 2,4 

- 1,2 
+ 4,1 
+ 3,1 

+ 5,1 

+ 4,7 
+ 6,3 

X 
+ 26,7 
- 11,0 
+ 2,8 

+ 2,6 
- 0,8 
+ 8,2 
+ 2,4 
+ 1,2 
+ 23,7 
- 26,4 
+ 31,8 
+ 3,5 

+ 2,5 
+ 7,7 

+ 
+ 

+ 
+ 

1,9 
0,6 

X 
6,8 
7,5 
1,1 

-_! 0,0 
0,0 

+ 4,1 
+ 3,9 

+ 4,0 
+ 3,8 

+ 4,5 
+ 3,7 

- 0,3 
+ 4,2 
+ 3,7 

- 11,6 
+ 66,1 

- 10,8 
+ 41.4 
+ 43,5 

- 2,0 
- 3,9 
+ 16,5 
+ 5,0 
+ 4,3 
+ 5,4 
- 1,3 

+ 
+ 
+ 

0,7 
1,4 
0,3 

+ 6,4 

+ 6,1 
+ 4,1 

X 
X 

+ 38.4 
- 10,7 
+ 3,0 

+ 2,9 
- 0,7 
- 2,5 
- 12,5 
+ 8,9 
+ 14,7 
+ 5,8 
+ 43,4 
- 0,3 

+ 10,6 
+ 5,4 

+ 2,3 
- 2,4 

X 
- 10,8 
+ 6,1 
- 39,2 

- 11,9 
+ 11,4 

- 9.4 
+ 33,9 
+ 35,8 

- 3,3 
- 4,4 
+ 18,0 
+ 2,5 
+ 3,5 
+ 15,6 
+ 4,6 

+ 1,3 

- 0,3 
+ 2,1 
- 0,5 
+ 2,0 
+ 8,2 
- 19,4 
+ 6,5 

+ 6,0 
- 1,2 
+ 10,4 
+ 13,3 
+ 4,6 
+ 30,4 
- 20,6 
+ 52,0 
+ 7,5 

+ 20,5 
+ 1,0 

- 3,3 + 83,4 
- 24,4 - 53,1 

- 9,1 
+ 20,2 
... 21,0 

± 0,0 
- 5,7 
- 6,1 

+ 4,6 
- 2,7 
- 10,2 
+ 7,5 
+ 5,3 
+ 8,0 
+ 3,5 

+ 
0,0 
0,0 
0,0 

+ 3,6p - 29,6 

+ 3,4p - 37,5 
+ 2,2p + 12,4 

X X 
X X 

+ 32,4p - 13,3 
- 11,6p + 4,3 
+ 1,2p - 0,3 

+ 
+ 
+ 

1,6p - 0,7 
7,5p + 1,2 
6,8p + 14,9 
9,8p + 2.2 
0,6p - 8,2 

+ 11,6 p + 10,0 
- 12,0p X 

7,1 
5,2 

+ 17,8p + 
9,5p -

+ 5,2p X 
+ 2,1 p X 

+ 6,5 - 5,6 
- 0,1 r - 3,5 

+ 13,3 
+ 7,6 
+ 19,5 
+ 8,5 
+ 9,1 
- 5,5 

X 
- 6,0 
+ 7,0 
- 38,0 

X 
- 10,6 
+ 4,2 
- 46,2 

± 0,0•) 
+ 0,1 •) 

+ 2,5•) 
+ 2,5•) 

+ 2,6•) 
+ 2,6•) 

+ 1,9•) 
+ 2,0•) 

+ 0,0•) + 1,9•) 
+ 1,5•) 

- 31,6 
+ 74,6 

- 3,3 
+ 8,7 
+ 9,2 

+ 2,0 
- 0,9 
- 6,1 
- 4.8 
- 3,1 
- 11,0 
- 0,7 

+ 
+ 
+ 

0,3 
0,4 
0,0 

- 1.4 

- 2,8 
- 8,8 

X 
X 

+ 15,2 
- 0,2 
+ 1,0 

- 2,7 
+ 0,4 
- 3,1 
- 15,5 
- 2,0 
+ 34,0 

X 
- 19,2 
+ 14,4 

X 
X 

- 7,1 
- 11,0 
+ 1,0 
- 7,8 
- 5,0 
- 35,7 

- 11,6 
- 43,0 

± 0,0 
+ 1,3 
+ 1,2 

- 4,7 
- 2,3 
+ 11,4 
- 4,1 
- 3,7 
+ 2,2 
- 1,9 

+ 40,2 

+ 60,0 
- 4,8 

X 
X 

- 7,0 
- 22,2 
+ 2,4 

+ 6,7 
- 0,3 
+ 8,0 
+ 9,4 
+ 8,9 
- 37,9 

X 
- 4,0 
- 10,7 

X 
X 

+ 32,4 
+156,8 

+ 3,4 
- 2,6 
- 2,7 

- 34,2p 

- 42,6p 
- 0,4p 

X 
X 

+ 2,3p 
+ 27,7 p 
- 3,9p 

3,9p 
+ 15,6p 

6,0p 
2,8p 
7,5p 
1,3p 

X 
4,8p 
9,4p 

X 
X 

+ 3.5 + 
- 7,0r + 
+ 16,2 + 
+ 0,6 + 
+ 2,9 + 
- 36,5 + 

5,3 
0,7 

23,9 
5,1 

11,6 
7,3 

1) An Teilnehmer von Maßnahmen zur laufenden Fortbildung und Umschulung einschl Ubergangsgeld für Behinderte - 2) Ohne Rentner. - 3) Einschl EG-Anteile an Zöllen und Umsatz-
steuer -4) Vor der Steuerverteilung. - 5) Gern Geme1ndef1nenzreformgesetz. -6) Ausgewählte private Haushalte, wegen der Jährlichen Änderung des Berichtskreises sind die Angaben für 
die einzelnen Jahre nur beschrankt vergleichbar.-7) Aufgrund der Einführung einer neuen Systemat1k(SEA 1983) hegen fur1986 noch keine Zahlen vor.-8) Emschl. fertige Mahlzeiten und Ver-
zehr m Gaststatten und Kantinen - 9) D errechnet aus 12 Monatsdurchschnitten. 
a) Jull 1986 gegenüber April 1986. 
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Preise 

Gegenstand 
der Nachweisung 

Index der Ejnkeufspreise 1) land-
wirtschaftlicher Betriebsmittel ..... . 
Waren und Dienstleistungen für die 

laufende Produktion ............ . 
Neubauten und neue Maschinen ..... . 

Index dar Erzeugarpraisa 1) land-
wirtschaftlicher Produkte ......... . 
Pflanzliche Produkte .............. . 
Tierische Produkte .............. . 

Index dar Erzeugerpreise!) forst-
wirtschaftlicher Produkte ......... . 

Index dar Grundstoffpreise 2) ....... . 
Inländische Grundstoffe ............ . 
importierte Grundstoffe ............ . 

Index der Erzeugerpreise gewerb-
licher Produkte (Inlandsabsatz) 1) .... . 
lnvestit1onsgüter3) ............... . 

v~~cia~~~~~~r~~ß~i'e ~~~r~~~s--...... . 
Elektrischer Strom, Gas. Fernwärme 

und Wasser .................. . 
Bergbauliche Erzeugnisse 

(ohne Erdgas) ................. . 
Erzeugnisse des Verarbeitenden 

Gewerbes ........... , ........ . 
Erz. des Grundstoff- u. Produkt1ons-
9üter~ewerbes . . . . . . . . . . . . . . . . 

ar.: Ei!~~r~l~~e~t~~~ni~~e- .. : : : : : : : 
Chemische Erzeugnisse ...... . 

Erz. des Investitionsgüter produzieren-
den Gewerbes . . . . . . . . . . . . . . . . . 
dar.: Maschinenbauerzeugnisse4) 

Straßenfahrzeuge . . . . . . . . . . 

~::~:-~t~f:cn~~c~nd E~:t~~l~~~=n · : 
Erz. des Verbrauchsgüter produzieren-

den Gewerbes . . . . . . . . . . . . . . . . . 
dar.: Textilien ................ . 

Bekleidung .............. . 
Erz. des Nahrungs- und Genußm1ttel-

gewerbes ................... . 

Preisindizes fOr Bauwerke 
Wohngebäude6) ................. . 
Bürogebäude 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . 
landwirtschaftliche Betriebs-

gebäude!) ................... . 
Gewerbliche Betriebsgebäude 1) ...... . 
Straßenbau 6) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Brücken im Straßenbau 5) .......... . 

Index dar Großhandelsvarkaufs-
praisa 1) ..................... . 

dar. Großhandel mit Nahrungsmitteln, 
Getränken, Tabakwaren ...... . 

Index der Einzelhandelspreise&) •.... 
dar.: Mit Nahrungsmitteln, Getränken, 

Tabakwaren ................. . 

Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte .......... . 
darunter für: 

Nahrungsmittel, Getränke, Tabak-
waren ..................... . 

Bekleidung, Schuhe ............. . 
Wohnungsmieten, Energie6) ....... . 

Wohn.uigsmieten ............. . 
Energie ') . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Möbel. Haushaltsgeräte und andere 
Güter für die Haushaltsführung .... 

Güter für die Gesundheits- und 
Körperpflege ................. . 
Verkehr u. Nachrichtenübermitt-

lung .................... . 
Bildung, Unterhaltung, Freizeit7) ... . 
persönliche Ausstattung, Dienst-

leistungen des Beherbergun11s-
gewerbes sowie Güter sonstiger Art . 

4-Pers.-Haush. v. Angest. u. Beamten 
mit höherem Einkommen .......... . 

4-Pers.-Arbeitnehmerhaush. mit 
mittlerem Einkommen ............ . 

2-Pers.-Haushalte v. Renten- u. 
Sozialhilfeempfängern ........... . 

Einfache Lebenshaltung eines Kindes B) . 

Index der Einfuhrpreise ........... . 
dar.: Güter aus EG-Ländern . . . . .... . 

Güter aus Drittländern ......... . 

Index der Ausfuhrpreise . . . . . . . . . . 
dar.: Güter für EG-Länder ........... . 

Güter für Drittländer ........... . 

Statistische Monatszahlen 

Einheit 

1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 

1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 

1980=100 
1980=100 
1980=100 

1983 

113,8 

113,5 
115,0 

108,2 
107,2 
108,6 

95,8 

115,2 
113,5 
117,9 

115,8 
113,9 

112,7 

136,5 

127,3 

112,8 

113.4 
119,3 
110,8 
113,9 

113,0 
115,0 
113,8 
110,1 
113,8 

111,0 
112,0 
112.4 

113,2 

111,2 
112,1 

110,6 
112.4 

99,5 
106,9 

113,7 

112,9 

113,2 

113,8 

115,6 

114,3 
113,0 
118,3 
115,6 
124,5 

113,7 

115,6 

117,1 
111.4 

118,5 

116,0 

115,6 

115,8 
114,1 

115,8 
112,8 
118,5 

112,3 
112,5 
112,2 

Grundzahlen 

1984 

116,1 

115,6 
118,3 

106,9 
106,5 
107,0 

97,0 

121,2 
117,8 
126,3 

119,2 
116,8 

115,4 

141,0 

131,7 

116,0 

118,0 
124,5 
115,3 
118,1 

115,5 
118,0 
117,5 
111,4 
117,1 

114,5 
116,2 
115,9 

114,8 

114,0 
114,8 

112,8 
114,7 
100,8 
108,4 

116,9 

115,4 

115,6 

115,6 

118,4 

116,0 
115,7 
122,7 
120,0 
128,8 

115,9 

118,0 

120,1 
114,2 

120,8 

118,7 

118.4 

118,7 
117,0 

122,8 
118,0 
127,0 

116,2 
116,4 
116,0 

1985 

115,2 

113,8 
120.4 

103,1 
101,1 
103,9 

89,6 

122,1 
11g,1 
126,6 

121,8 
120,1 

118,5 

146,1 

133,9 

118,3 

120,9 
127,8 
119,9 
121,6 

118,4 
122.0 
121.4 
113,0 
119,2 

117.4 
118,9 
118,5 

114,2 

114,5 
115,8 

113,2 
115,5 
102,6 
108,7 

117,5 

114,6 

117,5 

116,3 

121,0 

116,9 
118,4 
126,8 
123,9 
133,4 

117,7 

119,7 

123,2 
116,2 

125,7 

121,5 

120,9 

121,1 
118,5 

124,6 
120,0 
128,6 

119,4 
119,8 
119,0 

Mai 

109,8 

106,6 
122,5 

97,3 
104,7 
94.4 

91,7 

105,2 
112,7 

94,1 

118,6 
123,0 

110.4 

144,6 

127,0 

115,0 

106,5 
81,0 

118.4 
114,7 

120,9 
126,0 
124,7 
114,1 
120,9 

118,6 
118,8 
120,6 

114,0 

116,1 
117,6 

114,7 
117,5 
104,8 
110,6 

110,1 

113,9 

117,7 

118,1 

120,9 

118,5 
120,5 
123,9 
126,1 
118,6 

118,9 

121,3 

117,5 
118,1 

129,9 

121,6 

120,9 

122.0 
119,8 

102.3 
106,0 

98,9 

117,4 
117.2 
117,5 

Juni 

108,8 

105,3 
122.6 

98,9 
106,2 

96,1 

90,7 

103,9 
112.4 

91,2 

118,5 
123.4 

110,2 

144,7 

127,0 

114,8 

105,6 
78,9 

116.4 
114,0 

121,1 
126,3 
124,9 
114,2 
121,1 

118,7 
118,6 
120,7 

114,2 

109,1 

113,1 

117,7 

118,7 

121,1 

118,9 
120,5 
123,2 
126,3 
116,0 

119,0 

121.4 

118,9 
117,9 

130,6 

121,8 

121,2 

122,2 
120,2 

99,8 
104,1 
96,0 

117,1 
116,9 
117.4 

Juli 

107,2 

103,2 
122,9 

99,0 
107,6 

95,7 

90,0 

101,6 
111,3 

87,2 

117,7 
123,7 

108,2 

144,0 

125,2 

114,0 

102,8 
70,1 

114,2 
113,2 

121.4 
126,7 
125,1 
114.4 
121.4 

118,7 
118,3 
121,0 

113,8 

106,8 

111.1 

117,7 

118,0 

120,5 

118.4 
120,6 
122,1 
126,6 
112,0 

119,1 

121,5 

117,9 
117,3 

130,6 

121.4 

120,7 

121,7 
119,3 

96,6 
101,7 

92,1 

116,6 
116,1 
117,0 

1986 

Aug. 

106,5 

102,2 
123,2 

98,1 
102,1 

96,5 

89,2 

100,7 
110,8 

85,7 

117,5 
124,0 

108,9 

143,0 

125,2 

113,9 

102,6 
71,2 

113,3 
112,8 

121,6 
126,9 
125,8 
114,3 
121,3 

118,8 
118,0 
121,2 

112,9 

116,7 
118,2 

115,3 
118.4 
105,0 
111,3 

106,6 

109,9 

117,2 

116,6 

120,2 

117,2 
120,7 
122.6 
126,8 
113,1 

119,2 

121,5 

117,2 
117,1 

130.4 

121,0 

120,3 

121,0 
118.4 

95,9 
101,2 

91,3 

116,2 
115,6 
116,7 

Sept 

105,9 

101.4 
123.4 

99,0p 
101,6 

98,0p 

88,8 

101,3 
110,9 

87,1 

117,5 
124,2 

109,5 

142,3 

125.4 

114,0 

102,9 
73,1 

113,0 
112.2 

121,8 
127,0 
126,5 
114,3 
121.4 

118,7 
117,8 
121,4 

112,9 

107,2 

110,1 

116,9 

116,1 

120.4 

117,0 
121,0 
122,5 
126,9 
112.4 

119,3 

121,8 

118,3 
117,2 

130.4 

121,2 

120.4 

120,9 
118,3 

96,6 
101,2 

92,5 

116,1 
115,5 
116,7 

Okt. 

105,1 

100,3 
123,5 

97,3p 
99.4 
96,5p 

88,9 

99,9 
109,8 

85,2 

116,2 
124.4 

108,7 

133,0 

124,6 

113,7 

101,8 
70,6r 

111,7 
111,5 

121,9 
127,2 
126,6 
114,3 
121.4 

118,9 
117,6 
121.4 

112,7 

105,8 

107,9 

116,7 

115,7 

120,0 

116,7 
121,2 
121,4 
127,0 
108.4 

119.4 

121,9 

117,3 
117,9 

130,4 

120,8 

120,0 

120,5 
118,0 

94,8 
99,9 
90.4 

115,6 
114,8 
116,4 

Nov. 

115,9 
124,5 

108,8 

130,9 

124,7 

113,6 

101,6 
71.4 

110,0 
111,3 

121,9 
127,3 
126,6 
114,4 
121,5 

118,9 
117,6 
121.4 

112.4 

105,2 

106,8 

116,8 

115,4 

119,9 

116,5 
121,3 
121,3 
127,2 
107,8 

119,6 

122,0 

117,0 
117,9 

130.4 

120,7 

119,9 

120,3 
117,8 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuar - 2) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer bzw ohne Einfuhrumsatzsteuer. - 3) Fert1gerzeugn1sse nach ihrer vorwiegenden Verwendung. - 4) Emschl 
Ackerschlepper - 5) Einschl. Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 6) Ohne Kraftstoffe. - 7) Ohne D1enstle1stungen des Gastgewerbes - 8) Aufgrund emes Bedarfsschemas für 1976, nach der Preis-
entwicklung auf 1980 hochgerechnet. 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

Vorjahr Vor1ahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1983 1984 1985 Aug.86 Sept. 86 Okt. 86 Nov. 86 Aug. 86 Sept. 86 Okt. 86 Nov. 86 

der Nachwe1sung 
gegenüber gegenüber gegenüber 

1982 1983 1984 Aug. 85 Sept. 85 Okt. 85 Nov. 85 Juli 86 Aug.86 Sept. 86 Okt. 86 

Preise 
Index der Einkaufspreise 1) land-

0,8 7,2 7,4 0,7 0,6 0,8 wirtschaftlicher Betriebsmittel . . . + 0.4 + 2,0 - - 6,9 - - ... - - - . .. 
Waren und Dienstleistungen für die 

0.4 1,9 1,6 9,4 9,8 10,0 1,0 0,8 1,1 laufende Produktion . . . . . . . . - + - - - - ... - - - . .. 
Neubauten und neue Maschinen . . . + 3,5 + 2,9 + 1.8 + 2,2 + 2,2 + 1,9 ... + 0,2 + 0,2 + 0,3 ... 
Index der Erzeugerpreise 1) land-

1,5 1,2 3,6 4,5 3,6p 4,1 p 0,9 0,9p 1,7p wirtschaftlicher Produkte . . .... - - - - - - ... - + - . .. 
Pflanzliche Produkte . . . . . . . . . . . + 1.6 - 0,7 - 5,1 + 5,6 + 4,5 + 0,2 ... - 5,1 - 0,5 - 2,2 ... 
Tierische Produkte . . . . . . . . . . . . . - 2.5 - 1,5 - 2,9 - 8,1 - 6,5p - 5,9p ... + 0,8 + 1,6p - 1,5p . .. 
Index der Erzeugerpreise 1) forst-

5,0 1,3 7,7 3.4 2,9 5,5 0,9 0,4 0,1 wirtschaftlicher Produkte ....... - + - + + + ... - - + „. 

Index der Grundstoffpreise 2) . . . . . - 0,3 + 5,2 - 7,0 - 16,7 - 16,5 - 15,9 „ . - 0,9 + 0,6 - 1.4 ... 
Inländische Grundstoffe . . . . . . . . . + 0.4 + 3,8 + 1,1 - 6,9 - 6,9 - 7,0 ... - 0.4 + 0,1 - 1,0 „ . 
importierte Grundstoffe . . . . . . . . . - 1,1 + 7,1 + 0,2 - 30,8 - 30,0 - 28,9 ... - 1,7 + 1,6 - 2,2 ... 
Index der Erzeu,erra;eise gewerb-

3,8 0,2 o.o 1,1 0,3 licher Produkte In andsabsatz) 1) .. + 1,5 + 2,9 + 2.2 - 3,6 - - 4,7 - 4,9 - ± - -
lnvestit1onsgüter3) ............. + 3,1 + 2,5 + 2,8 + 2,9 + 3,0 + 2,9 + 3,0 + 0,2 + 0,2 + 0,2 + 0,1 

v':i'~.n~~~i~~~~~~\'e ~a~r~~~s-- ... + 0,8 + 2.4 + 2,7 - 7,6 - 7,5 - 8,3 - 8,5 + 0,6 + 0,6 - 0,7 + 0,1 
Elektrischer Strom, Gas, Fernwarme 

0,5 6,5 1,6 und Wasser + 1.3 + 3,3 + 3,6 - 3,1 - 3,5 - 10,1 - 11,6 - 0,7 - - -
8erii,baullche Erzeugnisse· · · · · · · · · · 

(o ne Erdgas) . . . ........... + 2,1 + 3,5 + 1.7 - 6,3 - 6,3 - 6,0 - 6,0 ± 0,0 + 0,2 - 0,6 + 0,1 
Erzeugnisse des Verarbeitenden 

1,5 2.8 2,0 3,6 3,8 3,8 3,9 0,1 0,1 0,3 0,1 Gewerbes . . . . . . . . . . . . . . . . + + + - - - - - + - -
Erz. des Grundstoff- u. Produktions-
9üter~ewerbes . . . . . . . . . ... - 0.4 + 4,1 + 2,5 - 14,5 - 14,6 - 15,0 - 15,1 - 0,2 + 0,3 - 1,1 - 0,2 

ar.: ineralölerzeu~msse ..... - 3,2 + 4,4 + 2,7 - 42,0 - 41,5 - 42,8 - 43,0 + 1,6 + 2,7 - 3,3 + 1,1 
Eisen und Steh . . . . . .. - 4,6 + 4,1 - 4,0 - 5,7 - 6,0 - 7,0 - 8,3 - 0,8 - 0,3 - 1,2 - 1,6 
Chemische Erzeugnisse .... + 0,2 + 3,7 + 3,0 - 8,1 - 8,5 - 8,5 - 8,0 - 0,4 - 0,5 - 0,6 - 0,2 

Erz. des Investitionsgüter produzieren-
2.7 2,2 2,5 2.4 2,4 2,4 2.4 0,2 0.2 0,1 + 0,0 den Gewerbes .............. + + + + + + + + + + 

dar.: Maschinenbauerzeugnisse4) + 3.2 + 2,6 + 3.4 + 3,5 + 3,4 + 3,3 + 3,3 + 0,2 + 0,1 + 0,2 + 0,1 
Straßenfahrzeuge . . . . . . + 3,1 + 3,3 + 3,3 + 3,1 + 3,6 + 3,7 + 3,7 + 0,6 + 0,6 + 0,1 + 0,0 
Elektrotechnisclie Erzeugnisse. + 2.6 + 1,3 + 1.4 + 1,1 + 1,1 + 1,1 + 1,2 - 0,1 ± 0,0 ± 0,0 + 0,1 
Eisen-, Blech- und Metall-

0,1 waren + 2.7 + 2,9 + 1.8 + 1,5 + 1,3 + 1,3 + 1.4 - 0,1 + 0,1 ± 0,0 + 
Erz. des Verbrauchsg.it&r prOduziere~-

den Gewerbes . . . . . . . . . . . + 1.8 + 3,2 + 2,5 + 0,8 + 0,7 + 0,8 + 0,1 + 0,1 - 0,1 + 0,2 + 0,0 
dar.: Textilien + 1.9 + 3,8 + 2,3 - 1,1 - 1,3 - 1,3 - 1,3 - 0,3 - 0,2 - 0,2 + 0,0 

Bekleidung · . : . : . : : : : : · : + 2,9 + 3,1 + 2,2 + 2,1 + 2,0 + 1,8 + 1,8 + 0,2 + 0,2 ± 0,0 ± 0,0 
Erz. des Nahrungs- und Genußmittel-

2.2 0,5 0,9 1,1 1,1 0,8 o.o 0,2 0,3 gewerbes . . . . . . . . . . ..... + + 1.4 - - - - 1,1 - - ± - -
Preisindizes fllr Bauwerke 
Wohngebaude5) ............... + 2.1 + 2,5 + 0.4 + 1,7 ... + 0,5a! ... 
Bürogebäude 1) . . . . . . . . . . . . . + 1.9 + 2.4 + 0,9 + 1,8 ... + 0,5a ... 
landwirtschaftliche Betriebs-

gebaudel) ................. + 1,6 + 2,0 + 0.4 + 1,6 ... + 0,5a) ... 
Gewerbliche Betriebsgebaude 1) . . . + 0,8 + 1,3 + 1,8 + 2,2 ... + O,Ba) ... 
Straßenbau 5) . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,8 + 1.4 + 0,3 + 1,9 + 0,2a) ... 
Brucken im Straßenbau 5) . . . . . . . . + 0.8 + 1,4 + 0,3 + 2,0 . .. + 0,6a) ... 
Index der Großhandelsverkaufs-
preise 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,1 + 2,8 + 0,5 - 8,3 - 8,1 - 8,5 - 9,2 - 0,2 + 0,6 - 1,3 - 0,6 

dar.: Großhandel mit Nahrungsmitteln, 
0.6 2,2 2,6 0,2 2,0 1,0 Getränken, Tabakwaren ... . . . + + - 0,7 - 2.4 - - 3,1 - 4,6 - 1,1 + - -

Index der Einzelhandelspreise 5) + 2.6 + 2,1 + 1,6 - 0,1 - 0,3 - 0,5 - 0,8 - 0,3 ± 0,0 - 0,2 + 0,1 
dar. Mit Nahrungsmitteln, Getränken, 

2,3 Tabakwaren . . . . . . . . . . . . + + 1,6 + 0,6 + 1,2 + 0,6 + 0,7 ± o.o - 1,2 - 0,4 - 0,3 - 0,3 
Preisindex fllr die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte . . . ...... + 3,3 + 2.4 + 2.2 - 0,4 - 0.4 - 0,9 - 1,2 - 0,2 + 0,2 - 0,3 - 0,1 
darunter für: 

Nahrungsmittel, Getränke, 
0,2 0,2 Tabakwaren . . ........ + 2.7 + 1,5 + 0,8 + 1,0 + 0,7 + 0,7 + 0,3 - 1,0 - - 0,3 -

Bekleidung, Schuhe . . . . . .. : : : + 2,9 + 2.4 + 2.3 - 2,0 + 1,9 + 1,8 + 1,3 + 0,1 + 0,2 + 0,2 + 0,1 
Wohnungsmieten, Energie6) ..... + 3.2 + 3,7 + 3,3 - 3,2 - 3,9 - 4,6 - 5,1 + 0,4 - 0,1 - 0,9 - 0,1 
Wohn.ui~sm1eten ........... + 5.4 + 3,8 + 3,3 + 2,0 + 1,9 + 1,8 + 1,9 + 0,2 + 0,1 + 0.1 + 0,2 
Energie . . . . . . . . . . . ..... - 0,9 + 3,5 + 3.6 - 14,2 - 16,3 - 18,7 - 19,9 + 1,0 - 0,6 - 3,6 - 0,6 

Möbel, Haushaltsgeräte und andere 
2,8 0,1 0,2 Guter fur die Haushaltsführung .. + + 1,9 + 1,6 + 1,0 + 1,0 + 1,0 + 0,9 + 0,1 + + 0,1 + 

Guter für die Gesundheits- und 
K6r~erpfle~ .............. + 4,1 + 2,1 + 1.4 + 1.4 + 1,4 + 1.4 + 1.4 ± o.o + 0,2 + 0,1 + 0,1 
Ver ehr u. achrichtenübermittlung + 4.0 + 2,6 + 2.6 - 4,9 - 3,3 - 5,0 - 5,3 - 0,6 + 0,9 - 0,8 - 0,3 
B1ldun~, Unterhaltung, Freizeit7) .. + 3.2 + 2,5 + 1,8 + 1,3 + 1,3 + 1,8 + 1.4 - 0,2 + 0,1 + 0,6 ± 0,0 
person 1ctie Ausstattung, Dienstlei-

stungen des Beherbergun9sge-
4.4 1,9 4,1 3,2 3,2 3,2 3,2 0,2 0,0 0,0 ± 0,0 weroes, sowie Güter sonstiger Art + + + + + + + - ± ± 

4-Pers -Haush. v. Angest. u. Beamten 
mit höherem Einkommen ........ + 3,4 + 2,3 + 2.4 - 0,3 - 0,2 - 0,7 - 1,0 - 0,3 + 0,2 - 0,3 - 0,1 

4-Pers.-Arbeitnehmerhaush. mit 
mittlerem Einkommen .......... + 3,2 + 2.4 + 2.1 - 0,3 - 0,4 - 0,8 - 1,2 - 0,3 + 0,1 - 0,3 - 0,1 

2-Pers.-Haushalte v. Renten- u. 
Sozialhilfeempfängern ........ + 3,3 + 2,5 + 2,0 + 0,2 + 0,1 - 0,2 - 0,6 - 0,6 - 0,1 - 0,3 - 0,2 

Einfache Lebenshaltung eines KindesB) + 2,8 + 2,5 + 1.3 + 0,7 + 0,5 + 0,5 - 0,1 - 0,8 - 0,1 - 0,3 - 0,2 

Index der Einfuhrpreise ......... - 0,3 + 6,0 + 1,5 - 21,7 - 21,5 - 20,7 ... - 0,7 + 0,7 - 1,9 . .. 
dar.: Guter aus EG-Ländern ....... - 0,4 + 4,6 + 1,7 - 15,0 - 15,0 - 14,8 ... - 0,5 ± 0,0 - 1.3 . .. 

Güter aus Drittländern ....... - 0,3 + 7,2 + 1,3 - 27,3 - 26,8 - 25,7 ... - 0,9 + 1,3 - 2,3 . .. 
Index der Ausfuhrpreise ........ + 1,7 + 3,5 - 2,3 - 2,8 - 2,8 - 2,9 . .. - 0,3 - 0,1 - 0,4 . .. 
dar.: Güter für EG-Länder ......... + 1,5 + 3.5 + 2.9 - 3,7 - 3,7 - 3,9 ... - 0.4 - 0,1 - 0,6 .„ 

Güter für Drittländer .... . . . . + 1,9 + 3.4 + 2,6 - 2,0 - 2,0 - 1,9 ... - 0,3 ± 0,0 - 0,3 . .. 
1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer. - 2) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer bzw. ohne Einfuhrumsatzsteuer. -3) Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden Verwendung. -4) Einschl. Acker-
schlepper. - 5) Einschl Umsatz-(Mehrwert-)steuer. - 6) Ohne Kraftstoffe - 7) Ohne 01enstle1stungen des Gastgewerbes. - 81 Aufgrund emes Bedarfsschemas für 1976, nach der 
Pre1sentw1cklung auf 1980 hochgerechnet 
a) August 1986 gegenüber Mai 1986. 
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Statistische Monatszahlen 
Bevölkerungsstand und Bevölkerungsbewegung 

Gegenstand 1985 19865) 19865) 
Einheit 1983 1984 1985 der Nachwe1sung 3. VJ 4. VJ 1. Vj 2. VJ Aug. Sept. Okt. 

Absolute Zahlen 

Bevölkerungsstand 1000 61307 61049 61 020 61035 61020 61007 
dar. Ausländer 1) 1000 4535 4364 4379 4366 4379 4399 4434 4483 

Natürliche Bevölke-
rungsbewegung 
Eheschließungen Anzahl 369963 364140 364661 115015 81406 50971 118019 43485 r 36982 33013 
Ehescheidungen Anzahl 121317 130744 128124 
Lebendgeborene Anzahl 594177 584157 586155 154482 141110 142101 158409 53306r 56483 54497 

dar. Ausländer Anzahl 61471 54795 53750 14255 5 137095 12315 15064 4833 
Nichtehelich Lebend-

geborene .. Anzahl 52442 52998 55070 14465 13747 13458 14526 5161 
Gestorbene 2) Anzahl 718337 696118 704296 163057 176703 190235 172856 52613r 54930 56486 

dar. Ausländer .... Anzahl 8064 7835 7694 1891 5 20995 1884 1929 554 
Gestorbene im 

1. Lebensjahr Anzahl 6099 5633 5244 1192 1350 1270 1354 403 
Totgeborene ....... 
Überschuß der Ge-

Anzahl 2790 2567 2414 614 572 588 651 209r 199 209 

borenen (+) bzw. 
Gestorbenen (-) ... Anzahl -124160 -111961 -118141 - 8575 -35593 -48134 -14447 + 693r + 1 553 1989 
Deutsche . . . . . . . . Anzahl -177567 -158921 -164197 -21 7596 -455955 -58565 -27582 3586 
Ausländer ....... Anzahl + 53407 + 46960 + 46056 f+-123645 +116105 +10431 +13135 + 4279 

Wanderungen 3) 
Zuzüge ........... Anzahl 372027 457093 512108 163943 126216 119268 

dar. Ausländer .... Anzahl 276448 333297 399951 128651 96377 92499 
Fortzüge .......... Anzahl 489162 608240 428717 136329 108132 86067 

dar. Ausländer .... A~zahl 425189 546457 367 719 117519 93422 72795 
Überschuß der Zu- (+) 

bzw. Fortzüge (-) .. Anzahl -117135 -151147 +83391 +27614 +18084 +33201 
dar. Ausländer ... Anzahl -148741 -213160 +32232 f+-11132 + 2955 +19704 

Verhältniszahlen 

Bevölkerungsstand 
Ausländer 1) ....... % der Bevölkerung 7,4 7.1 7,2 7,2 7,2 7,2 

NatQrllche Bevölke-
rungsbewegung 
Eheschließungen je 1 000 Einwohner 6,0 5,9 6,0 7,5 5,3 3.4 7,8 8,4 7,4 6.4 
Ehescheidungen je 10 000 Einwohner 19,8 21,3 21,0 
Lebendgeborene je 1 000 Einwohner 9,7 9,5 9,6 10,0 9,2 3.4 10,4 10,3 11,3 10,5 

dar. Ausländer je 1 000 Ausländer 13,6 12,5 12.3 13,05) 12,45) 11.4 13,6 
% aller Lebendgeb. 10,3 9.4 9,2 9,25) 9,45) 8,7 9,5 9,1 

Zusammengefaßte 
Geburtenziffer4) 1330,9 1290.6 12796) 12746) 12806) 13096) 13766) 

Nichtehelich Lebend-
geborene . . . . . . . . % aller Lebendgeb. 8,8 9,1 9.4 9.4 9,7 9,5 9,2 9,7 

Gestorbene2) ...... je 1 000 Einwohner 11,7 11,3 11,5 10,6 11,5 12,6 11.4 10,1 11,0 10,9 
dar. Ausländer .... je 1 000 Auslander 1,8 1.8 1,8 1,7 1,9 1,7 1,7 

Gestorbene im 
1. Lebensjahr ..... % aller Lebendgeb. 1,0 1,0 0,9 0,8 1,0 0,9 0,9 0,8 

Wanderungen 3) 
Zuzüge 

dar. Ausländer % aller Zuzüge 74,3 72.9 78,1 78,5 76.4 77,6 
Fortzüge 

dar. Ausländer % aller Fortzüge 86,9 89,8 85,8 86,2 86,4 84,6 

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres in % 

Bevölkerungsstand % 0.4 0.4 0,0 0,1 0,0 0,0 
dar. Ausländer 1) % 2,8 3,8 + 1,1 + 0,1 + 1,1 + 1,5 + 2,0 + 2,7 

NatQrllche Bevölke-
rungsbewegung 
Eheschließungen % + 2,2 1,6 + 0,1 + 3,1 + 0,7 2,8 + 2,7 1,9r + 4,3 + 8,6 
Ehescheidungen % + 2.4 + 7,8 2,0 
Lebendgeborene % 4,3 1,7 + 0,3 + 0,7 1,1 + 2,2 + 8.4 + 7,0r + 10,3 + 6,3 

dar. Auslilnder % 15,8 10,9 1,9 + 1,35) + 0,45) + 3,7 + 8,5 + 3,8 
Gestorbene 2) ...... % + 0,3 3,1 + 1,2 + 0,6 + 0,3 + 0,3 + 1,5 + 0,6 + 1.3 0,8 

Wanderungen 3) 

Zuzüge ........... % 11,6 + 22,9 + 12,0 + 20,0 + 15.8 + 14,7 
dar. Ausländer .... % 14,3 + 20,6 + 20,0 + 21,0 + 14,0 + 13,1 

Fortzüge .......... % 1.4 + 24.3 - 29,5 - 38,3 7,5 9,2 
dar. Ausländer .... % 2,0 + 28,5 - 32,7 - 41,9 8,8 10,5 

1) Ergebnisse der Auszählungen des Ausländerzentralregisters, Jehresergebn1sse 1983 und 1984 Jeweils am 30 9., 1985 am 31 12. -2) Ohne Totgeborene. -31 Über die Grenzen des Bundes~ 
geb1etes -4) Summe der altersspezifischen Geburtenziffern. Sie gibt an, w1ev1ele Kinder 1 000 Frauen 1m laufe ihres Lebens zur Welt bringen würden, wenn die gegenwärtigen Geburtenver-
hiltmsse konstant blieben - 5) Vorläufiges Ergebnis - 6) Geschatzt nach Calot-Verfahren (siehe W1Sta 8/1981, S 549 ff) 
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Statistische Monatszahlen 
Entstehung und Verwendung des Sozialprodukts, Volkseinkommen 1) 

Jahreszahlen Vierteljahreszahlen 

Gegenstand 1985 1986 der Nachwe1sung 1982 1983 1984 1985 
3. VJ 4. VJ 1. VJ 2. Vj 3. VJ 

in jeweiligen Preisen 
Mill.DM 

Entstehung des Sozielprodukts 
Bruttowertschöpfung 2) ..... . . 1481 730 1 549280 1 621 820 1 706850 435720 460530 418520 446170 462280 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 36340 32220 34800 31070 15670 8520 3000 3480 16250 
Warenproduzierendes Gewerbe ... 656980 685060 710210 755 590 191310 202970 187470 207 570 205680 
Handel und Verkehr . . . . . ..... 243730 254860 267 300 275 890 68890 73360 66140 69710 69590 
Dienstleistungsunternehmen ..... 397690 430440 459250 484510 122680 124190 124600 126 750 130720 
Staat, private Haushalte3) ....... 220460 228420 234330 244140 58240 72710 58670 60190 61600 

8rutto1n1andsprodukt4) ........ 1597920 1 674840 1 754310 1 839910 467460 496220 452190 478570 495020 

Verwendung des Sozielprodukts 
Privater Verbrauch . . . ......... 918050 964160 1 002840 1041790 259 520 282050 253090 266170 267850 
Staatsverbrauch ............. 326190 336210 350230 365710 87870 109380 86140 89840 92750 
Anlageinvestitionen ............. 326890 343820 354630 359300 94 780 103090 71830 97960 98550 

Ausrustungen ............... 124900 135600 137 580 153850 36400 48830 34030 40480 38450 
Bauten ....... . . . . . . . . . . . . 201 990 208220 217050 205450 58380 54260 37800 57480 60100 

Vorratsveränderung ....... -11500 - 1800 5100 7 500 13300 -24200 18000 700 13500 
Außenbeitrag (Ausfuhr minus Einfuhr) 37470 36910 50300 72700 13930 28480 23140 24730 24350 

Ausfuhr5) .................. 517 540 524630 587 970 647 340 161610 167260 155320 161 310 155870 
Einfuhr5) . . . . . . . . . . . ....... 480070 487720 537670 574640 147680 138780 132180 136580 131520 

Bruttosozialprodukt ........ . . 1 597100 1 679300 1763100 1 847000 469400 498800 452200 479400 497000 
Volkseinkommen 
insgesamt ................... 1223520 1 285140 1351610 1423340 363950 388420 346840 371 890 387770 

dar. Einkommen aus unselbstandiger 
Arbeit .................... 902520 920730 952850 989430 244640 280580 234660 252360 258000 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres in % 
Bruttowertschöpfung 2) ........ 3.9 4,6 4,7 5,2 6,6 5.2 5,1 8,2 6,1 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 14,7 - 11,3 8.0 - 10,7 - 15,0 - 4.4 - 8.8 - 3.1 3,7 
Warenproduzierendes Gewerbe ... 2.4 4,3 3,7 6.4 9,8 6,6 6.4 12,1 7,5 
Handel und Verkehr . . . . . . . . . . . 3.1 4,6 4,9 3,2 5,3 3,1 0,9 2.3 1,0 
Dienstleistungsunternehmen ..... 8.4 8,2 6,7 5,5 5,6 5.6 5,6 5,9 6,8 
Staat, private Haushalte3) ....... 3,7 3,6 2,6 4,2 4,6 3,0 3,9 6,2 5,8 

Bruttoinlandsprodukt 4) ........ 3,7 4,8 4,7 4,9 6,0 5,0 4,7 7,7 5,9 
Privater Verbrauch . . . . . . . . . . . . . 3.4 5,0 4,0 3,9 5,1 4,3 3,6 4,0 3,2 
Staatsverbrauch ............... 2,5 3,1 4,2 4.4 5,7 3,7 3,5 5.4 5,6 
Anlageinvestitionen ............. - 2,5 5.2 3.1 1.3 2,3 2.2 3,0 6,9 4,0 
Ausfuhr5) .................... 7,3 1.4 12,1 10.1 12.4 3.4 - 1,5 0,3 - 3,8 
Einfuhr5) .................... 2,8 1,6 10,2 6,9 7,2 2,0 - 8,6 - 4,8 - 10.9 
Bruttosozialprodukt ........... 3.4 5,1 5,0 4,8 6,1 4,7 4,7 7,2 5,9 
Volkseinkommen 

dar. Einkommen aus ~~selbst~~d1g~; 
3,1 5,0 5,2 5,3 6,9 5,2 5.4 8,7 6,5 

Arbeit .................... 2,2 2,0 3,5 3.8 4,3 3,9 4,6 5,3 5,5 

in Preisen von 1980 
Mill.DM 

Entstehung des Sozialprodukts , 
Bruttowertschöpfung 2) ........ 1 365840 1 384910 1425120 1466280 375540 382370 354880 373430 384020 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 36010 32840 35 590 34560 17780 9640 3130 3780 18140 
Warenproduzierendes Gewerbe ... 601960 609430 621 580 640810 159440 169910 153600 166450 162830 
Handel und Verkehr .......... 226890 231430 240410 246280 61500 65540 59530 63420 62140 
Dienstleistungsunternehmen ..... 351 950 362350 377190 392900 98930 99230 100650 101750 103070 
Staat, private Haushalte3) ....... 206180 208010 211000 215170 53840 53920 54530 54740 54820 

Bruttoinlandsprodukt 4) 

;~s~,::rb~tätig~~ (191ci,;." 1"cici1 · : : : 
1 471 830 1493920 1 534870 1 574850 401 660 410670 383010 400310 411140 

135 139 142 145 147 150 141 146 149 
Verwendung des Sozialprodukts 
Privater Verbrauch . . . ......... 825230 839600 851 880 866930 215610 235330 210500 222270 223700 
Staatsverbrauch ............... 300740 301440 308820 315480 77940 84980 76870 79010 80320 
Anlageinvestitionen ........ . . . . 302880 312440 314900 313900 82980 89660 61950 84660 85100 

Ausrüstungen .. . . . . . . . . . . . . 113590 119900 119360 130530 30790 41430 28770 34010 ·32280 
Bauten ................... 189290 192540 195 540 183370 52190 48230 33180 50650 52820 

Vorratsveranderung ... ........ - 9600 - 1500 4200 5800 11 500 -22400 15900 1200 12800 
Außenbeitrag (Ausfuhr minus Einfuhr) 51 750 45820 62600 78690 15270 25230 17780 13860 10880 

Ausfuhr5) . . . . . . . . ........ 471450 468810 508660 545600 135680 141030 131780 137790 133670 
Einfuhr5) ................... 419700 422990 446060 466910 120410 115800 114000 123930 122790 

8ruttosozialprod u kt .......... 1471 000 1497 800 1 542400 1 580800 403300 412 800 383000 401000 412800 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres in % 
Bruttowertschöpfung 2) ........ - 0,5 1.4 2,9 2.9 4,0 2,6 1,8 3.8 2.3 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 17,9 - 8,8 8.4 - 2.9 0,5 - 0,9 - 5.2 - 1,6 2,0 
Warenproduzierendes Gewerbe ... - 2,8 1,2 2,0 3.1 4,9 2,3 0,9 4,6 2,1 
Handel und Verkehr ........... - 1,2 2,0 3,9 2.4 4,1 2.4 1,9 4,3 1.0 
Dienstleistungsunternehmen ..... 2,0 3,0 4,1 4,2 4.2 4,2 3,8 4,0 4,2 
Staat, private Haushalte3) ....... 1,1 0,9 1.4 2.0 2,0 2,1 1,7 1.8 1.8 

Brutto• nlandsprod ukt 4) 
insgesamt .................. - 0,6 1,5 2,7 2.6 3.5 2.5 1,7 3,8 2.4 
Je Erwerbstätigen ............. 1,1 3,0 2.6 1.9 2,7 1,6 0,7 2,7 1,2 

Privater Verbrauch ............. - 1,3 1,7 1,5 1.8 2,8 2,7 3,2 4,8 3,8 
Staatsverbrauch . . . . . . . . . . . . .. - 0,8 0,2 2.4 2.2 3.2 2.4 1,9 2,5 3,1 
Anlageinvestitionen ............. - 5,3 3,2 0,8 - 0.3 0,9 0,8 1.8 5,3 2.6 
Ausfuhr5) .................... 3.2 - 0,6 8,5 7.3 9,2 2,1 - 1,5 2.0 - 1,5 
Emfuhr5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . - 0,1 0,8 5,5 4,7 5,3 4.4 - 1,8 8,1 2,0 
Bruttosoz1alprod u kt ........... - 1,0 1,8 3,0 2.5 3,5 2,2 1,7 3.3 2,4 

1) Ab 1984 vorläufiges Ergebnis. - 2) Bereinigte Bruttowertschöpfung""" Summe der Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche nach Abzug der unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen. -
3) Einschl. privater Organ1sat1onen ohne Erwerbszweck. -4) Das Bruttoinlandsprodukt ergibt sich aus der Bruttowertschöpfung insgesamt zuzüglich der n1chtabzugsfäh1gen Umsatzsteuer und der Ein-
fuhrabgaben - 5) Waren und 01enstla1stungen emschl Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
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Bevölkerung 
Zum Aufsatz: „Ehescheidungen" 

Ehedauerspezifische Scheidungsziffern der Eheschließungsjahrgänge 1950 bis 1985 
sowie Querschnitt 1985 

Jahr 
der 

Eheschließung 

1950 

1951 

1952 

1953 

1954 

1955 

1956 

1958 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Querschnitt 1985 .. 

0 

6 

5 

5 

6 

6 

6 

5 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

7 

7 

8 

8 

10 

11 

11 

10 

13 

13 

12 

17 

21 

8 

5 

4 

5 

5 

4 

4 

5 

4 

2 3 

43 76 86 

44 77 82 

43 71 81 

43 72 75 

43 75 82 

45 80 89 

48 85 95 

50 85 92 

50 86 92 

48 87 93 

50 87 99 

49 86 98 

51 94 109 

54 97 103 

57 97 114 

60 108 119 

66 113 134 

69 118 138 

80 137 152 

87 141 161 

90 151 171 

92 156 189 

96 173 204 

105 194 212 

117 197 159 

141 161 75 

89 81 168 

50 135 177 

51 125 183 

52 138 202 

58 149 203 

57 140 

54 

54 

54 

Von 1 0 000 m nebenstehenden Kalenderjahren geschlossenen Ehen 
wurden bzw. werden bei nachstehender Ehedauer1) gesch1eden2) 

4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 

84 75 64 59 56 50 43 40 34 32 

80 70 64 57 52 46 41 37 34 35 

75 70 64 56 51 47 41 38 37 33 

77 72 65 60 49 46 44 40 39 34 

82 73 69 59 55 47 46 45 40 37 

90 80 69 61 55 56 51 43 42 40 

88 76 69 63 60 57 50 48 45 44 

91 80 71 70 64 57 52 49 48 47 

89 82 78 72 64 60 54 54 52 50 

90 89 80 71 68 62 61 57 55 55 

100 93 80 75 67 70 67 61 62 58 

99 91 84 78 78 72 68 65 63 63 

102 97 87 89 82 76 74 69 70 69 

107 100 96 90 83 83 80 79 78 73 

115 111 103 96 93 85 87 84 81 46 

125 120 113 106 101 100 101 89 57 18 

133 127 124 113 111 108 100 63 19 54 

139 137 128 125 120 110 69 22 59 72 

156 154 148 142 130 83 25 69 82 90 

164 166 161 142 93 29 75 92 97 97 

183 181 162 106 32 86 102 109 108 101 

195 179 121 38 95 112 124 117 110 110 

199 140 45 110 127 134 134 121 

151 56 126 143 152 146 135 

64 145 161 167 170 152 

169 192 203 199 178 106 

199 222 221 200 117 106 

216 240 217 134 117 106 

227 233 158 134 117 106 

228 168 158 134 117 106 

188 168 158 134 117 106 

202 188 168 158 134 117 106 

223 202 188 168 158 134 117 106 

245 223 202 188 168 158 134 117 106 

246 245 223 202 188 168 158 134 117 106 

54 142 211 246 245 223 202 188 168 1 58 1 34 11 7 106 

14 

30 

32 

30 

33 

36 

40 

42 

44 

49 

54 

58 

65 

65 

44 

15 

51 

68 

77 

90 

93 

102 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

99 

15 
bis 
19 

136 

136 

141 

155 

168 

185 

201 

214 

214 

199 

194 

187 

189 

223 

289 

341 

369 

387 

409 

407 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

408 

20 ins-
bis ge-
25 samt 

130 1 044 

131 1 023 

129 1 012 

126 1 036 

130 1 093 

132 1 164 

135 1 211 

139 1 259 

168 1 320 

222 1 397 

263 1 490 

283 1 535 

295 1 624 

305 1 701 

318 1 798 

317 1 933 

317 2 027 

317 2 095 

317 2 274 

317 2 333 

317 2 420 

317 2 472 

317 2 548 

317 2 610 

317 2 676 

317 2 848 

317 2 897 

317 2 952 

317 2 945 

317 2 986 

317 3 022 

317 3 028 

317 3 026 

317 3 022 

317 3 023 

99 408 317 3 022 

1) Differenz zwischen Eheschließungs- und -sche1dungs1ahr. - 2) Oie Ziffern oberhalb der Treppe stellen Längsschnittergebnisse dar, die Werte darunter ergeben sich (ganz oder teilweise) 
durch Fortrechnung der Langsschmtte mit Hilfe von Querschmttsdaten des Jahres 1985 
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Erwerbstätigkeit 
Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer 1 ) nach Wirtschaftsabteilungen 

und ausgewählten Wirtschaftsunterabteilungen 2 ) 

1 000 
Verarbeitendes Gewerbe (ohne Baugewerbe) 

Elektro-
Chemische technik4) 

Industrie Fein-
Land- und Energie- (einschl. Kunststoff-, Gewinnung mechanik 

Forst- wirtschaft Kohlen- Gummi- und Ver- Eisen- und Stahl-, und Optik; 
Jahr w1rtschaft, und arbeitung NE-Metall- Harst. von -- Insgesamt wertstoff- und Maschinen· 

Stichtag Tierhaltung Wasser- zusammen industne) Asbest- von Steinen erzeugung, und EBM-Waren, 
und versorgung, und und Erden; Gießerei Fahrzeug- Musikin-

Fischerei Bergbau Mineralöl- Feinkeramik und Stahl- bau3) strumenten, 
und Glas- verformung Sport-
gewerbe geräten, 

Spiel- und 
verarbe1tung Schmuck-

waren 

Insgesamt 
1981 JD 20 846,7 219,6 487,0 8 485,2 611,5 339,0 358,6 718,9 2 515,6 1 670,4 
1982 JD ........ 20 470.4 218,1 482,6 8 198,4 606,3 332,4 338,6 674,9 2 471,9 1 609,0 
1983 JD ........ 20 172,8 218,6 483.0 7 960.4 594,9 326,9 327,6 653,5 2 414,2 1 549.4 
1984 JD 20 179,1 222,9 479,6 7 869,2 594,3 332,3 321,3 636,3 2 361,0 1 551,3 
1985 JD 20 412,3 223,2 476,6 8 004,2 604.4 342,5 311.1 640,3 2 429,9 1 622,9 
1984 31. Dez. 20 231,9 212.4 478.4 7 912,6 597,7 334,0 302,8 631,8 2 399,7 1 581,1 
1985 31. März 20 111,8 216,0 475,1 7 919,8 600,3 339,0 305,8 633,0 2 396,5 1 598,8 

30. Juni 20 378.4 231,1 472,9 7 961,4 602,5 343,0 319,1 637,5 2 410,3 1 615.4 
30. Sept. 20 806,6 236,3 481,9 8 147,6 611,8 348,0 320,8 651,5 2 478,0 1 657.9 
31. Dez. 20 472,6 206,6 474,8 8 063,8 608,8 346,1 294,5 647,0' 2 470,1 1 657,6 

1986 31. März 20 407.8 210,8 475,3 8 077,8 609,7 348,2 296.4 647,9 2 478,0 1 675,7 
Männlich 12 187,9 150,1 427.9 5 829,7 451,7 238,6 233,3 559,9 2 105,3 1 078,3 
Weiblich 8 219,9 60,7 47.4 2 248,1 158,1 109,6 63,1 88,0 372,7 597,4 

darunter ausländische Arbeitnehmer 
1981 JD ........ 1 912,0 17,3 35,5 1 096,8 54,7 63.4 47,9 129,2 310,5 240,3 
1982 JD . . ..... 1 787,3 16, 1 35,3 1 008,1 52.2 60,2 42,3 117,5 293,8 217,5 
1983 JD ...... 1 694.4 14,9 35.4 931,8 49,7 57,2 38,8 108.4 274.4 197,6 
1984 JD 1 608,5 14,5 34,3 865,0 47,6 55,1 35,7 99,0 247,9 186,7 
1985 JD ........ 1 567,5 13,9 33,3 851,0 46,2 54,7 32,5 96,3 249,5 189,5 
1984 31 Dez. 1 552,6 12.4 33,1 842,3 46,2 53,0 31,8 95,0 246,8 185,9 
1985 31. März 1 555,3 13,6 33,0 848.4 46,2 54,6 32,2 95,5 247,8 188,6 

30. Juni 1 583,9 15.4 33,0 854,7 46,3 55,2 33,6 96,5 250,3 190,1 
30. Sept. 1 586,6 14,7 34,0 858,0 46,4 55,2 33,2 97,5 252,0 191,5 
31 Dez. 1 536,0 11,1 33,2 843.4 45,7 54.4 30,2 96.4 249,3 190,1 

1986 31. März 1 546,5 12,2 33,0 850,8 46,0 54,7 30,6 97,6 250,3 193,6 
Miinnlich 1 064,7 10,0 32,4 619,4 35,7 39,0 26,1 87,6 220,5 105,6 
Weiblich 481,8 2,3 0,7 231.4 10.4 15,7 4,5 10,0 29,8 87,9 

Ausländerquote 6) .. 7,6 5,8 6,9 10,5 7,5 15,7 10,3 15,1 10,1 11,6 

Verarbeitendes Gewerbe Baugewerbe Verkehr und Nachrichtenubermittlung (ohne Baugewerbe) 

Leder-. Verkehr Kredit-
Holz-, Textil- Nahrungs- Ausbau- (ohne institute 

Jahr Papier- und und Bauhaupt- und Eisen- und -- und Genuß- Handel Deutsche Stichtag Bekle1- zu- Bauhilfs- zu- Eisen- bahnen Versiehe 
Druck- mittel- Bundes-dungs- sammen sammen bahnen post und rungs-

Deutsche gewerbe 

gewerbe gewerbe Bundes-
post) 

Insgesamt 
1981 JD ...... 841.4 697.9 731,7 1 661,1 1 199,8 461,3 2 910,0 1 011,4 163,7 229,1 618,5 771,6 
1982 JD ........ 801,6 643,0 720,6 1 569,1 1 117, 1 452,0 2 850,3 993,0 158,5 223,8 610,6 782,0 
1983 JD ........ 776,6 604,5 712,8 1 542,3 1 091.2 451,1 2 788,5 969,7 149,3 219.4 601,0 791,7 
1984 JD ........ 772,1 592,5 708,1 1 529,5 1 072,9 456,6 2 781.4 961,0 140.4 212,1 608,5 800,8 
1985 JD ........ 763,7 582.4 707,0 1 441,1 992,8 448,3 2 785,1 973.4 135,3 212,0 626,1 813.4 
19B4 31. Dez. 769,0 586.9 709,6 1 483,8 1 032,9 450,9 2 797,5 956,9 138.4 208,6 609,9 810,6 
1985 31. März 760,9 584,6 701,0 1 348.4 920,0 428.4 2 776,2 938,1 135,6 187,05) 615,5 808,9 

30. Juni 759.4 576,8 697.4 1 461,6 1 012,8 448,8 2 757,8 995,3 133,0 233.4 628,9 804,5 
30. Sept. 771.4 585,7 722,6 1 516,6 1 041,9 474,8 2 812,7 996,3 135,8 220,3 640,2 823,3 
31. Dez. 757.4 578.3 704,1 1 392,1 960,4 431,7 2 789,6 970,5 134,8 206,2 629,5 823.4 

1986 31. Marz 751,3 575,3 695,2 1 284,2 870,8 413.4 2 754,0 980,2 132,9 213,9 633,3 826,0 
Männlich 599,7 203,5 399,3 1 160,9 806.6 354,3 1 254,3 720,0 120,5 103,9 495,7 406,6 
Weiblich 191,5 371,8 295,9 123,3 64,3 59,1 1 499,6 260,2 12,5 110,0 137,7 419,3 

darunter ausländische Arbeitnehmer 
1981 JD ........ 84,5 102,1 64,1 197,7 172,5 25,1 122,7 72.5 17,3 8,8 46,5 13,2 
1982 JD . . ..... 74,9 90,7 59,0 174.4 150,6 23,8 116,6 69,1 16,6 8,3 44,3 12,7 
1983 JD ........ 68,7 82,1 54,9 167,2 143,9 23,3 113,0 65,2 15,0 7,9 42,3 12,8 
1984 JD 64,5 77,1 51,3 159,3 136,3 23,0 110,5 62,5 13,2 7,5 41,7 12,6 
1985 JD 60,4 72,8 49,1 142,0 120,0 21,9 107,5 60,8 12.4 6,7 41,7 12.4 
1984 31. Dez. 61.4 73,0 49,2 146,2 124.0 22,2 107,7 60,7 12,7 7,3 40,8 12.4 
1985 31. März 61,1 73,6 48,7 134,0 113,0 20,9 107.4 60,2 12,5 6,65) 41,2 12,4 

30. Juni 60,6 73,0 49,2 145,6 123,2 22.4 107,9 62,7 12,3 8,2 42,3 12.4 
30. Sept. 59,9 72.4 50,0 148,1 125,0 23,1 108,1 60,6 12,3 5,9 42,3 12.4 
31. Dez. 58,7 71,1 47,5 134,1 113,7 20.4 105,7 58,7 12,2 5,3 41,2 12.4 

1986 31. März 59,0 71,6 47,3 125,7 105,7 20,0 105,9 59,2 12,2 5,3 41,7 12,5 
Männlich 45,1 33,9 26,0 123.4 104,4 19,0 64,6 50,4 11,5 3,8 35,2 5,3 
We1bl1ch 13,9 37,8 21,3 2,3 1,3 1,0 41,3 8,8 0,7 1,5 6,5 7,3 

Ausländerquote 6) .. 7,9 12.4 6,8 9,8 12,1 4,8 3,8 6,0 9,2 2,5 6,6 1,5 

Fußnoten siehe folgende Seite 
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Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer 1
) nach Wirtschaftsabteilungen 

und ausgewählten Wirtschaftsunterabteilungen 2
) 

Jahr --
Stichtag 

1981 JD 

1982 JD 

1983 JD 

1984 JD 

1985 JD 

1984 31. Dez. . . . . 

1985 31. März 

30. Juni 

30. Sept. 

31. Dez. 

1986 31. März 

Männlich 

Weiblich 

1981 JD 

1982 JD 

1983 JD 

1984 JD 

1985 JD 

1984 31. Dez. . .... 

1985 31. März 

30. Juni 

30. Sept. 

31. Dez. 

1986 31. März 

Männlich 

Weiblich 

Ausländerquote6) ... 

1 000 

D1enstle1stungen, soweit anderweitig nicht genannt 

zusammen 

3 586,8 

3 652,8 

3 676,2 

3 761,8 

3 877,5 

3 795,2 

3 830,0 

3 874,7 

3 949,2 

3 917,1 

3 951,0 

1 343,2 

2 607,8 

Reinigung 
(einschl. 

Schornstein-
feger-

gewerbe) 
und 

Körperpflege 

308,8 

316,0 

313,3 

315,1 

322,1 

319,5 

317,9 

316,9 

331,8 

324,4 

322,0 

64,1 

257,8 

darunter 

Wissen-
schaff, 

Bildung, 
Kunst und 
Publizistik 

798,6 

801,5 

797,9 

807,0 

825,8 

812,5 

822,7 

824,0 

830,3 

840,1 

850,9 

334,7 

516,1 

Organisa-
tionen 
ohne 

Gesundheits- Erwerbs-
charakter und und Pnvate Vetermilr-

wesen 

Insgesamt 

1 028.4 

1 059,2 

1 072,4 

1 102,3 

1 137,7 

1 122,6 

130,8 

1 135,0 

145,8 

155,9 

1 166,7 

221,5 

945,2 

Haushalte 

362,6 

373.4 

384,8 

403,4 

425,3 

412,9 

422,2 

424,6 

430,8 

434,1 

440,9 

149,8 

291,1 

Gebietskorperschaften 
und Sozialversicherung 

zusammen 

1 349,3 

1 348,0 

1 353,8 

1 367,0 

1 386,5 

1 367,3 

1 370,3 

1 386,3 

1 406,9 

1 397,9 

1 407,1 

745,1 

662.0 

Gebiets-
körper-

schatten 

187,7 

1 184,3 

1 187,4 

1 199,1 

1 214,9 

1 198.4 

1 199,9 

1 216,6 

1 232.1 

1 223,4 

1 232,3 

678,5 

553,8 

SoZlal-
vers1cherung 

161,7 

163,7 

166,4 

167,9 

171,7 

168,9 

170,4 

169,8 

174,8 

174,5 

174,9 

66,7 

108,2 

darunter ausländische Arbeitnehmer 

295,8 

295,0 

292,0 

287,2 

283,8 

275,8 

283,5 

288,5 

287,5 

275,6 

248.7 

124.4 

160,3 

7,2 

36,3 

39,8 

40,0 

39,4 

39,1 

38,6 

39.1 

39,2 

39,6 

38,3 

39,0 

10.3 

28,7 

12,1 

42,8 

42,4 

42,3 

41,8 

41,6 

41,3 

41,8 

41,7 

41,5 

41,5 

42,2 

21,3 

21,0 

5,0 

70,0 

68,5 

66,9 

64,9 

63,2 

63,8 

63,7 

63,3 

62,9 

62,5 

62,9 

13,6 

49,3 

5,4 

13,4 

13,5 

14,5 

15,5 

16,1 

15,7 

16,1 

16,2 

16.2 

16,1 

16,4 

6,9 

9,5 

3,7 

46,8 

46,1 

47,1 

46,9 

46,2 

45,9 

45,9 

46,7 

46,4 

45,6 

46,1 

28,1 

18,0 

3,3 

44,7 

44,2 

45,2 

45,1 

44,4 

44,1 

44,2 

44,9 

44,6 

43,8 

44,3 

27,5 

16,8 

3,6 

2,0 

1,9 

1,9 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

0,6 

1,2 

1,0 

Ohne 
Angabe 

2.1 

2.8 

3,7 

2.6 

5,9 

4,3 

6.9 

8,2 

5.1 

2,6 

0,6 

0,4 

0,2 

0,3 

0,3 

0,4 

0,3 

0,7 

0,4 

0,8 

0,9 

0,6 

0,2 

0,1 

0,0 

o.o 

9,1 

1) Arbeiter, Angestellte und Auszubildende, die krankenvers1cherungspf11cht1g, rentenvers1cherungspfl1cht1g oder be1tragspfl1cht1g nach dem Arbeitsförderungsgesetz sind oder für die 
Be1tragsante1le zu den gesetzlichen Rentenversicherungen zu entrichten sind - 2) Systematik der W1rtschaftszwe1ge - Fassung fur die Berufazahlung 1970. - 3) Emschl. Herstellung von 
Geräten fürd1e automatische Datenverarbeitung. -4) Ohne Herstellung von Geräten fur die automatische Datenverarbeitung - 5) Aus meldetechn1schen Grunden Untererfassung -6) Anteil 
der Ausländer an den Beschäftigten insgesamt m Prozent 

Quelle· Bundesanstalt für Arbeit 
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Produzierendes Gewerbe 

Jahr 
Monat 

1983 D 
1984 D 
19853) D 

1985 4) Sept. .. 
Okt. 
Nov. 
Dez. ... 

1986 Jan. ... 
Febr. 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Aug. 
Sept. .. 
Okt. ... 

1983 D 
1984 D 
1985 3) D 

1985 4) Sept. .. 
Okt. 
Nov. 
Dez. ... 

1986 Jan. 
Febr. .. 
März .. 
April 
Mai 
Juni ... 
Juli ... 
Aug .... 
Sept. .. 
Okt ... 

1983 D 
1984 D 
19853) D 

19854) Sept. .. 
Okt. 
Nov. 
Dez. ... 

1986 Jan. 
Febr. 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Aug. 
Sept. .. 
Okt. ... 

Beschäftigte und Umsatz der Betriebe im Bergbau und im 
Verarbeitenden Gewerbe nach ausgewählten Wirtschaftsgruppen 

Darunter ausgewahlte Wirtschaftsgruppen 

Bergbau Gewinnung 
· I Straßen- 1 und Ver- NE-Metall- Schiff-

arbeitendes und Ver- Eisen- erzeugung Maschinen- fahrzeug- Elektro- Chemische 
Gewerbe Bergbau arbe1tung schaffende und -halb- technik Industrie von Steinen Industrie zeugwerke und Erden bau 

Beschäftigte am Monatsende 

1 000 
6 927,1 203,9 165,9 238,3 74,2 956.4 776,7 52,9 873,7 548,8 
6 853,7 194,2 165,1 222,0 73.4 930,3 785.4 45,2 878.2 550,3 
6 943,1 212.6 156,5 216,6 76,1 950,2 808,9 44,1 922,6 557,0 

7 039,9 215,0 160,8 218.6 76,8 969,3 817.1 44,3 939,9 564,9 
7 033.3 213.4 159,3 217.4 76,7 971,1 818,6 43,9 942,3 563,5 
7 030.4 212.7 157,9 216.6 76,7 972,3 821.3 43,7 944.4 562,8 
6 985,2 211.3 152,6 214,8 76.4 969,0 818,5 43,2 940,7 560,5 

6 977.4 210.4 143.4 213,5 71,8 970,2 819,1 42,6 945,0 559,3 
6 992,2 210,7 139,9 214,2 71,9 973,2 824,8 42,5 948,3 562,5 
7 013,9 210,2 144,5 213,9 72,0 976,5 829,0 42,5 952,8 564,0 
7 016,8 209,8 150.6 212,7 71.9 976,9 828.4 42.2 954.4 562.5 
7 021,3 209,5 153.2 211,9 72,1 976,8 831.1 41,6 955,1 562,6 
7 043.9 208,7 154,1 210,7 72.4 980,1 837,1 40,8 959,3 564,6 
7 096,3 208,6 155,7 210,3 73,5 986,3 849,9 40,2 965,7 570,5 
7 121.7 208,9 156,3 210,1 73.4 991.8 846,5 40,2 970,7 572.4 
7 149,5 212,3 156,1 210,5 73,1 998,7 847.4 40,3 974,5 574,2 
7 129,9 210.4 155,2 207,7 72,6 997,0 846,3 39.9 976,7 572,0 

Umsatz insgesamt1) 

Mill.DM 

109 388,5 2 188,3 2 520,7 3 474,2 1 989,3 10901,5 13047.4 712,5 10 628,2 12 824.9 
116 538,2 2 393,0 2 544,0 3 999,6 2 191.7 11 626,0 13 544,7 686,7 11 197,6 14143,3 
124 712,8 2 979,1 2 397,0 4 341.9 2 189,1 13 096.4 15 375,6 611,8 12 642.4 14 845,1 

130 727,8 2 690,8 2 987,2 4 700,2 2 206.4 13 083.2 15 646,8 813,6 14 971,2 14 618,7 
138 398.3 2 989,8 3 238.2 4 852,1 2 403,6 13 682,4 17 223,6 654,3 13 860,5 15 758,5 
128 968,5 3 064,9 2 356,9 4 229,7 2 040,3 13 117,9 17 072,5 617,3 13 581,7 14318,3 
127 003.7 3 490,0 1 932.3 3 621,3 1 622,1 17 303,7 14 588,8 1 786,0 15 185,6 12 899,2 

119 029.4 3 084,5 1 505,6 4117.2 2 062,9 10 761.1 15153,3 319,5 11 762,9 15 049,0 
118 008,1 2 966,7 1 231,1 4 007,6 1 923,7 11 344,3 16 254.0 291,7 12 141.7 14 209,3 
120 872,3 2 881,2 1 768,3 4 212,5 1 834.3 12 673,6 16 301,2 205.4 12 866,1 14 164,7 
132 279,3 2 853.4 2 695,2 4 450,2 2 085,5 13 712,1 19 421.2 471,8 13 408.0 15 256,1 
114 975,8 2 527,0 2 649,0 3 888,5 1 770,3 11 573.3 15 290,7 844,1 11 699,7 13 589,6 
125 025,7 2 375,6 2 925,6 4 076,2 1 933,1 13 963,4 16 775,2 617,2 13 541.4 14 207,5 
121 608,2 2 415,9 3 116,7 3 734,8 1 877,9 13 623,7 15 072,5 629,8 12 842.7 13 961,2 
104 803.1 2 212,8 2 758,8 3 342.4 1 639,0 11 075,1 11 773,0 297,1 11 144,3 12 453,1 
129 463,2 2 434.9 3 148,9 3 981,9 1 881,5 13 897,5 16 582,2 597,3 15 234,5 14 313,2 
132 689,3 2 604,2 3 287,9 3 943,5 2 004,6 13 703,8 17 377.4 643,2 14 369.7 15 142,5 

darunter Auslandsumsatz2) 

Mill. DM 

29 602,8 296,3 235.3 1 297.8 571,0 4 867,0 5 838.4 266,8 3 250,2 5 120,3 
33 543.7 358,8 257,8 1 567,0 655,9 5 329,7 6 575,7 347,0 3 541.2 5 960,6 
37 032,2 377,8 271,1 1 692,8 665,7 5 759,2 7 655,9 306,8 4082,0 6 391,0 

38 889,7 343,3 286.4 1 868,3 624,2 5 932.7 7 525,6 423.6 5 150,2 6 126,8 
39 912,9 350,7 313,7 1 867,8 720.2 6 299,7 8 447,5 211,8 4 242.4 6 460,9 
38 413,0 315,7 280.2 1 597,9 637,8 6 042,9 8 510,8 405,2 4 262,0 5 992,2 
40 201,2 377,0 240,9 1 508.2 520.1 8 847,5 7 489,7 1 319,9 4427.1 5 626,6 
35 290,0 326,6 260,0 1 437.4 616,0 4 773.8 7 762,7 121.1 3 650,5 6 597,2 
35 846,0 332.7 252,5 1 385,5 586,9 5 110,5 8 166,0 90,3 4 009,7 6 149.4 
36 750,8 316,8 256,0 1 475.4 568,0 5 947,0 7 914,3 68.9 4 304,5 6 153,5 
40 278,2 342.4 300.4 1 536,8 629,5 6 305,6 9 363.4 140,8 4 290,2 6 793.2 
33 706,2 345,1 276.4 1 325,0 540,1 5 198,2 7 314,9 263,0 3 611,0 5 809,7 
38 040,1 279,2 309,5 1 438,7 581.1 6 287,9 7 986,9 392.6 4 378,7 6 025,3 
35 706,7 255,8 276,8 1 319.4 600,2 6 176,6 7 100,3 380,5 4 073,6 5 795,5 
29 177,9 230,3 253,6 1 188,6 494,0 4 844,7 5 320,7 144,1 3 411,6 5 079,7 
38 121,7 286.9 283.4 1 448,2 569.6 6 237,1 7 679.4 312,2 4696,2 5 870,6 
38 333.1 265,5 301,0 1 432.9 590,8 5 917,6 8 346,9 432.4 4 231,7 5 969,9 

Siehe auch Fachserie 4, Reihe 4 1 1 

1 

Beklei-Textil- dungs-

gewerbe 

241,5 193,9 
235,5 191,1 
231.4 188.4 

232,3 189,0 
232,2 187,9 
232.2 187,7 
230,7 186,0 
229,2 188,2 
229,7 188,6 
229.4 188,0 
228,5 186,5 
227,7 185,1 
227,2 184,1 
226.1 183,5 
226,1 184,3 
227,8 185,5 
227.4 184.7 

2 748,9 1 680,9 
2 906,0 1 787,7 
3064,1 1 839,0 

3 357,5 2 505,8 
3 689,0 2 142.5 
3 256,6 1 650,9 
2 642,0 1 367,3 

3 262.4 2 069.4 
3144,3 2 201,7 
3 127,6 2 195,7 
3 315,6 1 797.4 
2 713,7 1 189,9 
2 977.4 1 351,0 
3 071,6 2 084,3 
2 316,1 2 182,5 
3 362.0 2 673.4 
3 561,7 2 161,0 

639.1 258,3 
727,8 299,0 
813,7 332.6 

888.4 510,8 
951,5 364,8 
818,6 217.4 
708,0 210,0 
863,7 426,0 
868,2 467,0 
862,6 455,2 
905,3 280,6 
741,1 154,8 
830,3 232,8 
865,1 463,6 
632,8 496,8 
861,9 541,0 
889,2 374,9 

Darstellung nach der „Systemat1kdarW1rtschaftszwe1ge", Ausgabe 1979. Fassung fürd1e Stat1st1k 1m Produzierenden Gewerbe (SYPRO). Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Be-
schiftlgten und mehr einschl. Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektnzitats-, Gas-. Fernwärme- und Wasserversorgung. -Komb1n1erte Betriebe werden derjenigen Wirtschaftsgruppe 
zugerechnet, 1n der der Schwerpunkt des Betriebes, gemessen an der Beschäftigtenzahl, liegt -Im H1nbl1ck auf die einzelnen Stufen der Umstellung des kurzfristigen Berichtssystems 1m Berg-
bau und 1m Verarbeitenden Gewerbe siehe Heppt, E „Umstellung des kurzfristigen Berichtssystems 1m Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe„ 1n Wirtschaft und Statistik 6/1979, S. 394tf. 
1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) Umsatz mit Abnehmern 1m Ausland und - soweit einwandfrei erkennbar- Umsatz mit deutschen Exporteuren -3) Endgültige Ergebnisse. -4) Vor-
läufiges Ergebnis 
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Jahr 
Monat 

1982 ......... 
1983 ......... 
1984 ......... 
1985 ......... 
1985 Sept. .... 

Okt ...... 
Nov. .... 
Dez. .... 

1986 Jan. .... 
Febr. .... 
März .... 
April .... 
Mai ..... 
Juni .... 
Juli ..... 
Aug. .... 
Sept. .... 
Okt ...... 

Jahr 
Monat 

1982 . . . . . . . . . 
1983 ......... 
1984 ......... 
1985 . . . . . . . . . 
1985 Sept. .... 

Okt. ..... 
Nov. .... 
Dez. .... 

1986 Jan. .... 
Febr. .... 
März .... 
April .... 
Mai ..... 
Juni .... 
Juli ..... 
Aug. .... 
Sept. .... 
Okt ...... 

Jahr 
Monat 

1982 ......... 
1983 ......... 
1984 ......... 
1985 ......... 
1985 Sept. .... 

Okt ...... 
Nov . . . . . 
Dez . . . . . 

1986 Jan. .... 
Febr . . . . . 
März .... 
April .... 
Mai ..... 
Juni .... 
Juli ..... 
Aug . . . . . 
Sept. .... 
Okt ...... 

Index des Auftragseingangs 1) für das Verarbeitende Gewerbe 
1980 = 100 

Grundstoff- und Produktionsgutergewerbe 

Verar- Gewinnung 
Hochofen-, 

Eisen-, Stahl- und NE- Z1ehere1en b8<tendes und Ver- Stahl-zu- Warmwalz- Metall- und Chemische Holzbear-Gewerbe2) arbeitung (oh. H.v. halbzeug- und Kaltwalz- Industrie beitung sammen von Steinen Temper-Stahlrohren) werke und Erden werke g1eßerei 

103,4 102,0 95,7 87,4 90,7 96,4 94,1 109,8 85,6 
107,9 109,2 100.7 90,8 106,9 96,1 100,5 119,3 90,1 
118,2 120,8 103.0 103.2 115.4 101,6 109,9 132,5 92,7 
127,8 125,7 96.2 109,1 121,0 113,9 111.0 139,7 90,1 
128,2 124,3 118.6 104,7 115,3 116,4 109,4 137,1 98,9 
141,1 138,0 122.1 115,3 130,5 129,6 122,3 148,5 105.9 
129.8 121,0 86,8 103,3 115,1 116,1 111,9 134.4 93,9 
122,1 110.3 71.5 99,8 102,4 97,5 93,2 124,9 76,6 
131,2 128.2 59,6 117,0 138,3 124,4 111,2 146,1 85,7 
130,3 118,7 53.4 106,1 116,6 117,0 115.2 133.3 82,3 
131,5 119,9 74.2 106.6 118,6 116,9 108,5 131,8 86,8 
139,1 131,9 107,6 112,2 128,2 130,2 120,0 143,7 101,7 
119,6 114,8 107.2 92,8 110,1 103,5 102,2 126,4 89,8 
128.2 121.8 115,7 101,9 114,3 113,1 110,1 133,1 95,8 
127,0 123,4 123,6 96,8 115,1 108,8 110,8 135,0 94,4 
108,3 106,1 112,1 85,3 91,4 92,6 88,7 116,4 80,9 
130,6 119,5 122,9 90,9 102,2 112,7 103,3 132,4 102,7 
136,7 125,9 123,0 93,9 117,6 111,3 110,6 137,8 108,1 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 

Stahlver- Stahl- und Her-
formung, Leicht- Straßen- stellung 

zu- Ober- metall-, Maschinen- von Kraft- Elektro- Fem-
flächen- Schienen- fahrzeug- Schiffbau techrnk mechanik. sammen wagen Optik veredlung, fahrzeug und 
Härtung bau -motoren 

105,4 97,6 106,5 101,3 120,7 122,3 116,0 101,1 99,4 
108,2 100,3 98,0 101.4 129,5 132,9 90,9 104,1 100,7 
119.3 108,7 99,2 113.3 138,8 142,6 108,6 116,5 111,6 
133,6 120,6 102,3 128,4 161,9 167,0 149.6 126,9 122,0 
130,6 119,2 109,4 121.6 153,0 158,0 207,4 126,0 111,6 
144,3 136.7 101,2 135,1 162,5 166,7 195,5 148,5 141,0 
138,9 125,8 120,0 128,1 173,7 179,6 86,3 131,8 134,2 
138,5 106,7 97,5 134,3 153,0 158,2 262,0 140,3 119,5 
138,0 139,6 94,5 133.2 182,6 189,2 43,1 128,3 128,4 
140,8 133,5 89,5 132,1 189.1 196,3 50,3 134,7 133.8 
139,6 127,7 109,2 136,2 169,9 175,2 45,6 134.0 135,4 
145,9 137,2 110,2 138,2 182,5 188,3 197,8 136,5 133,5 
127,0 119,7 95,4 128,7 152,2 156,4 51,8 120,1 123,4 
138.3 128.4 97,6 135,1 181,1 187,4 32.1 128.3 123,2 
135,8 130,4 133,7 134,0 164,2 168,6 55,0 126.6 122,5 
111,7 107,5 113,0 106,8 132.5 136,4 30,5 106,9 104,1 
134,2 123.7 151,2 118.1 157.4 162,2 146,6 129,9 120,4 
140,6 129.7 113,7 123,5 180,7 185,9 135,5 136.6 128,1 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 

Her- Her- Her-
stellung stellung Papier- Druckerei, stellung Her-

zu- Fem- und Ver- von Holz- und Verv1el- von Leder- stellung 
sammen keramik arbeitung und Pappever- fältigung Kunststoff- erzeugung von 

Polster- arbeitung Schuhen von Glas möbeln waren 

100,2 97,3 98,2 91,1 109,7 102,4 103,2 118.8 102.5 
105,0 98,6 105,9 93,0 112.7 103,6 113.7 138.5 104,3 
111,4 106,9 109,1 95,1 119.5 112,0 125,7 155,2 98,0 
115,0 106,0 114,4 91.3 128.4 117,5 130,8 156,7 103,4 

127.6 105.4 109,3 94,5 128.1 118,g 135,0 160,9 121,7 
137,3 129,3 126,4 104,2 142,4 133,5 146,9 172.6 176,4 
118,3 106,2 118,8 98,8 128,7 124.3 133,4 189,4 111,8 

95.7 78.4 113,3 77,5 110,9 119,8 112,1 140,2 50,1 

117,3 120,9 131,0 103,1 141.4 120,5 138,7 178,3 68,8 
119,8 109,8 113,5 97,7 130,2 114,7 133,4 167,1 83,3 
127.7 122.7 123.9 93.6 128.1 119,2 132,0 143,8 109,1 
132,0 120,5 123,0 104.2 143,7 126,9 150,9 167,4 189,2 
106,9 95,1 107,9 88.4 123.5 120,2 132,4 158,2 129,3 
110.3 101,3 114,8 96,1 136,8 122,1 145,4 161.6 59,3 
108,5 105.7 118,1 88,0 136,6 121,5 143,5 130,6 40,9 
102,3 95.4 103,7 82,0 117,3 113,3 123,5 97,6 57,8 
138,0 117,3 119,1 103,7 136,5 125,3 145,1 166,3 139,0 
142,6 135,5 134,1 112.7 143,8 140,7 157,5 165,5 186,9 

Siehe auch Fachserie 4, Reihe 2.2 

Zellstoff-, 
Holzschliff-, Gummi-Papier-

und verar-
beitung Pappe-

erzeugung 

115.3 107,3 
126,3 109,8 
149,7 113,6 
148,2 126,5 
137,8 129.1 
159,8 155,0 
147,4 139,7 
129,8 107,3 
164,6 127,8 
147,8 127,4 
148,1 139.9 
174,6 141,9 
139,5 121.8 
152,6 132.9 
148,4 126,2 
124.1 106,4 
146,9 138,5 
160,6 155,2 

Her- Herst. 
stellung von Büro-

von Eisen-, maschinen, 
Blech- und ADV-Gerirten 

Metall- und -Em-
waren richtungen 

99,2 112,9 
105,5 129,3 
113.8 156,5 
118,5 185,5 
119,4 184,9 
136,8 164,1 
124,6 213,2 
104,9 237,6 
126,2 152.5 
121,2 182,8 
120.4 204,7 
134,1 166.1 
117,1 144,2 
128.4 169,5 
127.8 144,3 
109,1 131,0 
130,5 188,5 
138.5 172,6 

Beldei-Textil- dungs-gewerbe gewerbe 

98.0 100,0 
103,4 103,4 
107,3 112.0 
112,6 112,1 

126,1 188,5 
137,9 159,1 
123,5 91,2 

91,5 60,0 
110,5 85,3 
115,2 144,7 
123,9 192,7 
128,4 129,4 

95,9 68,4 
98.7 61,0 
92,9 74,1 
81,3 117,7 

134,3 210,4 
137,0 162,2 

Darstellung nach „Systematik der W1rtschaftszwe1ge", Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik 1m Produzierenden Gewerbe (SYPRO). - Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 
20 Beschiftigten und mehr - 1) Auftragseingang m 1eweillgen Preisen (Wertmd1zes) - 2) Ausgewählte W1rtschaftszwe1ge (ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe). 
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Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe - fachliche Unternehmensteile 
1980 = 100 

Produzierendes Elektrizitäts- und Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 
Gewerbe Gasversorgung Verarbeitendes Gewerbe 

Jahr Grund- lnves!I- 1 Ver- Nah- Bau-

Monat ohne Elektri-1 Gas- zu- stoff- t1ons- brauchs- rungs- haupt-
ins- Bau- zu- z1tats- sammen Bergbau zu- und und gewerbe1) 

gesamt haupt- sammen sammen Produk- Genuß-tions- güter 
gewerbe guter- produz1erndes mittel-

versorgung 
gewerbe Gewerbe gewerbe 

kalendermonatlich 
1983 . . . ..... 95,5 96.4 101,1 103.8 90,1 96.1 90,6 96,3 93,9 98,8 91,6 99.4 89,0 
1984 ......... 98,7 99.6 105,5 110,0 87,3 99,3 90,0 99,6 97,9 102,3 94,1 101,1 89,5 
1985 ......... 102,6 104,5 110,1 114,6 92,1 104,1 90,8 104,6 98,7 112, 1 94,5 103,6 83.7 
1985 Okt. 119,8 120,1 113,9 120,1 89,0 120.4 97,7 121.3 108,8 131,8 110.9 125,5 117,6 

Nov. 110.4 113.0 127,1 128,9 119,9 112.1 97,3 112.7 99,2 125.1 98,7 116.2 84.9 
Dez. 98,5 101,5 123.0 125.4 113.4 100.2 86.5 100,7 85.2 116,8 84,5 97,5 68,1 

1986 Jan. 98,1 103.0 131,9 133.8 124,2 101,2 100.4 101.2 96,3 105.7 95.4 103,8 50,1 
Febr. 97,1 103,2 127.1 128,5 121.3 101,7 91.5 102,1 93,5 111.8 93,8 95.9 36.0 
März 101,1 105,1 122,3 125,6 109,0 104,1 91,7 104,5 97.2 114,6 95.9 93,6 61,5 
April 113,9 115,3 111.6 116.4 92.5 115,6 91,3 116,5 105.9 129,5 104,6 106,6 99.8 
Mai 98,5 99.4 91,0 97,7 64,1 99,9 79,6 100,7 96.6 109,1 86,9 96.3 89,9 
Juni 107,0 107.6 92,6 98,9 67.4 108,5 80,8 109.6 101.4 121,3 95,5 102.4 100,7 
Juli ..... 105,6 105.4 92.0 99.2 63,3 106.2 84,6 107,1 100.4 114,4 97.0 108.4 107,1 
Aug .... 91,2 91,2 87.0 93,3 61,7 91.5 80,1 91.9 91,3 94.1 80,9 101.4 91,1 
Sept. ... 112,2 112.4 100,0 105,5 78,1 113.2 79.2 114,5 101.7 125,8 108,0 109.3 110.4 
Okt . . . . 119,9 120.2 111.2 116,9 88.3 120,7 89.4 121.9 106,8 132.9 113,7 127,3 117.1 

von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt 
1983 ......... 95,4 96.3 101,2 103,9 90,1 96,1 90.6 96,3 94,0 98.7 91,5 99,3 88,8 
1984 ......... 98,6 99.6 105,5 110,0 87,3 99,2 90,1 99,5 97,8 102,2 94,0 101.1 89.2 
1985 . . ..... 103,0 105.0 110,5 115,1 92,3 104,6 91. 1 105,1 99,1 112,7 95,1 104,0 83,7 
1985 Okt. 114,8 114,9 109,6 115.4 86,3 115.2 92,9 116.0 104,9 125,7 105,2 120.8 114,0 

Nov. 113,8 116,6 130.6 132.7 122.4 115,7 100,0 116,3 102.1 129,2 102.4 119.7 86,2 
Dez. 100,5 103,7 124,5 127.6 112,1 102,5 89,1 103,0 86.4 119,5 87,9 98.7 67,9 

1986 Jan. 95,5 100,3 130,0 132.0 122,0 98,5 98,5 98.5 94.2 102,8 92,6 100,7 47,3 
Febr. 104,2 110.9 138,0 139,2 133,1 109,2 98,6 109,6 100,6 119.9 100,2 103.4 37.2 
Marz 102,7 106,5 120.2 123.7 106,1 105,6 91,8 106,1 98.3 116,1 98.4 95.4 65.2 
April 113,0 114,3 111.1 115,8 92,5 114,5 89,6 115.4 105,3 128,2 103,0 106,0 100,1 
Mai 103,9 104,5 92,1 99.6 62,1 105,3 83.2 106,1 100,2 115,8 94,2 98,5 97,1 
Juni 109,5 110.4 96,0 102,2 71,3 111.3 85.4 112.3 103,6 124,4 98.1 104,3 100,3 
Juli ..... 100,3 100.0 87,7 94,5 60.4 100,8 79.4 101,6 96.1 108,2 91,2 103,8 103.1 
Aug. 90,1 90,1 85,0 91.3 59,8 90.4 79.2 90,8 89,9 92,8 80,3 100,8 90,3 
Sept. 111.8 112.2 101.4 106,8 79,8 112,9 78,6 114.2 101.4 125,6 107,0 109,5 108,2 
Okt. ... 114,7 115,0 107,7 113,1 86,2 115.4 86.1 116,5 102.6 126,9 108,0 121,9 112,0 

Bauhaupt- Bergbau Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 
gewerbe1) darunter Ge- NE- Ziehe-

Jahr wmnung Eisen- Metaller- Eisen-, reien, 
Monat Hoch- Tief- Stein- Braun- Ge- Mineral- und Ver- schaf- zeugung, Stahl- NE- Kaltwalz- Che-

bau- bau- kohlen- kohlen- winnung ölver- arbeitung fende NE-Metall- und Metall- werke; mische 
le1- lei- berg- barg- von arbeitung von Stei- Industrie halbzeug- Temper- g1eßerei Mechanik Industrie 

Erdol, nen und gießerei stungen stungen bau bau Erdgas Erden werke a.n.g. 

kalendermonatlich 
1983 ....... 88,5 89,6 89,5 93,5 92,2 80,9 86,8 81.9 105,2 82.4 95,7 89,2 103.3 
1984 ......... 88,8 90,3 85.4 96,0 94,6 80,7 86,1 89,7 108,8 84,3 105.8 89.2 108,7 
1985 ......... 77,3 90,9 89,8 92,7 90,3 78,9 78,6 93,7 110,5 86,9 113,2 88,3 110,7 
1985 Okt. 104,7 132.1 97,9 97,3 95,3 78,6 105,8 101,1 126,3 103,9 137,7 106,2 116.4 

Nov. 76,4 94,5 88,7 98,6 110,9 78,0 80,3 95.0 110,1 88,7 122,8 90,1 109.1 
Dez. 62,6 74,2 84,7 96,1 86,6 77,8 60,5 73,7 97,2 70,9 95.4 64,4 97,6 

1986 Jan. 51,6 48.4 97.4 90,8 112.0 74,7 48,7 90.9 115,7 91,5 132,3 85.4 112,6 
Febr. 36,1 35,9 87,6 92.4 98.4 73,5 42,7 90,5 112,8 91.8 130.7 90,5 108,6 
März 59,7 63,5 87.9 97,1 98,2 76,6 59,8 91.2 114,1 90.4 126,2 87,4 112.3 
April 88,1 113,0 96.4 90,2 81,7 73,0 91,7 94,8 125,6 103.2 148,0 105.7 117,3 
Mai 79,0 102.1 83.4 77.8 71,9 83,6 85,3 84,1 109,7 81,3 82,9 86,5 108,0 
Juni 88,4 114,6 85,6 72.5 72,8 76.4 93,6 91.1 114,3 89,2 121.3 98,0 111,3 
Juli ..... 94,0 121.9 93,3 82,7 76,8 82,9 98.7 82,6 123,2 80,0 80,5 97,9 112.2 
Aug. 79,5 104,2 86.8 76.8 67,7 82,6 87,1 79.1 105,3 60,9 73,7 78.4 101,2 
Sept. 97,5 124,9 84,1 75,9 66,7 75,8 101,9 90,1 118,9 95.4 115,0 100.4 108,1 
Okt. .... 104,6 131.3 90,5 92,9 91,7 72.5 105,9 89,3 127,0 98.3 157.9 107,8 115,5 

von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt 
1983 ......... 88.3 89.4 89.4 93.4 92,3 81.2 86.6 82,0 105,1 82,2 95,6 89,2 103.4 
1984 ......... 88.6 90,0 85,5 95,9 94,9 80,7 85,9 89,7 108,7 84.3 105,8 89.3 108,8 
1985 ......... 77,4 90,9 90,2 93,1 90,6 79,2 78,7 93,9 111,1 87.6 114,3 88.8 111.1 
1985 Okt. 101,2 128.4 92.4 91,7 92,6 77.4 102.4 98.5 119,2 97,3 129.4 101.4 112,6 

Nov. 77,7 95,7 90,7 101.2 115,2 82.1 82,2 97.3 114.4 92,6 129,0 92,8 111.4 
Dez 62,8 73,7 89,2 100,6 84,8 76,1 61,1 73,6 102.5 75,2 102,5 67,5 98.4 

1986 Jan. 49,0 45.3 94,7 90,5 111,0 74,1 46,6 89.4 111,9 89,0 130,1 83,2 110,1 
Febr. 37,2 37,2 93,0 98,7 109,2 80.5 45,0 98.4 120.4 98,0 138,8 96,6 116,8 
Marz 63,5 67,1 91.4 97,2 91,5 74,7 62,6 90,5 118,0 92.4 128,1 91,2 113.8 
Apnl 88,1 113,7 93,8 87,3 82,7 73,2 91.8 94,8 123,5 100,9 145,6 103,7 117,0 
Mai 86,5 109.0 91.4 81.9 66,7 83.4 90.4 85,3 116.4 91,0 97,6 91.2 110,1 
Juni 88,0 114,1 90,6 78,5 76,1 77,0 93,5 93,5 118,2 93.1 124,3 101,7 113,9 
Juli ..... 90,3 117,5 86,7 77,0 74,4 80,5 95,3 79,3 116,0 73.3 73.4 92,2 107.9 
Aug. 79,1 103,0 84,7 75,8 69,1 81,0 86,0 77,7 104,3 60,7 72,0 78,0 99,7 
Sept. ... 95,1 123,0 81.7 74,7 70,7 77.7 101,3 90,8 118,3 93.8 113,8 98,7 107,6 
Okt. .... 100,1 125,5 85,3 90,3 91,2 70,5 101,6 86,1 120,1 93.2 151.4 102,6 111,1 

Siehe auch Fachserie 4, Reihe 2 1. 
Darstellung nach der Systematik der W1rtschaftszwe1ge Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik 1m Produzierenden Gewerbe (SYPRO). - Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 
20 Beschäftigten und mehr 
1) Vormonatsvergleich eingeschränkt, da Ergebnisse ab Oktober bereits aufgrund der Totalerhebung im Bauhauptgewerbe 1986 berechnet sind Der hieraus resultierende statistische Effekt 
beläuft sich auf etwa + 3,9 % beim Hochbau und + 1,0 % beim Tiefbau 
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19B3 
1984 
1985 
1985 

1986 

1983 
1984 
1985 
1985 

1986 

1983 
1984 
1985 
1985 

1986 

1983 
1984 
1985 
1985 

1986 

Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe - Fachliche Unternehmensteile 
1980 = 100 

Grundstoff- und Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 
Produktionsgütergewerbe Ver-

Stahl- Straßen- Herstel- brauchs-
Her- Stahl- und fahr- Elektro- Fem- Her- lung von güter 

stellung, Zell- Leicht- technik, mecha- stellung Büroma- produ-
Ver- stoff-, ver- zeug- Repara- schinen, zieren Jahr arbeitung Holz- formung; meta II- Ma- bau, tur von nik, von Datenver- des Monat und Holzbe- schliff-, Gummi- Ober- bau, schinen- Repara- Schiff- elek- Optik, Eisen-, arbe1- Gewerbe 
Ver- arbeitung Papier- verar- flächen Sch1e- bau tur von bau Irischen Her- Blech- tungs-

edlung und be1tung vered- nen Kraft- Geraten stellung und geraten lung, fahr- fahr- von Metall-von Pappeer- Hartung für den Uhren und Fem-Flach- zeugung zeug- zeugen Haushalt waren -einrich-bau usw. keramik glas tungen 

kalendermonatlich 
.......... g1, 1 B8,0 109,0 99,5 86,7 89,7 92,6 108,0 95,0 98,3 87,5 92,5 133,8 91,3 
.......... 89,9 92,7 119,6 104.4 91,1 84,0 93,0 107,3 83.1 105,8 91,0 97,1 172,0 91,5 
.......... 95.7 89,5 120,1 111,3 97,0 81,6 99,1 119,0 86,7 118,0 99,3 101,7 213,5 91,0 
Okt. 123,5 106,8 128,7 128,6 111,5 100,7 114,9 137,6 96,7 136,1 113,7 122,9 281.4 104,9 
Nov. 111.1 89.4 125,8 115,0 97.4 93,2 106,7 132,9 88,1 130.4 107,7 106.4 294,8 89,6 
Dez. 88,6 73,9 98,9 93,7 76,5 112,5 123,3 103,6 70.4 116.4 100.2 89.3 256,5 72,2 
Jan. 100,1 85,8 123,5 115,2 103,2 65,8 85,6 128,1 79,5 110,7 95,7 103,1 163,5 86,8 
Febr. 88,8 81,6 119,3 116,7 101,9 64.4 92,7 128,0 80.4 118,6 103.4 102,6 210,6 89,2 
März 90,3 85,1 118,5 117,1 102,3 69.4 101,2 122,0 79,5 121.4 105,6 102,8 225,0 90,2 
April 115,0 102,0 127,7 128,1 115,9 81.4 112,3 145,6 90,0 132,9 113,8 118,9 248,9 100,6 
Mai 88,7 87,3 118,3 106,2 93,1 74,1 97,1 119,9 75,8 113,6 97,3 97,7 197,5 89,0 
Juni 115,0 96.4 129.3 113,8 102,3 85,3 109,5 130,0 90,1 124,8 106.4 110,3 231,1 87.4 
Juli ...... 103.9 92,7 126,7 98,5 100,7 80,1 107,1 115,9 64,1 120,3 99,1 108,7 207,9 86.4 
Aug ...... 87,1 75,9 120,8 93,2 85,2 72,8 86,8 91.4 62,5 102,6 81,8 86,5 171,7 79.4 
Sept. „ „ 117.1 100.4 127,6 124,6 104,3 85,6 110,0 129.3 72,3 136,0 111,3 116.4 260,1 93.6 
Okt. ..... 134.5 106,6 133,9 131,6 128.4 96,0 112,6 138,9 77,9 144,9 116,0 124,1 258,3 99,5 

von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt 
.......... 91,1 88,0 108,9 99,2 86,6 89,7 92,6 107,8 95,0 98,2 87.4 92,5 133,9 91,3 
.......... 89,9 92,7 119,2 104,3 90,9 83,9 92,9 107,1 83,0 105,7 90,9 97,1 172,2 91,5 
.......... 96.2 89,9 120,6 112,0 97,7 81,7 99,5 119,6 87,3 118,6 99,8 102,3 214,1 91.4 
Okt. 117.0 101,7 123.3 120,8 104,8 97,5 110,2 130,0 91,9 129,5 108.4 116,2 274,2 100,3 
Nov. 115.4 92.3 128,0 118,7 101,1 96,1 110,1 138,0 91,2 134,3 111,8 110,2 301.7 92,0 
Dez. 92,6 76,5 103,5 98,5 82,7 112,1 124,6 107,5 72,8 120,7 102.4 94,3 249,9 74,9 
Jan. 99,0 83,1 120,8 112,1 100,1 64,6 82,7 124,8 78,1 107,7 93,3 100,2 159,9 84.4 
Febr. 95,0 87,0 126.6 124.4 107,9 69.4 99,6 138,0 85,6 126,5 111,2 109,2 227.4 95,7 
März 91.4 88,0 120,1 119,8 105,7 69,3 102,7 122,2 80,5 123,9 106,5 105,7 226,6 91,5 
April 112.4 100,8 127,2 125,1 113,5 80,6 111,6 144,2 88,5 131,3 113,0 116,7 248,3 99,6 
Mai 97,1 94,3 128,5 117.4 103,2 77,8 100,1 129.0 84.4 122.0 102,0 106,3 207,5 92,9 
Juni 121.0 99,1 130,3 117,3 105,5 86,8 112.4 134,2 91,5 127,7 108,7 114,1 233,9 90,2 
Juli ...... 96.5 87,3 121,6 90,8 93,8 76,5 102,1 108,7 59,6 113,5 94,2 101,7 199,1 81,7 
Aug. ..... 85,8 75.4 116,6 93,6 83.4 72.1 86,5 89,3 61,7 100,7 80,9 85.4 171.4 78,5 
Sept. .... 114,5 99,5 127.1 121,3 102,9 85,9 110,8 129,8 70.4 135,1 111,6 115,3 255,5 93.4 
Okt. ..... 129.8 101,5 128.4 125,1 121,6 92,6 107.4 132,5 74,0 138,2 111,0 117,6 250,5 94,9 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe Nahrungs-
und Genußmittel-

Her- Lederver- 1 Be-
gewerbe 

stellung, Her- Papier- Her- arbeitung Textil- kleidungs-Jahr Ver- stellung und Drucke- stellung Leder (ohne Her-
Monat arbeitung Holzver- von Pappe- re1, von er- Her- stellung Er- Tabak-

und Ver- arbeitung Musik- ver- Verviel- Kunst- zeugung stellung von nährungs- ver-
edlung mstru- arbaitung fält1gung stoff- von Schuhen gewerbe gewerbe arbeitung 

von menten1) waren Schuhen) Hohlglas 

kalendermonatlich 
.......... 94.4 81,5 92,7 100,0 94.4 104,5 121.4 78,8 86,3 89.4 82,3 100,5 96,6 
.......... 101,1 80,7 93.1 102,8 98,7 111,2 115,5 76,6 88,9 91,7 82.4 101,8 99.4 
.......... 105,5 74,9 94,7 106,2 99,6 116.4 106,3 73,7 84,3 94,5 80,8 103,9 102,6 
Okt. 117.8 89,2 122,9 120,9 114,1 135,1 129,3 95,2 106,2 114,5 91,6 128,2 118.4 
Nov. 112,3 80,0 106,7 107,8 106,3 120,8 115,8 87,8 80,9 100,6 79,0 118,5 110,2 
Dez. 97,7 69,6 95.9 92,3 106,2 95,7 85,9 66,5 62,0 80.4 67,9 103,9 80,7 
Jan. 106.3 68,8 84.3 115,6 97.4 117,8 115,9 69,5 81,1 101,6 86,7 103,1 105,7 
Febr. 98.0 72,8 80,2 106.4 93,2 115,8 113,5 75,1 79,6 99,5 87,6 93,1 103.4 
März 105,5 75,6 88,9 104,2 99,2 116,5 106,9 75,0 79,3 99,3 89,7 93,7 93.4 
April 111,8 85,0 101.0 118,1 106,0 134,1 123,8 78.4 78,1 109,1 84,2 106,6 106,6 
Mai 104,8 69,5 83,3 97,3 94.9 116,6 95,8 57,9 63,8 86,8 59,0 100,0 86,7 
Juni 108,5 77,7 94,6 109,6 99.4 127,1 110.4 69,5 62,6 97,8 69,8 103.4 99,9 
Juli ...... 115,7 75,5 97,7 112,0 98,8 125,9 97,3 72,2 66,1 92,3 88,0 105,9 114,8 
Aug ...... 104,0 50,8 83.5 102.3 93,9 110,0 57,1 59.4 89,7 63.4 69,1 99,1 107,6 
Sept. „ „ 109,5 88,2 112,9 121,3 105,1 134,0 111,1 88,7 101,6 107,5 100,1 107,6 113,7 
Okt. ..... 116,5 93,6 127,8 131,1 117.5 142,2 122,2 95,5 91,7 114,0 91,1 130,8 118.2 

von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt 
. . . . . . . . . . 94,2 81,5 92.4 100,1 94.4 104,3 121,2 79,0 86.1 89,3 82.4 100,3 96,7 
.......... 100,7 80,8 93,1 102,9 98,5 111,2 115,6 76,7 88,8 91,8 82.4 101,8 99,3 
.......... 105,9 75.4 95,1 106,9 100.1 117,0 107,0 74,1 85,1 95.2 81,3 104,2 103,2 
Okt. 112,7 84.4 116.1 114.4 109,1 127,9 122,0 90,3 100,6 108,3 86,9 123,3 114,2 
Nov. 114,7 83,2 110.4 111.4 109,9 125.4 120,2 90,1 85,2 104,6 82,2 122,0 113,7 
Dez. 101,2 72,2 100,3 97,3 108,8 99,7 90,0 69,3 66,3 84,6 70,6 105,3 81.4 
Jan. 103,9 66,5 82,0 112,3 94,5 114,0 113.6 67,8 79,5 98,8 84,8 100,7 100,9 
Febr. 103,7 77,7 84,9 113,3 100,0 123,9 121,8 80,1 84,2 106,1 93,7 100,3 111,5 
März 107,0 78,1 91.5 108,1 100,7 119,9 108,0 77,0 82,8 102,3 90,9 95,2 96,2 
April 111,5 83,5 99,0 115,5 105,1 132,0 122,2 76,7 75,7 107,2 83,0 105,7 106,6 
Mai 115.4 76,7 92.5 104,2 99,5 124,9 107,6 65,2 71,8 94,7 66,5 102.4 88,2 
Juni 110.1 79,9 97,8 113,5 101,5 130,8 114,8 73,0 63,8 100.4 71,2 105,9 100,3 
Juli ...... 110.2 70.4 91.4 104,9 93.8 118,3 89,9 66,7 61,1 86.4 83,1 101,2 110,6 
Aug ...... 100,9 50,7 82,9 101,6 92,8 110,0 56,7 59,6 88,6 62,7 68,6 98,1 108,0 
Sept. . ... 108,3 87.4 111,5 119,5 105.4 132,6 108,3 86,2 100,8 106,3 98,9 107,3 115,3 
Okt . . . . . . 112.0 88.5 122.5 124.4 111,8 135,0 117,0 91,6 86.6 108,0 87,0 125,8 111,8 

1) Einschl. Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen Schnitz- und Formstoffen, Foto- und Filmlabors. 
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Löhne und Gehälter 
Zum Aufsatz: „Bruttojahresverdienste in Industrie und Handel" 

Durchschnittliche Bruttojahresverdienste der Arbeiter 1985 

Industriezweig 

Industrie (einschl. Hoch- und Tiefbau mit Handwerk) ................. . 

Industrie (ohne Bauindustrie) . . . . . . . . ......................... . 

Industrie (ohne Bergbau), Hoch- und Tiefbau mit Handwerk ............ . 

Verarbeitende Industrie (ohne Bauindustrie) ....................... . 

Verarbeitende Industrie (ohne Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden sowie ohne Bauindustrie) .............................. . 

Verarbeitende Industrie (ohne Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden), Hoch- und Tiefbau 1) ................................. . 

Elektrizitats-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung ............... . 

darunter: Elektrizitätsversorgung ............................... . 

Bergbau ................................................. . 
Steinkohlenbergbau und -brikettherstellung, Kokerei ................ . 
Braunkohlenbergbau und -bnkettherstellung ..................... . 
Erzbergbau, Gewinnung von spalt- und brutstoffhaltigen Erzen ........ . 
darunter: Eisenerzbergbau .................................. . 
Kali- und Steinsalzbergbau, Salinen ............................ . 
Übriger Bergbau 2), Torfgewinnung ............................ . 

Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie ........................ . 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden (ohne Verarbeitung 
von Asbest) ............................................ . 

Metallerzeugung und -bearbe1tung (ohne NE-Metalle usw.) . . . . . . .. . 
davon: Eisenschaffende Industrie . . . . . . . . . . . ................. . 

Eisen-, Stahl- und Tempergießere1 . . . . . . . . . . . . .......... . 
Ziehereien, Kaltwalzwerke . . . . . ........................ . 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke und NE-Metallg1eßere1 ... . 
darunter: NE-Metallgießerei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... . 
Mineralölverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . ....................... . 
Chemische Industrie (ohne Herstellung von Chemiefasern) ........... . 
Herstellung von Chemiefasern ................................ . 
Holzbearbeitung .......................................... . 
davon: Säge-, Hobel-, Holzimprägnier- und Furnierwerke ............ . 

Sperrholz-, Holzfaserplatten- und Spanplattenwerke . . . . . . . ... . 
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung . . . . . . . . . . . 
Gummiverarbeitung, Verarbeitung von Asbest . . . . . . . . . . . ..... . 

Investitionsgüterindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ........... . 
Stahl-, Leichtmetall- und Schienenfahrzeugbau (ohne Lokomot1vbau) .. 
Maschinenbau, Lokomotivbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ........... . 
Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. . . . . . . . . . . . . 
darunter: Herstellung von Kraftfahrzeugen und -motoren ............ . 
Schiffbau ............................................... . 
Luft- und Raumfahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . ............. . 
Elektrotechnik; Reparaturen von elektrischen Geräten für den Haushalt .. . 
Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren usw. . . . . . . . . . . ....... . 
Herstellung von EBM-Waren, Stahlverformung, Oberflachenveredlung, 

Härtung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .................... · · · · 
Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 

-einrichtungen usw. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .... . 

Verbrauchsgilterindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .... . 
Feinkeramik ............................................. . 
Herstellung und Verarbeitung von Glas ........... , ............. . 
Holzverarbeitung usw. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ......... . 
Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck u.il. . ....... . 
Papier- und Pappeverarbe1tung . . . . . . . . . . . . . . ............... . 
Druckerei, Vervielfältigung .................................. . 
Herstellung von Kunststoffwaren .............................. . 
Ledererzeugung .......................................... . 
Lederverarbeitung (ohne Herstellung von Schuhen) ................. . 
Herstellung von Schuhen; Reparatur von Schuhen usw. . ............ . 
Textilgewerbe . . . ....................................... . 
darunter: Spinnerei, Zw1rnere1, handelsfertige Aufmachung von Garnen .. . 

Weberei (ohne Webereien des sonstigen Textilgewerbes) ..... . 
Bekleidungsgewerbe ....................................... . 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie ............................ . 
darunter: Brot- und Backwarenindustrie .......................... . 

Obst- und Gemliseverarbeitung ......................... . 
Schlachthäuser (ohne kommunale Schlachthöfe), Fleischverarbeitung 
Fischverarbeitung ................................... . 
Brauerei, Malzerei ................................... . 
Tabakverarbeitung .................................. . 
davon: Herstellung von Zigarren, Zigarillos, Stumpen ......... . 

Tabakverarbeitung (ohne Herstellung von Zigarren, 
Zigarillos, Stumpen) .......................... . 

Hoch- und Tiefbau (ohne Fertigteilbau im Hochbau) 1) ................ . 

Insgesamt 

Durch-
schnittliche 

Brutto-
jahres-

verd1enste 

DM 

38 279 
38 660 

38 128 
38 285 

38 283 

37 912 
46 528 

47 581 
42 193 
41 352 
48 512 
38 610 
39 816 
42 301 
48 662 
41 160 

38 378 
40 978 
41 460 
40 701 
38 762 
40 781 
38 586 
54 746 
42 948 
41 535 
35 264 
32 868 
38 210 
42 581 
37 934 
39 411 
42 507 
40 695 
43 757 
46 307 
41 952 
43 689 
34 784 
34 045 

35 894 

37 015 
33 111 
30 618 
37 434 
35 746 
30 656 
34 034 
43 240 
34 190 
32 488 
25 618 
27 048 
30 357 
30 438 
31 608 
24 885 
35 971 
36 255 
32 870 
35 098 
27 692 
40 782 
36 038 
22 346 

40 364 
34 868 

Verande-
rung 1985 
gegenilber 

19843) 

% 

4,0 

4.4 
3,9 
4.4 

4.4 

4,0 
3,0 

3.2 
5,9 
6,1 
4,5 
4,5 
5,3 
4,1 
7,3 

4,7 

'1,6 
6.4 
7,1 
5,3 
4,3 
4,9 
3.4 
6,9 
4,3 
4,0 
3,7 
3,6 
3.3 
3.4 
4,2 
4,6 
4,6 
4,8 
5.6 
6,2 
7,2 
5,5 
3.6 
4.2 

3.1 

6,9 
3,3 
2,7 
2,6 
2,1 
3,1 
3.8 
3.9 
2,8 
2,2 
3,7 
3,1 
3.7 
3,5 
4,1 
3,3 

3.3 
3,5 
4,0 
3,5 
3,1 
3.6 
2.3 
1,0 

2,7 

o.o 
1) Einschl. Handwerk. - 2) Gewinnung von Erdöl, Erdgas, sonstiger Bergbau. - 3) Siehe W1Sta 11/1985, S. 472". 
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Manner 

Durch-
schnittliche 

Brutto-
jahres-

verdienste 

DM 

40 582 
41 394 

40 505 
41 160 

41 235 

40 359 
46 870 

47 950 
42 193 
41 352 
48 512 
38 610 
39 816 
42 301 
48 662 
42 311 

38 629 
41 289 
41 653 
41 140 
39 425 
42 001 
40 067 
55 092 
45 395 
42 515 
36 035 
33 216 
39 777 
43 499 
39 832 
41 678 
42 756 
41 453 
44 897 
46 875 
42 017 
44 683 
39 033 
37 727 

38 151 

40 729 
38 085 
34 056 
39 385 
37 546 
35 113 
37 973 
45 712 
37 346 
35 012 
31 524 
31 826 
34 578 
33 767 
34 673 
33 164 
39 781 
38 727 
37 410 
39 034 
36 465 
41 007 
42 365 
29 178 

43 781 
34 868 

Verilnde-
rung 1985 
gegenüber 

19843) 

% 

4,1 
4,5 

4,0 
4,5 

4,5 

4,1 
3,0 

3.2 
5,9 
6.1 
4,5 
4,5 
5,3 
4,1 
7.3 
4.7 

1,6 
6,4 
7,2 
5,3 
4,4 
5,0 
3.4 
7,0 
4,3 
3,9 
3,5 
3,6 
2.6 
3.3 
4.1 
4,8 
4,6 
4,9 
5,6 
6,2 
7,2 
5.5 
3.9 
4.5 

3,2 

7,9 
3,0 
2.4 
2,5 
2.1 
3,2 
3,5 
3,7 
2,8 
2,2 
2,6 
3,1 
3.4 
3.2 
3,9 
3.4 
3.3 
3.2 
3.9 
3,7 
4.7 
3,6 
2.1 
1.0 

2,0 

o.o 

Frauen 

Durch-
schnittliche 

Brutto-
jahres-

verd1enste 

DM 

27 986 
27 987 

27 986 
27 968 

27 962 

27 961 
33 712 

33 935 

-, 

30 941 

29 949 
30 110 
28 553 
31 975 
29 860 
29 222 
27 902 
37 431 
31 757 
32 511 
27 468 
27 290 
27 568 
28 693 
30 275 
29 698 
29 468 
29 753 
35 153 
40 127 
30 982 
32 574 
28 422 
28 885 

27 676 

31 417 

25 542 
26 289 
26 461 
27 623 
25 818 
26 061 
31 510 
25 959 
25 585 
22 679 
24 317 
25 672 
25 705 
26 583 
23 764 
25 615 
25 383 
24 312 
26 526 
22484 
33 012 
30 754 
20 807 

36 340 

Verände-
rung 1985 
gegenüber 

19843) 

% 

4,0 
4,0 

4,0 
4,0 

4,0 

4,0 
3,2 

3,1 

4,0 

3,1 
3,6 
3.2 
4.4 
2,8 
2.8 
3,1 
5,5 
3,9 
4,5 
4,8 
5,3 
4,6 
3.5 
4,6 

4,1 
2.8 
4,0 
5,9 
6.9 
6.5 
3,9 
3,6 
4,2 

3,0 

6.8 
3.6 
3.4 
3.4 
3.4 
3,2 
4,0 
5,6 
3,2 
1.7 
4.7 
2.9 
3,5 
3.6 
3,9 
3,3 
2,9 
4.4 
4,8 
2.7 
2.1 
4,1 
2,5 
1.4 

3.4 
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Durchschnittliche Bruttojahresverdienste der Angestellten 1985 

Industriezweig 

Industrie 1 ), Handel, Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe .......... . 
Industrie (einschl. Hoch- und Tiefbau mit Handwerk) ................. . 
Industrie (ohne Bauindustrie) .................................. . 
Industrie (ohne Bergbau), Hoch- und Tiefbau mit Handwerk ............ . 
Verarbeitende Industrie (ohne Bauindustrie) . . . . . . . . . . . . . ......... . 
Verarbeitende Industrie (ohne Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 

Erden sowie ohne Bauindustrie) .............................. . 
Verarbeitende Industrie (ohne Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 

Erden), Hoch- und Tiefbau 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... . 
Elektrizitäts-, Gas-. Fernwlirme- und Wasserversorgung . . . . . . . . ...... . 
darunter: Elektrizitätsversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... . 
Bergbau ................................................. . 

Steinkohlenbergbau und -bnkettherstellung, Kokerei ................ . 
Braunkohlenbergbau und -brikettherstellung . . . . . . . . .......... . 
Erzbergbau, Gewinnung von spalt- und brutstoffhaltigen Erzen ........ . 
darunter: Eisenerzbergbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .... . 
Kali- und Steinsalzbergbau, Salinen ............................ . 
Übriger Bergbau3), Torfgewinnung . . . . . . . . . . . . . . . . . ....... . 

Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie ........................ . 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden (ohne Verarbeitung 

von Asbest) ............................................ . 
Metallerzeugung und -bearbeitung (ohne NE-Metalle usw.) ........... . 
davon: Eisenschaffende Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . ......... . 

Elsen-. Stahl- und Temperg1eßere1 . . . ................. . 
Ziehereien, Kaltwalzwerke . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... . 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke und NE-Metallgießerei .. 
darunter: NE-Metallgießerei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... . 
Mineralölverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... . 
Chemische Industrie (ohne Herstellung von Chemiefasern) ........... . 
Herstellung von Chemiefasern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 
Holzbearbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ............. . 
davon: Säge-, Hobel-, Holzimprägnier- und Furnierwerke . . . . . . . . . . . 

Sperrholz-. Holzfaserplatten- und Spanplattenwerke . . . . . . . . . . . 
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung . . . . . . . . . . . . . . . 
Gummiverarbeitung, Verarbeitung von Asbest .................... . 

Investitionsgüterindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .......... . 
Stahl-, Leichtmetall- und Schienenfahrzeugbau (ohne Lokomot1vbau) .... . 
Maschinenbau, Lokomotivbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . .......... . 
Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. . ........... . 
darunter: Herstellung von Kraftfahrzeugen und -motoren ............ . 
Schiffbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ............... . 
Luft- und Raumfahrzeugbau ................................. . 
Elektrotechnik; Reparaturen von elektrischen Geräten für den Haushalt .. . 
Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren usw. . ................. . 
Herstellung von EBM-Waren, Stahlverformung, Oberflächenveredlung, 

Härtung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 
Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 

-einrichtungen usw. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ......... . 
Verbrauchsgüterindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... . 

Feinkeramik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .................. . 
Herstellung und Verarbeitung von Glas . . . . . . . . . . .............. . 
Holzverarbeitung usw. . .................................... . 
Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren. Schmuck u.ä. . ...... . 
Papier- und Pappeverarbeitung ............................... . 
Druckerei, Vervielfältigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... . 
Herstellung von Kunststoffwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... . 
Ledererzeugung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 
Lederverarbeitung (ohne Herstellung von Schuhen) . . . . . . . ......... . 
Herstellung von Schuhen; Reparatur von Schuhen usw. . .......... . 
Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .......... . 
darunter: Spinnerei, Zwirnerei, handelsfertige Aufmachung von Garnen .. . 

Weberei (ohne Webereien des sonstigen Textilgewerbes) ..... . 
Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie ............................ . 
darunter: Brot- und Backwarenindustrie . . . . . . . . . . ......... . 

Obst- und Gemüseverarbeitung . . . . . . . . . . ......... . 
Schlachthäuser (ohne kommunale Schlachthöfe), Fle1sch-

verarbe1tung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... . 
Fischverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 
Brauerei, Mälzerei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... . 
Tabakverarbeitung .................................. . 
davon: Herstellung von Zigarren, Z1ganllos, Stumpen ......... . 

Tabakverarbeitung (ohne Herstellung von Zigarren, 
Zigarillos, Stumpen) . . . . . .................. . 

Hoch- und Tiefbau (ohne Fert1gte1lbau im Hochbau) 2) . . . . . . ... . 
Handel, Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe .................. . 
darunter: Großhandel . . . . . . . . . . . . . . . ....................... . 

Einzelhandel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .......... . 
Kreditinstitute . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .......... . 
Versicherungsgewerbe ............................... . 

Insgesamt 

Durch-
schnittliche 

Brutto-
1ahres-

verdienste 

DM 

48 611 
55 679 
55 799 
55 545 
55 665 

55 731 

55 603 
55 575 
56 470 
62 147 
61 282 
62 678 
53 719 
60 040 
61 224 
69 321 
57 og7 

52 175 
54 036 
54 581 
52 683 
52 412 
55 703 
53 590 
72 721 
58 517 
58 329 
47 931 
45 283 
51 468 
58 258 
53 444 
57 681 
56 812 
56 167 
63 097 
67 484 
52 850 
60 558 
58 341 
51 416 

51 158 

64 173 
48 046 
43 789 
50 334 
47 408 
44 922 
50 230 
54 268 
50 394 
48 506 
40 041 
42 884 
44 795 
44 775 
44 760 
41 574 
49 669 
44172 
47 975 

44164 
44 262 
53 753 
59 493 
39 258 

62 526 
53 644 
40 527 
43 578 
32 561 
46 130 
49 731 

Verande-
rung 1985 
gegenüber 

19844) 

% 

4,2 
4.4 
4,6 

4.4 
4,6 

4,6 

4,5 
3,5 
3,3 
5,9 
6,3 
4,0 
3,8 
3,5 
4.4 
6,2 

4.4 

3,1 
4,0 
3.9 
4,8 
3,5 
4,3 
3,9 
5,9 
4,6 
3,9 
2,3 
2,0 
2,6 
4.4 
4,9 
4,9 
3.9 
5,3 
4,0 
4,2 
2,7 
5,5 
5,3 
4.6 

3.4 

5,7 
3.7 
2.6 
3.6 
3.5 
3,2 
4.4 
3.4 
3,8 
3,7 
2,6 
2,8 
3.3 
3,3 
3.0 
3, 1 
3.2 
4,7 
3.6 

2,3 
3,1 
2.4 
3.4 
1.3 

3.7 
1,8 
3.6 
3,5 
2.8 
3,7 
3.9 

Männer 

Durch-
schnittliche 

Brutto-
1ahres-

verd1enste 

DM 

56 329 
61 122 
61 281 
61 031 
61 296 

61 388 

61 207 
59 414 
60 288 
64 865 
63 733 
65 133 
56 951 
61 162 
63 888 
74 564 
62 384 

56 567 
58 595 
59 016 
57 113 
57 793 
60 961 
58 946 
77 807 
64 430 
63 153 
52 978 
49 964 
56 945 
64 154 
58 208 
63 026 
61 412 
61 447 
68 184 
72 207 
56 098 
64 597 
63 758 
56 957 

56 993 

68 837 
54 532 
48 715 
56 016 
53 304 
53 522 
56 358 
60 537 
56 387 
52 695 
47 377 
49 496 
50 279 
50 046 
49 027 
49 560 
54 588 
46 553 
54 071 

50 852 
49 815 
56 817 
65 282 
42 872 

69 020 
58 531 
48 152 
48 510 
41 170 
52 345 
56 067 

Verände-
rung 1984 
gegenuber 

19844) 

% 

4,3 
4,6 
4,7 
4,6 
4,8 

4,8 

4,7 
3.6 
3.4 
6,0 
6.5 
4,2 
3.4 
3,2 
4,5 
6,3 
4,6 

3.3 
4,3 
4,3 
4,9 
3.8 
4,6 
3,9 
6.0 
4,7 
4,1 
2,9 
2,5 
3,2 
4.4 
5,0 
5,1 
4,1 
5,6 
4,1 
4.4 
2.7 
5.4 
5,5 
4,8 

3,5 

6,0 
3,8 
2,8 
3,3 
3,7 
2,9 
4.2 
3,3 
4,0 
3.3 
3.3 
3,6 
3,6 
3,7 
3.3 
3,3 
3.3 
4,9 
3.9 

2,6 
2,7 
2.2 
3.4 
0,9 

3.8 
2,0 
3.4 
3.7 
2.2 
3,5 
3,7 

Frauen 

Durch-
schnittliche 

Brutto-
jahres-

verdienste 

DM 

35 522 
39 917 
40 086 
39 885 
39 964 

40 003 

39 826 
41 930 
42 393 
43 173 
41 993 
46 273 
38 319 

46 320 
44 277 
43 358 

37 643 
37 860 
37 915 
37 103 
38 252 
40 225 
37 810 
54 352 
45 649 
43 940 
32 849 
31 628 
34 552 
40 705 
38 834 
40 249 
38 813 
38 573 
43 480 
46 277 
35 596 
43 097 
41 214 
38 194 

37 104 

46 577 
35 653 
33 727 
35 863 
33 157 
34 578 
36 632 
40 457 
36 336 
34 977 
31 034 
30 578 
34 106 
32 832 
33 608 
34 617 
37 491 
32 842 
34 912 

30 786 
34 071 
41 963 
46 919 
28 349 

49 049 
36 285 
32 949 
33 185 
27 469 
39 630 
42 955 

Verände-
rung 1985 
gegenüber 

19844) 

% 

4,0 
4,0 
4,0 
4,0 
4,1 

4,1 

4,0 
3.4 
3.3 
5,3 
5,9 
4,2 
7,3 

3.7 
4,5 

4.4 

2.4 
3,7 
3,5 
4,5 
3.6 
3.4 
3,8 
6.1 
4,7 
4,2 
2,5 
2,6 
2,3 
4,8 
4,6 
4,0 
3,1 
4,0 
3.9 
4,1 
2.1 
4.4 
4,0 
4.9 

3,0 

6,6 
3,5 
2,7 
3,5 
3.0 
3.7 
4,0 
4,2 
3.2 
3,6 
1.4 
2,5 
3.3 
2,6 
3.2 
3.2 
3.4 
2.4 
4,3 

2.1 
4,0 
3.1 
2,5 
2.2 

2.6 
1,5 
3,g 
3.9 
3.3 
3,7 
4,1 

1) Einschl. Hoch- und Tiefbau, dieser mit Handwerk - 2) Emschl Handwerk - 3) Gewinnung von Erdbl, Erdgas, sonstiger Bergbau - 4) Siehe W1Sta 11/1985. S. 473•. 
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Preise 
Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (lnlandsabsatz)1 ) 

1980 = 100 

Gewerbliche Erzeugnisse Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes Fertigerzeugnisse 2) 

ohne Erzeugnisse des Elektr. 
Verbrauchs- Strom, Gas, Jahr elektr güter (ohne Fernwärme Monat Strom, Gas, Grundstoff- lnvestitions-1 Verbrauchs- lnvest1t1ons-insgesamt Fernwärme zusammen und guter güter Nahrungs- guter Nahrungs- und 

und und Wasser3) und Produktions- Genußmittel- Genußmittel) Wasser güter- produzierenden 
gewerbes gewerbes Gewerbes 

1983 D ...... 115,8 113,2 112,8 113,4 113,0 111,0 113,2 113,9 112,7 136,5 
1984 D .... 119,2 116.4 116,0 118,0 115,5 114,5 114,8 116,8 115,4 141,0 
1985 D ...... 121,8 118,7 118,3 120,9 118.4 117,4 114,2 120,1 118,5 146,1 

1985 Okt ...... 121,9 118,6 118,2 119,7 119,0 118,0 113,9 120,9 118,5 147,9 
Nov . . . . . 121,9 118,5 118,2 119,6 119,0 117,9 113,7 120,9 118,9 148,0 
Dez . . . . . 121,5 118,1 117,7 117,8 119,2 117,8 113,8 121,2 117,3 147,9 

1986 Jan. .... 121,2 117,7 117.4 115,8 119,8 118,1 113,9 121,8 115,7 148,0 
Febr . . . . . 120,6 117,1 116,7 113,2 120,0 118,3 114,0 122,0 113,9 147,8 
März .... 120,1 116,5 116,1 110,9 120,2 118,4 114,0 122,3 112,1 148,0 
April .... 119,4 116,1 115,6 108,9 120,7 118,5 113,9 122,8 111,6 145,1 
Mai ..... 118,6 115,3 115,0 106,5 120,9 118,6 114,0 123,0 110,4 144,6 
Juni .. 118,5 115,1 114,8 105,6 121,1 118,7 114,2 123,4 110,2 144,7 
Juli ..... 117,7 114,3 114,0 102,8 121.4 118,7 113,8 123,7 108,2 144,0 
Aug . . . . . 117,5 114,2 113,9 102,6 121,6 118,8 112,9 124,0 108,9 143,0 
Sept . . . . . 117,5 114,3 114,0 102,9 121,8 118,7 112,9 124,2 109,5 142,3 
Okt ...... 116,2 114,0 113,7 101,8 121,9 118,9 112,7 124,4 108,7 133,0 
Nov . . . . . 115,9 113,9 113,6 101,6 121,9 118,9 112.4 124,5 108,8 130,9 

Elektr. 
Strom, Gas, Bergbauliche Erzeugnisse Fernwilrme Mineralölerzeugnisse Eisen und Stahl 

und (ohne Erdgas) 
Steine 

Wasser und NE-Metalle Gießerei-Jahr Erden, darunter und erzeugnisse 
Monat darunter Asbest- Erzeugnisse -Metall- zusammen 

darunter Erzeugnisse darunter 
waren, der halbzeug 

elektrischer zusammen des zusammen Schleifmittel zusammen Hochofen-, 
Strom Kohlen- Heizole Stahl- und 

bergbaues Warmwalz-
werke4) 

1983 D ...... 125,8 127,3 123,8 119,3 120,2 115,7 110,8 110,2 103,5 113,5 
1984 D ...... 129,5 131,7 127,7 124,5 131,9 117,7 115,3 114,7 114,0 117,8 
1985 D ...... 132,8 133,9 129,4 127,8 133,7 119,9 119,9 118,9 110,9 122,3 

1985 Okt ...... 134,9 132,6 129,8 123,7 125,2 120.4 120,1 118,8 103,8 122,8 
Nov . . . . . 134,9 132,6 129,8 125,2 128,8 120,4 119,9 118,4 101,8 122,6 
Dez . . . . . 134,9 132,7 129,8 118,8 116,0 120,4 120,8 119,4 99,1 122,7 

1986 Jan. .... 135,4 132,8 130,6 111,5 105,0 120,6 120,4 118,9 98,9 122,8 
Febr . . . . . 135,4 132,8 130,6 102,2 93,8 120,7 119,9 118.4 96,0 124,1 
März .... 135,7 132,8 130,6 94,4 89,2 121,1 119,3 117,7 95,4 124,6 
April .... 135,7 132,8 130,6 88,4 83,1 121,4 118,9 117,4 95,1 125,2 
Mai ..... 135,7 127,0 130,6 81,0 65,6 121,6 118.4 116,8 94.4 125,5 
Juni ... 136,7 127,0 130,6 78,9 58,6 121,6 116,4 114,5 94,6 126,0 
Juli ..... 138,3 125,2 130,6 70,1 44,8 121,7 114,2 112,8 91,8 125,7 
Aug . . . . . 138,3 125,2 130,6 71,2 52,1 121,7 113,3 111,8 89,7 125,8 
Sept . . . . . 138,4 125,4 130,6 73,1 54,6 121,7 113,0 111,6 89,6 125,7 
Okt ..... 138,5 124,6 130,7 70,6r 51,7 122,0 111,7 110,7 88,0 125,7 
Nov . . . . . 138,5 127,7 130,7 71,4 54,1 121,8 110,0 109,0 86,6 125,9 

G1eßere1- Erzeugnisse der Z1ehereien Stahlbauerzeugnisse 
erzeugnisse und Kaltwalzwerke und und Schienenfahrzeuge Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Ackerschlepper) 

der Stahlverformung 

Jahr darunter darunter darunter darunter 
Monat Eisen-, Ziehereien Stahl- und 

1 Stahl- zusammen und zusammen Leichtmetall- zusammen gewerbl. Arbeitsmaschinen Kraft- Land-
und Kaltwalz- konstruk-

m / darunter Temperguß werke t1onen zusam en Fördermittel maschinen 

1983 D ...... 114,9 111,2 109,9 117,9 118,3 115,0 115,2 114,1 116,9 117,2 
1984 D ...... 118,1 114,0 114,2 119,1 119,5 118,0 118,5 116,9 117,8 119,9 
1985 D ...... 123,6 117,9 119,1 121,0 120,9 122,0 123,0 120,1 120,0 123,2 
1985 Okt ...... 124,7 118,9 120.4 122,0 122,1 123,1 124,1 120,7 121,3 124,5 

Nov. .... 124,7 119,1 120,3 122,2 122,3 123,2 124,3 121,1 121,3 124,6 
Dez. .... 125,0 119,0 120,4 122,1 122,2 123,3 124,4 121,2 121.4 124,8 

1986 Jan. .... 125,5 119,3 120,4 122,5 122,5 124,3 125,5 121,6 121,8 125,2 
Febr. .... 127,0 119,1 120,0 122,7 122,6 124,5 125,8 121,9 122,3 125,4 
März .... 128,1 119,0 119,5 123,0 122,8 124,8 126,1 122,3 122,3 125,7 
April .... 128,9 119,0 119,1 123,6 123,5 125,6 127,0 122,7 124,1 126,1 
Mai ..... 129,3 119,2 119,0 123,9 123,7 126,0 127,5 123,3 124,1 126,2 
Juni .... 129,9 119,1 118,7 124,5 124,6 126,3 127,9 123,8 124,8 126,6 
Juli ..... 129,8 119,4 118,7 124,9 125,0 126,7 128,2 123,9 124,8 126,8 
Aug. .... 130,0 119,4 118,6 125,2 125,4 126,9 126,4 124,0 124,8 126,9 
Sept. .... 129,9 119,3 118,2 125,3 125,5 127,0 128,6 124,1 124,8 127,3 
Okt ...... 130,2 118,9 117,5 125,6 125,9 127,2 128,8 123,9 124,8 127,3 
Nov. .... 130,6 118,3 116,3 125,8 125,9 127,3 128,9 1241 1248 127 8 

Fußnoten siehe folgende Seite. 
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„ 

Jahr 
Monat 

19B3 D ....... 
1984 D ....... 
1985 D ....... 
1985 Okt ....... 

Nov . . . . . . 
Dez . . . . . . 

1986 Jan. ..... 
Febr. ..... 
März ..... 
April ..... 
Mai ...... 
Juni ..... 
Juli ...... 
Aug . . . . . . 
Sept. ..... 
Okt ....... 
Nov. ..... 

Jahr 
Monat 

1983 D ...... 
1984 D ...... 
1985 D ...... 
1985 Okt ...... 

Nov . . . . . 
Dez . . . . . 

1986 Jan. .... 
Febr. .... 
März .... 
April .... 
Mai ..... 
Juni .... 
Juli ..... 
Aug . . . . . 
Sept . . . . . 
Okt ...... 
Nov . . . . . 

Jahr 
Monat 

1983 D ...... 
1984 D ...... 
1985 D ...... 
1985 Okt ...... 

Nov . . . . . 
Dez . . . . . 

1986 Jan. .... 
Febr . . . . . 
Mirz .... 
April .... 
Mai ..... 
Juni .... 
Juli ..... 
Aug . . . . . 
Sept. .... 
Okt ...... 
Nov . . . . . 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (lnlandsabsatz) 1 ) 

1980 = 100 

Straßenfahrzeuge Femmechamsche Musik-
und optische instrumente, 

darunter Erzeugnisse; Uhren Eisen-, Spielwaren, Boote Elektro- Blech- und Sportgeräte, 
Kraftwagen Teile für und technische Metall- Schmuck, zusammen Kraftwagen Jachten Erzeugnisse darunter 

und und fe1nme- waren belichtete 
Kraft- zusammen Filme, Filii-Kraftwagen- chamsche 

räder5) motoren Erzeugnisse halter u.ä. 

113.B 112,B 115,9 114,9 110,1 110,5 111,9 113,8 111,1 
117,5 117,3 117,8 120,3 111.4 112,5 115,2 117,1 113,2 
121,4 121,8 120,5 126.4 113,0 114,9 118,6 119,2 115,6 

122,1 122,7 121,0 126,5 113,1 115,6 119,3 119,8 115,8 
122,1 122,7 121,0 126,7 113,0 115,5 119,1 119,8 115,7 
122,9 123,9 121,1 126,7 113,0 115,8 119,1 120,0 115,2 

123,6 124,5 122,1 127,7 113,3 116,5 120,3 120,1 115,9 
124.0 124,6 122,9 127,8 113.4 116,8 121,0 120,2 116,3 
124,3 124,9 123,3 127.8 113,6 116,8 121,0 120,3 116,5 
124,7 125,3 123,6 127,8 114,0 117,1 121,5 120,8 116,3 
124,7 125,3 123,7 127,8 114,1 117,3 122,0 120,9 116,3 
124,9 125,5 123,7 127,8 114,2 117.4 122,2 121,1 116,5 
125,1 125,9 123,6 127,8 114.4 117,7 122,5 121,4 116,3 
125,8 127,0 123,6 127,8 114,3 117,9 122,5 121.3 116,7 
126,5 127,9 123,7 128,7 114,3 118,2 122,6 121,4 117,5 
126,6 128,0 123,7 128,7 114,3 118,3 123,1 121,4 118,0 
126.6 128,1 123,7 128,9 114.4 118,2 122,8 121,5 117,7 

Schnittholz, Holz- Papier-Fein- Glas- Sperrholz schliff,6) und Druckerei- Kunststoff-keramische und u. sonstiges Holzwaren Zellstoff, Pappe- erzeugnisse erzeugnisse Erzeugnisse Glaswaren bearbeitetes Papier 
Holz und Pappe waren 

113,6 108,7 96,0 114,5 106,9 111,3 109,5 106,3 
116,7 109,5 94,9 117,5 115,8 116,0 112,8 109,7 
120,2 110,3 94,0 120.4 121,0 120,5 117,6 110,8 

121,2 110,3 94,1 121,3 119,7 120.4 118.4 111,7 
121,2 110,5 93,9 121.4 118,9 120,3 118.4 111,3 
121.2 110,5 94,1 121.4 118,0 120,2 118,2 111,0 

121,5 110.4 94,3 122,3 117,6 119,8 118,5 111,7 
122,0 110,1 94,5 122,8 117,6 120,2 118,9 111,5 
122,1 109,9 94.4 123,1 117,5 120.4 119,0 111.4 
122.5 110,0 94,8 123.5 117,8 120,2 119,1 111,0 
122.9 110,2 94,9 123,8 117,2 120,1 119,7 110,8 
123,3 110,1 95,0 124,0 117,0 120,1 120,4 110,9 
123,6 110,0 95,1 124,2 116,7 120,2 120.4 110,6 
123,5 110,2 95,0 124,2 115,7 120,1 120,5 110,8 
123,6 110,2 95,0 124.4 115,4 120,0 120,3 110,6 
123,6 110,7 94,9 124,5 114,9 120,1 120,9 110,7 
123,8 110,7 94,6 124,6 114,5 120,3 121,0 110.4 

Lederwaren und Schuhe Erzeugnisse des Ernährungsgewerbes 

darunter 
Textilien Bekleidung darunter zusammen Schuhe zusammen Mahl- und 1 Milch, 1 Fleisch und 

Schälmü~len- Butter Fleisch-
erzeugmsse und Käse erzeugnisse 

110,5 110.4 112,0 112,4 111,5 109.9 111,7 112,1 
113,9 113,7 116,2 115,9 113,5 106,0 108,9 110,7 
117,5 117,6 118,9 118,5 112,7 99,5 107,1 110,5 

118,1 118.4 119,2 119,2 112,1 97,3 107,5 110,5 
118.4 118,8 119,1 119,3 111,9 97,1 107.4 110,2 
118,4 118,7 118,8 119.4 112,0 97,6 107,4 110.4 

118,6 118,7 118,9 119,7 112,1 98,5 107.4 109,9 
118,7 118,8 118,9 119,9 112,2 98,4 107,2 109,5 
118,8 118,9 118,8 120,2 112,2 98,0 107,0 109,2 
119,5 119,8 118,8 120,4 112,1 97,8 106.8 108,7 
119,7 120,0 118,8 120,6 112,1 97,9 106,8 108,8 
119,7 119,9 118,6 120,7 112,3 97,8 106,5 109,1 
120,2 120.6 118,3 121,0 111,9 96,2 106,3 109,3 
120,2 120,6 118,0 121,2 110,9 95,1 106,2 108,9 
120,2 120,7 117,8 121.4 110,9 95,7 106,1 108,6 
120,5 121,0 117,6 121.4 110,7 95,1 105,9 108,1 
120,5 121,0 117,6 121.4 110,4 95,4 105,8 107,0 

Siehe auch Fachserie 17. Reihe 2. 

Büro-
maschmen, 

Chemische Datenver-
Erzeugnisse arbeitungs-

gerate 
und -ein-

richtungen 

113,9 103,5 
118,1 102,2 
121,6 103,2 

121,8 102,6 
121,0 102,0 
120,5 102,4 

120,0 101,5 
119,3 101,1 
118,5 100,8 
116.4 100,7 
114,7 100,2 
114,0 100,4 
113,2 100,4 
112,8 100,8 
112,2 100,6 
111,5 100,5 
111,3 100,2 

Gummi-
waren Leder 

116,6 108,3 
118,5 124.4 
123,2 128.4 

124,5 128,8 
124,7 128,6 
124,9 128,7 

124,5 128,3 
124,8 127,7 
124,7 127,7 
124,8 127,5 
124,8 127,3 
124,8 127,1 
124,7 127,0 
124,8 126,9 
124,8 126.9 
125,0 126,8 
125,0 126,6 

Fertigteil-
Tabak- bauten 
waren im 

Hochbau 

131,2 113,5 
128,5 117,8 
130,0 119,9 

132,9 120.4 
133,0 120.4 
132,9 120,5 

132,9 120,8 
132,9 120,9 
132,9 121,1 
132,9 121,3 
134,0 122,2 
134,2 122.4 
134,2 122.4 
134,2 122,5 
134,2 122,5 
134,2 122.4 
134,1 122.4 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer. - 2) Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden Verwendung, entsprechend der Warengllederung des Index der gewerblichen Bruttoproduktion fQr lnveat1· 
t1ons- und Verbrauchsgüter. -3) In den Preisindizes für elektrischen Strom ist die Ausgleichsabgabe nach dem dritten Verstromungsgesetz berucks1cht1gt. -4) Ohne Ferrolegierungswerke. -
6) Einschl. Fahrrider mit Hilfsmotoren sowie Verbrennungsmotoren für Kraftrider - 6) Ohne Pre1srepriaentanten für Holzschliff 
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Lebenshaltung 

Jahr ohne 
Monat6) ins- saisonab-

gesamt hängige 
WarenB) 

1983 D 115,6 115,7 
1984 D 118.4 118.4 
1985 D 121.0 121.0 

1985 Okt. 121.1 121,6 
Nov. 121.3 121.8 
Dez. 121.4 121.7 

1986 Jan. 121.6 121.7 
Febr. 121,3 121.3 
März 121,0 121.0 
April 120,9 120,8 
Mai ..... 120,9 120,7 
Juni .... 121.1 120,9 
Juli ..... 120,5 120,5 
Aug. 120.2 120.5 
Sept. 120.4 120.7 
Okt. 120,0 120.3 
Nov. 119,9 120.3 

Preisindex für die Lebenshaltung 
1980 = 100 

Hauptgruppe/Untergruppe 7) 

Wohnungsmieten 9), Energie 
(ohne Kraftstoffe) 

Möbel, 
Haushalts-Nahrungs- geräte und mittel, Be- andere die 

Getränke, kleidung, Woh- Energie Güter Gesund-
Tabak- Schuhe zu- (ohne heits- und nungs- Kraft- für die Körper-waren sammen moeten9) Haushalts-stoffe) führung pflege 

Alle privaten Haushalte 1) 

114.3 113,0 118,3 115,6 124,5 113.7 115,6 
116.0 115,7 122.7 120,0 128,8 115.9 118,0 
116,9 118.4 126.8 123.9 133.4 117,7 119,7 

115,9 119,1 127,3 124.7 133.4 118,2 120.2 
116.1 119,7 127.8 124.8 134.5 118,5 120,3 
116.4 119,7 127.2 125,0 -132,3 118.4 120.4 

117,1 119,8 126,5 125.3 129,2 118.5 120,9 
117,7 120.1 125,6 125,6 125.7 118,8 121.1 
117,7 120.2 125.4 125,8 124.4 118,9 121.2 
118,2 120.3 124.9 126,0 122.3 119,0 121.3 
118,5 120.5 123,9 126,1 118,6 118,9 121,3 
118,9 120,5 123.2 126,3 116.0 119,0 121.4 
118.4 120.6 122.1 126,6 112.0 119.1 121.5 
117.2 120,7 122.6 126,8 113,1 119,2 121,5 
117,0 121.0 122,5 126,9 112.4 119,3 121.8 
116,7 121.2 121.4 127.0 108.4 119.4 121.9 
116.5 121,3 121.3 127.2 107.8 119,6 122.0 

Güter für 

Bildung, 
Unter-

Verkehr haltung, 
und Nach- Freizeit 

richten- (ohne 
über- Dienst-

mittlung leistungen 
des Gast-
gewerbes) 

117,1 111.4 
120.1 114.2 
123.2 116,2 

123,5 115,8 
123.6 116,3 
123,6 116,8 

122.5 117.9 
120.2 118,1 
118,1 118,1 
117.3 118,1 
117,5 118,1 
118.9 117,9 
117,9 117.3 
117,2 117.1 
118.3 117.2 
117.3 117,9 
117,0 117,9 

4-Personen-Haushalte von Angestellten und Beamten mit höheren Einkommen2) 

1983 D 116.0 116,1 114.0 113.2 117,8 115,2 125,5 114.1 114.4 117,5 113.0 
1984 D 118,7 118,8 115.7 115,9 122.2 119.5 129,9 116,5 116,9 120.3 115,6 
1985 D 121.5 121.6 116.6 118.7 126,2 123.2 134,8 118.4 118,7 123,3 117.7 

1985 Okt. 121.6 122.1 115,5 119.5 126.7 123.9 134.7 118,9 119.2 123.5 117,5 
Nov. 121.9 122.3 115,7 120,0 127.1 124,1 135,9 119,1 119,3 123.5 117,9 
Dez. 122,0 122.2 116,0 120,1 126,6 124.2 133.5 119,0 119.4 123.5 118,4 

1986 Jan. 122.3 122,3 116.9 120.2 125,9 124.5 130,1 119,2 120,0 122.3 119,2 
Febr. 122.1 122.0 117,6 120.5 125,2 124,8 126.3 119,5 120.2 119.8 119,5 
März 121.7 121.7 117,6 120,6 124,9 125,0 124,6 119.6 120,3 117.4 119,5 
April 121,6 121,5 118,1 120.7 124.4 125,1 122.3 119,7 120.4 116,7 119,6 
Mai ..... 121,6 121.5 118,3 120.9 123,5 125,3 118,2 119.6 120.4 116.9 119,7 
Juni .... 121,8 121.7 118,5 120,9 122.8 125,5 115,0 119.7 120,5 118,5 119.5 
Juli ..... 121.4 121.4 118,1 120,9 121,8 125,7 110,5 119,8 120,5 117,5 119.1 
Aug. 121.0 121.3 116,8 121.1 122,1 125,9 111.4 119.9 120,6 116,6 119,0 
Sept. 121.2 121,5 116,5 121.4 122.0 126,0 110.4 120,0 120,8 117,7 119,1 
Okt. 120.8 121.2 116,2 121,6 120,8 126.1 105.6 120.1 120.9 116,6 119.6 
Nov. 120,7 121.1 116,0 121,7 120,7 126.3 104.6 120,3 121.0 116,3 119.7 

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen3) 
1983 D 115,6 115,8 114,0 113.4 118,7 115.8 126.1 113.6 119,3 116,8 112,9 
1984 D 118.4 118.3 115,7 116.3 123,1 120.2 130.2 115,9 121,6 119,5 115,7 
1985 D 120,9 121.0 116,6 119,1 127,3 124.2 135,0 117,7 123.3 122.3 117,7 

1985 Okt. 121,0 121,5 115,6 119,9 127.9 125,0 135,2 118.2 123,7 122.5 117.4 
Nov. 121,3 121.7 115,8 120.5 128,3 125,1 136.1 118.4 123.8 122,5 117,9 
Dez. 121.4 121,7 116,1 120.5 127,9 125.3 134.4 118,3 123.9 122.4 118,3 

1986 Jan. 121,6 121.7 116,9 120.6 127.3 125,6 131,8 118.4 124.1 121.2 119,1 
Febr. 121.4 121.3 117,5 120.9 126,7 125.9 128,8 118,7 124.3 118.7 119,5 
März 121,0 121.0 117.4 121.0 126,5 126,1 127.5 118,8 124.4 116,0 119,5 
April 121.0 120,8 117.9 121.2 126.0 126,2 125,5 118,9 124,6 115,1 119.5 
Mai ..... 120,9 120.8 118,1 121.4 125,2 126.4 122.2 118,9 124,6 115.4 119,6 
Juni .... 121.2 121,0 118.4 121.4 124,7 126,6 119,8 119.0 124,7 117,0 119.4 
Juli ..... 120,7 120,6 117,9 121.4 123,8 126.8 116.2 119,1 124,8 115,9 119,0 
Aug. 120.3 120,6 116.7 121.6 124,1 127.0 116.7 119.2 124.8 115,1 118,9 
Sept. 120.4 120,7 116,5 121.9 124.0 127.2 115,8 119,3 124,9 116,3 119.0 
Okt. 120,0 120.4 116,2 122.1 122.7 127,3 111.2 119.4 125,0 115,1 119.5 
Nov. 119,9 120,3 116,0 122.2 122,5 127.4 110.1 119,6 125,1 114,8 119,6 

Fußnoten siehe folgende Seite 

Wirtschaft und Statistik 12/1986 

die pers. 
Aus-

stattung, 
Dienst-

leistungen 
des 

Beher-
bergungs-
gewerbes 

sowie 
Güter 

sonstiger 
Art 

118.6 
120,8 
125,7 

126.4 
126.4 
127,0 

129,3 
129,5 
129.7 
129,7 
129,9 
130,6 
130,6 
130.4 
130.4 
130.4 
130,4 

121,4 
123.7 
129,0 

129,7 
129,7 
130.3 

132,7 
132.9 
133,0 
133.0 
133.2 
134..0 
134,0 
133.8 
133.8 
133,8 
133,8 

117.3 
119,8 
125,1 

125.9 
126,0 
126,9 

129,3 
129,5 
129.8 
129,7 
129,8 
130,8 
130,8 
130.7 
130,6 
130,6 
130.6 
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Lebenshaltung 

Jahr ohne 
Monat6) ins- sa1sonab-

gesamt hangige 
WarenB) 

Preisindex für die Lebenshaltung 
1980 = 100 

Hauptgruppe/Untergruppe 7) 

Wohnungsmieten 9), Energie 
(ohne Kraftstoffe) 

Mobel, 
Haushalts-Nahrungs- geräte und mittel, Be- andere die 

Getranke, kle1dung, Woh- Energie Guter Gesund-
Tabak- Schuhe zu- (ohne heits- und nungs- für die waren sammen m1eten9) Kraft- Haushalts- Korper-

stoffe) flihrung pflege 

2-Personen-Haushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern 4 ) 

19B3 D 
19B4 D 
1985 D 

1985 Okt. 
Nov. 
Dez. 

1986 Jan. 
Febr. 
März 

April 
Mai .... . 
Juni ... . 

Juli ..... 
Aug. 
Sept. 

Okt. 
Nov. 

1983 D 
1984 D 
1985 D 

1985 Okt. 
Nov. 
Dez. 

1986 Jan. 
Febr. 
März 

April 
Mai .... . 
Juni ... . 

Juli ..... 
Aug. 
Sept. 

Okt. 
Nov. 

115,8 
118,7 
121.1 

120,7 
121,0 
121,3 

121,7 
121,9 
121,8 

121,9 
122,0 
122.2 

121,7 
121,0 
120.9 

120,6 
120,3 

114,1 
117.0 
118,5 

117.4 
117,9 
118,1 

118,7 
119,1 
119,0 

119,5 
119,8 
120,2 

119,3 
118.4 
118,3 

118.0 
117,8 

Siehe auch Fachserie 17, Reihe 7. 

116,0 
118.7 
121.2 

121.7 
121.9 
121,9 

121.9 
121.9 
121,9 

121.8 
121.7 
121,8 

121.6 
121,5 
121,6 

121,2 
121.1 

113,3 
115,4 
116,1 

114,1 
114.4 
114,9 

116,0 
116.8 
116.7 

117.4 
117,8 
118,3 

117,6 
115,6 
115.2 

114,7 
114,3 

112.4 
115.0 
114,7 

111.6 
112.2 
112,8 

114,2 
115,0 
114,7 

115,8 
116,8 
117.8 

116,1 
113.9 
113.4 

112,8 
112.3 

112.8 
115.5 
118,3 

119.2 
119.5 
119,5 

119.6 
119,9 
120.0 

120.2 
120,3 
120.3 

120,3 
120.4 
120,8 

121,0 
121.1 

119,1 
123.4 
127.7 

128.5 
128,8 
128.7 

128,6 
128.4 
128.4 

128,0 
127.6 
127,3 

126.9 
127.0 
126,9 

125,8 
125,5 

116.2 
120.8 
125.0 

125,8 
126,0 
126,1 

126.4 
126,7 
127.0 

127.1 
127.3 
127.5 

127,7 
127,9 
128.1 

128,2 
128,3 

126,5 
130.1 
134,7 

135.4 
136.0 
135,2 

134,2 
132.6 
131,9 

130,2 
128,2 
126,9 

124,7 
124,5 
123.7 

119.7 
118.3 

113.5 
115.7 
177.5 

118,1 
118.4 
118,3 

118,5 
118,7 
118,8 

118,9 
119,0 
119.2 

119,2 
119.4 
119,5 

119,7 
120.0 

Einfache Lebenshaltung eines Kindess) 

113.4 
116.2 
119,0 

119,8 
120.4 
120.5 

120.6 
120,9 
121.1 

121.2 
121.3 
121.4 

121.4 
121,5 
121,9 

122.0 
122,2 

117.7 
122.2 
126,5 

127,0 
127.6 
126,9 

126,1 
125,3 
125.1 

124.7 
123,6 
122,9 

121,9 
122.6 
122,7 

122,1 
122.3 

116,5 
121.0 
125.3 

126.2 
126,3 
126,5 

126,8 
127.1 
127.4 

127,6 
127.8 
127.9 

128.2 
128.4 
128.6 

128.7 
128,8 

121.2 
125.6 
129,9 

129,6 
131,2 
128.2 

124.0 
119.7 
118.2 

116.0 
111.4 
108,0 

103,3 
105.4 
105,5 

102.6 
103,0 

113,5 
115,9 
117,8 

118,2 
118.4 
118.3 

118,5 
118,7 
118.9 

119.0 
119,1 
119,2 

119,3 
119,3 
119,5 

119,6 
119,8 

124.6 
126,8 
128.4 

128.8 
128,9 
129,0 

129.3 
129,5 
129,6 

129.7 
129.8 
129,9 

129,9 
13·0.o 
130,1 

130,3 
130.4 

114.0 
116,5 
118,2 

118.9 
119.0 
119,2 

119.4 
119,6 
119,8 

119,9 
120.0 
120.1 

120.3 
120.4 
120.4 

120,7 
120.8 

Guter für 

Verkehr 
und Nach-

richten-
über-

mittlung 

116,2 
117,5 
119,0 

119.0 
119,0 
118,9 

118.4 
117.1 
115,7 

115.2 
115.5 
116,3 

115,4 
114.8 
115.4 

114,8 
114,5 

127,0 
128,6 
130,0 

129.7 
129,7 
129,7 

131,2 
132,0 
132,6 

132,7 
132.9 
132.9 

132,5 
132,5 
132,5 

133,0 
132,0 

Bildung, 
Unter-

haltung, 
Freizeit 
(ohne 

Dienst-
leistungen 
des Gast-
gewerbes) 

113,0 
117.1 
119,7 

118,8 
119.7 
120,7 

122.5 
122,7 
122.4 

122.4 
122,7 
122.3 

121.3 
120,8 
120,9 

122,0 
122.1 

117.0 
119,7 
121,8 

122,5 
122.7 
122,5 

122.7 
123,2 
123.5 

123.7 
123.9 
124.0 

124.1 
124,6 
124.6 

124,7 
124.9 

die pers. 
Aus-

stattung, 
Dienst-

leistungen 
des 

Beher-
bergungs-
gewerbes 

sowie 
Güter 

sonstiger 
Art 

114,8 
116.8 
120.0 

120,7 
120.7 
121.4 

122.6 
122.8 
123,1 

123.1 
123,3 
124.5 

124,5 
124.4 
124.4 

124.4 
124.4 

113.3 
116.4 
119,3 

120.0 
120.5 
120,9 

121.2 
121.4 
121.5 

121,8 
121,9 
122.0 

122.1 
122.1 
122,2 

122.4 
122.3 

1) Lebenshaltungsausgaben von rd. 2 665 DM monatlich nach den Verbrauchsverhaltmssen von 1980 -2) Lebenshaltungsausgaben von rd. 4 148 DM monatlich nach den Verbrauchsverhält-
nissen von 1980. - 3) Lebenshaltungsausgaben von rd 2 575 DM monatlich nach den.Verbrauchsverhältnissen von 1980 -4) Lebenshaltungsausgaben von rd. 1 192 DM monatlich nach den 
Verbrauchsverhältnissen von 1980 -5) Bedarfsstruktur1976, nach der Pre1sentw1cklung auf 1980 hochgerechnet. für den Mindestunterhalt von Kindern 1m 1. bis 18 Lebensjahr; Hauptgruppe 
„Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren" enthalt nur Nahrungsmittel sowie alkoholfreie Getränke. - 6) Die Monatsmd1zes beziehen sich 1ewe1ls auf den Preisstand zur Monatsmitte. - Die 
Jahresmdizes sind einfache Durchschnitte aus den Monatsmd1zes - 7) Nach der Systematik der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 1983 (Ghederung nach dem Ver-
wendungszweck). - 8) Kartoffeln, Gemüse, Obst, Südfrüchte, Frischfisch, und Blumen. -9) Bei dem Pre1s1ndex fUrd1e einfache Lebenshaltung eines Kindes sind Wohnungen des fre1fmenz1erten 
Wohnungsbaues, die 1949 und später erstellt wurden, nicht berucks1cht1gt. 
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